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Einleitung. 



Ziel und Schwierigkeit der Aufgabe. 

Wenn der Satz richtig ist, dafi ein jedes Buch sich von selbst^ ohne Vor- 
rede^ zu rechtfertigen hat^ so ist das vorliegende ein solches^ das sich nicht so 
rechtfertigt nnd vielleicht besser nicht geschrieben wäre: es bedarf in mancher 
Hinsicht eines Vorwortes. Schon um des Titels willens. Was ist ^^höheres Lehr- 
amt^^? Wohl kann man, besonders von Seiten der Fachgenossen, erraten, was 
ich meine, aber recht ungenau bleibt die Bezeichnung doch; in Österreich würde 
man „Amt des Mittelschullehrers, Mittelschullehramt'^ sagen, in Bayern „huma- 
nistisches und technisches Lehramt", in Preußen jetzt „Oberlehreramt", „Amt 
des Oberlehrers"; will man eine Erklärung des Wortes: „höheres Lehramt", 
so kann man sagen: höheres Lehramt ist das Amt des akademisch gebildeten 
Lehrers an den deutschen und österreichischen VoUanstalten, welche ihre Schüler 
als reif zur Hochschule entlassen und zugleich das Amt derjenigen akademisch 
gebildeten Lehrer an den NichtvoUanstalten, welche als eine Art Vorstufe 
für diese VoUanstalten zu betrachten sind. 

Die Rechte und Pflichten dieses Amtes in Deutschland und Osterreich 
will das vorliegende Buch klarzulegen versuchen, und zwar in vergleichender 
Nebeneinanderstellung, indem es den jetzigen Stand zugrunde legt. Unter den 
Begriff „höheres Lehramt" fallen natürlich auch die Anstaltsleiter, Direktoren, 
denn sie lehren auch, obgleich ihr Amt auch noch andere Seiten hat; die 
höheren Vorgesetzten in den Zentral- und Mittelbehörden haben freilich kein 
Lehramt mehr, und doch wäre es kurzsichtig gewesen, auf die höheren 
Lehrer nnd ihre unmittelbaren Vorgesetzten, die Direktoren, diese Darstellung 
zu beschränken; ein Lehramt ist eben ein Amt, und die Inhaber des Amtes 
haben als solche bis zu dem allerhöchsten Vorgesetzen, dem Leiter der Zentral- 
behörde eines Staates, ihre dienstlichen Beziehungen, von der Anstellung bis 
zur Pensionierung bekommen sie von dieser Spitze aus, wenn auch erst mittelbar, 

H. Morscli, Du höhere Lehramt. 1 



2 Einleitung. 

ihre Weisungen. So ergibt' es sich als notwendige nicht das höhere Lehramt 
allein zu schildern^ sondern auch die diesem Amt vorstehenden Schulaufsichts- 
behörden. 

Erscheint denn eine solche Darstellung geboten? — In dem letzten Jahr- 
zehnt, seit der preußischen Schulreorganisation von 1892 ^ hat sich doch eine 
Flut Yon pädagogischen Schriften über Deutschland ergossen, welche, nachdem 
sie zurückgeebbt war, manchen Wall niederreißend, doch etwas mehr Reinheit 
und Klarheit geschafiFen zu haben scheint. Indessen alle diese Schriften, 
Schrifkchen, Broschüren, Bücher, Fachschriften- und Zeitungsartikel theoretisieren 
zu viel. Jeder, der einen solchen neuen pädagogischen Reformvorschlag macht, 
sollte sich fragen: Sind Bedingungen vorhanden, welche meinen Gedanken 
in die Wirklichkeit umsetzen? Selbst, wenn davon etwas von den Behörden 
anerkannt und aufgenommen wird, zerschellt das wieder nicht au der rauhen 
Wirklichkeit, d. h. welche Rechte habe ich, bei den herrlichsten Lehrbüchern 
und Lehrplänen, meinen Schülern gegenüber, um meine Zwecke zu erreichen? 
Welche Ghrenze hat meine Tätigkeit nach oben hin? Kann nicht oft genug 
das, was ich will, auch wenn es wirklich das Beste vom schultechnischen Stand- 
punkt ist, von anderer Seite durchkreuzt und abgebrochen werden? d. h. sind 
bei der Ausübung der Erziehungs- und Unterrichtstätigkeit, also im Amte, allein 
pädagogische Momente maßgebend? Könnten nicht jene Imponderabilien und 
Ponderabilien, die man Verwaltungsprinzipien nennt, hier die edelsten und 
reinsten Absichten hindern? — Gewiß müssen auch in der Ausübung des 
höheren Lehramtes andere als rein pädagogische Momente maßgebend sein — 
wo wäre ein Wirkungskreis im Leben, der sich nur durch sich selbst bestimmte! 
- aber es fragt sich, ob das Überwiegen fremder, nichirpädagogischer Ein- 
flüsse nicht zu schwer wirkt. Wie weit solche anders geartete Elemente hemmend, 
vielleicht ab und zu auch fordernd. Schulfragen zu gestalten pflegen, das wird 
man, je weiter man sich von dem eigentUchen Lehramt entfernt, je höher man 
in die Schulaufsichtsbehörden steigt, jedenfalls destomehr empfinden. Ist es doch 
gewiß jedem aufgefallen, eine wie geringe Zahl von pädagogischen Fachmännern 
(oft gar keiue) in den Zentralbehörden sitzen. 

Solche, das wirkliche Unterrichts- und Erziehungswerk hemmenden Ur- 
sachen, die natürlich ebensogut in der Person des Erziehers liegen, werden 
am meisten dort vermutet werden können, wo die behördlichen Institutionen, 
Dienstanweisungen, Verfügungen alt sind, offc so alt, daß ihre Edtstehung zwei, 
drei Menschenalter zurückliegt; wie die gesamte Erziehungslehre, muß auch der 
Rahmen, das Amt, innerhalb dessen sie praktisch wird, sich verbessern; geschieht 
das letztere nicht, sind die Räder und Rädchen der Schulverwaltungsmaschine 
alt und rostig geworden, so helfen oft die besten Lehrbücher, die schönsten 
Lehrpläne, die feinsten psychologisch-pädagogischen Theorien nichts: es ist, als 
ob man neues Ol in ein altes Uhrwerk tut; deswegen müssen alle solche oben 
erwähnten Vorschläge zur Schulreform Wolkenkuckucksheime bleiben, solange 
man nicht die rechtlichen Ghnmdfesten des höheren Lehramtes, wenn man von 
ihrer Unzulänglichkeit überzeugt ist, neu aufgebaut hat. 



Ziel und Schwierigkeit der Aufgabe. 3 

Nun wäre es ja ein leichtes^ Ausstellungen über Ausstellungen zu machen^ 
wie man sie wohl hier und da gehört; die übrigens auch andere gleichgestellte^ 
akademisch gebildete Beamte an ihren Verwaltungen machen könnten. Aber 
das soll nicht so unmittelbar geschehen; es ist ja auch bedenklich^ von allge- 
meinen Gesichtspunkten aus an Geschäftszweige^ in welchen es mehr aufs 
Praktische schließlich ankommt ^ einen Maßstab anzulegen. Vielmehr soll ein 
indirekter Maßstab gesucht und angewandt werden. In Deutschland gibt es ja 
genug gesonderte Schulverwaltungen; sie haben sich bis jetzt^ meist unbeeinflußt 
voneinander ; entwickelt und wenn' man sie nebeneinanderstellt^ so kritisiert 
schon ganz yon selbst, eben in dieser Nebeneinanderstellung, ein System das 
andere; die Vorzüge, Verbesserungen, die in dem einem jüngst geschehen, weisen 
auf die Nachteile, Altertümlichkeiten des andern hin, es bedarf meist gar keiner 
Worte, um darauf aufmerksam zu machen, in einer Art Ton mehrfacher Selbst- 
bespiegelung zeigen sich uns mit ihren verschiedenen Rechten und Pflichten die 
höheren Lehrämter der deutschen Staaten. Zu ihnen soll sich noch das Mittel- 
schullehreramt in Österreich gesellen. Der österreichische Staat, bis vor einem 
Menschenalter äußerlich politisch mit Deutschland verbunden, hat ein, man 
möchte sagen bis aufs I-Pünktchen ausgearbeitetes und wohldurchdachtes Schul- 
verwaltungssjstem, dessen Grundstein vor einem halben Jahrhundert ja mit von 
einem Manne gelegt ist, der auch unser preußisches höheres Schulwesen geleitet 
hat; außerdem sind auch jetzt noch die Beziehungen so enge, daß, wenn man 
es auch von gewissen Seiten nicht haben will, die kulturellen und geistigen 
Fäden hinüber- und herüberschießen, zu wahrhaftem Nutzen und Frommen des 
einen wie des anderen Großstaates. So wird das österreichische höhere Lehr- 
amt in seiner Darstellung sehr vieles zur Beleuchtung der andern beitragen. 

Sofort aber hört man einen neuen Einwand von vielen erheben. Was 
nützt es, wenn man eine große Zahl von Verordnungen, Verfügungen neben- 
einanderstellt, es bleibt das alles ja meist Papier! Die Wirklichkeit solcher 
Schulsysteme ist daraus nicht zu erkennen. Ja, wer kennt denn die Wirklichkeit 
des höheren Schulwesens in Deutschland und Österreich überhaupt? und ist es 
überhaupt möglich, sie kennen zu lernen? Wenn man den Zustand der höheren 
Schulen, die Rechte und Pflichten der höheren Lehrer in den Staaten Deutsch- 
lands und Österreichs so, wie sie in Wirklichkeit infolge, vielleicht auch trotz 
behördlichen Verfügungen liegen, in Augenschein nehmen wollte, müßte eine 
ständige deutsch-österreichische ünterrichtskommission, die recht viel Mitglieder 
hätte, fortgesetzt auf Besichtigungsreisen sich befinden, um selbst zu sehen und 
zu hören. Solche Behörde aber gibt es nicht und kann es nie geben; die jetzt 
wirkende Reichsschulkommisson hat es bekanntlich nur mit der Prüfung der 
Anträge seitens solcher deutscher Schulen zu tun, die gültige Zeugnisse über 
die wissenschaftliche Befähigung für den einjährig-freiwilligen Dienst auszustellen 
wünschen; ihre Existenz rührt also von dem her, was Reichssache ist, dem 
Militärwesen, und nur insoweit hat es diese Kommission auch mit höheren 
Schulen zu tun. Weder das niedere noch das höhere Schulwesen ist ja Reichs- 

sache. Aber abgesehen davon, daß es schier unmöglich ist, die Eigenart des 

1* 



4 Einleitung. 

höheren Lehramtes in Deutschland und Osterreich durch Autopsie zu ergründen, 
so ist der gewöhnliche Weg doch stets der von uns eingeschlagene; wer eng- 
lisches Gerichtswesen kennen lernen will, studiert die englischen Gesetzbücher; 
wer französische militärische Heereseinrichtungen kennen lernen will, läBt sich 
die französischen Exerzierreglements geben; mag dem Rechtskundigen eine Reise 
in England wirklich englische Rechtsprechung Tor Augen führen, aber auch 
dann kann er nur eine geringe Anzahl von englischen Gerichtshöfen sehen, nur 
eine geringe Zahl englischer Richter selbst hören und so beobachten, welche 
Anwendung sie von den Gesetzen machen, wie auch dem Militär nur aus- 
nahmsweise bei Manöyem fremdländischer Truppen diese selbst zu schauen 
Gelegenheit gegeben ist. und femer: Ist denn wirklich der Schluß vom 
Papier zur Wirklichkeit immer trügerisch? Eigentlich, das ist doch 
sicher, soUen Rechte und Pflichten eines Beamtenstandes nicht bloß auf dem 
Papiere stehen, wo es geschieht, da ist es Saumseligkeit, Schlendrian, der solche 
Gegensätze herbeiführt ; und der Mangel an höheren Aufsichtsbeamten im Schul- 
wesen läßt dann solche Gegensätze zwischen Wirklichkeit und Papier leicht 
weiter einreißen. Im allgemeinen kann doch aber eine zu weite Eluft zwischen 
Verordnungen und. Befolgungen derselben nicht zugegeben werden, obgleich wir 
solche Beispiele im Fortgange der Darstellung natürlich konstatieren müssen; 
aber sollten denn wirklich, um ein einzelnes Beispiel anzuführen, jetzt nach 
YeröfiFentHchung der neuesten preußischen Reifeprüfungsordnung nicht deren 
Vorschriften fast überall befolgt werden? Oder sollte man nicht nach der vor 
kurzer Zeit erlassenen badischen Schulordnung sich jetzt dort richten? Mich 
deucht, die Behauptung, daß alles so etwas nur auf dem Papier stände und 
deswegen belanglos wäre, ist mindestens sehr kühn, kühner jedenfalls als die 
Annahme, daß solche Anordnungen ganz in die Wirklichkeit übergingen und 
uns die letztem veranschaulichten. Man hat also gar keine Veranlassung, die 
hier versuchte Zusammenstellung mit dem Rufe: „papieme Pädagogik'^ von 
vornherein abzuweisen. # 

Tatsächlich hat man denn auch jetzt angefangen, behördlicherseits Schul- 
einrichtungen anderer Staaten zu studieren und sich ihnen anzupassen, haben 
doch jüngst einige preußische Ordnungen, wie die Prüfungsordnung für die 
Oberlehrerkandidaten und die praktische Ausbildung derselben in andern Bundes- 
staaten Nachahmung gefanden. Trotzdem aber behält die Behauptung ihre 
Richtigkeit, daß die Schulverwaltungen in Deutchland unabhängig nebeneinander 
entstanden sind, wie Rethwisch bemerkt. Man kann darüber günstig wie un- 
günstig urteüen. Deutschlands Elein- und Vielstaaterei, die in politischer Hin- 
sicht vielen Schaden gestiftet und die äußere politische Macht auf Jahrhunderte 
lang lahm gelegt hat, ist in kultureller Beziehung vielleicht mehr fruchtbringend 
gewesen; wäre Friedrichs des Großen Staat allein der Träger geistiger BUdung 
gewesen, es wäre mit seinem Zusammensturz 1806 auch die deutsche Kultur 
zugrunde gegangen. So aber lebte an den kleineren Höfen die deutsche Literatur 
und Kunst, deutsche Philosophie und Geisteswissenschaft ungestört weiter und 
konnte, fast unbekümmert um den äußern politischen Niedergang des größten 
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deutschen Staates wie benachbarter Gemeinwesen, neue geistige Nahrung, neues 
Blut gleichzeitig aus sich selbst saugen, andern zur Belebung mitteilen und 
schliefilich auf diese Weise das ihrige auch zur äußeren politischen Befreiung 
beitragen. Und bis auf die heutige Zeit heben und fordern die vielen kulturellen 
Mittelpunkte in einer Zahl Ton kleineren und gröfieren Hauptstädten den geistigen 
Standpunkt der Nation vielleicht bedeutend mehr als wenn von einer einzigen 
Zentrale alle geistig-kulturellen Bestrebungen ausgingen und von ihr beherrscht 
würden. Derjenige, welcher Deutschlands Ghröße nach außen wieder geschaffen, 
Bismarck, bestätigt dies, wenn er 1869 sagt: „Dieser Partikularismus ist die 
Basis der Schwäche, aber auch nach einer andern Seite hin die Basis der 
Blüte Deutschlands. Die kleinen Zentren haben ein Gemeingut von Bildung 
und Wohlstand in allen Teilen Deutschlands verbreitet, wie man es in zentra- 
listisch-organisierten großen Ländern schwer findet.'^ ^) 

Dies möchte man auch auf das höhere Schulwesen anwenden und meinen, 
die Yielgestaltigkeit desselben sei ja gerade etwas Segenbringendes, besonders 
wird in der Jetztzeit solche Meinung Anklang finden, denn ein, wenigstens nach 
meiner Überzeugung, viel zu weit gehender Individualismus möchte nicht bloß 
in jedem Staate, in jeder Gemeinde, sondern auch in jeder Schule eigenartige, 
gesonderte Schulgebilde entwickelt sehen. 

Indessen mag solch pädagogisches Sonderwesen weiterhin seine Blüten 
treiben, in andere Schuleinrichtungen einzudringen, wird nimmer schaden; auch 
Schulverwaltungen können voneinander viel lernen. Und schließUch, wenn 
auch die Organisationen sich unabhängig voneinander bis jetzt gebildet haben, 
die Zeit wird und muß kommen, wo sie sich in Deutschland in ihren äußerem 
„Schulrecht'^ einander naher rücken; soU denn immer die Oberlehrerprüfong in 
Süddeutschland so gänzlich verschieden sein von derjenigen in Norddeutsch- 
land? soU die Reifeprüfung in dem einen Staate so viel leichter, in dem andern 
so viel schwerer sein? 

Kann man dies und ähnliches vielleicht aus dem Prinzip der Individualität 
heraus, daß nämlich jeder Bundesstaat nach seiner historisch gewordenen Eigenart 
sein besonderes höheres Schulwesen haben müsse, irgendwie rechtfertigen? 
Dann müßte man es auch durchaus in der Ordnung finden, daß, wahrend hier 
ein wirklich schultechnische Oberschulbehörde existiert, dort wieder der Mangel 
eüies obersten Schulrates bis zu dem Ghrade empfanden wurde, daß man für 
Schulreformen einen solchen zweimal eiligst erst schaffen und zusammenrufen 
mußte? Lange genug sind die Schulverwaltungen in Deutschland selbständig 
nebeneinander her gelaufen, die geringen, später zum Teil nicht beachteten 
Übereinkommen von 1874 und 1889 ändern an dieser Tatsache nichts. Die 
Reichsschulkommission mit ihren nicht großen Befagnissen zeigt gerade darin, 
wie weit wir hier zurück sind; in neuster Zeit hat man in der Presse vielfach 
nach einem deutschen Beichsschulamt zur Beaufsichtigung der deutschen Aus- 



1) Politische Reden, Ausgabe von Horst Eoh] lY, 189. 
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landsBchulen gerufen^), das Bcheinen mir curae posteriores zn sein^ wahrlich die 
deutschen Inlandsschuleii hätteh ein Reichsschillamt nötiger^ das wirken könnte, 
ohne berechtigte Eigentümlichkeiten zu zerstören. Die innere politische 
Lage scheint allerdings solcher Beichs-Oberschulbehörde nicht günstig zu sein, 
aber nimmer kann es diesen Gedanken schaden, einmal Umschau gehalten zu 
haben, wie denn nun das höhere Lehramt in Deutschland und Österreich eigent- 
lich aussieht; und so hoffe ich, wird die folgende schulyergleichende Darstellung 
auch von diesem Gesichtspunkt nützlich sein. 

Und nun muß auch von der Schwierigkeit des Unternehmens geredet 
werden, auch nur deswegen, um das Ganze zu entschuldigen. Da ich ganz 
besonders mich bemüht habe, ins einzelne einzudringen, so war es nicht leicht, 
überall das Material herbei zu schaffen. Die Handbücher der Pildagogik bieten 
in den Artikeln über die einzelnen Länder nur Oberflächliches, teils Veraltetes, 
wie es nicht anders sein kann. Auch Baumeisters Handbuch I, 2 (die Ein- 
richtung und Verwaltung des höheren Schulwesens in den Kulturländern Ton 
Europa und in Nordamerika 1897) genügt solchen, welche nicht bloß Namen 
und yielleicht etwas Geschichtliches yon den Schulbehörden, sondern deren 
innere Organisation wissen wollten, durchaus nicht und kann auch nicht 
genügen, womit das verdienstrolle Werk nicht im geringsten herabgesetzt werden 
soll; auch das, was Bethwisch 1893 in dem Buch: Deutschlands höheres Schul- 
wesen im neunzehnten Jahrhundert (Geschichtlicher Überblick im Auftrage 
des Königlichen Preußischen Kultusministeriums) bot, führt zu wenig in die 
Tiefe, wie es ja auch bei einer für Weltausstellungszwecke verfaßten Schrift 
nicht anders geboten erschien; ebenso können die 40 Seiten, welche derselbe 
Verfasser jüngst in dem ebenfalls für Weltausstellungszwecke verfaßten größeren 
Werke (Die höheren Lehranstalten und das Mädchenschulwesen im deutschen 
Reich von G. Bethwisch, R. Lehmann, Gertrud Bäumer, herausgegeben von 
W. Lexis, Berlin 1904) über die Schulverwaltung, die Lehrerschaft, ihre Vor- 
bildung, über das Lehramt geschrieben, das Thema doch nicht erschöpfen; ab- 
gesehen davon, daß die Verwaltungen einer großen Anzahl von Kleinstaaten 
wie Anhalt-Dessau, Braunschweig, Hamburg, Bremen dort nicht berücksichtigt 
werden konnten, durfte auch diesmal von dem Verfasser, wie es eben ein solches, 
im Auftrage einer Zentralbehörde geschriebenes Buch mit sich brachte, eine 
Fülle von Einzelheiten, die in ihrer Art für manche Staaten sehr charakteristisch 
waren, einfach nicht erwähnt werden; selbstredend soll auch dies kein Vorwurf 
sein. Da abo zusammenfassende, irgendwie nur annährend erschöpfende Werke 
fehlten, so konnten nur Sonderwerke über einzelne Staaten zu Rate gezogen werden 
über Baden das von Joes, über Württemberg Fehleisen, über das Königreich 
Sachsen Kretzschmar, über Hessen NodnageP) usw., welche einzeln unten namhaft 



1) Auch BethwiBch (Einleitung zu den Jahresberichten über das höhere Schulwesen, 
Bd. XVni, 1903) ruft darnach mit Recht, äußert allerdings sehr weitgehende Wünsche. 

^ Joos, Die Mittelschulen im Großherzogtum Baden. 2. Ausgabe, Karlsruhe 1898. — 
Fehleisen, Sammlung der wichtigsten Bestimmungen für die Gelehrten- und Realschulen 
Württembergs. Stuttgart 1900. — Kretzschmar, Das höhere Schulwesen im Königreich 
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tmaclit werden. Indessen^ wenn nur auf solche Bücher zurückgegangen wäre, 

Ire dies Buch durchaus schematisch geblieben^ wie diese Bücher mehr oder 

miger alle. Jene Zusammenstellung von Verfügungen einer Schulbehörde 

es Staates laßt nicht immer iu den inneren Betrieb^ besonders der Aufsichts- 

iörden^ hineinblicken; so blieb denn nichts anderes übrige als unmittel- 

r die Güte der Schulaufsichtsbehörden in Deutschland und Österreich in 

ispruch zu nehmen durch eine Reihe Anfragen^ welche auf ihre innere 

ganisation, auf Vorbildung der Mitglieder dieser Behörden^ Verbindung der 

^zemate^ bureaukratisches oder Eollegialsystem u. a. sich bezogen; nur was 

eußen anbelangt^ mußte ich mich mit dem, was Werke wie von Rönne (Ver- 

^tungsrecht, das Unterrichtswesen des preußischen Staates), r. Brauchitsch* 

e neuen preußischen Verwaltungsgesetze. Fortgeführt und herausgegeben 

1 Studt und Braunbehrens), Wiese-Eübler, Wiese-Lrmer, Beier u. a. boten, 

lieden geben, denn bei dem hohen Alter unserer preußischen Schulgesetz* 

ung — geht doch die Einrichtung der Behörden auf die Stein-Hardenbergsche 

oche zurück — lieferten die Gesetzsammlungen Ton 1808 usw. und das Zentral- 

vtt für die gesamte Unterrichtsyerwaltung stets reiches und authentisches 

Material, außerdem ist manches ja den preußischen Oberlehrern durch amtHche 

Erfahrung und Tätigkeit bekannt genug. 

Für andere Staaten aber war ich neben den gedruckten seltenen Werken 
über ihre Verwaltungen in hohem Ghrade auf jene, auf meiue Bitten erfolgten 
persönlichen und amtlichen Mitteilungen angewiesen, und dieselben sind von 
allen Seiten in so reicher Fülle, in so detaillierter Weise erfolgt, daß mir 
hier tatsächlich Raum und Gelegenheit fehlen würde, wollte ich so danken, 
wie ich müßte. Besonders aber von österreichischer Seite ist mir bei Ab- 
schnitt IV über so viele Dinge administrativer wie schultechnischer Art 
eine so wohlwollende, eingehende, fortgesetzt sich wiederholende Auf- 
klärung gegeben, daß die Darstellung dieser Schulverwaltung, in erster 
Linie die des Ministeriums, diejenige meines engeren Vaterlandes an Ausdehnung 
fast übertrifft. Dazu hatten sich mehrere Staaten bereit erklärt, in ihren höheren 
Verwaltungsstellen die Druckbogen zur Korrektur lesen zu lassen; ich glaube also, 
das hier Dargebotene gibt doch ein Bild von dem wirklichen Zustande des 
höheren Lehramts in Deutschland und Österreich; habe ich doch äußerst selten 
etwa diplomatisch gehaltene Auskünfte erhalten, ich konnte das durch Vergleich 
mit den entsprechenden Antworten anderer Staaten leicht feststellen und wo 
solch ein leiser Argwohn in mir aufstieg, bin ich in der DarsteUungsart eben- 
falls vorsichtig gewesen. 

Den auf diese Weise gewonnenen Stoff zu gestalten, war gewiß schon an 
und für sich eine neue Schwierigkeit; diese wurde durch die Art der Disposition 
noch gesteigert. Es ging nicht an, jeden einzelnen Staat für sich erst abzu- 



Sachsen. Leipzig 1908. — Nodnagel, Das höhere Schrdwesen im Großherzogtum Hessen. 
Gießen 1908. — Krüger, G., Verordnungen und Gesetze für die G^ymnasien des Heizogtums 
Anhalt-Dessau 1900 
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handeln y z. B. Baden in bezug auf das Staatsexamen und dann das Staats- 
examen in einem andern darzustellen; die Kreise wären zu groß geworden^ man 
hätte, sobald man zu dem zweiten gelangt, vom Vorhergehenden vieles vergessen; 
das ist auch nicht der Fehler, wohl aber die Notwendigkeit bei einem Buche 
wie Baumeister. WiU man hier die 20 Zeilen über die jetzigen bayerischen 
Schulaufsichtsbehörden durchlesen, so muß man die Gesamtdarstellung des 
bayerischen Schulwesens vorher durchgegangen sein; will man dann über die 
württembergische Ministerialabteüung sich orientieren (S. 143, 144), ist unter 
dem Eindruck aller möglichen Schulsachen in Bayern und Württemberg die 
Organisation der bayerischen Verwaltung fast wieder dem Gedächtnis ent- 
schwunden. So erhält man kein unmittelbares Spiegelbild durch vergleichende 
Zusammenstellung. Deshalb wurden die Glieder der Disposition möglichst klein 
genommen, nicht Dienstanweisungen im allgemeinen in Bayern, dann die in 
Baden usw. durften nacheinander besprochen werden, sondern die einzelnen Be- 
stimmungen, z. B. in bezug auf Konferenzen, Zensuren usw. soUen nebeneinander 
treten, ebenso soll später nicht eine Gesamtdarstellung einer Schulaufsichts- 
behörde und dann einer andern, sondern Wirksamkeit und Organisation aller 
z. B. nach Vorbildung der Mitglieder, Geschäftsordnung, Arbeitsart, Recht des 
Vorsitzenden usw. geschildert werden. Erst so treten Befugnisse und Kompetenzen 
in die richtige Beleuchtung. 

Eine zweite Schwierigkeit ergab sich vorzüglich bei der Darstellung der 
Schulaufsichtsbehörden Die Organisation derselben ist nicht ohne Eingehen 
auf juristische Verwaltungsfragen möglich; schon die Geschichte, Gründung, 
Umgestaltung derselben spielt sich in dem Rahmen der inneren politischen 
Entwickelung ab, ich darf nur an Preußen erinnern, dessen Schulaufsichts- 
behörden, wie gesagt, in ihrem Ursprung auf die Zeit der Befreiungskriege 
1813 — 1815 zurückgehen, ebenso in Österreich, wo die schulgesetzliche Regelung 
mit der Zeit von 1848 und 1867 und mit ihrer Umänderung der inneren Ver- 
fassung eng verknüpft ist. So mußten viele verwaltungsrechtlichen Sachen 
mindestens stark gestreift werden, da es mit Absicht vermieden ist, solche 
Dinge ab ovo auseinanderzusetzen, damit das Ganze nicht zu „monströs'^ würde. 
Und doch werden manche das Buch als eine Art Monstrum tadeln, weil es 
etwas buntscheckig werden mußte. 

Zuerst trägt das Ganze ein schulpolitisches oder auch schulgeschicht- 
liches Gepräge, dann ein verwaltungsrechtliches, und schließlich natürlich 
ein pädagogisches. Wieweit es gelungen ist, alle diese Züge zu einem Ge- 
samtbilde zu vereinigen, bleibe dahingestellt. Freilich, ich fürchte, ich habe es 
keinem recht gemacht. Die Theoretiker der Pädagogik, welche die psycho- 
logischen Grundlagen der Aufmerksamkeit, Ermüdung, des mangelnden Fort- 
schrittes u. a. untersuchen, werden eine philosophische Auseinandersetzung über 
erzieherische Grundfragen vermissen, wenn ich nachher Strafen, Zensuren und 
andere Erziehungsmittel in einzelnen Staaten nebeneinander reihe und das eine 
besser finde als das andere. Die Historiker der Pädagogik werden es bemängeln, 
daß ich zu ungeschichtlich verfahre und manche Schuleinrichtung nicht bis auf 
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ihren Ursprung zurückverfolge; erst dann, so ist ihre Ansicht, könne man 
darüber urteilen. 

Vielleicht auch solche, die außerhalb des höheren Lehramtes stehen, werden 
ihre Ausstellungen machen. Besonders werden manche aus dem Kreise der 
höheren Yerwaltungsbeamten sich darüber wundem, dafi ein Oberlehrer es 
unternimmt, sich auf das politisch-judizielle Gebiet zu wagen; möglicherweise 
aber dürften solche das Buch entschuldbarer finden als Fachgenossen. Wissen 
doch diejenigen, welche in der Verwaltung Sitz und Stimme haben, Realitäten 
mehr zu schätzen als andere Beamten, vielleicht werden sie es langst gemerkt 
haben, daß das Erziehungsproblem mit grauen Theorien allein nicht zu lösen 
ist, sondern daß hier die Machtfrage eine ebenso große Bolle spielt wie anderwärts, 
deshalb sollten gerade solche Leser einen Versuch nicht zurückweisen, der 
darauf ausgeht. Rechte, Kompetenzen des höheren Lehramts und seiner Auf- 
sichtsbehörden vergleichend zu untersuchen. Immerhin wird man auch hier 
dem Neuling von vom herein nicht ganz freundlich gesinnt sein. Endlich 
Presse und Publikum werden vielleicht auch kein allzugroßes Gefallen an diesem 
Versuche finden, falls sie darauf aufinerksam werden sollten, denn das Folgende 
wird u. a. zeigen, wie allmählich die Prüfungen an den höheren Schulen mancher 
Staaten recht leicht gemacht worden sind, und das vernimmt man ungern, 
fortgesetzt ruft man nach weiterer Erleichterung. Was nun die Zahl der heran- 
gezogenen Staaten anlangt, so sind berücksichtigt: Baden, Bayern, Bremen, 
Hamburg, Hessen, Oldenburg, Österreich, Preußen, Königreich Sachsen, Groß- 
herzogtum Sachsen- Weimar, Württemberg, zum Teil auch Mecklenburg-Schwerin; 
Elsaß-Lothringen, Sachsen-Meiningen, Reuß j. L. u. a. sind nur bei Besprechung 
der Reifeprüfung herangezogen, Lübeck konnte gar nicht berücksichtigt werden; 
einige andere Staaten, deren höheres Schulwesen unter preußischer Verwaltung 
steht, brauchte ich nicht heran zu ziehen. Ich habe mich bemüht, überall den 
Text der Schulgesetze, wenn ich diesen allgemeinen Titel wählen darf, selbst an- 
zuführen, ebenso auf die Quellen der Schulgesetzgebung, besonders in Preußen 
und Österreich zurückzugehen. Doch ist das Werk keine bloße Zusammenstellung, 
deswegen hoffe ich auch, den Kanzleiratstil in der Darstellung im allgemeinen 
vermieden, andererseits doch 'sine ira et studio' geschrieben zu haben« 

Alle Darstellungen der Verwaltungslehre, des Verwaltungsrechts, der 
Geschichte der Verwaltung, sei es die allgemeine, sei es die eines einzelnen 
Staates, beschäftigen sich, so weit ich sie kenne, fast nur mit der politischen, 
der inneren Verwaltung; die Verwaltung der sogenannten technischen Fächer, 
des höheren und niederen Schulwesens, des Medizinal-, Forst- und Baufaches 
ist in ihnen stets sehr nebensächlich, so gut wie gar nicht behandelt worden; so 
denke ich, kann der vorliegende Versuch auch deshalb willkommen sein, weil er 
diese Lücke ausfüllen will, in erster Linie in der Darstellung der Zentralbehörden 
und Mittelbehörden. Das Buch ist der erste, von allgemeinen Gesichtspunkten 
ausgehende, aber auch in Einzelheiten sich vertiefende Versuch dieser Art; 
es wird als Erstlingswerk auf diesem Gebiete alle Unvollkommenheiten eines 
solchen an sich tragen und gewiß mehr der Verbesserung bedürftig sein als 



10 Einleitung. 

Bücher^ in welchen bekannte Materien von neuem^ manchmal eigenartig bearbeitet 
sind; für jede Verbesserung^ für jeden Vorschlag in dieser Hinsicht wird der 
Verfasser sehr dankbar sein. 

Im Kreise der Amtsgenossen aber möge das Buch willkommen sein und 
ihnen einige neue Gesichtspunkte zeigen^ die auf Hebung des Oberlehrerstandes 
abzielen; wenn nur der letztere Zweck einigermaßen erreicht werden sollte^ 
wird der Verfasser für seine Mühe sich reichlich belohnt fühlen. 

Berlin im Februar 1905. 

Der Verfasser. 



I. ALLGEMEINES. 




Begriff des Amtes, Rechte und Pflichten. 

Unter einem Amt verstellt man einen von selten des Staates gegebenen Auf- 
trag, bestimmte Geschäfte des Staates zu besorgen. ^) Die Aufgaben und Geschäfte 
des Staates sind sehr zahlreich und mannigfaltig, daher auch sehr zahlreiche und 
mannigfaltige Amter. Eine Aufgabe des Staates ist, die Erziehung der heran- 
wachsenden Jugend zu leiten und zu überwachen; das geschieht wesentlich in 
drei Stufen, welche wieder Zwischenstufen haben, in der niederen, der Volks- 
schule, in der höheren Schule und in der Hochschule. Ein höheres Lehramt 
ist also, kurz gesagt, der von Seiten des Staates gegebene „Lehrauftrag^^ für 
höhere Schulen, oder weitläufiger gesagt: der von Seiten des Staates erteilte 
Aufbrag, an den „höheren Schulen" zu lehren innerhalb der vom Staate vorge- 
zeichneten Lehrpläne und zu dem vom Staate vorgesteckten Ziele. 

Jedes Amt hat Rechte und Pflichten, beide sind teUs materiell teils ideell. 
Die Pflichten materieller Natur bestehen darin, daß der Beamtete, auch der 
„höhere Lehrbeamte", zum Ersatz des Schadens genötigt ist, welcher in materieller 
Hinsicht durch sein Verhalten im Amte dem Staate oder den Staatsangehörigen 
entsteht. Bei Kassenbeamten, Richtern, Forst-, Eisenbahnbeamten usw. können 
diese materiellen Pflichten oft bedeutende vermögensrechtliche Folgen haben, 
weswegen bei einigen der Staat durch Hinterlegung einer Bürgschaftssumme 
(Kaution) Fürsorge trifft, daß der Beamtete diesen Ersatz leisten kann. Die 
Inhaber von zwei Ämtern haben gerade nicht große materielle Pflichten: die 
Pfarrer und die Lehrer, Volksschullehrer, Oberlehrer und Hochschullehrer; es 
müßte denn sein, daß zufallig ein Lihaber daneben Kassen oder Fonds zu ver- 
walten hat, was z. B. bei manchen Pfarrämtern, meist bei den ersten Pfarrern 
und bei fast allen Direktorenposten zutrifft. Andere höhere Lehrbeamte haben 
nur geringe materielle Pflichten, wobei z. B. in erster Linie an den Ersatz zu 
denken wäre für etwaigen Schaden, der bei Erteilung körperlicher Strafen Söhnen 
von Staatsbürgern zugefügt würde, femer an Kosten ftir Stellvertreter usw. 
Gerade das Lehramt, das höhere Lehramt, ist ein mehr ideelles Amt, aber doch 
nicht soweit, wie das Pfarramt; die Amtshandlungen des Pfarrers haben jetzt 

1) Streng-jnristlBche Definition bei Loening, Lehrbuch des deutschen Yerwaltungsrechte. 
1884. § 7, S. 29: Ein Staatsamt ist die einer physischen Person unter Autorität des Staats- 
oberhauptes übertragene Yerpflichtong, bestimmte staatliche Fmiktionen auszuüben. 
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nur noch Geltung innerhalb seiner Kirche^ fast gar keine staatlichen^ recht- 
lichen Folgen, wogegen das höhere Lehramt durch die Versetzungen, Erteilung 
von Zeugnissen für den einjährig -freiwilligen Dienst, ftir die verschiedenen 
Beamtenlaufbahnen, endlich für das üniversitatsstudium, auch durch die Strafe 
der Relegation doch immerhin für die Zöglinge, oft allerdings mehr für die 
Eltern als Staatsangehörige bedeutende rechtliche Folgen nach sich zieht. Mit 
Unrecht hat man beklagt, daß das höhere Lehramt Zeugnisse zu irgend- 
welchen Zwecken ausstellen muß; es ist yielmehr gut, daß die höheren Lehrer 
noch irgend solche Rechte und damit noch Macht haben; man verkenne doch 
den Einfluß der Realitäten nicht. Daß uns, besonders durch die das Ein- 
jährige Zeugnis „ersitzenden Schüler'^ ein schrecklicher Ballast zugeführt wird, 
ist ja klar; aber daß nun, z. B. durch strengere Prüfungen, derselbe nicht später 
oder früher über Bord geworfen und auch sonst von den höheren Schulen 

• 

nicht entfernt werden kann, liegt eben, außer in sozialen Verhältnissen, auch in 
der ganzen, rechtlich unbestimmten Art unseres Lehramtes und in den, in vielen 
Verwaltungen herrschenden Systemen, die diese Rechte fortgesetzt zu schmälern 
trachten; wollte man nun alle oder viele Berechtigungen den höheren Schulen 
nehmen und sollte daselbst, ohne schließliche Erteilung von Zeugnissen, immer 
nur gelehrt, gelehrt und gelehrt werden, der Zufluß würde nicht nur bedeutend 
stärker und schlimmer, sondern auch das ganze Amt so ideell, geistig so 
schwankend und sich verflüchtigend werden, auch für die Inhaber, daß von 
seinem Einfluß und seiner Wirkung schließlich wenig zu spüren wäre. Natür- 
lich soll damit nicht gesagt sein, daß die Furcht vor Prüfungen das bei den 
Schülern zu erweckende geistige Interesse ersetzen soll; indessen das kann auch 
nicht geleugnet werden: je geringer die reelle, ins wirkliche Leben eingreifende 
Macht eines Amtsinhabers ist, um so weniger wird und kann er das ihm vom 
Staate vorgesteckte Ziel erreichen. 

Doch das nebenbei. Die ideellen Pflichten des höheren Lehramtes be- 
stehen also in der vollen Einsetzung seiner ganzen körperlichen und geistigen 
Kraft, die ihm vom Staate gestellte Aufgabe zu erfüllen, d. h. die ihm anver- 
trauten, zu unterrichtenden künftigen Staatsbürger zu dem vom Staate be- . 
zeichneten Ziele zu unterrichten und zu erziehen; denn dieses letztere Merkmal 
hat man in den Lehrbegriff hineingebracht, mindestens dasselbe ebenso betont 
wie das bloße Lehren, so daß es richtiger hieße: „höheres Erziehungsamt'^. In- 
dessen auch das höhere Lehramt, wie jedes Amt hat nicht bloß diese engere, 
ihm vom Staate ganz besonders gestellte Aufgabe zu erfüllen, da würde es 
schließlich nur eine „staatliche Funktion^ sein, sondern der Träger dieses Amtes 
soll überall auch da, wo er augenblicklich nicht amtlich funktioniert, das An- 
sehen und die Achtung des Amtes durch sein ganzes Verhalten, eben auch 
außerhalb desselben, fortgesetzt vermehren und heben, vor allem also nichts 
tun, was der Würde seines Amtes irgendwie zum Abbruch gereichte; so hat 
das höhere Lehramt außer der rein staatlich ideellen Aufgabe, wie übrigens 
jedes Amt, eine sehr weit gehende, allgemein-ideelle Aufgabe; die jedenfalls noch 
weiter sich erstreckt als beim Richter, beim höheren Forst- oder Baubeamten. Die 
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letzteren können außerhalb ihres Amtes manches tun^ was das Ansehen des 
Amtes als solches nicht schädigt^ weil das Ansehen bedingt ist durch die 
Wertschätzung von Erwachsenen; aber das Ansehen eines Lehramtes und 
seines Inhabers hängt leider von dem Urteil Unreifer ab^ und in den Augen 
dieser jungen zukünftigen Staatsbürger und deren Eltern wird an dem Ver- 
halten außer dem Amte eine zwar oft falsche^ aber tatsächlich viel strengere 
Kritik geübt ^ als bei andern Beamten; sehr vielerlei kann hier die Achtung 
vor dem Lehramte schädigen^ was dort mindestens ganz indifferent wäre 9 
der Oberlehrer ist also leider viel öfter in der Gefahr^ ebenso wie der 
Pfarrer^ außerhalb seiner dienstlichen' Obliegenheiten gegen diese allgemein- 
ideellen Pflichten zu verstoßen. Daher heißt es gleich zu Anfang des preußischen 
Disziplinargesetzes für nicht-richterliche Beamte von 1852: ^^Ein Beamter^ welcher 
1. die Pflichten verletzt^ die ihm sein Amt auferlegt oder 2. sich durch sein 
Verhalten in oder außer dem Amte^ der Achtung^ des Ansehens oder des Ver- 
trauenS; die sein Beruf erfordert^ unwürdig zeigt; usw/^ Zu solchen außerhalb 
des Amtes begangenen, das Ansehen desselben herabsetzenden Handlungen 
würden (von denen, die gegen das Strafgesetzbuch verstoßen, ist natürlich hier 
abzusehen) z. B. Mißbrauch in der Erteilung von Privatstunden, in der Haltung 
von Pensionären gehören, alle Schulverwaltungen haben in dieser Beziehung 
warnende Paragraphen; aber auch unnoble, zu sehr auf Gewinn gerichtete lite- 
rarische Tätigkeit, besonders falls solche einen rein publizistischen, politischen 
Charakter annimmt, ist geeignet, die Achtung weiterer Kreise vor dem Träger 
eines Amtes zu beeinträchtigen. Leider ist der Passus in No. 2 des Disziplinar- 
gesetzes sehr dehnbar, so berechtigt er ist; sehr weise Disziplinarrichter ge- 
hören zu seiner Handhabung. Aber das hessische Disziplinargesetz für nicht- 
richterliche Beamte vom 21. April 1880 hat die preußische Fassung wörtlich 
hinübergenommen in Artikel 5, und das Württembergische Beamtengesetz vom 
28. Juni 1876 spricht in Artikel 4 es ebenfalls aus, daß ,Jeder Beamte . . . 
verpflichtet sei, . . . durch sein Verhalten in und außer dem Amte der Achtung, 
die sein Beruf erfordert, sich würdig zu zeigen; ebenso das betreffende Gesetz 
im Königreich Sachsen § 15, 2 (sich durch sein Verhalten in und außer dem 
Amte usw.). 

Nicht so einfach sind die österreichischen Verhältnisse.^) Die Kaiserliche 
Verordnung vom 10. März 1860 „Von der Disziplinarbehandlung der Staats- 
diener" hat in § 17: Auf die Beamten und Diener der Gerichtsbehörden und 
der Militärbehörden, auf den Lehrstand, dann auf die Finanzwache und die 
Wachen der Straf- und Besserungsanstalten hat die gegenwärtige Verordnung 
keine Anwendung zu finden", nimmt also die „Lehrbeamten" ausdrücklich aus; 
für die österreichischen richterlichen Beamten ist später u. d. 21. Mai 1868 ein 
Gesetz erschienen: „Von der Disziplinarbehandlung der gerichtlichen Beamten 
und Diener", welches übrigens strenger ist als das unsrige, hat doch der Vor- 
steher jedes österreichischen Gerichts nicht nur das Recht der Mahnung, sondern 

1) Yergl. Mayrhofer-Pace, Handbuch des politischen YerwaltnngsdienBieB. Wien 
1898. Bd. 4. S. 1019 und 885. 



16 I- Allgemeines. 

auch das des Verweises, der in Preußen erst infolge eines Disziplinarverfahrens, 
nicht vom Präsidenten des Gerichts, gegeben werden kann. Für den höheren 
Lehrstand aber sind immer noch jene älteren Yorschriften in Eraft^ welche, 
für Beamte überhaupt geltend, vor dem 10. März 1860 erschienen sind; ein 
neueres Disziplinargesetz für die österreichischen Mittelschullehrer existiert nicht, 
auch ist eine Anwendung der Bestimmungen des späteren österreichischen Reichs- 
Yolksschulgesetzes y. 14. Mai 1869, dessen § 54 ebenfalls von einem das An- 
sehen und die Wirksamkeit des Erziehers schädigendem Verhalten außerhalb 
der Schule redet, nicht zu machen. Jedenfalls aber sprechen sich die öster- 
reichischen Normalien über das außeramtliche Verhalten aus, so z. B. über den 
Privatunterricht und über das Halten von „Eostzöglingen% worüber noch zu 
handeln sein wird. 

Es kann also keinem Zweifel unterliegen, daß schon nach dem Gesetze der 
Träger des höheren Lehramtes eine große ideelle Aufgabe zu erfüllen hat, welche 
den Rahmen des wirklichen Lehramtes weit überragt. 

Wenden wir uns nun zu den Rechten des „höheren Lehrers^, so folgen 
diese aach aas dem Begriffe des Amtes äberliaapt. Überträgt der Staat jemandem 
eine Aufgabe, so hat der Staat dafür zu sorgen, daß jener überhaupt die von 
ihm zu leistende staatliche Aufgabe erfüllen kann. Der Beamte hat also an die 
Staatsgewalt, von der er beauftragt ist, gewisse rechtliche Ansprüche zu stellen; 
auch hier gibt es ideelle und materielle Rechte, bei den ersteren sind negativ- 
ideelle und positiv -ideelle Rechte zu trennen. Der Staat hat z. B. die 
Pflicht, jeden Beamten in und außer seinem Amt zu schützen gegen Angriffe, 
welche von andern Staatsangehörigen gegen das Amt selbst oder die Person des 
Amtsinhabers gerichtet werden. In positiver Beziehung aber hat er ihm die- 
jenigen Rechte über die Staatsbürger zu erteilen, die ihm eine richtige und wirk- 
same Ausübung des staatlichen Aufia-ages überhaupt ermöglichen. Ein Finanz- 
beamter, welcher nicht das Recht hat, Gelder zur Auszahlung anzuweisen, ein 
Richter oder ein Richterkollegium^ welches bei Verhängung von Strafen erst eine 
andre Listanz fragen müßte, kann den staatlichen Auftrag nicht gänzlich voll- 
enden; ein Lehrer, welcher nicht Stra&echt hätte, ein Lehrerkollegium, welches 
nicht Zeugnisse erteilen könnte, kann eben seines Amtes nicht walten. Zweierlei 
ist natürlich hier zu beachten: erstens daß diese Befugnisse in größeren und 
kleineren konzentrischen Kreisen je nach dem höheren oder niedrigeren Amte 
liegen werden, und zweitens daß sie bei gewissen Ämtern eine stärkere Ergänzung 
durch die Persönlichkeit des Beamteten finden müssen, d. h. also noch mehr 
ideell sind als bei andern Ämtern. Aber der Staat darf nicht voraussetzen, 
daß der Beamte nur durch seine Persönlichkeit der staatlichen Aufgabe gerecht 
werden soll, schon deswegen, weil nicht alle Beamte eine starke, durch sich 
selbst wirkende Persönlichkeit haben; hier muß der Staat mit Gesetzen, Rechten 
eintreten, freilich können auch diese, wenn die Persönlichkeit den Träger des 
Amtes untauglich macht, allein nichts ausrichten; beides muß eben zusammen- 
wirken. Das Lehramt ist — soll man sagen leider oder Gottlob? — mehr 
als alle andern Ämter ein solches, welches neben den staatlichen Befugnissen 
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in der Persönlichkeit des AmtBinhabers beruht; aber darin verkenne man die 
Wirklichkeit nicht: ein staatlicher Erzieher ohne staatliche Zuchtmittel ist ein 
Unding; ganz abgesehen davon^ daB, wie gesagt^ nicht allzuviel hervorragende 
Persönlichkeiten sich finden ^ schleift sich auch jede persönliche Kraffc^ ja jede 
geniale Existenz in der Ausübung des Amtes allmählich ab und verliert an 
Produktivität ebenso wie vor allem an forderndem Einfluß auf andere^ und ein 
höheres Lehramt^ dem der Staat gar keine oder nur sehr wenig Rechte ein- 
räumte^ wird schließlich macht- und wirkungslos^ ein Schatten und Schemen. 

Neben solchen ideellen Rechten muß der Staat selbstredend duch in mate- 
rieller Hinsicht den Träger des höheren Lehramtes mit dem Nötigen aus- 
statten, zunächst natürlich mit dem ihm zukommenden Gehalte; es ist nun einmal 
so in der Welt: ein Beamter mit zu niedrigem Gehalt muß sowohl im Amte 
wie außerhalb seines Amtes, um mit den Worten des Disziplinargesetzes zu 
reden, ,,dem Ansehen und der Würde seines Amtes schaden'^ — könnte man halb 
im Scherz sagen; zu solchen materiellen Ansprüchen an den Staat sind auch 
Pension, Versorgung der durch den Tod der Beamten verwaisten Frauen und 
Kinder zu rechnen, ebenso Vergütung der ümzugskosten, der Reisegelder u. a. 

Offenbar mehr zu den materiellen als zu den ideellen Rechten eines Beamten 
gehört auch der Titel und Rang desselben; hat eine Beamtenklasse einen lächer- 
lichen, veralteten Titel, so macht dieser sie lächerlich und dazu weniger fähig, die 
staatliche Aufgabe zu erfüllen. Dies würde eintreten, wenn man z. B. bei uns 
den jetzt vielen unverständlichen alten Titel „KoUaborator^^ einführen wollte; 
freilich der schon durch dies Wort selbst als unfertig bezeichnete Beamte, den 
wir heute im „Probekandidat^^ haben, gibt dem in die Vergessenheit gesunkenen 
„Eollaborator^^ nichts nach; femer können in einem Staatswesen nicht die Beamten 
wie eine Herde durcheinanderlaufen, sondern müssen in Rangklassen eingeteilt 
sein, diese Einteilung hat in bezug auf Gewährung von Reisegeldern, Tage- 
geldern u. a. gewisse, recht greifbare Folgen, und deswegen ist der Spott über 
die Rangsucht doch etwas ungerechtfertigt. Außerdem hat der Staat die Pflicht, 
eine Beamtenklasse nicht unter eine andere gleichwertige zu stellen, will er 
nicht das Ansehen und die Würde des Beamten auch außerhalb des Amtes 
schädigen und so selbst, möchte man sagen, gegen das Beamtengesetz ver- 
stoßen. Gehalt und Rang müssen in einem entsprechenden Verhältnis stehen, 
weshalb auch einige Staaten, wie z. B. Hessen, es vorgezogen haben, die Be- 
amten, auch die höheren Lehrer, gar nicht erst in Rang-, sondern in Gehalts- 
klassen zu teilen bez. darnach zu ,prangieren^^ 

Für unsere Darstellung ergibt sich nun daraus zweierlei: erstens ist es 
unmöglich. Rechte und Pflichten der Oberlehrer gesondert darzustellen, da in 
fast jeder einzelnen Amtshandlung ein Oberlehrer sowohl Pflichten zu erfüllen 
als auch Rechte zu genießen hat; so hat er z B., was eine Eonferenzverhandlung 
anbetrifft, die Pflicht der Anwesenheit und das Recht der Stimmabgabe, 
Rechte und Pflichten sind also selten gesondert zu behandeln. Zweitens ergibt 
sich eine Beschränkung der Aufgabe, besonders was die materiellen Rechte und 
Pflichten anbetrifft. Diese können bei weitem nicht alle besprochen werden, 

H. Mors oh, Das höhere Lehramt. 2 
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z. B. mcht Pension^ nicht Waisengelder u. a.; es wäre das Ganze sonst zu 
^^monströs^' geworden^ auch würde das wenig Interesse bieten. Aber doch mußte 
ein besonderer Abschnitt lauten: Titel^ ^B^ng^ Gehalt^ Schulgeld^ deswegen schon^ 
weil einiges davon heute ^^aktuelles^' Interesse hat; aber diese Äußerlichkeiten 
des Amtes sollen tabellarisch abgemacht werden. 

Was die ideellen Rechte und Pflichten anbetrifft, so kommen sie nur inso- 
fern in Betracht^ als sie eng mit dem Amt^ d. h. mit der staatlichen Lehr- 
aufgabe zusammenhängen; alle aus der Natur der einzelnen Lehrgegenstände 
sich ergebenden Pflichten^ alle ganz allgemein-pädagogische Pflichten^ z. B. der 
Gerechtigkeit; Milde^ Nachsicht, Strenge, Vorbereitung usw. können nur soweit 
Erwähnung finden, als sie dem obigen Zwecke dienen; wer sich über diese 
Auskunft holen will, der schlage Münchs Werk: „Geist des Lehramtes'^ auf; 
wenn es nicht zu unbescheiden wäre, das hier Gebotene mit dem genannten 
Werke zu vergleichen, so möchte ich das meinige: „Körper des Lehramtes^^ 
nennen; vielleicht hat der „Geist des Lehramtes^' gezeigt, wie, wenn man bloß 
den „Geist'' schildert und zu wenig auf reale Verhältnisse Rücksicht nimmt, man 
ins Schwankende, Unbestimmte gerät, so daß der vorliegende Versuch als eine 
notwendige Ergänzung „zum Geist des Lehramtes'' möglicherweise gelten kann. 

Jedoch, ehe man in ein staatliches Lehramt gelangt, muß der Staat den 
Bewerber prüfen, ob er dessen würdig; so kommen wir zu den „Vorbe- 
dingungen zum höheren Lehramt", und schildern, unter Auslassung selbst- 
verständlicher Bedingungen, z. B. derjenigen der sittUchen Unbescholtenheit, der 
körperlichen und geistigen Gesundheit, eines gewissen Alters, die Staats- 
prüfung in Deutschland und Osterreich und den praktischen Vor- 
bereitungsdienst. Bei der Schüderung des Amtes selbst haben wir darzu- 
stellen: die Dienstinstruktionen, die Versetzungen, die Reifeprüfung. 
Ein vierter Abschnitt wird die Aufsichtsbehörden schildern, die Zentral- 
behörden und die Zentralmittelbehörden; ein fünfter, mehr als Anhang, 
Titel, Rang, Gehalt, Schulgeld. Allgemeine Betrachtungen werden am 
Schluß eines jeden Abschnittes, hier und da auch am Anfang sich als nötig 
erweisen; auch sollen kleine historische Skizzen, Zusammenstellungen der be- 
treffenden behördlichen Verfügungen der einzelnen Staaten, ebenfalls vorhergehen. 

Wir wenden uns nunmehr zu den Vorbedingungen des höheren Lehr- 
amtes in Deutschland und Osterreich. 
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A. Die Staatsprüfung. 

Zunächst einige Daten über die Zeit der Yeröfifentlicliung der jetzt bestehenden 
Prüfungsordnungen. Die älteste bleibt die Bayerische^ die im ^Ministerialblatt 
für Kirchen- und Schulangelegenheiten^' am 29. Januar 1895 publiziert ist^): 
Prüfungsordnung für das Lehramt an humanistischen und technischen ünter- 
richtsanstalten. Württemberg hat eine Prüfungsordnung am 31. März 1898 
im Regierungsblatt erscheinen lassen^ also kurz vor der jüngsten preußischen^ 
die bekanntlich vom 12. September 1898 datiert ist. 

Diese jüngste preußische hat dann in yielen deutschen Staaten eine Neu- 
regelung älterer Prüfungsreglements veranlaßt^ die alle nicht nur dem Inhalte, 
sondern offc auch dem Wortlaut nach dem größeren Staate folgten, zuerst Braun- 
schweig unterm 9. Dezember 1898 (im Gesetz- und Verordnungsblatt), das 
Königreich Sachsen unterm 19. Juli 1899 (Dresden bei Meinhold & Söhne), 
die Sachsen-Ernestinischen Staaten (hier kurz Sachsen -Weimar benannt) 
unterm 17. Januar 1900 (Weimar bei H. Böhlau Nachfolger), dann Hessen 
1900 (abgedruckt bei Nodnagel, „Das höhere Schulwesen im Großherzogtum 
Hessen." Gießen, Roth, 1903), Baden unterm 30. März 1903 (im Gesetz- und 
Verordnungsblatt). Um die Wende des Jahrhunderts ist auch in Österreich 
eine neue Prüfungsordnung herausgekommen. Vorschriften über die Prüfung 

für das Lehramt an Gymnasien und Realschulen in Osterreich; nach 

Verordnung des Ministers vom 80. August 1897 (Wien 1901. Verlag von 
Pichlers Witwe & Sohn). — Preußen und die norddeutschen Staaten nebst Elsaß- 
Lothringen erkennen die Prüfungszeugnisse gegenseitig an. 

Zeit und Art der Stadien. 

Was die äußeren Vorbedingungen anbetrifiR;, so zeichnen sich Baden und 
Österreich vor allen anderen Staaten dadurch aus, daß jenes ein mindestens 
acht Halbjahre dauerndes Studium, dieses ein solches von sieben Semestern ver- 
langt, ehe sich die Kandidaten zur Prüfung überhaupt melden dürfen. Diesen beiden 



1) Die bayeriBchen Prüfangsordnnngen sind mit anderen, die bayerischen höheren Schulen 
betreffenden Ordnungen geeammelt in Füger, Schulordnungen far die kOnigl. Bayerischen 
Gymnasien usw., Wüizburg, Stahelsche Yerlagsanstalt. 1900. 
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Staaten^ in welchen in einer einmaligen Prüfung die Lehrbeföhigungen er- 
worben werden können^ schließen sich auch Württemberg und Bayern an^ 
wo die Kandidaten zwei Dienstprüfangen zu bestehen haben. Württemberg, 
wo die zweite Dienstprüfung die ^^allgemeine^ ist, verlangt schon für die erste 
ein yi er jähriges Studium, und läßt dann den Kandidaten das praktische Vor- 
bereitungsjahr durchmachen, worauf er die zweite Dienstprüfung zu bestehen 
hat. Bayern verlangt für die erste Prüfung nur ein dreijähriges Studium^), 
schickt den Kandidaten aber zur Vorbereitung auf die zweite ein viertes Jahr 
zur Universität. Alle anderen Staaten verlangen ein drei Jahre dauerndes 
Studium; Württemberg, Bayern, Sachsen erheben noch den Anspruch, daß 
mindestens zwei Halbjahre auf der Landesuniversität, Preußen sogar noch, daß 
drei Halbjahre auf einer solchen zugebracht werden, alle andern Staaten, auch 
Baden und Hessen sprechen nur vom Besuch einer deutschen staatlichen Uni- 
versität. In Österreich heißt es Art. H, 2, b: „mindestens sieben Semester an 
einer Universität^', offenbar aber ist hier nur eine österreichische gemeint; 
auch hier, wie wohl überall, kann den Kandidaten für das Lehrfach der modernen 
Sprachen ein in Frankreich, England oder Italien zum Zwecke der Sprach- 
erlemung zugebrachtes Jahr in die Studienzeit eingerechnet werden. 

Soviel über die äußeren Bedingungen, d. h. die Zeit der Universitätsstudien. 
Was die Art derselben anbelangt, so steht Preußen, bis jetzt wenigstens, allein 
da mit der Gleichwertigkeit der drei höheren Lehranstalten, der Gymnasien, 
Realgymnasien, Oberrealschulen; Abiturienten von diesen drei höheren Lehr- 
anstalten können in Preußen sich zur Oberlehrerprüfung für alle Fächer melden. 
In vielen Staaten ist es bei dem früheren preußischen Modus geblieben: wenn 
das Zeugnis für Lehrbefähigung in neueren Sprachen oder in der Mathematik 
und in den Naturwissenschaften verlangt wird, so wird das Reifezeugnis eines 
deutschen Realgymnasiums dem eines Gymnasiums gleich geachtet in Baden, 
Hessen, Sachsen; in Baden und Hessen auch dasjenige einer Oberrealschule 
ohne weiteres, im Königreich Sachsen aber (§ 5, 2) heißt es: „Das Reifezeugnis 
einer deutschen Oberrealschule kann vom Ministerium für die mathematischen 
und naturwissenschaftlichen Fächer als ausreichend anerkannt werden.'' 

Ganz isoliert stehen hier Württemberg und Bayern; in beiden Ländern 
gibt es bekanntlich zwei Staatsprüfungen, ja in Württemberg zwei völlig ge- 
trennte Prüfungskommissionen, eine für das humanistische, eine für das rea- 
listische Lehrfach. In Württemberg ist für die Zulassung zur humanistischen 
Staatsprüfung erforderlich das Reifezeugnis eines deutschen Gymnasiums (§ 7, 8), 
für diejenige zur realistischen, welche zur Anstellung auf Hauptlehrstellen an 
Realschulen und Realanstalten, sowie auf realistischen Hauptlehrstellen an 
Latein- und Realschulen, Gymnasien, Realgymnasien bei^igt, das Reifezeugnis 
eines deutschen Gymnasiums bezw. Realgymnasiums oder einer württembergischen 
zehnklassigen Realanstalt, letzteres für Kandidaten der sprachlich-geschichtlichen 

^) Die Mathematiker und Physiker brauchen in Bayern sogar nur ein zweijähriges 
Stadium für die erste Prüfung, müssen allerdings zwei Jahre behufs Meldung zur zweiten 
noch studieren. 
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Riclitimg ergänzt darch ein Zeugnis über die erfolgreiche Erstehung der Reife- 
prüfung eines Gymnasiums oder eines Realgymnasiums im Fach der lateinischen 
Sprache (§ 7, 3). In Bayern sind drei Richtungen unterschieden: Prüfung 
für den Unterricht in den philologisch-historischen Fächern ^ Prüfung für den 
Unterricht in der Mathematik und Physik, Prüfung für den Unterricht in den 
neueren Sprachen. Für die erste Art ist natürlich das Absolutorium eines 
humanistischen Gymnasiums erforderlich, für die zweite und dritte Art der 
Prüfung dasjenige eines humanistischen oder Realgymnasiums; Oberrealschulen 
sind in Bayern nicht vorhanden. Ausnahmsweise kann für solche Kandidaten, 
welche eine Verwendung ausschließlich an einer technischen Mittelschule an- 
streben, statt des Gymnasialabsolutoriums ein Zeugnis über den von hervorragen- 
dem Erfolge gekrönten Besuche der bau- oder mechanisch-technischen Abteilung 
einer Industrieschule (Note I in Mathematik und Physik) vorgelegt werden.^) 

Hierin steht Österreich Bayern vollkommen gleich; das „Realschulmaturi- 
tätszeugnis samt dem Nachweis dreieinhalbjähriger Universitätsstudien an der 
philosophischen Fakultät begründet für einen Kandidaten in Osterreich nur einen 
beschrankten Anspruch auf Zulassung zur Prüfung, nändich bloß für das Lehr- 
amt an Realschulen, und hier mit der Beschränkung auf die mathematisch-natur- 
wissenschaftlichen Fächer^^ (Art. U, 8). 

Diese Beschränkung, daß Kandidaten mit realistischer Vorbildung nur an 
realistischen Anstalten Anstellung finden durften, bestand in Preußen auch einige 
Zeit bis 1887. Sonst verlangt man in Österreich für die Prüfung das Maturitäts- 
zeugnis eines Gtymnasiums.^) 

Bilden hierin die beiden süddeutschen Königreiche mit Österreich zusammen 
eine Gruppe, so tritt solche Zusammengehörigkeit noch in anderer Weise zutage: 
diese Staaten machen es zur Bedingung, daß die Kandidaten Zeugnisse über 
ganz bestimmte Gollegia und GoUoquia beibringen müssen. In Öster- 
reich: Kolloquienzeugnisse über ein mindestens dreistündiges philosophisches 
und pädagogisches Kolleg oder Zeugnisse, daß sie sich an einem philosophischen 
oder pädagogischen Seminare tätig beteiligt haben, Zeugnisse, für welche be^ 
sondere Formularien existieren. 

Auch in Bayern ist für die Prüfung in den philologisch-historischen Fächern 
der Besuch mindestens dreier ordentlicher Vorlesungen aus dem Gebiete der 
Geschichte (einschließlich der Kulturgeschichte und Literaturgeschichte) und der 
Geographie und mindestens einer ordentlichen Vorlesung aus dem Bereiche der 
n. Sektion der philosophischen Fakultät vorgeschrieben; für die Prüfung in der 
mathematisch-realistischen ist der Besuch zweier ordentlicher Vorlesungen philo- 
sophischen, geschichtlichen oder geographischen Inhaltes, für die Prüfcmg in den 
neusprachlichen Fächern der Besuch solcher Vorlesungen aus dem Gebiete der 

1) Yergl. jetast Lexis, Die Berechtigangen der Beifezeugnisee. Die höheren Lehran- 
stalten und das liftdchenBchulwesen im Deutschen Beich. Berlin 1904. S. I57-— 174. 

>) Vergl. aber Verf. vom 14. Jnli 1904, wonach in Österreich die Bealschnlabitorienten 
einer Ergänznngsprftfnng im Lateinischen, Griechischen nnd in der philosophischen 
Propädeutik vor besonderen Kommissionen in UniversitätsslAdten sich unterwerfen können. 
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Geschichte (einschließlicli der Literatur- und EnltiirgeBchiclite) geboten; für diese 
letzteren Fächer ist also eine allgemeine philosophische Vorbildung, wie es scheint^ 
nicht nötig. Bayern heischt ferner^ gerade wie Osterreich; die Teilnahme an 
Seminaren; dies letztere ist auch condicio sine qua non in Württemberg f&r 
die Kandidaten des humanistischen^ wie die des realistischen Lehramtes; bei 
jenen werden außerdem ^^Vorlesungen über Geschichte und deutsche Literatur'^; 
ebenso eine solche über Geographie und Pädagogik, bei diesen ^^zwei größere 
Vorlesungen über Philosophie und eine über Pädagogik^^ vorausgesetzt. 

Im Gegensatz dazu verlangen weder Preußen noch Sachsen, Baden, Hessen, 
Braunschweig, Sachsen- Weimar u. a. die Teilnahme an Seminaren, ebensowenig 
wie sie die Kandidaten zwingen, bestimmte Vorlesungen gehört zu haben. Zwar 
soll in Preußen nach § 7 bei der Prüfung, ob der Kandidat zuzulassen, davon 
ausgegangen werden, „daß derselbe in der Regel und abgesehen von besonderen 
Entschuldigungsgründen an den für sein Fachstudium wesentlichsten Vorlesungen 
und Übungen teilgenommen und außerdem mehrere Vorlesungen von allgemein 
bildendem Charakter gehört haben muß'', eine Bestimmung, die Braunschweig, 
Sachsen, Sachsen- Weimar wörtlich hinübergenommen, Hessen und Baden aber 
fortgelassen haben. Damach braucht also ein Oberlehrerkandidat in Preußen, 
Hessen seine Kenntnisse z. B. in der deutschen Literatur für die allgemeine 
Bildung nicht in üniversitätsvorlesungen erworben zu haben, sondern kann sich 
solche durch Privatstudien aneignen. Der Studiengang ist also in Osterreich, 
Bayern, Württemberg viel genauer vergezeichnet: Zahl und Art der Vor- 
lesungen und Übungen ist fixiert, sonst nicht; in Preußen liest man zu § 7, 2: 
„Der Erlaß von Studienplänen bleibt vorbehalten'', eine Anmerkung, die nur 
Braunschweig sich angeeignet hat. Hoffentlich hat dies noch gute Weile. 

Kurz zu berühren wäre noch die Frage, wieweit der Besuch von Vor- 
lesungen an einer technischen Hochschule denjenigen von üniversitäts- 
kollegs gleichgestellt ist. LberaU ist dies jetzt der Fall, natürlich bloß für die 
Prüfung in den mathematisch-realistischen Fächern. Nur über die Dauer solcher 
erlaubten hochschultechnischen Studien schwankt man. Am weitesten gehen 
hierin Württemberg und Bayern, wo dort drei, hier zwei Jahre Oberlehrer- 
kandidaten für die „Realien" an technischen Hochschulen studieren können; in 
Österreich können in solchen Fällen zwei (bei Chemie drei) Studienjahre mit 
eingerechnet werden. Nach dem Vorgange Preußens können in Baden, Sachsen, 
Hessen, Braunschweig, Sachsen-Weimar bis zu drei Halbjahren technische Hoch- 
schulstudien angerechnet werden. 

Prüfongskommission (ZnsammenBetzung, Vorsitz, Beohte 

und Pflichten). 

Fast überall sind jetzt die Kommissionen für die Oberlehrerprüfung aus Hoch- 
BchuUehrem und Schulmännern zusammengesetzt; überall ist dies ausdrücklich 
gesagt, auch die österreichische Fassung: „Die Prüfungskommissionen werden 
zusammengesetzt aus Männern, welche die verschiedenen Hauptzweige des Gjm- 
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nasial- und Realscliulunterrichts nach seiner gegenwartigen Organisation wissen- 
schafllicli vertreten^^^ besagt vielleiclit dasselbe. Allerdings überwiegen in dieser 
Zusammensetzung die Hochscliullelirer sebr^ ja nach der Bestimmung in Hessen 
braucht die Kommission Schulmänner nicht zu enthalten: ^^Die Prüfungs- 
kommission wird aus Professoren der philosophischen und theologischen Fakultät 
zusammengesetzt. Außer diesen können auch einzelne Schulmänner in die 
Prüfungskommission berufen werden/^ 

Über die Zahl der Mitglieder scheint nur in Bayern etwas bestimmt zu 
seiu; eigentümlicherweise soU die Kommission für die Prüfung in Mathematik 
und Physik aus mindestens yier^ die für die Prüfong in den neueren Sprachen 
aus fünf Mitgliedern bestehen (zwei Lehrern der Hochschulen^ zwei der Mittel- 
schulen und einem für den deutschen Aufsatz)^ während für diejenige der philo- 
logisch-historischen Fächer eine andere Zahl angegeben ist.^) 

Nach dem Vorgange Preußens § 2: „der Vorsitz wird einem Schulmann 
übertragen^^^ haben jetzt alle Prüfongskommissionen, welche nach Anweisung 
des Leiters sich noch in Prüfungsausschüsse gliedern können^ Schulmänner zu 
Vorsitzenden; nur Bayern und vielleicht Österreich machen davon eine Aus- 
nahme^ in Österreich heißt Art. l, 5: „Zum Direktor der Prüfungskommission und 
zum SteUvertreter desselben ernennt das Ministerium in der Regel nur ein Mitglied 
der Kommission'', und da Schulmänner nicht notwendig in der Kommission zu 
sein brauchen, wird selten ein praktischer oder früherer Schulmann Präses sein, 
ja Art. I, 6 bestimmt: „Die mit der didaktischen Oberleitung der Gymnasien 
und Realschulen beauftragten Landesschulinspektoren in den Orten der Prüfungs- 
kommissionen sind berechtigt, den mündlichen Prüfungen beizuwohnen, um die 
den Gymnasien und Realschulen zuwachsenden Lehrkräfte kennen zu lernen. Die 
Direktoren der Prüfungskommissionen haben daher die bezeichneten Landesschul- 
inspektoren von der Vornahme solcher Prüfungen in Kenntnis zu setzen.^' Damach 
wird es fast nie geschehen, obgleich es der Wortlaut von Art. I, 5 nicht verbietet, 
daß in Österreich Mitglieder der Schulaufsichtsbehörde der Provinz, wie es bei uns 
der Fall ist, sei es als Vorsitzende, sei es als Mitglieder den Prüfungskommissionen 
angehören. Li Bayern freilich können sie Mitglieder sein, nicht aber Vorsitzende, 
§ 7: „den Vorsitz bei den Lehramtsprüfungen führt jeweüs ein Kgl. Ministerial- 
kommissär'', d. h. ein Mitglied des Bayerischen Kultusministeriums, und, da 
dieses, wie unten dargelegt werden wird, nur Juristen enthält, muß der Vor- 
sitzende hier stets ein Jurist sein. Auch für Württemberg lautet die 
Bestimmung § 2: „unter der Leitung eines Mitglieds der Ministerialabteilung 
für Gelehrten- und Realschulen'^. Da aber die Mitglieder dieser Behörde, augen- 
blicklich auch der Vorsitzende, zum größten Teü gewesene oder noch praktische 
Schulmänner sind, so wird die Leitung der Prüfungskommission meist in der Hand 
eines Schulfachmannes sein und ist augenblicklich in der Hand eines solchen, 
während in Bayern dieser Fall nie eintreten kann. 



1) Mindefltens 6 für die erste, bOchsieiiB 10 für die zweite Ptüftmg. 
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Früher war auch in Preußen die Praxis bei der Prüfimg selbst eine ziemlich 
willkürliche^ jetzt sind Pflichten und Rechte der Mitglieder etwas genauer fest- 
gesetzt. Während der Prüfung soU Protokoll geführt werden^ eine gewisse Zahl 
von Mitgliedern^ zwei^ oft mit dem Vorsitzenden drei; sollen bei den Einzel- 
prüfungen zugegen sein; ja in Osterreich müssen außer dem Direktor stets 
zwei Mitglieder ^^ununterbrochen^^ anwesend sein. Jedes Eommissionsmitglied^ 
welches bei der Prüfung zugegen war^ kann ein von dem des Prüfenden selbst 
abweichendes ürteü zu Protokoll geben Preußen § 33^ 7: ^^wie jedes der übrigen^ 
bei der Prüfung anwesenden Mitglieder berechtigt ist^ ein abweichendes urteil 
in das Protokoll aufuehmen zu lassen^ der Vorsitzende entscheidet natürlich bei 
Stimmengleichheit, die Entscheidungen erfolgen durch Mehrheitsbeschluß'^ Das 
Majoritäts- oder EoUegialitätsprinzip ist am meisten in Bayern ausgebildet; 
während anderwärts immer der Einzelexaminator schließlich entscheidet und 
nötigenfalls einem andern Mitgliede mit abweichender Ansicht nur der Protest 
im Protokoll übrig bleibt^ entscheidet in Bayern § 15 die Majorität der 
Prüfungskommission sogar a) über die Ergebnisse der schriftlichen Prüfung 
auf den Vorschlag des betreffenden ersten und zweiten Zensors — zwei Be- 
urteiler schon für die Durchsicht der schrifüichen Prüfungsarbeiten! — und 
b) über die Ergebnisse der mündlichen Prüfung auf Vorschlag des Examinators. 

Auch in anderer Beziehung hat man in Bayern die Oberlehrerkandidaten 
gegen Ungerechtigkeiten und Willkür zu schützen gesucht; nirgends findet man 
einen § 14 wie hier in Bayern, der verlangt, daß die Fragestellung an die Kandidaten 
klar und einfach sein soll, daß, „wenn ein Kandidat auf einem Gebiet offensicht- 
lich Unkenntnis zeigt, dasselbe zu verlassen und eiue andere Frage zu stellen 
sei"; „die Vorsitzenden sind angewiesen" — heißt es wörtlich § 14, 2 — „auf 
die Beachtung dieser Bestimmung genauestens zu achten". In Bayern ist die 
Stellung des Vorsitzenden am objektivsten: „der Vorsitzende beteiligt sich au 
den Abstimmungen nicht", nur im Falle der Stimmengleichheit, aber nur bei 
der Abstimmung über das Gesamtergebnis der Prüfung steht ihm der 
Stichentscheid zu; auch hat er nicht, wie in Preußen § 33 und andern Staaten^ 
ohne weiteres das Recht, die Reihenfolge der einzelnen Teüe der mündlichen 
Prüfung zu bestimmen^ sondern auch dies wird in Bayern von den Prüfungs- 
kommissionen selbst in einer vorherigen Besprechung (§ 12) bestimmt. 

Während man in Bayern hierin offenbar am weitesten geht, findet sich 
in der württembergischen Prüfungsordnung keine Spur von solchen An- 
weisungen über die Rechte und Pfiichten des Vorsitzenden, der Mitglieder, über 
die Art der Abstimmung, über Protokollführung, über die Zeit der Prüfung usw. ; 
einige Angaben über den letzteren Punkt gibt Herzog, Die Dienstprüfung für 
das hum. Lehramt. Südwestdeutsche Schulblätter. 1900. S. 341 ff. 

Teilung und Arten der Prüfung. 

In Preußen war nach dem Prüfungsreglement vom 24. Dezember 1866 
bekanntlich von jedem Kandidaten außer der Fachprüfnng noch das Examen in 
der sogenannten „allgemeinen BUdung^' (§ 15) zu bestehen; diese allgemeine 
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Bildung wurde erhärtet in Religion^ Deatacli^ Geschichte^ Geographie^ Französisch, 
Philosophie, Pädagogik — natürlich matatis mntandis — je nach den nachge- 
suchten Hauptfächern. Diesen Ausdruck ,,allgemeine Bildung^' sowie die Aus- 
dehnung derselben hat man jetzt aufgegeben und spricht von einer ^^Allgemeinen 
Prüfung'' und ,,einer Pachprüfnng'', welcher sich jeder Kandidat zu unterziehen 
hat, Preußen haben sich jetzt die meisten Staaten in der Scheidung beider Be- 
griffe angeschlossen; Sachsen, Sachsen -Weimar, Braunschweig, Hessen, Baden 
fordern eine „Allgemeine Prüfung", freilich die Ausdehnung ist yerschieden: 
Sachsen, Braunschweig, Sachsen -Weimar dehnen sie auf Religion, deutsche 
Literatur, Philosophie und Pädagogik aus, Baden und Hessen aber lassen 
die Religion aus. Alle diese Staaten yerlangen daneben aber, daß beide 
Prüfungen — allgemeine wie Pachprüfungen — an demselben Termin be- 
standen werden. 

Anders Württemberg und Bayern: durchweg ist die Staatsprüfung hier 
geteilt, es gibt eine erste und eine zweite Prüfung. In Bayern ist die zweite 
Prüfung eine Art Wiederholung der ersten wissenschaftlichen Prüfung in ver- 
schärflier und erhöhter Form unter Hinzunahme von Philosophie und Pädagogik; 
in Württemberg dagegen ist die erste Dienstprüfung mehr „wissenschaft- 
lich'', die zweite mehr „praktisch", wie der Unterschied im ersten Paragraphen 
Belbst hervorgehoben wird, auch hier unter Hinzunahme von Philosophie und 
Pädagogik. In beiden Staaten also ist die „Allgemeine Prüfung" nach der 
Fachprüfung zu erledigen, in Württemberg im Anschluß an den praktischen 
Dienst. 

Auch Österreich fordert, daß ,jeder Kandidat sich diejenige allgemeine 
philosophische und pädagogische Bildung aneigne, die jedem Mittelschullehrer 
unentbehrlich sei", femer, daß jeder Kandidat in der mündlichen Prüfung fLorrekt. 
heit des Gebrauches seiner Unterrichtssprache und Kenntnis ihrer wichtigsten 
grammatischen Gesetze sowie Bekanntschaft mit den Hauptwerken ihrer schönen 
Literatur nachweise, möge er auf das Lehren seiner Unterrichtsprache Anspruch 
machen oder nicht. Wenn die Unterrichtssprache nicht die deutsche ist, so ist 
Ton dem Examinanden in bezug auf die deutsche Sprache einige Korrektheit 

im Gebrauche derselben zu verlangen. So ist also die „Allgemeine 

Bildung" hier ebenfalls in deutscher Literatur, Philosophie und Pädagogik, aber 
in Kolloquien während der Studien nachzuweisen. Eine vermittelnde 
Stellung nimmt Osterreich in bezug auf den Termin dieser Prüfung ein. 
Es ist allen Kandidaten freigestellt (außer den Mathematikern), die Prüfimg in 
den Nebenfiächen, in der Unterrichtssprache und in der deutschen Sprache, ein 
halbes Jahr, bei besonders triftigen Gründen ein ganzes Jahr später zu machen. 
Hier kann also die Staatsprüfung in eine für die Haupt&cher mit Philosophie 
und Pädagogik, und in eine solche für die Nebenfacher mit deutscher Literatur 
und Unterrichtssprache zeitlich getrennt werden. 

Fast überall findet eine schriftliche und eine mündliche Prüfung statt, die 
erstere zerfUlt wieder in die Anfertigung der Hausaufgaben und in die der 
Klausurarbeiten. Die letzteren sind nach dem Beispiel Preußens für die Fremd- 
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spraclieii auch in Sachsen^ Hessen^ Brannscliweig^ Sachsen -Weimar Regel:^) auch 
für die Mathematik gilt dies. In andern Fächern^ Physik^ Chemie ^ Botanik; 
Geographie nsw. wird der Nachweis praktischer Fertigkeiten verlangt^ Hand- 
habung physikalischer Instrumente, Fertigkeit im Eartenzeichnen usw. 

Österreich, Bayern, Württemberg haben, was S^lausurarbeiten anbe- 
langt, ihre Eigentümlichkeiten: Osterreich verlangt für jeden Gegenstand eine 
Klausurarbeit (die Unterrichtssprache als Nebenfach ausgenommen), ja sogar für 
die Geschichte und hier für allgemeine Geschichte und österreichische Geschichte 
je eine besonders. In Bayern besteht bei der ersten Prüfung der schriftliche 
Teil derselben ausschließlich in fünf Klausurarbeiten, in Anfertigung eines 
deutschen Aufsatzes, einer Übersetzung aus dem Deutschen ins Lateinische, einer 
solchen aus dem Deutschen ins Griechische, einer Übersetzung aus einem latei- 
nischen Autor in das Deutsche, und einer Übersetzung aus einem griechischen 
Autor ins Deutsche; bei den phüologisch-historischen Fächern aus deren sieben 
(einschließlich eines deutschen Aufsatzes) in den mathematischen-physikalischen, 
aus drei französischen imd drei englischen Klausurarbeiten nebst je einem deutschen 
Aufsatz im Fache der neueren Sprachen. 

Während also hier in Bayern bei der ersten Staatsprüfung keine schrift- 
liche Hausarbeit angefertigt, sondern nur imter Klausur in allen Fächern ge- 
prüft wird, ist es in dem benachbarten Württemberg gerade umgekehrt: die 
erste Dienstprüfung für das humanistische Lehramt hat die Einreichung einer 
wissenschaftlichen Abhandlung zur Voraussetzung, was in Bayern erst bei der 
zweiten geschieht; bei der zweiten württembergischen Dienstprüfung wird 
ein deutscher Aufsatz angefertigt; analog ist es in Württemberg in bezug auf 
die Prüfung für das realistische Lehramt, welche in eine solche sprachlich-ge- 
schichificher Richtung (neuere Sprachen mit einer Art Nebenfakultas in Arith- 
metik, Planimetrie und elementarer Physik) und in eine solche mathematisch- 
naturwissenschaftlicher Richtung (mit einer Art Nebenfakultas im Franzosischen 
und Englischen) zerföUt: Hier wird das erstemal eine wissenschaftliche Abhandlung 
gefordert, das zweitemal wenn die erste Prüfung bestanden, dagegen schriftlich 
unter Klausur angefertigt ein deutscher Aufsatz, mathematische Aufgaben, Über- 
setzungen in die neueren Fremdsprachen. 

Die Zeit dieser Klausurarbeiten ist am kürzesten in Preußen und den ihm 
folgenden Staaten (höchstens drei Stunden), am längsten in Bayern, wo für 
den deutschen Aufsatz bei der ersten Prüfung fünf Stunden gegeben werden, 
während in Österreich je vier Stunden zur Bearbeitung freistehen. 

Sohriftliolie Hausaufgaben. 

Allen Staaten ist es gemeinsam, daß der Kandidat eine größere, schon ge- 
druckte wissenschaftliche Arbeit einreichen kann, und daß es dann dem Ermessen 
der Kommission freisteht, zu entscheiden, ob in solchem Falle von der Stellung 



^) In Hessen nach § 22 kann die Prüfangskommission auch in Geographie, Mathe- 
matik, Physik, Chemie als Hauptfach die Anfertigung einer lOansurarbeit verlangen. 
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einer schrifkliclien Arbeit für das betr. Hauptfach abzusehen ist. überall, wo 
neben der Fachprüfang noch eine allgemeine Prüfung besteht, wird eine schrift- 
liche Hausaufgabe für diese allgemeine Prüfung und für die Pachprüfung ge- 
stellt, also in Preußen und den ihm folgenden Staaten, dabei kann, wenn die zwei 
Hauptföcher sehr eng zusammenhängen, für beide nur eine schriftliche Prüfungs- 
aufgabe verlangt werden, mehr wie drei dürfen nirgends die Kommissionen stellen. 
In Preußen und Sachsen ist die Stellung einer einzigen Prüfungsaufgabe für 
zwei Hauptfacher nur eine Möglichkeit, Hessen und Baden dagegen (§ 28 und 
§ 21) wollen überhaupt nur zwei Aufgaben gestellt wissen. 

Die drei übrigen Staaten, Österreich, Bayern, Württemberg weichen 
wieder ab, Österreich nur insofern, als es ja eine allgemeine Prüfung über- 
haupt nicht kennt. Bayern, wo bekanntlich bei der ersten Prüfung nur Klausur- 
arbeiten geliefert werden, läßt den Kandidaten nur eine einzige größere schrift- 
liche Arbeit zu Haus anfertigen, umgekehrt müssen die Kandidaten in Württem- 
berg bei der ersten Prüfung außer Klausurarbeiten eine größere wissenschaft- 
liche Aufgabe liefern. 

Interessant ist der Nachweis, welches Maß von Freiheit bei der Wahl der 
Themata in den einzelnen Staaten den Kandidaten zugebilligt ist. Hier muß 
mau sagen, daß die Staaten unter Preußens Führung am wenigsten Entgegen- 
kommen zeigen. In Preußen lautet § 6: „ . . . ist anzugeben, . . . aus welchen 
Gebieten er die Aufgaben für die schriftlichen Hausarbeiten der Allgemeinen 
und der Fachprüfung zu erhalten wünscht^, und § 27: „Wünsche sind tun- 
lichst (!) zu berücksichtigend Genau dieselben Formeln hat das Königreich 
Sachsen § 6 und § 26, ebenso Braunschweig, Sachsen-Weimar; auch in Baden 
und Hessen findet sich . eine analoge Aufforderung, daß der Prüfling bei der 
Meldung die „Fächer angeben soUe, aus welchen er die Themata für die Haus- 
arbeiten entnommen sehen möchte'^, und in Hessen: „den Gegenstand, aus 
welchem er die Hausaufgabe für die Fachprüfnng zu erhalten wünscht". — In 
Baden Uest man nun später von einer „tunlichen Berücksichtigung solcher 
Wünsche" oder von ähnlichen Phrasen nichts, ganz bestimmt aber in Hessen 
§ 28: . . . „zwei Aufgaben, wobei die nach § 6, Abs. 2 in der Meldung zu 
machende Angabe zu berücksichtigen ist"; das preußisch -sächsische „tun- 
lichst", welches sämtliche Herzenswünsche des Kandidaten unter den Tisch fallen 
lassen kann, ist fortgelassen. 

Während man in der österreichischen Prüfungsordnung vergeblich 
nach solchen Bestimmungen sucht, welche besagen, daß der Kandidat seine 
Wünsche zu bezeichnen habe und daß dieselben zu berücksichtigen seien, scheint 
man in den beiden süddeutschen Königreichen den Examinanden hier die größte 
Freiheit zu lassen. Für die zweite Prüfung in Bayern lautet § 25: „das Thema 
der wissenschaftlichen Abhandlung kann nach freiem Ermessen aus der klas- 
sischen Philologie oder deutschen Philologie oder der Geschichte gewählt werden" 
und weiter: „die Wahl des Themas im einzelnen hängt zunächst von der freien 
Bestimmung des Kandidaten ab"; nicht bloß das Gebiet kann man sich hier 
wählen, sondern ein ganz bestimmtes Thema, und in Württemberg kann 
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man sich ebenso das Thema zur wissenscliaflilichcn Abhandlung in der huma- 
nistischen wie in der realistischen Prüfung frei wählen; freilich bedarf die 
Wahl der Bestätigung der Ministerial-Abteilung für Gelehrte- und Realschulen 

(§ 10). 

Was die Fristen zur Bearbeitung der schriftlichen Hausaufgaben (eine für 

die allgemeine^ eine für die Fachprüfung) anbelangt^ so weichen selbst die 

preußischem Vorbilde folgenden Staaten hierin voneinander ab: die geringste 

Zeit, je sechs Wochen für eine Arbeit, gewährt Sachsen, zusammen yierzehn 

Wochen (sechs darunter für die Arbeit aus der allgemeinen Prüfung), Hessen; 

in Preußen nebst Braunschweig, Sachsen-Weimar hat man sechzehn 

Wochen Zeit, am längsten in Baden 30 Wochen. In Österreich, wo für jedes 

Hauptfach eine schriftliche Hausarbeit gegeben wird, bekommt man für je eine 

Arbeit drei Monate Zeit, im ganzen also yierundzwanzig Wochen. 

Eigentündicherweise ist weder in Bayern noch in Württemberg eine 

Frist zur Bearbeitung angegeben. Aus der Art der zweiten Prüfung im ersteren 

Staate, welche ja ein Jahr nach der ersten stattfinden boU, geht in Verbindung 

mit § 87, 3 hervor, daß für das eine dort auszuarbeitende Thema man 6 Monate 

Zeit hat; wie es in Württemberg, wo eine einzige wissenschaftliche Arbeit 

für die erste Prüfung zu liefern ist, gehandhabt wird, ist aus der gedruckten 

Prüfungsordnung nicht klar. 

Mündliche Früfting im allgemeinen. 

Ehe wir zur Besprechung der Anforderungen in den einzelnen Fächern 
gehen, ist es nötig, die Kombinationen von Lehrfächern zusammenzustellen 
welche in erster Linie möglich sind. 

In den Staaten Preußen, Sachsen, Sachsen- Weimar, Hessen, Baden, Braun- 
schweig, Mecklenburg wird jetzt nur ein einziges Hauptfach (Fakultas durch 
alle Klassen) nebst zwei Nebenföchem als Mindestmaß verlangt; diesem Beispiel 
folgend, lassen alle diese Staaten, mit unwesentUchen Änderungen, folgende 
Kombinationen von Lehrfächern zu: 

Lateinisch und Ghiechisch, 

Französisch und EngUsch, 

Geschichte und Erdkunde, 

Religion und Hebräisch, 

reine Mathematik und Physik, 

Chemie nebst Mineralogie und Physik 
oder anstatt der letzteren Botanik und Zoologie mit der Maßgabe jedoch, daß 
an die Stelle von Hebräisch in der vierten Verbindung Deutsch treten kann. 
In Osterreich gibt es u. a. folgende Ghnippen der Prüfnngsgegenstände: 

a) klassische Philologie, d. i. lateinische und griechische Sprache als 
Hauptfacher, dazu die Unterrichtssprache als Nebenfach. 

b) Deutsche Sprache oder irgend eine andere Landessprache (Unter- 
richtssprache) als Hauptfach, dazu Lateinisch und Griechisch als 
Nebenfächer. 
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c) Geographie und Geschichte als Hauptfächer. 

d) Mathematik und Physik als Hauptföcher. 

e) Naturgeschichte als Hauptfach^ Mathematik und Physik als Neben- 
facher. 

f) Philosophie in Verbindung entweder mit Griechisch als Hauptfach 
und Latein als Nebenfach, oder mit Mathematik als Hauptfach und 
Physik als Nebenfach. 

Dann folgende Kombinationen mit Beschränkung auf Realschulen: Außer 
der Gruppe d) noch folgende: 

g) eine der modernen Sprachen, Französisch, Italienisch, Englisch . . . 
in Verbindung mit Deutsch als Hauptfächer. 

h) Die englische Sprache als Hauptfach, dazu Französisch und Deutsch 

als Nebenfacher. 
i) Mathematik als Hauptfach mit darstellender Geometrie als Haupt- 
fach oder 2 Nebenfächern (geometrisches Zeichnen und Physik). 

Die Ähnlichkeit wie die Verschiedenheit zwischen Osterreich und der obigen 
Staatengruppe springt in die Augen: bei den letzteren ist als Mindestmaß ein 
Hauptfach nebst zwei Nebenföchem aufgestellt, selbst Lateinisch als Hauptfach 
kann von dem Griechischen als Hauptfach getrennt werden; in Österreich ist die 
Verbindung zweier HauptfiLcher in sehr vielen Fallen Pflicht, so in der klassischen 
Philologie, in der Geschichte und Geographie, in der Philosophie mit der 
griechischen (nicht der lateinischen I) Sprache, im Französischen, Englischen mit 
dem Deutschen; aber das Deutsche allein (bezw. irgend eine andere Landes- 
sprache) kann als Hauptfach dastehen, dann aber mit zwei Nebenföchem, ebenso 
das Englische allein als Hauptfach, dann mit zwei Nebenfächern, aber mit 
Beschrankung auf Realschulen. Auch hier nimmt also Österreich eine yer- 
mittelnde Stellung ein: in einigen wenigen Fächern gestattet es, daß der Kandidat 
diese als einziges Hauptfach sich erwählt. 

Wieder ganz anders zeigen sich die beiden süddeutschen Königreiche. 
In Bayern unterscheidet man L Prüfung in den philologisch-historischen Fächern, 
n. Prüfung in der Mathematik und Physik, HI. Prüfung in den neueren Sprachen. 

Überall sind, wie schon oft erwähnt, zwei Prüfungen nötig. — Die erste 
mündliche Prüfung im philologisch-historischen Fach erstreckt sich auf die 
alten Klassiker, Deutsch, Geschichte (griechische, römische, deutsche, bayerische), 
in der zweiten Prüfung des philologisch-historischen Faches haben alle Kandi- 
daten Studien über Pädagogik und Philosophie, die klassischen Philologen eine, 
besonders durch Archäologie vertiefte Kenntnis im Gebiete der Altertumswissen- 
Bchafti und der alten Philosophie zu zeigen; die S^andidaten, deren Arbeit aus 
der Geschichte oder der deutschen Literatur genommen war, müssen sich mit 
der deutsch-philologischen Wissenschaft bez. den wichtigsten Quellen der deut- 
schen und bayerischen Geschichte, sowie den historischen Hilfswissenschaften 
(Paläographie, Diplomatik, Chronologie) und beide mit der Geschichte der 
neueren Philosophie vertraut zeigen. 

Bei weitem nicht so umfassend müssen die Kenntnisse der Kandidaten der 
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neueren Sprachen in Bayern sein. Ihre erste mündliche Prüfung erstreckt 
sich anf eine Übersetzung und eine in franzosischer bezw. englischer Sprache zu 
gebende Erklärung eines prosaischen oder poetischen Stückes^ auf die Erprobung 
der Kenntnisse in der Literaturgeschichte des 16. bis 19. Jahrhunderts und 
auf die Ghnindzüge der Phonetik. Die zweite mündliche Prüfung soll, nach 
einem EoUoquium über die zugelassene wissenschaftliche Arbeit, erhärten Kennt- 
nisse der Kandidaten im Altfranzöschen und Altenglischen, Kenntnisse in der 
Geschichte und Theorie der Pädagogik und solche in der Geschichte der neueren 
Philosophie, besonders der französischen und englischen. — Und noch weniger 
umfassend brauchen die Kenntnisse der Prüflinge für Mathematik und 
Physik zu sein. § 34 für die erste mündliche Prüfung lautet: „In der münd- 
lichen Prüfung werden den Kandidaten Fragen aus den mathematischen Gegen* 
ständen der schriftlichen Prüfung und aus den Grundzügen der Physik gestellt." 
Die Gegenstände der schriftlichen Prüfung aber sind: algebraische Analysis und 
Algebra, einschließlich der Gleichungen 3. und 4. Grades, Planimetrie, Stereo- 
metrie, ebene und sphärische Trigonometrie, Elemente der Differential- und 
Integralrechnung, analytische und synthetische Geometrie der Kegelschnitte, 
Elemente der darstellenden Geometrie. — Die zweite mathematische Prüfung in 
Bayern geht, wie die übrigen, Ton einem Kolloquium über die wissenschaftliche 
Arbeit aus, sie bezieht sich dann auf Analysis, Geometrie, analytische Mechanik 
und Physik, wobei der Kandidat eine weitergehende Ausbildung zeigen soll. 
Außerdem haben die Kandidaten Beweise ihrer Studien über Pädagogik und 
Geschichte derselben abzulegen. In der Philosophie werden diese mathematischen 
Kandidaten gar nicht geprüft. 

So bildet offenbar in Bayern die zweite Prüfung die Hauptstation, um- 
gekehrt bekanntlich in Württemberg. Nur in zwei Richtungen gabelt sich die 
Prüfung: Für das humanistische Lehramt (Lateinisch, Griechisch, dazu notwendig 
als drittes Hauptfach Deutsch, oder Französisch oder Geschichte) und die Prüfung 
für das realistische Lehramt. Diese zweite Richtung zerfällt wieder in eine 
mathematisch-naturwissenschaftliche und in eine sprachlich-geschichtliche, aber 
bei der zweiten Dienstprüfung haben die Mathematiker und Naturwissenschaft- 
lichen im Französischen und Englischen, die Kandidaten für die neueren Sprachen 
in Arithmetik und Planimetrie und in elementarer Physik ein Examen nachzu- 
machen, so daß also notwendig in der Prüfung für das realistische Lehramt 
zusammengehören, um in norddeutsch-preußischer Art zu reden, für die Neu- 
sprachler Tier Hauptfacher: Deutsch, Französisch, Englisch, Geschichte oder 
Geographie, dazu zwei Nebenfächer: Arithmetik, Planimetrie und elementare 
Physik, und für die Mathematiker drei Hauptfächer: Mathematik, Mechanik, 
insbesondere Mechanik starrer Elemente, Physik, dazu als notwendiges Nebenfach 
Chemie und in der zweiten Dienstprüfong Französisch, Englisch (ungeföhr ent- 
sprechend einer preußischen Nebenfakultas); für die Naturwissenschaftler: 
Chemie, Mineralogie mit Geologie, Botanik, Zoologie, dazu Nebenfach Mathematik 
und Französisch, Englisch, worin sie sich in der zweiten Prüfung examinieren 
lassen müssen. 
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Dadurch, daß liier in Württemberg Neusprachler eine Art Nebenfakultas 
in Mathematik, Physik, Mathematiker aber und Naturwissenschaftler eine solche 
in den neueren Sprachen sich holen müssen, sind diese beiden Klassen von 
Oberlehrern sehr angenähert. Dagegen wird die Trennung dieser realistischen 
Gruppen von der humanistischen dadurch viel größer als anderwärts, daß die zu- 
künftigen humanistischen Oberlehrer in der zweiten Dienstprüfung in Philosophie 
geprüft werden, während die Realisten, abgesehen von dem Nachweis der Be- 
teiligung an der zur Einführung in die Theorie und Praxis des Unterrichts ein- 
gerichteten Vorbereitung und abgesehen von der Anfertigung eines deutschen Auf- 
satzes, kein „allgemeines^^ Examen, jedenfalls kein philosophisches abzulegen haben. 

Mündliclie Früftmg (Anfordeningen in einzelnen Fächern). 

Was die Anforderungen in den einzelnen Fächern anbetrifft, von denen hier 
allerdings die sprachlichen mehr berücksichtigt werden soUen und zwar die- 
jenigen für die oberste Stufe, so gUt fast allgemein der Grundsatz, daß den Be- 
dürfaissen der Schule Rechnung getragen werden soll, wie dies Preußen § 8, 
sowohl für die allgemeine wie für die Fachprüfung hingestellt hat; auch Sachsen, 
Braunschweig, Sachsen- Weimar u. a. haben diesen Passus wörtlich übernommen, 
nicht Baden, Hessen, doch gut ähnliches für Hessen, wo z. B. Belesenheit „be- 
sondere in den zur öymnasiaUektüre gehörigen KlasBikem« gefordert wird, auch 
für Österreich, wo von „umfassender Belesenheit in den dem Gymnasium an- 
gehörenden Klassikern gesprochen wird'^ 

Auch Bayern spricht § 22 von den „Elassikem der Schule", in Württem- 
berg zwar findet man keinen analogen Ausdruck, aber hier zeigt die aufgezählte 
Reihe der Autoren, daß noch mehr als sonst auf den späteren Unterricht Rück- 
sicht genommen ist. 

Württemberg gehört nämlich in erster Linie zu derjenigen Staatengruppe, 
wo ein Kanon von Autoren der alten Sprachen aufgestellt ist, welchen die 
Prüflinge gelesen haben müssen; Württemberg hat solchen nur für die Griechen 
und Römer, ebenso Österreich, Bayern aber für alte und neuere Sprachen, 
für die letzteren noch ausführlicher. Auch einige der Preußen folgenden 
Prüfungsordnungen sind hierin von Preußen abgewichen und haben es für nötig 
gehalten, die Reihe der Schriftsteller aufzuzählen; Hessen nämlich und Sachsen 
(d. h. nur für die Mittelstufen), beide nur in der antiken Literatur; Braunschweig, 
Baden und andere haben die Anforderungen in dieser Art nicht spezialisiert. 
Bayern spricht von Stellen aus den vorzüglichsten Klassikern der Schule, 
namentlich aus Horaz, Cicero, Tacitus, Homer, Sophokles und Demosthenes 
(Staatsreden) [für die erste Prüfung, die zweite Prüfung erweitert diesen Kreis 
nicht]. Österreich: Cäsar, Livius, Sallustius, Cicero, Tacitus, Ovidius, Ver- 
gilius, Horatius; im Griechischen: Xenophon, Herodot, die Staatsreden des De- 
mosthenes, die zugänglicheren Dialoge Piatos, namentlich Protagoras, Gorgias, 
Phädon, Symposion, Homer, Sophokles Daneben teilweise Belesenheit in Plautus 
oder Terenz und Tibullus, in den griechischen Lyrikern, in Äschylos, Euripides 
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und Lysias. Das Thema der Hausarbeit ist auf den Kreis dieser Autoren nicht 
beschränkt. — In Hessen verlangt man außer der Lektüre der Gymnasialschrift- 
steller auch solche von Plautus^ Terenz^ Äschylos^ Euripides^ Aristophanes. — 

Geht hier die Spezialisierung schon soweit^ daß von Piaton „die zugäng- 
licheren Dialoge^' gelesen sein müssen^ so ist man in Württemberg noch 
weiter gegangen: sogar einzelne Reden und Bücher von alten Autoren werden 
genannt! Ohne Bezeichnung von Büchern werden hier nur genannt: GatuIluS; 
Horatius^ Homer, und Sallustius, Jugurtha und Gatilina (also die Fragmente der 
Historien nicht). Sonst aber liest man: Cicero pro Milone, actio in Yerrem H, 
1, 4 de signiS; orator, Brutus , disputationes TascuL I und de legibus I; Plato 
Phädon und Phädrus, Demosthenes Olynthische und Philippische Reden, Aschylus 
Perser, Sophokles Ödipus R. und Antigone (mehr nicht!), Euripides Iphigenia 
Taurica. 

Einzelne Bücher soUen gelesen sein von: Livius XXI— XXV. Tacitus An- 
nales L n. XIV — XVI, Historiae I, IV, V. Germania, Dialogus. Vergüius Äneis 
I. n. IV — VI, Bucolica (also ganz), Georgica aber nur lib. I;von Propertius 
nur das letzte Buch, von Herodot L, VH., VHI., von Xenophon nur die Memo- 
rabilien, von Thucydides Buch L, H., VI. und von Plautus Miles gloriosus und 
Menaechmi; freilich trotz dieser Spezialisierung ist der Kreis doch weiter als 
im benachbarten Bayern, wo Stellen aus den vorzüglichsten Klassikern der 
Schule, namentlich aus Horaz, Cicero, Tacitus, Homer, Sophokles und Demosthenes 
(Staatsreden) vorgelegt werden; die künstlichste Interpretation des „namentlich^' 
wird weder Aschylus noch Catullus, Propertius, Plautus zu den Schulklassikem 
rechnen können. 

Auch im Königreich Sachsen sind einzelne Autoren namhaft gemacht, 
aber nur in den Forderungen für die zweite Stufe, „im Lateinischen jedenfalls 
Cäsar, Sallust, erhebliche Partien aus Livius, von Cicero die wichtigeren 
Reden und einige seiner übrigen Schriften, von Vergil mindestens die Äneis, 
von Ovid die Metamorphosen sowie Elegien von ihm und andern Elegikem; 
im Griechischen Homer und Herodot, von Xenophon die Anabasis und 
größere Stücke aus den Memorabilien und der Hellenika, femer die Reden 
des Lysias sowie von Pia ton wenigstens die Apologie und den Kriton^^ Dies 
Maß für Sekunda in Sachsen übersteigt die bayerischen Postulate! 

Überall wird Fertigkeit oder einige Übung im Lateinsprechen vorausgesetzt, 
Bekanntschaft mit den philologischen Hilfswissenschaften sowie, was sehr wichtig 
ist, Bekanntschaft mit der strengen Methode philologischer Kritik und Exegese 
(wissenschaftliche Schulung in der Methode der Erklärung); daß in Bayern bei 
der zweiten Prüfung noch Archäologie besonders betont wird, ist schon gesagt. 

Soviel über die klassische Philologie und ihre Bedeutung in den Staats- 
prüfungen Deutschlands und Österreichs. Kürzer können wir uns schon über 
die neueren Sprachen fassen. Zunächst ist zu bemerken, daß nur Bayern eine 
ganz bestimmte Zahl von Schriftstellern vorgeschrieben hat, welche gelesen sein 
müssen schon zur ersten Prüfung. § 47. Die Literaturerscheinungen, deren 
Lektüre in Bayern vorgeschrieben ist, sind: a) im Französischen: Corneille: 



A. Die StMtsprüfnng. 35 

Le Cid. Horace. Cinna. Racine: Andromaqne. Phedre. Atbalie. Moli^re: 
Les PlrecienseB ridicales. Le Tartofe. Le Misanthrope. L'Ayare. Les Femmes 
sayantes Boileaa: Satires (II. und IX Bnch). Art po^tiqne (IQ. Back) 
Lafontaine: Fahles (die ersten drei Bücher). Ghateauhriand: Itineraire de 
Paris a Järnsalem. Lamartine: Meditations poetiques. Mme de Stael: De 
TAllemagne. B^ranger: Chansons (in Auswahl). V. Hugo: Ödes et Ballades 
(in Auswahl). Hemani. Aug. Thierry: E4cits des temps mörovingiens. 

b) Im Englischen: Auswahl englischer Volkslieder. Marlowe: Faustus. 
Spencer: Fairy Queen (Buch 1, Ges. 1 — 3). Shakespeare: Hamlet. Macbeth. 
Julius Caesar. King Lear. The Merchant of Yenice. Romeo and Juliet. Milton: 
Paradise Lost. Pope: Essay on Criticism. Byron: Child Harold's Pilgrimage. 
Sheridan: School for Scandal. W. Scott: Ivanhoe. Dickens: David Copper- 
field. Longfellow: Eyangeline. Macaulay: History of England. (Kap. I — HI). 

Erst in der zweiten Prüfung in Bayern sollen die Examinanden Beweise 
von Kenntnissen im Altfranzösischen und Altenglischen^ in historischer^ fran- 
zösischer und englischer Grammatik^ sowie in altfranzösischer und alt- und 
mittelenglischer Literatur (Rolandslied, Aucassin et Nicolete^ Beowulf, Chaucer) 
ablegen^ natürlich zusammen mit Kenntnissen in der Pädagogik^ in der Geschichte 
der neueren Philosophie. 

Zweitens wird es sehr interessieren festzustellen ^ ob und wieweit man die 
Forderungen der streng wissenschafÜichen Schule hinter derjenigen der modernen 
Richtung zurückgestellt hat. Preußen hat hier den Zusatz unter der Rubrik 
Französisch und Englisch: ^^Für minder eingehende Kenntnisse auf dem Gebiete 
der geschichtlichen Entwickelung der Sprachen kann eine besonders tüchtige 
Kenntnis der neueren Literatur nebet heryorragender Beherrschung der gegen- 
wärtigen Sprache ausgleichend eintr^ten.^' Nur Sachsen^ Braunschweig^ 
Sachsen-Weimar haben diese Worte herübergenommen und lassen solchen 
Ausgleich zu, alle anderen Staaten^ darunter auch Hessen^ Baden wissen davon 
nichts^ obwohl auch diese natürlich ^^geläufige und lautrichtige Handhabung'^^ 
Korrektheit und Sicherheit im mündlichen Gebrauche der fremden Sprache^ so 
wie gute Aussprache als Forderungen und ähnliches verlangen. 

Drittens noch ein Wort über Philosophie oder philosophische Propä- 
deutik als Prüfungsfach. Daß sie in der allgemeinen Prüfung ihre Rolle spielt, 
haben wir gezeigt, ebenso, daß sie in Bayern und Württemberg in den 
philologisch -historischen Fächern, wenigstens was Geschichte der alten Philo- 
sophie anbelangt, stärker betont wird als sonstwo. Als besonderes Prüfungs- 
fach ist sie nur in Preußen, Braunschweig, in Sachsen, Sachsen -Weimar, 
Österreich vorhanden, hier noch mit dem unterschiede, daß in Preußen und 
Braunschweig, Sachsen-Weimar, wenn die deutsche Fakultas für die Ober- 
stufe nachgesucht wird, statt Kenntnis der historisch-deutschen Grammatik, der 
Elemente des Gotischen und Althochdeutschen die Lehrbeßkhigung in der philo- 
sophischen Propädeutik eintreten kann, wovon in Sachsen nicht die Rede ist, 
ebensowenig wie in Österreich, wo ja Philosophie obligates Lehrfach ist. 

In Hessen, Baden gilt die Philosophie nicht als besonderes Prüfungsfach. 

8* 
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Schließlich hat Baden für die mündliche Prüfung noch die Erleichterung^ 
daß die Kandidaten bei der Meldung angeben sollen^ welche Teilgebiete der in 
der allgemeinen Prüfung vorkommenden Fächer sie besonders berücksichtigt 
sehen möchten (§ 5, 2). 

In allen anderen Fächern treten wesentliche unterschiede nicht hervor. 



AuBfiihning und Art der mündliolien Prüfung (Zeitdauer, Zahl der Prüflinge, 

Öffentliohkeit u. a.)« 

Auch die Dauer einer Prüfung ist festgesetzt worden: Bayern begrenzt 
(§ 22, 3) dieselbe für die mündliche Prüfung eines jeden Kandidaten auf zwei 
Stunden in der ersten Dienstprüfung, und ebenso in der zweiten Prüfung, wobei 
die erste Station derselben ein „Kolloquium^^ über die zugelassene wissenschaft- 
liche Arbeit genannt wird. Während in Preußen, Hessen, Baden, Braun- 
schweig, Sachsen-Weimar, Württemberg und Österreich über die 
Dauer nichts gesagt ist, bestimmt Sachsen § 32: „Für die Prüfung eiaes 
Hauptfaches eine Stunde, eines Nebenfaches eine halbe Stunde/' 

Dagegen haben mehr Staaten sich darüber ausgesprochen, wieviel Kandidaten 
gemeinsam geprüft; werden sollen; für Osterreich (XXI, 3) heißt es: wo es 
nur immer angeht, „sollen die Kandidaten einzeln geprüft werden^', doch vorher: 
„Es steht den Prüfungskommissionen zu, zwei Examinanden zu derselben Zeit 
in mündlicher Prüfung vorzunehmen.^' Mehrere Staaten, Hessen, Sachsen, Sachsen- 
Weimar, Braunschweig, haben sich Preußen hier wieder zum Muster genommen 
und lassen in der allgemeinen Prüfung höchstens vier, in der Fachprüfang nicht 
mehr als zwei Kandidaten prüfen. Baden hat die Fassung § 25, 2: „Zu den 
Prüfungen dürfen nicht mehr als drei Kandidaten vereinigt werden.'' — Für 
Bayern und Württemberg existieren hierüber keine Bestimmungen, doch 
scheint aus dem oben augeführten § 22 für Bayern sich zu ergeben, daß jeder 
Kandidat einzeln vorgenommen wird. 

Ziemlich scharf trennen sich die Länder in bezug auf die Frage, ob die 
Prüfungen öffentlich oder nichtöffentlich sind. Wenn sich einige Ord- 
nungen hierüber nicht aussprechen, wie Preußen, nach ihm Baden, Braun- 
schweig, Sachsen-Weimar, auch Württemberg, so kann man wohl an- 
nehmen, daß hier die mündlichen Prüfungen nicht öffentlich sind, was Bayern 
§ 9, 2: „die Prüfungen sind nicht öffentlich" geradezu fordert. Im Königreich. 
Sachsen aber sind die Prüfungen öffentlich, „soweit nicht der Prüfungs- 
ausschuß das Gegenteil verfügt" (§ 8), und in Österreich (XXI, 5) gilt, daß 
es den Prüfungskommissionen freisteht, insofern die Prüfung öffentlich ab- 
zuhalten, daß der Zutritt jedem Studierenden gegen eine beim Vorsitzenden an- 
zusprechende , auf Namen lautende Eintrittskarte gestattet wird. Allein in 
Hessen wird § 32, 1 kategorisch erklärt: „Die mündlichen Prüfungen werden 
öffentlich abgehalten." In der bayerischen Ordnung findet sich eine Be- 
stimmung, welche bei jedem Anklang finden wird. § 14: „Die Fragestellung 
an die Kandidaten soll klar und leicht verständlich sein. Ergibt sich, daß ein 
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Kandidat auf einem durch die Fragestellmig berührten Gebiete öffentlich Un- 
kenntnis zeigt, so ist das gewählte Thema zu rerlassen^) und eine andere Frage 
zu stellen/^ 2. Die Vorsitzenden sind angewiesen, auf die Beobachtung dieser 
Bestimmung genauestens zu achten. — 

Weniger Beifall werden einige andere Bestimmungen in Bayern finden, 
deshalb, weil sie für das Ansehen unseres Standes gerade nicht erhebend sind, 
§ 10, 3: „Die Benützung nicht gestatteter HiKsmittel zieht Herabsetzung der 
Note, nach umstanden sofortige Ausschließung Ton der Prüfung nach sich/' 
Noch unangenehmer, weü mehr für Reifeprüflinge passend, ist in Württem- 
berg § 8, dessen letzter Absatz lautet: „Gleiche Ahndung (YerweigeruiLg, Zu- 
rückziehung des Zeugnisses) trifft denjenigen Eaudidaten, welcher wahrend der 
Prüfung anderen in irgend einer Weise zur Lösung der gestellten Aufgabe be- 
hiKlich ist oder von anderen solche Hilfe annimmt/' 

Bestehen der Früfong (Zeugnisformen, Kompensationen). 

In den Staaten Preußen, Braunschweig, Sachsen, Sachsen-Weimar, 
Baden, Hessen gilt bekanntlich jetzt nach preußischem Vorgänge die Regel, 
daß die Prüfung als Oberlehrer bestanden ist, wenn nach abgelegter allgemeiner 
Prüfung der Examinand in der Fachprüfung in einem Fache das Zeugnis für 
die oberste Stufe, in zwei anderen für die mittlere Stufe erworben hat. Hier- 
bei wird, wenn nur eine „Prima" mit zwei Nebenfakultäten erworben ist, als 
Qesamtpr'adikat „Genügend" erteilt; für die Prädikate „Gut" oder „mit Aus- 
zeichnung bestanden", ist Vorbedingung, daß in mindesten zwei Lehrgegen- 
ständen die Befähigung für die erste Stufe nachgewiesen ist. 

Als Neuerung ist femer in Preußen, Braunschweig, Hessen, Sachsen, 
Baden die Möglichkeit einer Kompensation zulässig, die preußische Formel 
lautet: „wobei leichtere Mängel in einem Teile der Prüfung durch gute Leistungen 
in einem anderen als ausgeglichen angesehen werden können, auch der Gesamt- 
eindruck der Leistungsfähigkeit des Kandidaten zu berücksichtigen ist; bei 
Stimmengleichheit gibt der Leiter den Ausschlag'^ — Hessen hat hier zum 
Schutz des Examinators mit Recht hinzugefügt: „mit Zustimmung des Exami- 
nators", so daß dieser nicht majorisiert werden kann. — Nur die Prüfungs- 
ordnung für die Sachsen -Ernestinischen Staaten hat diese Kompensations- 
möglichkeit nicht mit übernommen. 

Die österreichische Prüfungsordnung nimmt insofern wieder eine ver- 
mittelnde Stellung ein, als nach ihr die Oberlehrerprüfung bestanden ist mit 
einem Hauptfache 1. in der deutschen Sprache (dabei Lateinisch und 
Griechisch als zwei Nebenfacher), 2. Naturgeschichte als Hauptfach (Mathe- 
matik und Physik als Nebenfächer), 3. Englisch als Hauptfach (mit zwei neu- 
sprachlichen Nebenfächern), 4. Chemie als Hauptfach (mit zwei naturgeschicht- 
lichen Nebenfächern), die beiden letzteren Falle sind aber nur gestattet „mit 
Beschränkung der Anstellung auf Realschulen". 

^) Auch in der MonatsBchrift fQr höhere Schulen, 1905, 2. Heft, will man for Preußen 
„Examinatoren, die sich nicht auf eine einmal gestellte Frage hartnäckig verstellen''. 
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Sonst, im Gegensatz zu dem obigen preoSisclien Modus , sind stets zwei 
Fächer für die Oberstufe (Hauptfächer) mit einem Nebenfach Bedingung fOr 
das Bestehen der Prüfung, so vor allem in der klassischen Philologie, Ge- 
schichte und Geographie, Mathematik und Physik, in der Philosophie 
mit dem Griechischen als Hauptfach (Lateinisch als Nebenfach) u. a. 

Ebenso im Gegensatze zu dem preußisch-deutschen Examen steht hier die 
Unmöglichkeit jeglicher Eonpensation ^): „Die Prüfung ist für bestanden zu 
erachten, wenn der Examinand den Forderungen für jeden der zu seinem 
Prüfungsgebiete gehörigen Gegenstande genügt hat. In keinem der Prüfungs- 
stadien können vorzügliche Leistungen in einem Gegenstande als Ersatz fOr 
Mängel in einem andern betrachtet werden/^ 

Femer existieren zwar in Österreich die Prädikate: Vorzüglich, be- 
jEriedigend, genügend, nicht genügend für die gesamten mündlichen Prüfungen, 
aber als GesamturteU der Kommission wird nur das UrteU abgegeben, ob der 
Kandidat lehrfahig ist oder nicht, und im ersten Falle für welche Gegenstände, 
ob für Gymnasien oder Realschulen. — Endlich unterscheidet sich ein Ober- 
lehrerzeugnis in Ostereich dadurch von einem preußischen, daß dort (nach 
Art. XXm, Ib) nach den Urteilen über die mündliche Prüfung „eventuell 
eine kurze Begründung oder Ausführung derselben^' stehen darf, eine 
Zeugnisform, die nach dem neuesten preußischen Reglement § 35, 1 („ohne Be- 
gründung des Ergebnisses'^ verboten wird; verboten ist dort, bei den Ab- 
stufungen der erreichten Höhe ebenso wie bei uns, „eine Bedingung oder eine 
Voraussetzung oder eine charakterisierende Bezeichnung'^ Dem obigen preußischen 
Verbote haben sich übrigens Hessen, Sachsen, Sachsen-Weimar, Braun- 
schweig angeschlossen; dagegen wird in dem betr. badischen § 28 ein direktes 
Verbot vermißt. 

Ganz anders gestaltet sich das Ergebnis und das Zeugnis in Bayern und 
Württemberg. Li beiden Staaten ist auch für die Staatsprüfung die Tren- 
nung zwischen Humanisten und Realisten streng durchgeführt; aber sowohl für 
die humanistischen als auch für die realistischen Kandidaten sind die Anforde- 
rungen viel weiter ausgedehnt als anderwärts — ob auch ebenso tiefgehend als 
anderwärts, bleibe unerörtert. Wie schon oben ausgeführt, gehört in Bayern für 
das humanistische Lehramt eine Lehrbeföhigung im Lateinischen, Griechischen, 
Deutschen und in der Geschichte, in allen diesen Fächern müssen sich die 
Kandidaten prüfen lassen, sowohl das erste wie das zweite Mal; nicht so viel- 
seitig ist die Prüfung für Mathematik und Physik bezw. die ftir die neueren 
Sprachen: die ersteren werden, abgesehen von der Anfertigung eines deutschen 
Aufsatzes, nur in Mathematik und Physik und Mechanik geprüft, die letzteren 
nur in den neueren Sprachen das erste wie das zweite Mal. Daß alle drei 
Klassen in Pädagogik und Geschichte der Philosophie sich prüfen lassen müssen, 
ist selbstverständlich. — Das Zeugnis über das Bestehen der Prüfung ist zu ver- 
sagen (§ 17) Kandidaten, welche in der schriftlichen wie mündlichen Prüfung 



1) Die Staaten handeln hier geradeso wie bei der Reifeprüfung. 
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ans einem PrüfnngBfache völlige Unwissenheit in diesem Fache bekundet 
haben; dieser Fall träte ein^ wenn ein Humanist in der Geschichte oder im 
Deutschen gar nicht bestände^ oder wenn ein Realist in einem der zwei Haupt- 
fächer versagte^ natürlich auch bei Unkenntnis in der Pädagogik und Philo- 
sophie. 

In den einzelnen Prüfungsgegenständen wie für die Gesamtheit wird das 
Urteil ausgedrückt durch I (sehr gut), H (gut), HI (genügend), IV (ungenügend), 
wobei Zwischennoten gegeben werden können I — TL, usw. 

Bei der Zusammenrechnung der Einzelnoten gibt 1,0 — 1,5 «= I ; 1,6 — 2,5 
— H; 2,6—3,1 = ni; 8,2—4 = IV. 

Kandidaten, welche als Gesamtleistung die IV erlangt haben, ist das Zeugnis 
zu versagen. — Ganz besondere Vorschriften existieren noch über die Wert- 
schätzung der einzelnen Teile jeder Prüfung; so wird der deutsche Aufsatz 
und die Übersetzung ins Lateinische je 5 fach, die Übersetzung aus dem Latei- 
nischen, die Übersetzung aus dem Griechischen, die mündliche Prüfung aus den 
lateinischen Klassikern, die mündliche Prüfung aus den griechischen Klassikern 
und die mündliche Prüfung aus der Geschichte je 4 fach, die mündliche Prüfung 
aus der deutschen Literatur und der historischen Ghrammatik 8 fach, die münd- 
liche Prüfung in römischer und griechischer Literaturgeschichte und in den 
griechischen und römischen Altertümern je 2 fach in Anschlag gebracht; ähnlich 
bei der mathematischen und neuphilologischen Prüfung. Es herrscht also hier 
das Noten- oder Punktiersystem.*) 

Wie in der Praxis in Bayern später diese Noten angesehen werden, ist 
aus § 80 ersichtlich: „HI in beiden Prüfungen = Lehrbeföhigung für die 4 
unteren Klassen, H eine solche für die unteren und mittleren Klassen (1. — 6. in 
Bayern) oft auch weiter, I für alle Elassen (1. — 9.)^^ 

So sind in Bayern dem Zeugnis nach zwei Klassen von Oberlehrern, drei 
Kkssen ihrem Studiengange und ihrer Büdung nach: Humanisten mit der not- 
wendigen Fakultas für Deutsch und Geschichte, Realisten mit mathematischer, 
Realisten mit neuphilologischer Bildung. 

In Württemberg existieren ebenfalls drei Zeugnisgrade, aber nur zwei 
Klassen ihrer Vorbildung nach, denn die zwei Arten von Realisten sind dort, 
wie oben mitgeteilt, dadurch einander genähert, daß die mathematischen Realisten 
eine „Ergänzungsprüfhng^^ in den neueren Sprachen zu bestehen haben, d. h. 
sich eine Nebenfakultas hierin holen müssen, und die neusprachlichen Realisten 
eine solche in der Mathematik; — Die Humanisten haben aus Lateinisch und 
Griechisch als drittem Hauptfach nach eigener Wahl entweder Deutsch oder 
Geschichte oder Französisch oder Hebräisch zu wählen; daß in der zweiten 
Dienstprüfang hier alle in der Philosophie und Pädagogik examiniert werden und 
zwei Lehrproben abhalten müssen, also die „Allgemeine Prüfung^' nach preußisch- 
norddeutscher Art hier gesondert und nach der Fachprüfung abzulegen ist, ist 
ebenfaUs schon betont. 



1) Vergl. über dies System nnten am Schluß des Abschnittes über die Beifeprüfang. 
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In Württemberg werden die Befahigangsstafen nach drei Klassen: 

Klasse I (obere); 
yy 11 (mittlere), 
„ ni (untere) 
bezeichnet. Die Klassen I und 11 zerfallen in zwei Unterabteilungen a und b, 
durch welche die Annäherung an eine höhere oder niedrigere Klasse aus- 
gedrückt wird. 

Ob es in Württemberg neben diesen Nummern noch eine Gesamtnummer 
gibt, ist nicht ganz klar, § 4: „das Zeugnis enthält die in den einzelnen Fächern 
erworbenen Prüfungsnoten, sowie ein Gesamtzeugnis, welches bei der ersten 
Prüfung die wissenschaftliche Befähigung zu unständiger Verwendung, bei der 
zweiten Prüfung die Befähigung zur Anstellung auf humanistischen (realistischen) 
Hauptlehrstellen bekundet'^ 

Jedoch ist es wohl zweifellos, daß in Bayern für die Humanisten vier 
Hauptfacher verlangt werden, in Württemberg deren drei gefordert werden; 
freilich, im Gegensatz zu Preußen und der sich ihnen anschließenden Gruppe, 
im Gegensatz auch zu Osterreich, ist die Prüfung in Süddeutschland, in Bayern 
und Württemberg, auch sonst dann bestanden, wenn der Examinand in allen 
diesen „Haupt^hem^^ die Note H oder IH erhalt, also nur für die untersten 
Klassen verwendbar ist.^) 

B. Der praktische Vorbereitungsdienst, 

Auch hier mögen einige Daten voraufgehen, welche die Zeit der Veröffent- 
lichungen der Ordnungen für den Vorbereitungsdienst anzeigen. Die älteste 
Ordnung scheint die für das Großherzogtum Hessen zu sein, „Satzungen der 
pädagogischen Seminaren für die höheren Lehranstalten im Großherzogtum 
Hessen'' vom 20. April 1889 (Nodnagel S. 53 ff.). Es folgt die preußische 
„Ordnung der praktischen Ausbildung der Kandidaten für das Lehramt an höheren 
Schulen in Preußen'' vom 1 5. März 1890. Dieselbe ist von manchen deutschen 
Staaten angenommen worden, so von Braunschweig, ebenso fast wörtlich 
von Sachsen-Weimar, 17. April 1891 (Weimar 1891. Druck v. R. Wagner) 
und Mecklenburg-Schwerin, 1891, in sehr verkürzter Fassung, Beg.-Blatt vom 
24. März 1894. In Bayern erging, 2. Febr. 1897, eine KÖnigl. Entschließung 
in betreff der Einrichtung von pädagogischen Seminarien (Füger S. 187); für 
Österreich sind die Bestimmungen für das Probejahr zugleich mit der neuen 
Prüfungsordnung, 1897, herausgekommen. Im Sommer, 1904, erschienen im 
Königreich Sachsen: „Bestimmungen, die Ableistungen des Probejahres an 
inländischen Schulen betreffend." — In Württemberg und Baden sind keine 
besonderen Anordnungen ergangen; für das erstere Land gilt nur das Wenige, 
was in der Ordnung für die zweite Dienstprüfung über das Probejahr gesagt 
ist; in Baden ist zu beachten ein Ministerial-Erlaß von 1891 und ein solcher 

^) Die allgemeinen Betrachtungen über die Staatsprüfongen schließen sich an die- 
jenigen über den Vorbereitungsdienst an, s. S. 36 ff. 
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vom 29. April 1898; eine größere zusammenhängende Ordnung für das prak- 
tische Yorbereitimgsjahr ist hier noch nicht erlassen.^) 

Einjähriger und zweijähriger Vorbereitungsdienst. 

Ein großer^ bedeutender Unterschied ist hier zwischen den Staaten bemerk- 
bar: In einigen^ Preußen und nach seinem Muster in Braunsehweig^ Sachsen- 
Weimar^ Hessen, Mecklenburg, ist die Zeit dieses Vorbereitungsdienstes 
zwei Jahre und zerMlt in das Seminar- und Probejahr^ in andern ist^ wie es 
in Preußen vor 1890 war^ diese Zeit nur auf ein Jahr bemessen, so in Baden, 
Sachsen, Bayern, Württemberg. 

Einen eigenartigen Weg hat wieder Österreich eingeschlagen: Nach Art. 
XXY (Probejahr) 1. hat „nach bestandenem Examen jeder Kandidat sich ein 
Jahr lang an einem Gymnasium oder einer Realschule zur praktischen Aus- 
bildung seiner Befahigkeit beschäftigen zu lassen, wenn er nicht in der Lage 
ist, das mit Ministerial-Erlaß vom 21. 'Juni 1893 zum Zwecke einer vertieften 
pädagogisch-didaktischen Ausbildung der Kandidaten eingerichtete, erweiterte 
Probejahr abzulegen^^ Damach ist es den Kandidaten freigestellt, je nach ihrer 
persönlichen Lage und ihren persönlichen Wünschen, an dem Staatsgymnasium 
im IX. Bezirk zu Wien ihre Ausbildung zu yervoUkommnen; über die Art dieses 
„erweiterten^^ praktischen Probejahres soll weiter unten einiges gesagt werden. 
Ist hier die Erweiterung eine iEreiwillige, keine zeitlich verlängerte, so kann im 
Königreich Sachsen eine solche unfreiwillige eintreten, (§ 11): „Bei ungünstigem 
Ergebnis kann das Probejahr verlängert werden^^; in Sachsen-Weimar (§ 18) 
kann Kandidaten mit „ausgezeichneten Leistungen'^ ein Teil des zweijährigen 
Vorbereitungsdienstes erlassen werden. 

AUe Staaten haben übrigens bekennen müssen, daß häufig genug, wenn 
Mangel an Lehrkräften vorhanden ist, Kandidaten auch ohne die gesetzmäßige 
Zeit dieses Vorbereitungsdienstes (sei es des ein-, sei es des zweijährigen) aus- 
gefüllt zu haben, schon nach einigen Wochen selbständigen Unterricht über- 
nehmen können. 

Im Großherzogtum Baden ist die Ableistung des Probejahrs eng verknüpft 
mit der Teilnahme an praktisch-pädagogischen Übungen der drei Hoch- 
schulen in Heidelberg, Karlsruhe und Freiburg i. Br. Zugleich aber sind 
während dieser Zeit die Kandidaten einem Direktor der in diesen Städten oder 
in der Nachbarschaft sich befindenden höheren Schulen zugeteilt, wo sie Unter- 
richt geben müssen. 

Das Leipziger Universitätsseminar verfahrt etwa ähnlich wie die Praxis 
in Baden, nur die Verbindung zwischen Universität und der höheren Schule 
scheint nicht so eng und so regelmäßig zu sein. Die Kandidaten genießen 
eine philosophisch-theoretische Ausbildung teils durch einen Universitätsprofessor 
teils durch Leiter dortiger höherer Lehranstalten. Die Klassen und Schüler 

1) Die Kandidaten vieler norddentscher Staaten, die keine eigenen Seminare haben, 
Saehsen-Altenbnrg, Kobnrg- Gotha, Anhalt- DesBau, Bremen, Hamburg, Lübeck u. a. werden 
an den preußischen Seminaren ausgebildet. 
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der letzteren Btehen, mcht regelmäßig, zu praktischen Versaclien zur Verfügung; 
die Leitung wird geteilt zwiBchen dem UniyersitäprofesBor und dem Anstalts- 
leiter, der in Sachsen bekanntlich den Titel ^^Rektor'^ führt. Dies Seminar 
heißt übrigens ^^Königliches pädagogisches Seminar^^; neben ihm hatten 
und haben noch einige Universitätslehrer ihre eigenen Seminare in Leipzig, an 
denen mehr Theologen und Volksschullehrer als Oberlehrerkandidaten ausge- 
bildet werden, und zwar oft bloß theoretisch.^) 

Ort und Art dieses Vorbereitungsdienstes. 

Li den meisten Ländern ist die praktische Ausbildung durchaus eng mit 
dem Unterrichtsbetriebe an höheren Schulen verbunden, d. h. die „Seminare zur 
praktischen Ausbildung der Kandidaten des höheren Lehramts'^ sind Gymnasial- 
seminare, nur an drei SteUen ist diese Ausbüdung, aUerdings nur zum Teü, mit 
Universitäten verknüpft: in Baden, Sachsen-Weimar (Jena) und im König- 
reich Sachsen (Leipzig). Li Jena besteht an dem Gymnasium, unter Leitung 
des Direktors, ein Seminar und zugleich ein pädagogisches Univexsitätsseminar; 
die Teilnahme an dem letzteren scheint aber doch nicht unbedingt nötig zu 
sein, denn § 2A lautet: „diesem Zweck dient der Eintritt der Kandidaten in 
das mit dem Großherzoglichen Gymnasium in Jena verbundene und von dem 
Direktor geleitete Gymnasialseminar und — der Regel nach — die Teil- 
nahme an den Übungen des Universitätsseminars^^ Also Ausnahmen sind ge- 
stattet, und es kann vorkommen, daß das Jenaische Universitätsseminar von 
irgend einem Kandidaten nicht besucht wird. 

Li Preußen kann man jetzt im allgemeinen zwei Arten von Ausbildungs- 
seminaren unterscheiden: Die Seminare der Provinzialschulkollegien und die 
Gymnasialseminare. Die ersteren haben hier und da, z. B. in Halle und Göttingen, 
noch einige Verbindung mit der Universität, sonst geben sie ihre Mitglieder 
zur Ausbildung an die höheren Schulen ab; so daß, wie selbstverständlich bei 
den Gymnasialseminaren, die rein praktische Vorbildung ebenso im Schuldienst 
geschieht. Der einzige Unterschied zwischen den Seminaren der Provinzialschul- 
kollegien und den andern preußischen wäre also der, daß auf jenen die 
theoretische Ausbildung die Provinzialschulräte in erster Hand haben, auf 
diesen Bildung in Theorie und Praxis von den Anstandsleitem allein ausgeht 
und daß dort die Mitglieder unter doppelter Leitung stehen, hier unter ein- 
facher. Solcher Seminare der Provinzialschulkollegien sind in Preußen, wenn 
man das „Königl. Listitut zur Ausbildung von Lehrern der neueren Sprachen'^ 

^) Über die Seminare ztir praktischen Ausbildung der Oberlehrerkandidaten, über die 
Geschichte dieser praktischen Ausbildung, sowie über diese selbst in Preußen und in anderen 
auch außerdeutschen Ländern, ebenso wie über die einzelnen Seminare handelt bekanntlich 
sehr ausführlich W. Fries, die Vorbildung der Lehrer für das Lehramt (Handbuch der 
Erziehungs- und ünterrichtslehre Ton Dr. A. Baumeister. Bd. 2. 1. Abt. München 1895). 
Hier findet man auch Einzelheiten über das Leipziger, Jenaische Seminar, auch über die 
Preußischen; weswegen die vorliegende DarsteUung von einigen Detaib absehen und sich 
auf die yon Fries gelieferten beziehen kann. Eine Yergleichung zwischen den staatlichen 
Ordnungen, wie hier, ist auch dort nicht gegeben. 



6. Der praktische Vorbereitungsdienst. 43 

in Berlin zurechnet, zwölf, in der Hauptstadt jeder Provinz in der Regel 
eins; einige von ihnen knüpfen an ehrwürdige historische Überlieferung an. 
Sonst sind in Preußen nur noch Gymnasialseminare vorhanden, an welchen 
die Kandidaten unmittelbar alleia dem Direktor unterstellt sind, im Jahre 
1903/4 waren es 44. 

Auch in Hessen,^) wo das preußische Seminar- neben dem Probejahr großen 
Anklang findet, sind drei Gymnasialsemruare vorhanden, am Neuen Oymnasium 
in Darmstadt, in Gießen, am Realgymnasium in Darmstadt. 

Ebenso werden in Bayern die didaktisch - pädagogischen Kurse, wie die 
amtliche Bezeichnung lautet, an höheren Lehranstalten durchgemacht, augen- 
blicklich an acht Anstalten: am Wühelms-Gymnasium in München, an je einem 
solchen in Würzburg, Erlangen, Regensburg, Neuburg a./D.^ Neustadt a. d. H. 
und Straubing. — Auch in Braunschweig ist ganz nach preußischem Muster 
ein Gymnasialseminar an einem dortigen Gymnasium eingerichtet. 

Endlich ist noch erwähnenswert, daß in Württemberg, das praktische 
Jahr verbunden ist mit der zweiten Dienstprüfung, auf welche die Kandidaten 
sich während desselben vorzubereiten haben; sie haben am Schluß zwei Probe- 
lektionen abzuhalten. — Ähnlich heißt es für das Königreich Sachsen § 8: 
„Außerdem hat jeder Kandidat eine Lehrprobe abzuhaltend^, auch hier ist die 
wissenschaftliche mündliche Staatsprüfung noch mit solcher praktischen Forderung 
verbunden. 

Sonst ist überall die wissenschaftliche Staatsprüfung durchaus getrennt 
von Beweisen praktischer Lehrtätigkeit. 

Zweck des Vorbereitungsdienstes. 

Der Zweck des Vorbereitungsdienstes muß überall, bei zweijähriger wie 
einjähriger Dauer, derselbe sein: Die theoretische, wie praktische Einführung in 
das Lehramt; dort, wo zwei Jahre, ein Semiuar- und ein Probejahr, verlangt 
werden, wird natürlich das erste Jahr mehr der Theorie dienen, obgleich auch 
schon in dieser Zeit Unterrichtsproben abgelegt werden sollen. 

Die preußische Ordnung sagt in § 2 über den Zweck des Seminarjahres: 

„Das Seminarjahr ist dazu bestimmt, die Kandidaten mit den Aufgaben 

der Erziehungs- und Unterrichtslehre in ihrer Anwendung auf höhere 
Schulen und insbesondere mit der Methodik der einzelnen Unterrichts- 
gegenstände bekannt zu machen, sowie durch Darbietung vorbildlichen Unter- 
richts/' 

Und Hessen §1: „. . . haben die Aufgabe, die Aspiranten für das höhere 
Lehramt mit den pädagogischen Theorien bekannt zu machen, in ihrer fach- 
wissenschaftlichen Bildung für die Zwecke des Unterrichts und der Erziehung 
zu fordern und zur praktischen Anwendung der gewonnenen Kenntnisse anzu- 
leiten*'; ähnlich Sachsen- Weimar § 2A (s. oben). 

Lidessen auch da, wo ein einjähriger Vorbereitungsdienst eingeführt ist 



1) StatistiflcheB Jahrbuch XXIY, Jahrgang 1903/4. 
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(also abgesehen^ z. B. von Preußen^ Brannscliweig^ Hessen, Sachsen- Weimar), in 
«ehr vielen deutschen Staaten und Österreich genügt dies eine Jahr dem- 
selben Zwecke, wie dies sehr kurz die bayerische Ordnung bezeichnet: „Die 
theoretische und praktische Einführung in das Lehramt^^; ebenso kurz Öster- 
reich (Art. XXV) „praktische Ausbildung seiner Lehrfahigkeit*', Sachsen: „be- 
hufs Erwerbung der Anstellungsfahigkeit'^ 

Anweisung und Tätigkeit während des Seminar- bes. Frobeijahrs. 

Sehr ausfuhrlich handelt in Preußen § 5 von der Art, wie hier die Kandi- 
daten durch den Direktor bez. durch den seine Stelle oft einnehmenden Ober- 
lehrer (Professor) angeleitet werden sollen. In den, mindestens zwei Stunden 
wöchentlich abzuhaltenden Seminarsitzungen sollen in theoretischer Beziehung 
Besprechungen mit den Kandidaten stattfinden über die wichtigsten Gfrundsätze 
der Erziehungs- und Unterrichtslehre in ihrer Anwendung auf höhere Schulen 
mit geschichtlichen Rückblicken in die Pädagogik (seit dem Beginne des 16. 
Jahrhunderts), über Regeln für die Vorbereitung auf einzelne Lektionen; kürzere 
Referate über pädagogische, schultechnische Fragen, z. B. Prüfungsordnungen 
u. a. sollen geliefert werden, endlich soll drei Monate vor Schluß des Jahres 
von jedem Seminaristen eine Arbeit geliefert werden über eine konkrete päda- 
gogische oder didaktische Aufgabe, die vom Direktor gewählt wird. 

Die mehr praktische Ausbildung gibt sich darin kund, daß die Kandidaten 
in geordneter Weise im Unterricht beschäftigt werden; sie haben die Pflicht, 
die Unterrichtsstunden des Direktors und der Lehrer zu besuchen, eigene Lehr- 
yersuche unter Beiwohnen der übrigen Kandidaten abzugeben; allerdings nur 
zwei bis drei Stunden wöchentlich. Die Unterrichtsmittel sollen sie dabei kennen 
lernen, an Arbeits- und Spielstunden sich beteiligen, ebenso am Turnunterricht 
und an Schulausflügen; ebenso sollen sie an Lehrerseminarien und Volksschulen 
hospitieren. 

Der Direktor und die beauftragten Oberlehrer sollen die Kandidaten auf 
etwaige Mängel in ihrem Unterricht teils unmittelbar nach demselben, teils in 
den Sitzungen aufmerksam machen; besondere Wahrnehmungen sind die betr. 
Oberlehrer dem Direktor am Schluß jedes Monats mitzuteilen, verpflichtet. 

Was schließlich die Stellung der Kandidaten zum Lehrkörper anbelangt, 
so sind zu den regelmäßigen Klassenprüfnngen und den Lehrerkonferenzen alle 
Seminaristen als Zuhörer zuzulassen; über Schüler haben die Kandidaten auf 
„Erfordern Auskunft zu geben^^ 

Eine fast wörtliche Wiederholung dieser preußischen Bestimmungen zeigen 
die Sätze in § 5 der Ordnung von Sachsen -Weimar; nur zwei Ab- 
weichungen fallen auf: Hinweisung auf Fragen der Schulgesetzgebung, Schul- 
gesundheitspflege, bedeutendere Erscheinungen der pädagogischen Literatur sind, 
in eingehenderer Behandlung dem Probejahr hier zugewiesen, dann erhalten sie 
einzelne Schüler zur Fürsorge und Beobachtung; endlich müssen in Sachsen- 
Weimar die Kandidaten, welche im Zeichnen ungeübt sind, durch einen vom 
Zeichenlehrer des Gymnasiums zu erteilenden Kursus im perspektivischen und 
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Planzeiclineii Gelegenheit haben ^ sich im körperlichen Sehen zn üben und die 
Fähigkeit zur Yeranschaulichung des Unterrichts durch Zeichnungen an der 
Wandtafel sich zu erwerben. 

Viel gedrängter ist die hessische Anweisung in § 5 und 6; § 5 be- 
sagt, daß die Seminarmitglieder in die theoretische Pädagogik eingeführt werden 
sollen und die spezielle Methodik der Fächer, dann soll nach gehörigem Hospi- 
tieren ein immer selbständiger werdender Unterricht folgen, unter Aufsicht 
des Direktors und der betr. Oberlehrer. § 6 in Hessen ordnet dann mindestens 
drei Probelektionen für jeden Kandidaten an; in Preußen und Sachsen- Weimar 
ist eine bestimmte Zahl nicht angegeben. § 7 handelt von den Seminar- 
sitzungen. — In allen diesen Staaten haben die Kandidaten (drei Monate vor 
Schluß in Preußen, Hessen, einen Monat in Sachsen-Weimar) über eine vom 
Direktor gewählte konkrete pädagogische oder didaktische Aufgabe eine 
längere Arbeit einzuliefern; in Preußen und Sachsen- Weimar bestimmt oder 
wählt der Direktor die Aufgabe, in Hessen liest man § 8: „über ein mit dem 
Direktor vereinbartes Thema^^ 

Zu beachten ist noch eine besondere Bestimmung in Sachsen- Weimar, nach 
welcher während des Seminarjahrs die Kandidaten ihre Kraft ausschließlich der 
pädagogischen Ausbildung zu widmen haben, ein Nebenerwerb durch 
Privatunterricht der Regel nach nicht und jedenfalls nur mit Genehmigung 
des Direktors zulässig ist. 

Nach Schluß des ersten Yorbereitungsjahres haben die Direktoren über die 
Arbeiten und Leistungen zu berichten; solchen Kandidaten die nach diesem 
Bericht ungeeignet zum höheren Lehrdienst sind, hat das Provinzialschul- 
koUegium, in Sachsen-Weimar das Ministerium den Rat zu erteilen, von der 
begonnenen Laufbahn Abstand zu nehmen; in Hessen findet sich für solche 
Fälle keine Bestimmung. 

Sind in Preußen und Sachsen- Weimar die Anweisungen fOr das erste Yor- 
bereitungs(Seminar)jahr sehr eingehend und umfangreich, so brauchten und 
konnten sie für das Probejahr nicht so detailliert sein, was auch, trotz vieler 
einzelner, allerdings sehr kurzer Paragraphen, der Fall ist; Hessen hat gar 
keine besonderen Bestimmungen für das Probejahr erlassen. Wirklich unter- 
scheidet sich das Probejahr vom Seminarjahr auch nur darin, daß im ersteren 
die Kandidaten eine etwas selbständigere, vor allem aber umfangreiche Tätigkeit 
(8 — 10 Stunden im Probejahr, im Seminarjahr 2 — 8 wöchentlich, im Probejahr 
nötigenfalls bis 20 Stunden) zu entfalten haben. Was also in denjenigen Staaten, 
welche nur eine einjährige Yorbereitungszeit festsetzen, über das Probejahr ge- 
sagt ist, könnte ebensogut über das preußische Seminarjahr vorgeschrieben 
sein und gilt auch inhaltlich fast immer von demselben. 

Li Bayern sind die pädagogisch-didaktischen Kurse, wie die einjährige Yor- 
bereitungszeit heißt, an besonderen Seminaren abzuleisten, Yorstand ist der Rektor, 
ein Lehrer der Anstalt ist beizuziehen. Der Seminarvorstand und der Seminar- 
lehrer haben nach § 7 gemeinschaftlich die theoretische und praktische Ein- 
fahrung der Kandidaten in den Lehrberuf vorzunehmen. Als Mittel dazu dienen 



46 ^I- ^i® Vorbedicgungen für das höhere Lehramt. 

a) theoretische Belehrung dnrch Besprechung und Vorträge^ b) vorbildlicher 
Unterricht, c) eigene Unterrichtserteilung seitens der Kandidaten. Diese drei 
Punkte, welche, wie ersichtlich, auch im preußischen Seminarjahre die Ghrund- 
linien der Ausbildung sind, werden dann im § 9, 10, 11 im einzelnen näher 
ausgeführt und weichen von den obigen preußischen nur hier und da ab; zu 
yerzeichnen wäre nur, daß die Kandidaten in Bayern über aUe Vorgänge während 
eines Seminarjahrs sich Rechenschaft ablegen sollen in einem regelmäßig ge- 
führten Tagebuch, während sie bei uns erst gegen Ende des Probejahrs 
einen Bericht über ihre eigene unterrichtliche Tätigkeit dem Dirigenten ein- 
reichen sollen (§ 14), femer, daß die Kandidaten in Bayern Berichte über ihre 
beim Hospitieren gemachten Beobachtungen liefern, und daß sie über die Kon- 
ferenzen der Sitzungen das Protokoll zu führen haben; endlich, daß ihre zu- 
hörende oder aktive Teilnahme an den Sitzungen des Lehrerrates (Lehrer- 
kollegiums) vom Rektor abhängt, also offenbar nicht so ständig zu sein braucht 
wie bei uns. Auch hier wird eine größere pädagogische Arbeit vor Schluß 
Yon den Teilnehmern verlangt, auch hier wie in Hessen über ein zwischen den 
Leitern und den Teilnehmern vereinbartes Thema. 

Im Königreich Sachsen wird u. a. auch unterschieden Hospitieren de^ 
Kandidaten (§ 5), Unterrichtliche Tätigkeit des Kandidaten (§ 6), Unterweisung 
bezüglich der Unterrichtserteüung (§ 7), Gelegentliche Vorlegung von Vor- 
arbeiten für den Unterricht (§ 8). In § 7 findet sich hier die Anweisung, „daß 
bei der nachträglichen Besprechung des Wahrgenommenen die Beurteiler es 
nicht verschmähen sollen, auch auf kleine Verstöße in der Technik des Unter- 
richts (Haltung, Aussprache, Fragstellung, Kritik der Schülerantworten usw.) 
einzugehen, insbesondere vor üblen Angewohnheiten zu warnen, die zeitig be- 
kämpft werden möchten. Streng ist darauf zu halten, daß der Kandidat sich 
nie in Haltung, Auftreten, Ausdrucksweise usw. gehen läßt, vielmehr jede Stunde 
so stramm und auch in Kleinigkeiten streng korrekt erteilt, daß sein Be- 
streben, sein Bestes zu bieten, stets voll zu Tage tritt.^^ Ebenso abweichend 
von anderer Praxis ist hier die Bestimmung, daß eine größere pädagogische 
schriftliche Arbeit von den Kandidaten nicht zu liefern ist, vergL § 8: 
„Umfänglichere pädagogisch -didaktische Arbeiten sind den Probanden nicht zu- 
zumuten. Es empfiehlt sich aber, daß sie angehalten werden, von Zeit zu Zeit 
Entwürfe für die Stoffverteilung in den nächsten Wochen oder Monaten, 
auch wohl die schriftliche Vorbereitung auf einzelne Stunden dem Schulleiter 
vorzulegen." 

In Baden und Württemberg sind zusammenhängende größere An- 
weisungen oder Ordnungen für die Ableistung des Probejahrs nicht ergangen; 
in Baden soll jetzt eine eingehende Instruktion in Vorbereitung sein; im letz- 
teren Staate gestaltet sich der praktische Vorbereitungsdienst nach privaten 
Erkxmdigungen nicht viel anders als in Preußen; Hospitieren, Versuche im 
Unterrichten, Kenntnisnahme der didaktisch-pädagogischen Hilfsmittel; 6 — 8 
Stunden wöchentlich nach einiger Zeit, dann natürlich im Notfälle auch größere 
Unterrichtsaufgaben. Hier in Baden unterstehen die Kandidaten, wie in Sachsen- 
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Weimar^ neben dem Gymnasialdirektor auch dem Leiter der an den Hoch- 
schulen veranstalteten Übungen. Eine größere schriftliche Arbeit wird nicht 
gefordert. 

Daß eine solche in Württemberg auch nicht angefertigt wird, geht aus 
dem Obigen (S. 29) hervor; in Württemberg, wo ja der praktische Vorbereitungs- 
dienst — am Schluß des Jahres zwei Probelektionen — den zweiten Teil des 
Staatsexamens bildet, ist nur eine mündliche Prüfung in Pädagogik angeordnet, 
in der allgemeinen Pädagogik, sowie in der Methode der einzelnen für 
ihn in Betracht kommenden Prüfungsfächer; als schriftliche Arbeit ist 
nur ein deutscher Aufsatz anzufertigen. 

In der Reihe der Staaten, die nur ein Vorbereitungsjahr fordern, muß 
noch kurz Österreich besprochen werden. Die in Artikel XXV „Probe- 
jahr'' der Prüfungsordnung ergangenen Bestimmungen halten sich ungeföhr 
in den üblichen Linien; hervorzuheben ist hier nur eine genauere Abgrenzung 
der Rechte des Kandidaten sowie die Forderung eines regelmäßigen Besuches 
der Lehrerkonferenzen^ welcher in einigen Ländern nicht unbedingt erforderlich 
ist; eine größere schriftliche Arbeit, wie in Preußen, Hessen^ Sachsen-Weimar, 
wird nicht verlangt, sondern nur ,piach Umständen schriftliche Elaborate''. Im 
ersten Semester Zuhören, zweistündige Unterrichtsversuche, im zweiten aus. 
gedehnterer Unterricht; merkwürdigerweise ist hier von eigentlichen Sitzungen 
nicht die Bede, sondern von „Besprechungen zwischen dem Professor und Kan- 
didaten", wobei der mit der Aufsicht betraute Professor die Hauptrolle zu 
spielen, der Direktor zurückzutreten scheint, welcher „zeitweilig aus eigener 
Anschauung die spezielle Unterweisung des Kandidaten kennen zu lernen und 
sich von dem geregelten Vorgehen Überzeugung zu verschaffen" hat. 

Interessanter sind die östereichischen Verordnungen über das erweiterte 
Probejahr, die unter dem 21. Juni 1893 ergangen sind, schon wegen der 
scharfen Gliederung der praktischen Tätigkeit, welche unter Leitung des Direktors 
und Fachprofessors vor sich geht. Unterschieden werden 1. Lehrbesuche. 
2. Lehrversuche. (Dazu auch Lehrauftritte, wenn den Lehrversuchen eines 
einzelnen mehrere Kandidaten beiwohnen. 3. Selbständiger Unterricht. 
4. Konferenzen und Besprechungen. Nach den Lehrbesuchen haben die 
Kandidaten ihre Wahrnehmungen in Stundenbilder zu bringen; für die Lehr- 
versuche, welche wöchentlich ein- oder zweimal stattfinden, haben sie eine 
„Präparationsskizze" anzufertigen. Im zweiten Semester beginnt dann der 
selbständige Unterricht, der sich auf eine Klasse ganz oder teilweise erstreckt. 
Die Kandidaten sollen an allen Konferenzen des Lehrkörpers teilnehmen, wöchent- 
lich sollen Konferenzen sämtlicher Kandidaten mit dem Fachprofessor unter 
Vorsitz des Leiter6 über allgemeine Unterrichts- und Schulfragen stattfinden, in 
diesen Konferenzen erfolgt auch die Feststellung der Termine der Lehrauftritte; 
eventuell die Besprechung der etwa von den Kandidaten gelieferten schriftlichen 
Arbeiten. — Außer jenen „Stundenbildem", „Präparationsskizzen" ist aber ein 
Zwang zu einer größeren schriftlichen pädagogischen Arbeit auch für das er- 
weiterte Probejahr in Österreich nicht vorhanden. 
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Anfldolit, Berichte. 

Die AofBicht über die Kandidaten haben während des Seminarjahres wie 
während des Probejahres natürlich die ^J)irigenten der Anstalt und diejenigen 
Ordinarien nnd Fachlehrer^ in deren Klassen die Kandidaten unterrichten bezw. 
deren .Stunden sie stellvertretend übernehmend^ wie es in Preußen § 9 heißt: 
^^Demnächst werden die Dirigenten die Führung und Tätigkeit der Kandidaten 
überwachen^ diese in ihren Lehrstunden öfters besuchen und auf etwaige Miß- 
griffe aufinerksam machen, nötigenfalls auch unter Hinweis auf die Folgen der 
Nichtbeachtung ernste Mahnungen ihnen zukommen lassen. — Die mit der 
Leitung beauftragten Lehrer sind yerpflichtet, den Lehrstunden der Kandidaten 
während des ersten Vierteljahrs regelmäßig, später mindestens zwei- 
mal monatlich beizuwohnen, etwaige Korrekturen derselben öfters zu prüfen 
und ihnen außerhalb der Unterrichtsstunden die nötig erscheinenden Be- 
merkungen zu machen'^. (§ 10). Li andern Ländern soll, wenn auch nicht unter 
so ausführlichen Anweisungen, die Aufsicht ähnlich ausgeübt werden, so im 
Königreich Sachsen, wo von einer »»Verantwortlichkeit des Schulleiters^ ffir 
die Ausbildung gesprochen wird, so in Bayern, wo der „Vorstand und Seminar- 
lehrer'^ die Leitung übernehmen, die es sich angelegen sein lassen soUen, die 
Kandidaten „in ein koUegiales Verhältnis zu der Lehrerschaft des Gymnasiums 
zu setzen^. Nach § 9 des Königreichs Sachsens erstreckt sich die Auf- 
sicht auch weiter als auf die Schule; „die fürsorgende Aufsicht über den Kan- 
didaten hat sich auch auf dessen Verkehr mit den Amtsgenossen und Schülern, 
wie auf dessen Auftreten in der Öffentlichkeit zu erstrecken. Dafür, daß 
seine amtliche und gesellige Ausbildung durch den Umgang mit besonders 
vorbildlichen und tüchtigen Mitgliedern des Lehrerkollegiums gefordert wird, 
ist möglichst Sorge zu tragen^^ — Daß das außeramtliche Verhalten der 
Kandidaten beobachtet werden muß, ist selbstverständlich, wird auch während 
des Vorbereitungsdienstes für andere höhere Beamte, z. B im Justizfache, aus- 
drücklich verlangt, — für die Referendarien in Preußen wird nach § 6 
ein Zeugnis über ,phr dienstliches und außerdienstliches Verhalten^ von den 
Behörden dem Regierungspräsidenten eingereicht. — Jedoch nur in der Ord- 
nung des Königreichs Sachsens findet sich ein solcher Passus, in andern 
Staaten kommen wohl die allgemeinen Beamtengesetze in Betracht, in Preußen 
noch die alten Dienstinstruktionen von 1867. 

Schon oben ist bemerkt, daß gegebenen Falls je nach dem Ausfall des 
Seminar- bez. Probejahrs dem Kandidaten von der höheren Schullaufbahn ab- 
zuraten ist, ihm die Anstellungsfahigkeit abgesprochen werden kann, ja, daß er 
im Königreich Sachsen eine unfreiwillige Verlängerung des Probejahrs durch- 
machen muß. Über die Anstellungsfähigkeit hat die vorgesetzte Behörde zu 
entscheiden, in größeren Staaten die Zentralmittelbehörde, in kleineren die 
Zentralbehörde. Zu diesem Zweck hat jeder Seminarleiter Berichte einzureichen, 
in Preußen „auf Ghimd seiner eigenen Beobachtung und der Urteile der beauf- 
tragten Lehrer^^ (§ 7), ebenso in Sachsen- Weimar (§ 7), auch in Bayern (§ 13), 
während in Hessen § 9 ,^uf Grund der Urteile der beauftragten Lehrer'^ aas- 



B. Der prakÜBche YorbereitongsdieiiBt. 49 

gelassen ist und im Königreich Sachsen § 10 dieser ^^ericht als vertranlicV 
behandelt werden solL 

In Österreich ist dem Lehrerkollegium hierbei ein größerer Einfluß ein- 
geräumt als sonstwo, wenigstens beim ^^egativen Ergebnis des Probejahrs^^ 
Dann hat nämlich der Direktor (Art. XXY, 8) die Ansicht des Lehrkörpers 
anzuhören, darauf nach seiner Überzeugung zu entscheiden und die geschehene 
Entlassung eines Kandidaten unter Beilegung des Protokolles über die 
Ansichten des Lehrkörpers sofort an die vorgesetzte Landesschulbehörde zu 
beriditen, welche dann den Kandidaten an eine andere Lehranstalt schicken 
oder beim Ministerium seine Zurückweisung vom höheren Lehramte be- 
antragen kann. 

In Österreich haben, um dies vorweg zu nehmen, nicht nur der Direktor, 
sondern auch die die Aufsicht führenden Professoren bezw. auch die Klassen- 
lehrer das Zeugnis über das Probejahr zu unterschreiben. 

Beehte der Kandidaten während des VorbereltangsdienBtes. 

In dem Seminarjahr haben die Kandidaten über die von ihnen unterrich- 
teten Schüler gar keine Rechte, wenigstens liest man darüber nirgends etwas; 
meist unterrichten sie allerdings auch nur in Beisein anderer, sollten sie einmal 
allein unter eigener Verantwortung Unterricht erteilen, würden sie Strafirecht 
nur unter Bestätigung des betr. Fachlehrers oder des Ordinarius ausüben können; 
in den „Lehrerkonferenzen haben sie, soweit von ihnen unterrichtete Schüler in 
Betracht kommen, auf Erfordern Auskunft zu geben^^ (Preußen § 5 c). 

Weiter natürlich gehen die Befugnisse im Probejahr. — Nach dem preu- 
ßischen Reglement scheinen sie StraiErecht auch nur unter der obigen Be- 
schränkung zu haben, obgleich darüber auch nichts gesagt ist; nur in Lehrer- 
konferenzen haben sie (§ 12) bei Feststellung der Zensuren der von ihnen be- 
aufsichtigten oder unterrichteten Schüler unter Revision des Klassen- 
ordinarius ihre Stimme abzugeben (§ 12); in Sachsen-Weimar (§ 12) ist 
die Bedingung „unter Revision des Klassenordinarius^^ fortgelassen; in anderen 
Staaten, wie Bayern, Hessen, Sachsen vermißt man auch solche Bestimmung. 

Li Österreich stehen sie auch dann noch, wenn ihnen im zweiten Semester 
selbständiger Unterricht in einer Klasse übertragen ist, „unter der Leitung ihres 
Führers^, insbesondere in betreff der Semestralklassifikation; in den Lehrer- 
konferenzen sind sie zum Abgeben ihrer Stimme über die Leistungen und das 
sittliche Verhalten der Schüler in ihrem Gegenstande und in ihren Lehrstunden 
sowohl im Laufe des Schuljahres als auch bei der Frage nach Versetzung ^ und 
Klassifikation verpflichtet wie berechtigt. In allen übrigen FaUen haben sie in 
der Konferenz nur eine beratende Stimme (Art. XXV, 7). 

Kaum hinzuzufügen brauchen wir, daß, wenn sie „mit Genehmigung des 
ProvinzialschulkoUegiums bis zu zwanzig Wochenstunden unter angemessener 
Vergütung herangezogen werden, sie in der Lehrerkonferenz volles Stimmrecht 
ausüben in allen Fragen, welche die von ihnen geführte Klasse oder die von 
ihnen unterrichteten Schüler betreffen^ (Preußen § 13). 

H. Morsch, Das höhere Lehramt. 4 
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Zeugnis über den Vorbereitungsdienst. 

In Württemberg bildet das Ergebnis des Probejahrs bekanntlich einen 
wesentlichen Faktor bei der Zeugnisansstellung in der zweiten Dienstprüfung; 
ein besonderes Zeugnis wird nicht gegeben; im Königreich Sachsen wird 
nur jener „vertrauliche Bericht^^ eingesandt; „ein amtliches Zeugnis über die 
Erstehung des Probejahres wird von dem Ministerium^ wenigstens zur Zeit^ dem 
Kandidaten nicht ausgestellt^' (§ 11). Die Anstellungsfahigkeit für die höheren 
Schulen Sachsens gilt damit als erwiesen^ daß der Bericht über die Probe- 
leistung entgegengenommen und keine Anordnung darauf erfolgt ist''; auch in 
Hessen scheint man kein Zeugnis zu geben (§ 11). In Bayern aber erhält 
man ein Zeugnis^ „Befahigungs-Zeugnis"^ welches bescheinigt, daß der Kandidat 
an „dem didaktisch-pädagogischen Seminarkurse'' mit „sehr gutem, gutem, ge- 
nügendem, ungenügendem" Erfolge teilgenommen hat. 

In Österreich wird ein ausführliches Zeugnis ausgestellt, das außer von 
dem Direktor auch von dem Professor oder von dem Klassenlehrer, die sich 
mit ihm in die Aufsicht teilten, zu unterschreiben ist; in dem Zeugnis wird die 
Tätigkeit des Kandidaten, werden die Gegenstände und die Klassen, worin der 
Kandidat zeitweilig oder selbständig unterrichtet hat, bezeichnet ebenso der 
Grad der von ihm bewiesenen Fertigkeit im Unterrichten und im Aufrecht- 
erhalten der Zucht unverhohlen beurteilt (XXV, 9). 

Das ist die Art der Probandenzeugnisse, wie sie in Preußen bis 1890 üblich 
waren. Seit dieser Zeit der Neuordnung des praktischen Vorbereitungsdienstes 
wird in Preußen ein Zeugnis gegeben, das außer den notwendigen Angaben 
der Geburt usw. nur den äußeren Verlauf der praktischen Vorbildung und die 
Anstellungsfahigkeit des Kandidaten enthalt (§ 17); in Sachsen- Weimar verföhrt 
man ebenso, auch in Baden, Braunschweig. 

Allgemeine Betrachtungen. 

Die vergleichende Übersicht über unsere Staatsprüfdng und unsem Vor- 
bereitungsdienst sollte, denke ich, zuerst uns zu der Einsicht führen, daß die 
in vielen Staaten gestellte Vorbedingung eines nur dreijährigen Studiums nicht 
mehr haltbar, daß vielmehr wie in Bayern und Österreich, ein längeres 
Universitätsstudium von sieben oder acht Semestern notwendig sei. Die Wirk- 
lichkeit straft ja auch hier die Reglements Lügen; wie viele werden es sein, welche 
schon im siebenten Semester die Oberlehrerprüfung in allen ihren verschiedenen 
Stationen bestehen? Eine große Zahl besteht, selbst noch in viel höheren 
Semestern, die Prüfung tatsächlich in Stationen, fallt das erste Mal in der all- 
gemeinen Prüfung und in Nebenfächern durch, erhalt aber die Hauptfakultäten, 
oder umgekehrt, so daß eine nicht unbeträchtliche Zahl die sogenannten Er- 
gänzungsprüfungen zu bestehen hat. Man gebe es also auf, irgend jemanden 
glauben zu machen, daß die Oberlehrer nur sechs Semester zu ihrem Studium 
brauchen. (So auch Wermbter, Die Oberlehrerlaufbahn in Preußen. S. 3.) 

Eine zweite Forderung scheint unbedingt die einer Teilung der Staats- 
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prüfung in zwei zn sein^): erst eine rein fachwissenscliaftliclie (also zwei 
Hauptfächer und vielleicht dazu Philosophie) und eine mehr praktische^ die^ 
wie in Württemberg, womöglich erst nach Absolvierung einer praktischen Vor- 
bereitungszeit abzulegen wäre. Dann wäre die Art, wie man sich für die Neben- 
facher vorbereiten muß, die doch mehr eine gedächtnismäBige ist und von 
manchem neben der rein wissenschaftlichen Vorbereitung recht lästig empfunden 
wird, viel leichter zu ertragen, und, was die Hauptsache ist, ein viel größeres 
Interesse wäre für die Pädagogik vorhanden. Ich weiß nicht, ob ich nur meine 
persönliche Erfahrung ausspreche: wenn man die Klassiker der Literaturen 
studiert, liest man ungern pädagogische Schriftsteller und Werke, vor allen 
Dingen, weil auf der Universität erzieherische Betätigung vollkommen fehlt — 
mit Recht. Pädagogische Theorien erwecken erst Teilnahme und Interesse 
durch praktische Ausübung: wenn man in die Augen von Schulbuben gesehen, 
erst dann blickt man sich gern nach der Theorie um und nach der Methodik 
einzelner Unterrichtsfächer: während der letzten Semester und der Vorbereitung 
zum Examen betrachtet man — ganz naturgemäß — die Beschäftigung mit 
Pädagogik und auch oft eine solche mit den Nebenfächern als eine unangenehme 
Unterbrechung tiefer wirkender, wahrhaft fesselnder, selbständiger Studien, welche 
nur durch den verhaßten Examenszwang solche Unterbrechung sich gefallen lassen 
müssen. Deshalb ist die württembergische Trennung in zwei Examina — ein 
Fachexamen und ein praktisches — ebenso die Möglichkeit in Österreich für 
jeden Kandidaten, sich in zwei Abschnitten prüfen zu lassen, durchaus zu billigen. 
Diese Trennung macht natürlich die Prüfung leichter, weil sie naturgemäßer ist 
und nicht mit den verschiedenartigsten Dingen uns den Kopf voUpfiropfen heißt. 
Die jüngste Neuordnung der Oberlehrerprüfang in Preußen, welche, wie 
oben gezeigt, von vielen deutschen Staaten nachgeahmt wurde, hatte den Zweck, 
unsem Stand einheitlich zu machen und hat es auch erreicht dadurch, daß ein 
Hauptfach für Prima und zwei Nebenfacher als condicio sine qua non aufgestellt 
wurde. Es mußte natürlich hierbei auf schwächer begabte Kandidaten Rück- 
sicht genommen werden; hätte man an der Forderung von 1866: drei Haupt- 
facher oder von 1887: zwei Hauptföcher festgehalten, so wären zu viele ent- 
weder ganz durchgefallen, oder man hätte jenen höchst unerfreulichen Zustand 
nicht aus der Welt geschafft;, nach dem Oberlehrer (Lehrer) verschiedener Ab- 
stufiingen, mit Befähigungen für Tertia, Untersekunda, Obersekunda, Prima neben- 
einander weiter existierten, unter denen manche später ganz von der Beurteilung 
des Anstaltsleiters abhingen: der letztere konnte sie bei tüchtiger pädagogischer 
Bewährung der Behörde für den Unterricht auch in den höchsten Klassen und 
damit zur weiteren Beförderung vorschlagen, wie es jetzt auch für Bayern 



1) Während dies geschrieben, liest man in den Zeitungen, daß die Studenten des 
höheren Lehrfaches den preußischen Kultusminister um Einf&hrung des „Philosophicums^^ 
in einer Petition gebeten haben, eines Examens über „allgemeine Bildung^^ nach 4 Semestern. 
— Was in der Monatsschrift for höhere Schulen 1905, 2. Heft gegen diese Forderung gesagt 
ist, ist nicht stichhaltig, hier wird gar nicht berücksichtigt, daß in anderen Staaten, Württem- 
berg, Osterreich, solche oder ähnliche Trennung schon besteht. 

4» 
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heißt § 30: ^^Zu dieser Qualifikation (Note I, 11^ III) tritt späterhiii noch das 
Zeugnis über den Besuch des pädagogisch-didaktischen Kursus^ sowie die Quali- 
fikation in der Praxis. Danach verschlimmem oder yerbessem sich die Aus- 
sichten auf Anstellung und Beförderung^' 

Dieser unangenehme Übelstand^ daß es Amtsgenossen mit Note I^ 11^ III 
— für verschiedene Stufen befähigt — in Bayern^) und Württemberg noch 
gibt; ist also endlich in vielen deutschen Staaten beseitigt. 

Freilich ein anderes Übel ist oder wird vielmehr allmählich sich aus der 
neuesten preußischen Ordnung ergeben: eine noch größere geistige Zer- 
splitterung der Oberlehrer untereinander, mag, äußerlich betrachtet, 
jeder mindestens seine eine volle Fakultas in der Tasche tragen. Der klassische 
Philologe mit dem Lateinischen als Hauptfach aUein wird von seinem Fach- 
genossen, der in beiden alten Sprachen volle Fakultas erlangt hat, etwas abstehen, 
ebenso der Physiker ohne Mathematik von dem Mathematiker ohne Physik, der 
englische Neusprachler ohne volles Französisch von dem französischen ohne 
volles Englisch und, da sich so das Fachwissen leicht auf die eine Hauptfakultas 
zuspitzen muß, wird die wissenschaftliche Zerteilung in noch mehr Speziali- 
täten die Folge sein. Und ein praktischer Übelstand wird sich auch bald ein- 
stellen. Wie die Verhältnisse nun einmal in fast allen deutschen Staaten liegen, 
werden solche Oberlehrer mit einer Hauptfakultas auch zu Anstaltsleitern, 
zu Provinzialschulräten aufsteigen; die Möglichkeit^ in solchen Stellungen dann 
wirklich in mehreren Fächern sachgemäß urteilen und herrschen zu können, 
wird noch geringer als heute. Erleichtert mußte unsere Staatsprüfung werden, 
wenn man einen einheiÜichen Stand schaffen wollte; aber warum schlug man 
nicht den Weg der Trennung der Prüfung in zwei zeitlich voneinander 
liegende Stationen ein? Von Württemberg und Bayern hätte man in 
dieser Hinsicht lernen können; aber auch die Staatsprüfungen für andere aka- 
demisch gebildeten Stände hätten Lehren geben können. Die Theologen — 
wenigstens in Preußen — haben zwei Prüfungen zu bestehen; die Mediziner 
im ganzen Deutschen ßeich ebenfalls deren zwei, ihre erste, jezt „Arztliche 
Vorprüfung" genannt (§ 3 der Prüfungsordnung für Arzte von 1901) entspricht, 
wenigstens mit ihren Forderungen in Physik, Chemie, Zoologie, Botanik, unserer 
„Allgemeinen Prüfung"; die Juristen in ganz Deutschland und ui Osterreich 
haben ihre Examina iu zwei oder mehr Stationen zu erledigen, deren eine 
„wesentlich praktischen Charakter an sich tragen soll" (§ 10 in Preußen), die 
zweite nämlich, die Assessorprüfung. Warum war das bei den Oberlehrern nicht 
angängig? Auch hier, wie gesagt, hätte erst eine reüi fachwissenschaftliche 
Prüfung und eine spätere praktische, verbunden mit Prüfung in der Pädagogik und 
in Nebenföchem, die ganze Staatsprüfung ausmachen und so erleichtem können. 

Aber man hätte noch eine andere Erleichterung gewähren können und 
müssen: nämlich die absolute Wählbarkeit der schriftlichen Prüfungsauf- 

^) Auch die Jurieien in Bayern erhalten beim Examen Nr. I oder II oder DI and 
unterliegen dann in der Laufbahn darnach Einschränkungen; Rechtskandidaten mit Nr. III 
sind in der Regel von der Beförderung zum Landgerichtsrat ausgeschlossen. 
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gaben seitens des Kandidaten. Auch hier ist man in Bayern und Württem- 
berg, zum Teil in Hessen entgegenkommender als in allen anderen Staaten: 
dort hat der Kandidat das Thema sich za wählen; warum bei uns und in andern 
Staaten nur die Möglichkeit, daß der Kandidat „seine Wünsche zu äußern hat, 
die dann ,tunlichst zu berücksichtigen sind"'?^) Es heißt doch nur kostbare 
Zeit dem Kandidaten nehmen, wenn ihm eine andere als die von ihm gewünschte 
Arbeit gestellt wird. Wie anders in der preußischen Referendarprüfung § 6: 
Wissenschaftliche Aufgabe: „Der Kandidat kann wählen, welcher Disziplin die 
Aufgabe (dem gemeinen Zivilrecht, dem deutschen Privatrecht, dem Handels- 
recht usw.) angehören soll". Dies gilt auch für die meisten deutschen Staaten, 
ausgenommen z. B. Baden und Sachsen; in Baden und Sachsen werden bei der 
Referendariatsprüfong und bei der „Assessor"prüfung nur gemeinschaftliche Fragen 
zur schriftlichen Beantwortung unter Klausur gegeben (vergl. § 6 und 13 für Baden, 
§ 2 für Sachsen), in Österreich allerdings wählt das Thema der Oberlandes- 
gerichtspräsident oder der von ihm damit betraute Prüfungskommissar (§11).2) 
Eine andere Frage mehr sekundärer Art bezöge sich auf die Öffentlich- 
keit oder NichtÖffentlichkeit; warum ist die Oberlehrerprüfung in Bayern 
nicht-öffentlich, wohl aber die für die Rechtskandidaten daselbst (§ 13)? Warum 
ist ebenso in Preußen die Referendariatsprüfung (§ 8), wenigstens für Studierende 
der Rechtswissenschaft öffentlich, warum ist die medizinische Vorprüfung (§ 12) 
öffentlich, während die Öffentlichkeit bei der Oberlehrerprüfnng in Preußen aus- 
geschlossen ist, während doch in Österreich ein Zutritt mit Karten möglich 
und in Hessen der Charakter der Öffentlichkeit ausgesprochen wird? Es kann 
sich ja nicht darum handeln, etwa einige Fragen und Antworten aufzuschnappen, 
welche bei der nächsten Prüfung wieder vorkämen, sondern darum, den Ort 
und die Art und Weise des Prüfens, auch vielleicht einige Examinatoren persön- 
lich kennen zu lernen; solche Kenntnisse können wohl, wenn nicht zur Er- 
leichterung, so doch zur bequemen Erledigung der Prüfung beitragen. Auch 
für die Prüfenden ist es gut, in der Öffentlichkeit ihres Amtes zu walten; 
Voreingenommenheit gegen Kandidaten, Einseitigkeit im Prüfungsgebiete, falsche 
persönliche Behandlung würden an der Öffentlichkeit eine Art Korrektiv er- 
halten; daß die obigen Züge auch Mitgliedern einer hochwohUöblichen Prüfungs- 
kommission anhaften können, zeigt die Mahnung in Bayern § 14, daß die 
Fragestellung klar und leicht verständlich sein soll, vor allem, „daß das Herum- 
reiten auf einem Fache, das der Examinand nicht beherrschte^, verboten ist (s. 
oben S. 23). Noch mehrere Kleinigkeiten kämen in Frage, ob die Kompen- 

^) Natürlich mildert ja die Praxis diese Bestimmungen, selten wird wohl gerade nicht 
ans dem gewünschten Gebiete das Thema von dem Examinator genommen; vielleicht anch 
sind die vom Kandidaten angeführten Gebiete nnd Wünsche für ihn selbst nicht zweckmäßig. 
Deshalb ist sehr richtig in Bayern die Einrichtung getroffen, daß eine größere Auswahl 
von Themata auf dem Königl. Staatsministerium des Innern für Kirchen imd Schulen Eur 
Einsicht und Verfügung steht. 

^ Die Yorschriften für die juristischen Examina nach Mo Hat: Die juristischen 
Prüfungen usw. Sammlung der in den deutschen Bundestaaten geltenden Vorschriften. 
Berlin 1886; für Osterreich vergl. Eisner: Zur Eichteramtsprüfung. Wien 1901. 
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sation (in Österreich direkt verboten) nicht doch zu sehr nach der Schale 
schmecke^ ebenso die eingehende Spezialisierung der württembergischen 
und bayerischen Anforderungen in bezug auf die Lektüre, bei der sogar ein- 
zelne Bücher kleinerer Dichtungen, wie der G-eorgica, vorgeschrieben sind; ebenso 
die Anfertigung eines deutschen Aufsatzes in den beiden süddeutschen Königreichen. 

Weniger bestimmt werden die Schlüsse lauten, welche aus der Ver- 
gleichung des praktischen Vorbereitungsdienstes in den Staaten sich 
ziehen lassen. Zuerst wird auch hier die freiere Form des zwischen dem 
Direktor und dem Kandidaten vereinbarten Themas, wie es Hessen ge- 
stattet, besser gefallen als das in Preußen und Sachsen -Weimar vom Seminar- 
leiter gewählte. Ja^ am besten wird es wohl sein, wenn während des Vor- 
bereitungsdienstes, wie im Königreich Sachsen und in Österreich, eine größere 
schriftliche pädagogische Arbeit, die drei Monate vor Schluß der Zeit abzuliefern 
ist, überhaupt gar nicht verlangt wird. Soeben haben die Kandidaten eine um- 
fangreichere, pädagogische oder philosophische Arbeit bei der Staatsprüfung an- 
gefertigt; jetzt sollen sie sofort eine neue derartige, wenn auch mehr praktisch- 
pädagogische Arbeit beginnen? Einigermaßen Zweck hätten solche Arbeiten 
aber nur, wenn sie sich eng an einzelne Unterrichtsfacher anschlössen, also die 
Methodik derselben, Verteilung des Stoffes auf einzelne Klassen, und anders 
behandelten. Leider aber, da nun einmal die Anfertigung einer größeren Arbeit 
auf dem Papier steht, macht dann die Praxis, wie es der Verfasser selbst erlebt 
hat, daraus eine Art Neuauflage der pädagogischen Prüfungsarbeiten des eben 
bestandenen Examens; rein historische oder rein theoretische Themata dürfen also 
nicht gegeben werden wie etwa: die Klosterschulen im Mittelalter, oder: Über die 
Aufmerksamkeit, über die Apperzeption, über Lohn und Strafe^) und ähnliches. 
Jeder weiß, was diese Arbeiten sind: fleißig und geschickt angefertigte Exzerpte 
aus größeren pädagogischen Handbüchern; jeder weiß auch ihr Schicksal: sie 
werden vorgelesen in den Sitzungen pädagogischer Seminare, um später mit 
einem Berichte des Leiters an die Behörde geschickt zu werden, wo sie in der 
Registratur einstauben. Jeder weiß auch, daß zwar die pädagogische Staats- 
prüfungsarbeit zu einem wirklich sachverständigen Zensor kommt, daß dagegen 
die größeren pädagogischen Seminararbeiten naturgemäß vor ein Forum gelangen, 
das in den meisten Fällen nicht ganz zuständig ist in philosophisch-pädagogischen 
Dingen, wenigstens sich ofb erst zuständig machen muß. 

Den richtigen Weg zeigen hier die Staaten, welche nur ab und zu kleinere 
schriftliche Elaborate verlangen, wie z. B. Österreich. Welches würde der Inhalt 
derselben sein? Natürlich nicht Elaborate über theoretische Pädagogik — die 
werden ja immer lang! — sondern über praktische, sehr praktisch-pädagogische 
Dinge. Vor allen Dingen erscheint es nötig, daß die Oberlehrerkandidaten 
lernen, schnell von einem Tag zum andern, oder auch innerhalb weniger 
Tage, über eine konkrete pädagogische Aufgabe aus Handbüchern sich za 
orientieren und dann einen kurzen (10, 20 Minuten) dauernden Vortrag darüber 

^) Themata solcher zweckmäßigen sowie unzweckmäßigen Arbeiten vergl. bei Fries 
S. 153, 154. 
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in der Sitzung zu geben, aber ohne denselben zu Haus schriftlich fixiert zu 
haben, natürlich auch ohne denselben in der Sitzung abzulesen. Unbedingt 
müßte zu Haus eine ^^Präparationsskizze^', wie es in Österreich heifit, gemacht 
werden, in welche der Vortragende aber nur selten, am besten gar nicht, zu 
blicken hätte. Auf klare, stets deutlich heryortretende und herYorgehobene Dispo- 
sition, auf Einfachheit, aber Anschaulichkeit des Vortrages käme es hier besonders 
an. Zweckwäßig wäre dieselbe Aufgabe für verschiedene Elassenstufen zu stellen: 
die Verschwörung Gatilinas für die mittlere, dann für die obere Stufe; die Bio- 
graphie eines deutschen Dichters für Tertianer und Primaner, ein physikalischer 
Vorgang für den Anfangsunterricht und für die oberste Stufe usw. Wenn dann 
nach Kritik aller Mitglieder manches geändert wäre, müßte so bald wie möglich 
vor einer Klasse der kurze Vortrag wiederholt werden, damit durch Fragen an die 
Schüler festgestellt würde, was davon im Gedächtnis haften geblieben wäre — 
die beste Probe auf die Zweckmäßigkeit desselben. Dergleichen Übungen im 
schnellen Orientieren, Erfassen eines pädagogischen Stoffes in kurzer Darstellung 
und Wiedergabe desselben auf Ghrund einer solchen Präparationsskizze können nicht 
oft genug angestellt werden. Den zukünftigen Oberlehrern wie den zukünftigen 
Richtern, Anwälten, Predigern fehlt es häufig an solch schneller, packender 
Erfassung eines Gegenstandes, und man weiß ja, wie unvorteilhaft stockender, 
zögernder Vortrag vor dummen Jungen, nun ja erst ein Hineinsehen in ein 
offenes oder verstecktes Manuskript beim Unterricht wirkt. Natürlich keine 
Schönrederei, kein schwunghaftes Pathos soll hier eingeübt werden, wie wir es 
bei festlichen Gelegenheiten wohl nötig haben, wem das Mutter Natur nicht zu 
Zeiten gibt, der lernt es nicht. Aber wie der Rechtskandidat einen freien Vor- 
tri^ aus Akten halten soll (§ 23 in Preußen), so muß auch der Oberlehrer 
sich an ähnliche Vortragsfertigkeit gewöhnen und daran gewöhnt werden. 

Überhaupt schätze man bei einer so eminent -praktischen Tätigkeit, wie 
das Unterrichten ist — viel praktischer, weil unberechenbarer, als das 
Predigen, Rechtsprechen, Heilen, wo das vorher Überlegte viel mehr festgehalten 
werden kann — die Methodik endlich einmal etwas geringer ein! So scheinen 
mir deswegen die Übungsschulen mit so geringer Schülerzahl, wie 5 — 10, gerade 
verderblich zu sein, weil sie ein falsches Bild von der Wirklichkeit geben. 
Überall ist nicht Einzelunterricht, für den eigentlich die ganze Methodik ge- 
schrieben ist, sondern Massenunterricht; und hier bleibt stets richtig der alte 
Satz: Besser stramm Disziplin halten und weniger Methode, als viele, gute 
Methode und schlappe Disziplin; besser ein tüchtiger „Disziplinarius^^ und 
schlechter Theoretiker, als ein tüchtiger Theoretiker und schlechter Dis- 
ziplinarius! Wohl dem, der beides vereinigt I 

Deswegen scheint mir die österreichische Forderung, „Stundenbilder^^ in 
den Sitzungen zu geben, äußerst praktisch; Stundenbilder der verschiedensten 
Gegenstände für die verschiedensten Stufen, auch hier in möglichst freiem, 
kurzem Vortrag. Wenn die Kandidaten eine größere Anzahl „Lehrbesuche^^ und 
vielleicht einige Zahl von „Lehrversuchen^^ gemacht hätten, müßten sie vor- 
tragen, wie eine bestimmte Unterrichtsstunde auf verschiedenen Stufen ungefähr 
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yerläaffc; damit nicht später im Amte selbst der tastenden Yersnche zu viele 
und gewagte wären; für eine Art des Ablaufs solcher Stunden (es gibt ja deren 
viele) müßten sie sich fürs erste entscheiden^ und dieselben coram discipulis 
erproben^ bezw. weiter ausbilden; auch hier konnte ein kurzes schriftliches 
Elaborat verlangt Verden. Dazu kämen allerhand Berichte über didaktische 
Hilfsmittel aller Art; Berichte über die neuesten französischen, lateinischen 
Grammatiken unter Angabe der Rezensionen darüber, mit Empfehlung zur Ein- 
führang solcher Schulbücher, Referate über Schulhygiene, über die besten Schul- 
bänke, natürlich auch über Schulgesetze, Prüfungsordnungen und ihre Geschichte 
— alles möglichst mündlich, frei, nur nach einer, vielleicht einzusehenden 
schriftlichen Disposition. Der Ejreis dieser praktischen Fragen und Übungen 
ist umfangreich, so umfangreich jedenÜEdls, daB es Zeitvergeudung ist^ daneben 
noch eine größere pädagogische, mehr theoretische schriftliche Arbeit die 
Kandidaten anfertigen zu lassen. 

Bei solcher Sachlage scheint es eine rechte Doktorfrage zu sein^ ob die 
Ausbildungszeit ein Jahr, wie in den meisten Staaten, oder zwei Jahre, wie es 
seit 1890 in Preußen^), in den norddeutschen Staaten und Hessen üblich ist^ 
dauern soll. Man weiß ja^ wie man in Preußen eigentlich dazu kam, die Zeit 
auf zwei Jahre zu verlängern, es war die Not der EandidatenüberfüUe, die man 
doch beschäftigen und unterbringen mußte. Nun, es ist ja recht, aus der Not 
eine Tugend zu machen; gewiß, zwei Jahre sind besser ab ein Jahr, und drei 
Jahre besser als zwei Jahre im Vorbereitungsdienst; wenn nur in dieser Zeit 
die Oberlehrerkandidaten wirklich „praktisch^ ausgebildet würden. Eine Seite 
dieser Praxis fehlt fast überall: das ist eine nur einigermaßen genügende 
Kenntnis von Schulen. In Preußen, § 4, findet sich die Notiz: „Ein Wechsel 
der Anstalt innerhalb des Seminarjahres ist nicht gestattet^'; und § 8: „Ein 
Wechsel der Anstalt im Probejahr ist nur ausnahmsweise mit Genehmigung des 
Provinzialschulkollegiums zulässig'^; ein analoger Satz betr. des zweiten Vor- 
bereitungsjahres lesen wir in § 9 in Sachsen-Weimar; während das Verbot 
des Wechsels im Seminarjahr dort nicht besonders hervorgehoben wird, ist 
auch in Hessen, wie aus einer Verfügung vom 31. Oktober 1878 ersichtlich, 
ein Wechsel während des Probejahres etwas Außergewöhnliches; soweit be- 
kannt, ist in allen Ländern ein Übergehen an eine andere höhere Schule 
teils unmöglich teils sehr erschwert. Ein Gfrund fOr das Gebundensein 
an dieselbe Anstalt ist ja sofort deutlich: die Einheitlichkeit der Ausbildung 
und der Leitung würde wohl verloren gehen, wenn die Kandidaten während 
des einen oder der zwei Vorbereitungsjahre an mehreren Anstalten hinter- 
einander beschäftigt würden. Indessen, mag dieser Übelstand eintreten, aus der 
Einheitlichkeit wird leicht Einseitigkeit. Und stelle man sich vor, wie oft, be- 
sonders in Preußen bei den verschiedenen Schulgattungen, ein Seminarist von 
einer neunstufigen Anstalt an eine sechsstufige als Oberlehrer kommt, von einer 
humanistischen an eine realistische oder umgekehrt, ohne vorher im Verbereitungs- 
jahr den Charakter seiner Anstalt, wo er nun als Oberlehrer weilen soU, kennen 

1) Vergl. H. Genz, Monatsschrift für höhere Schulen. 1904. 
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gelernt zu haben. YerechiedenÜicli ist schon darauf hingewiesen worden^ wie 
die Oberlehrerkandidaten in ihrer praktischen Zeit recht viele Schulen und recht 
yiele Schularten besuchen müßten; die Rechtskandidaten erhalten ihre Aus- 
bildung neun Monate bei einem Amtsgericht^ dann bei einem Landgericht^ vier 
Monate in den Geschäften der Staatsanwaltschaft^ sechs Monate in den Ge- 
schäften der Rechtsanwaltschaft und des Notariats (§ 23 in Preußen); und so 
ist die Beschäftigung in allen deutschen Staaten. Selbst auf die Gefahr hin^ 
den oft gehörten und deshalb billigen Einwand zu hören^ es würden nicht yer- 
gleichbare Berufsarten yerglichen — ein Einwand^ der nur halbwahr ist — so 
muß man doch erstaunen^ wie eng das Gebiet des Oberlehrerkandidaten 
während seiner Ausbildung ist. Wenn nicht durch Mauj^el an Oberlehrern 
oder S^andidaten in irgend einem Staate der Seminarist oder Probandus früh- 
zeitig an eine andere Anstalt yersetzt wird^ wo er vertretungsweise selbständigen 
Unterricht erteilt; es ist wirklich oft eine harte Zumutung^ ein Jahr dieselben 
Oberlehrer und Professoren als Muster sich nehmen zu müssen. Und wie ist 
die Wirklichkeit mitunter? Selbst bei der besten Aufsichtsbehörde wird es 
vorkommen^ daß sie sich täuscht und Seminare und Seminarkandidaten an An- 
stalten verlegt; die nicht verdienten^ als Ausbildungsstätte erkoren zu sein^ deren 
Leiter und Lehrer alt und indifferent mit den Jahren geworden sind; wo die 
Disziplin und das Wissen der Schüler heruntergekommen ist. Da ist es gut; 
wenn die Kandidaten mehrere Schulen zu sehen bekommen; daß sie nicht von 
der einen einzigen ein etwas abschreckendes Bild mit in das SchuUeben hinein- 
nehmen. Tatsächlich ist femer auch an den Anstalten mit geringeren Berech- 
tigungen (selbst in Preußen sind die Schulen ja nur gleichwertig; nicht gleich- 
berechtigt) wegen der geringeren Begabung der Schüler das Arbeiten an den- 
selben methodisch schwerer; oft aufreibender; aber auch interessanter. 

Ist es nicht unbedingt nötig; daß Seminarkandidaten an Gymnasien auch 
die pädagogische Mühe der Realanstalten an sich erleben und umgekehrt? 
Das Prinzip; an Schulen verschiedener Art zu hospitieren; ist z. B. in Preußen 
dadurch als richtig anerkannt; daß die Kandidaten in Volksschulen und Lehrer- 
seminaren hospitieren sollen; wenn das ;;empfehlenswert'^ ist; so erscheint es als 
notwendig; die Oberlehrerkandidaten zur weiteren Umschau an recht mannigflEkltige 
Anstalten zu schicken; und selbst eine Verlängerung der Vorbereitungszeit 
konnte man unter dieser Bedingung in den Kauf nehmen. 

Endlich lehrt ein Blick in die Ordnungen sämtlicher Staaten, wie rechtlos 
eigentlich die ganze Stellung der Kandidaten, besonders den Schülern gegenüber, 
ist. Über ihr Strafrecht findet sich nirgends ein Wörtchen; natürlich, man will 
nicht zarte Seelenpflänzchen der rauhen Hand ungeübter Gärtnerlehrlinge anver- 
trauen! Oft mag dies gelten; oft aber ist es umgekehrt: die Rauheit ist bei den 
Schülern. Ob eine Schule in guter Zucht ist; sieht man an der Art; wie die 
Schüler die jungen Kandidaten ;;behandeln^^ 

Schon deswegen; weil es nicht überall wohldisziplinierte Schulen sind und; 
bei der Unvollkommenheit der menschlichen DingC; nicht sein kSnneU; an denen 
die Kandidaten unterrichten; sollte man überall einen Satz einfügen: daß danU; 
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wenn die Kandidaten allein unterrichten ohne Beisein anderer^ sie volles Strafrecht 
haben. Ist es nicht verständiger, man läßt einmal einen Jungen ein kleines 
Unrecht leiden als daß man erwachsene Amtsgenossen durch rechtlose Stellung 
schon unsicher bei ihrem Auftreten macht? Ist nicht der Grund zur späteren 
AnitsverdroBsenheit, zur Unsicherheit, zur falschen Behandlung der Jungen 
gerade im Probejahr wegen dieser, infolge der RechÜosigkeit sich herausstellenden 
mangelhaften Pädagogik zu suchen? Einsicht und Takt der Leiter und Ober- 
lehrer der Anstalt mag hier gewiß manchmal mildem, manchmal vermag sie es 
auch nicht. — So wären auch hier einige Punkte, auf welche eine künftige 
SchuLreform Rücksieht zu nehmen hätte. 



m. DAS HÖHERE LEHRAMT. 



A. Allgemeines, Ministerial- und Kollegialsystem. 

Jeder^ welcher einen staatlichen Aufbrag als Beamter ausführen soll^ hat es 
dabei mit drei Faktoren zu tun^ mit demjenigen^ in dessen Auftrage er es tut, 
dem staatlichen Vorgesetzten, mit denjenigen, die dem Ausführenden helfen, mit 
den Amtsgenossen, mit denjenigen, an welchen er, um so zu sagen, den Auftrag 
ausführen soll. Alle drei Momente können fordernd und hemmend sein. Die 
Hemmnisse liegen beim höheren Lehramt am meisten bei dem dritten Faktor, 
dem Objekt des Auftrages, den Untergebenen; der zweite Faktor, die dem aus- 
führenden Subjekt Helfenden, die Amtsgenossen, ebenso wie der erste, der den 
Auftrag erteilende, der Vorgesetzte, sollten eigentlich nur helfend sein, aber, 
wir werden sehen, daß auch diese, oft ohne es zu wollen, hindern können. 

Die Art der Ausführung des Amtes, die, wie gesagt, der Beamte fast nie 
allein besorgen kann, hat zwei Systeme im Laufe der letzten Jahrhunderte sich 
entwickeln lassen, welche je nach der größeren oder geringeren Präponderanz 
des ersten oder des zweiten Faktors ihr eigentümliches Gepräge haben und 
immer noch iu Geltung sind: das bureaukratische oder Ministerialsystem 
und das Eollegialsystem. Das letztere hat sich zuerst entwickelt. Es beruht 
in letzter Instanz auf dem von Natur eingegebenen Gefühl, daß eben viele Augen 
besser sehen und beobachten können als zwei, d. h. iu allen Sachen eine gründ- 
liche, vielseitige Beratung von einer Anzahl Beamten die Entscheidung materiell 
nur fordern könne. Dann hatte dies Prinzip auch einen staatsrechtlichen Grund: 
schließlich mußten verschiedene nebeneinander tätige Beamten einmal irgendwie 
eine Einheit büden, folglich ließ man nicht nur die Beamten desselben Gebietes, 
sondern auch diejenigen verschiedener Wirkungskreise zusammentreten, damit 
der Ton ihnen als Gesamtheit gefaßte Beschluß nach außen hin wenigstens die 
Einheit sicherte und veranschaulichte, was auch dann geschah, wenn die Be- 
schltLsee nicht mit Stimmeneinheit gefaßt waren. 

Zwei Fehler haften diesem System an: erstens kann die im Staatsleben ge- 
forderte Einheitlichkeit bei dieser EoUegialberatung nur eine rein äußerliche sein, 
besonders wenn die Beschlüsse mit sehr schwacher Majorität erfolgen, zweitens 
fehlt ihm die Verantwortlichkeit. Der zweite Mangel scheint der wichtigere zu 
sein. Es ist doch klar, daß mit der Verfassung und mit den, mit Hilfe der 
Verfassung nach Sanktion des Staatsoberhauptes zustande gekommenen Gesetzen 
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nicht allem „regiert^' wird nnd ^p'egiert^ werden kann. Jegliches^ auch das beste 
Gesetz ist doch unvollkommen^ wenigstens bedarf es bei der Anwendung eines 
weisen; geschulten Beamten. Zwischen dem Was? des Gesetzes und dem Wie?; 
der Anwendung desselben^ liegen sehr viele^ ganz von der Person des aus- 
führenden Beamten abhängige Momente^ welche eben den letzteren nicht zu einem 
mechanischen Gesetzesrad; sondern zu einer selbsttätigen Persönlichkeit machen. 
Nur eine solche^ ein Einzelwesen^ kann verantwortlich sein^ nicht bloß vor der 
Welt; sondern auch vor seinem eigenen Gewissen. Diese Verantwortung kann aber 
ein Kollegium fast nie tragen; schon deshalb nicht; weil man sie auf mehrere 
nicht verteilen kann. Die wirkliche Einheit wie die rechte Yerantwortlichkeit 
kann nur ein Einzelwesen tragen. 

Diesen einzelnen, an der Spitze einer oder mehreren Behörden stehenden 
Beamten schuf das bureaukratische oder Ministerialsystem. Es stellte 
diesen einen Beamten an die SpitzC; der unbedingte Unterordnung unter seinen 
Willen forderte; daher der Satz in dem preußischen Landesverwaltungsgesetz 
1880 für die Mitglieder eines Begierungskollegiums: sie bearbeiten die Geschäfte 
nach Anweisung des Begierungspräsidenten. Nun sind die Fehler des Kollegial- 
Systems beseitigt: Einheit ist da und Verantwortlichkeit. Indessen auch das 
Ministerialsystem hat große Nachteile. In einer rein bureaukratisch verwalteten 
Behörde hängt die Ausdehnung der Rechte des einzelnen Beamten durchaus von 
dem Willen des Vorsitzenden ab. Hierbei besteht die Gefahr; daß dieser obere 
Wille jeglichen Willen des Untergebenen erstickt: das Amt des letzteren wird 
so zur Maschine^); darin ist meist das Übel des sogenannten Verwaltungs- 
dienstes zu suchen. Der zweite Nachteil besteht in dem Bestreben der Be- 
schönigung des unter seiner Regierung Geleisteten. Die vor dem eigenen 
Gewissen bestehende Verantwortlichkeit trägt der eine leichter; der andere 
schwerer; aber auch selbst derjenige; welcher es mit seiner Verantwortung sehr 
ernst nimmt; kommt leicht; besonders bei fortgesetzt äußeren Erfolgen seiner 
Regierung; zu einer Überschätzung seines Selbst; zu einem mehr oder weniger 
absichtlichen Streben; auch schlechte Leistungen zu vertuschen; viel leichter 
jedenfalls; als dies ein Kollegium; wo doch nicht immer Einigkeit herrscht; durch- 
führen kann. Deswegen verlangt man von dem Träger eines hohen Beamten- 
postenS; welcher seine Behörde bureaumäßig verwaltet; Charakter; d. h. er muß 
solche Ansichten seiner ihm untergebenen RätC; die ihm widersprechen und 
seine Wünsche nicht sofort billigen und ausführen wollen; nicht nur erwägen^ 
sondern befolgen; vorzüglich in solchen DLugeU; in denen er nicht Fachmann 
ist; d. h. er muß sich fachgemäß beraten lassen können und wollen. 
Ist er kein Charakter; nimmt er grundsätzlich fachmännischen Rat nicht an; 
kann er den Schmeichler von dem redlichen Ratgeber nicht unterscheiden; so 
ist er unfähig zu seinem Posten; will er es nicht; nicht nur unfähig; sondern 
schlecht. Es ist deutlich; welche Vorzüge das Kollegialsystem nun wieder bietet: 
in kollegialer; gemeinsamer Beratung werden die Fehler und Schwächen einer 

^) Yergl. hierzu Lorenz y. Stein, Handbuch der Verwaltungslehre I, 50 ff., sehr kurz 
über diese Systeme Loening a. a. 0. S. 80, 31. 
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solclien Persönliclikeit eher hervortreten; als in einer Einzelbesprechung des 
Vorgesetzten mit seinem Ratgeber, auch können sie leichter in kollegialer Be- 
ratimg korrigiert werden. Beide Systeme in der Ausübung des Amtep haben 
also Vorteile und Nachteile; yon dem bureaukratischen System bleibt das be- 
stehen, was Vincke in seinem Gutachten darüber sagte: ^^er einzelne, aUge* 
waltige Beamte könne weit mehr leisten . . . ^ schneller handeln, Einheit und 
Kraft in alles bringen . . . Diese Verwaltungsform sei in der Tat die aller- 
Yollkommenste, aber sie setze auch ganze Menschen voraus, wie sie überhaupt 
selten, am seltensten aber im gegenwärtigen Zeitalter seien/^^) — 

Wie ist nun die Auflösung dieser Schwierigkeit? Sehen wir zu, wie die 
Praxis sich in Preußen gestaltet hat. Es ist ja bekannt, was y. Rönne aus- 
einandersetzt Die Gesamtheit der Minister, das Staatsministerium, ebenso der 
Staatsrat, auch die Oberrechnungskammer sind Eollegia, bei den einzelnen Zentral- 
behörden aber, den Ministerien, findet eine bureaumäßige Erledigung der Ge- 
schäfte statt. Die Zentralmittelbehörden (die Provinzialbehörden) haben in weit 
überwiegender Mehrzahl eine kollegialische Verfassung; nur die Oberpräsidien, 
Regierungen^), Provinzialsteuerdirektionen sind bureaumäßig eingerichtet, da- 
gegen kollegialisch, wie es oft; schon der Name besagt: die Konsistorien, 
die Provinzialschulkollegien, die Medizinalkollegien, die Generalkommissionen, 
die Oberbergämter, und sämtliche Gerichte; von den richterlichen Behörden 
ist übrigens das ganze Eollegialsystem ausgegangen. 

So ist es mit geringen Unterschieden und Ausnahmen in allen Staaten 
Deutschlands, wenigsten in denen, die monarchisch regiert werden, und auch in 
Osterreich. Überall sind die uns allein angehenden Zentralbehörden, die Unter- 
richtsministerien, streng bureaumäßig eingerichtet, wie weiter unten die nähere 
Darstellung der Organisation es noch zeigen wird; dagegen die Zentralmittel- 
behörden werden oder sollen wenigstens kollegialisch regiert werden; während 
die bureaukratische Geschäfkserledigung in den Ministerien überall die gleiche 
ist, ist die Art der kollegialischen Beschlußfassung in den Zentralbehörden nicht 
überall gleich. Bekanntlich hat jeder Vorsitzende eines Beamtenkollegiums den 
Majoritätsbeschlüssen gegenüber das Einspruchsrecht, Vetorecht; ist dies Vetorecht 
unbeschränkt, nicht an bestimmte Fälle gebunden, so wird die kollegialische 
Verfassung oft nur dem Scheine nach bestehen; ist aber das Vetorecht nur 
gegen bestimmte Falle, z. B. Überschreitung der Kompetenz, Verstoß gegen die 
bestehenden Gesetz^ usw. vorgesehen, so ist die Verfassung der Zentralmittel- 
behörde streng kollegialisch. Weiter geht in den Zentralmittelbehörden das 
kollegialische System nicht; wohl aber hier und da in einigen Kollegien höherer 

^) Vergl. Max Lehmann, Freiherr y. Stein 2. Teil, S. 444. — Vinckes Gutachten 
über die kollegialische Form der Finanz- und Polizeiverwaltung bei E. Meier. Die Beform 
der Yerwaltungs-Organisation, S. 232 — 236. Dies Gutachten enthält eigentlich alles, was för 
und wider gesagt werden kann. 

^ Erst seit dem Gesetz über die allgemeinen Landesverwaltung vom 30. Juli 1883, 
z. B. § 19 (vergl. dazu Anmerkung in der Ausgabe von Studt und Braunbehrens) sind die 
„Eegierungen" nicht mehr kollegialisch, sondern bureaukratisch eingerichtet; die „bei- 
gegeben Bäte^^ haben nur eine „beratende" Stimme. 
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Lehranstalten und manchen koUegiaUsch zusammengesetzten Prüfungskom- 
missionen; hier können wir nachher einige seltene Beispiele anführen^ wo, wie 
in den Richterkollegien^ der Vorsitzende das Einspruchsrecht gar nicht besitzt. 

Die Wirklichkeit hat sich also mit beiden Systemen^ dem EoUegial- und 
Ministerialsystem^ dergestalt abgefunden, daB, je höher die Behörden sind^ desto 
mehr im bureaukratischen Sinne dort regiert wird (ausgenommen vielleicht die 
Staatsministerien), daß, je niedriger sie ist, dort im stärkeren Sinne EoUegial- 
system herrscht. Es ist das auch naturgemäß. In höheren Behörden werden 
die Fragen allgemeiner^ politischer, nach innen, oft nach außen; je tiefer man 
von den Zentralbehörden in die Mittelbehörden hinabsteigt, um so detail- 
lierter werden die Angelegenheiten; der Vorsitzende der Zentralbehörden bedarf 
bei weitem nicht solcher Fachkenntnisse, wie der Präses einer Provinzialbehörde; 
die Chefs der Zentralbehörden haben auch die unmittelbare Verantwortung vor 
dem Staatsoberhaupte und den parlamentarischen Körperschaften, mag es auch 
bekanntlich in den meisten Staaten eine gesetzlich sanktionierte Ministerverant- 
wortlichkeit nicht geben; man wird zugestehen, daß aus diesem Ghrunde die 
Leiter der obersten Behörden sich Majoritätsbeschlüssen nicht unbedingt zu fügen 
haben, wohl aber dürfen und müssen sie fachgemäßen Rat annehmen. — 

Hiermit sind wir auf zwei Punkte gekommen, die wir noch kurz erwähnen, 
weil sie für die Ausübung des höheren Lehramtes fast in allen Staaten wichtig 
genug sind. Es läßt sieh nicht abstreiten: durch fast alle Verwaltungs- 
zweige, auch durch die des höheren Schulwesens, weht jetzt ein mehr 
bureaukratischer Geist, überall, fast ganz unmerklich, will man die kolle- 
gialische Verwaltung durch die bureaukratische verdrängen. Zwei Gründe sind 
hierbei mit im Spiele, ein Staats- oder verwaltungsrechtlicher und ein 
historischer. Erstens sucht man in der weiteren Ausdehnung des Ministerial- 
systems auch auf die Zentralmittelbehörden und die unter ihnen stehenden be- 
hördlichen Organe offenbar ein Gegengewicht gegen den Parlamentarismus. 
Der Gedanke, daß eine Person Träger sämtlicher Amtsbefugnisse ist, war eine 
logische Folge der Verantwortlichkeit der Minister dem Parlamente gegenüber 
in einem konstitutionellem Staate; in Österreich z. B. war vor 1848, in der vor- 
konstitutionellen Ära, in der Hof kanzlei, in den Hof kommissionen und in andern 
Behörden durchaus das KoUegialitätsprinzip maßgebend^), was sich nach Ein- 
setzung verantwortlicher Minister änderte. Auch in Preußen hatte die Stein- 
Hardenbergsche Gesetzgebung, abgesehen von den Minister^, koUegialisch zu 
verwaltende Behörden geschaffen, sogar die Präsidien der Regierungen waren 
koUegialisch organisiert. ' Erst der konstitutionell -parlamentarischen Zeit in 
Preußen war es vorbehalten, teils öffentlich, wie z. B. bei den Regierungan 1883, 
was schon erwähnt, teils im Geheimen mehr und mehr auf Schwächung, Be- 
seitigung des. Kollegialsystems, auch in den mittleren Behörden hinzuarbeiten. 

Der historische Grund für diese Tatsache ist die phänomenale Er- 
scheinung Otto von Bismarcks auf der politischen Schaubühne. Selbstverständ- 
lich in dem Chaos, in das er Ordnung und Licht brachte, war auf kollegialische 

1) Vergl. May rhofer-Pace I, Historiiche Skizze. 
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Weise nicht auszukommen; auch in der inneren Verwaltung mußte sich das 

allmählich fühlbar machen ^ er war aber einer der ,^seltenen'^ Männer^ die man 

zu Zeiten des Freiherm yon Stein vermißte; für ihn eignete sich natürlich 

nur der Bureaukratismus^ aber nicht für die vielen kleinen Bismarcks^ die ihm 

zahlreich in den einzelnen Yerwaltungszweigen folgten, deren größte Sehnsucht 

es war; ein bureaukratischer Bismarck zu sein. Wir brauchen uns darüber nicht 

auszusprechen. 

ürit enim folgore suo, qui praegravat artes 

In&a se positas, 

auch der Schluß des zweiten. Horazschen Hexameters: 

exstinctus amabitur idem^) 
gut von ihm. 

In der Darstellung des höheren Lehramtes, der Behörden werden wir nur 

ab und zn auf daa Überwiegen des einen oder andern Systems hinweisen, selten 

uns ein Urteil erlauben, welches die Zusammenstellung allein bei dem Leser 

erzeugen soll; ein ganz kurzes Schlußwort am Ende der Gesamtdarstellung wird 

allerdings nicht fehlen. 

B. Die Dienstinstruktionen für Leiter und Lehrer höherer 

Lehranstalten.^) 

Die älteste Dienstanweisung für die Inhaber des höheren Lehramtes hat 
Österreich gegeben in dem Organisationsentwurf von 1849; in den ,,Normalien'' 
fanden sich dann Ergänzungen, aber der alte Stamm des 1849 Gegebenen blieb 
bestehen, und selbst die „Weisungen^', Wien 1895 (Neudruck 1901) ranken sich 
an ihn an. Dann ließ Preußen seine Dienstinstruktionen für die einzelnen 
Provinzen nach 1866 erscheinen, teils schon 1867, teils 1868, nur eine, die für 
Schleswig-Holstein, kam erst 1885 heraus. 

Am nächsten der Zeit nach steht Württemberg mit seiner „Dienstvor- 
schrift für Vorstände und Lehrerkollegien^', zuerst 1867, dann 1878, jetzt 1904. 
Ihm sehr nahe steht das Königreich Sachsen mit dem Gesetz über Gymnasien, 
Realschulen usw. vom 22. August 1876, nebst der Verordnung zur Ausführung 
dieses Gresetzes vom 29. Januar 1877. 

Die „Schulordnung für die humanistischen Gymnasien'^ kam 1891 in Bayern 
heraus, 1894 die für die Progymnasien und Lateinschulen. 

Nachdem für Anhalt- Dessau 1889 eine Dienstinstruktion für Direktoren, 
Lehrer und Elassenordinarien erschienen war, gab Bremen 1893 eine solche 
für die Direktoren und 1896 für die Lehrer der Hauptschule und der Realschulen. 

^) Die Worte Schillers-Sapieha (Demetrius) : „Mehrbeit ist der Unsinn, Verstand ist stets 
bei wen'gen nur gewesen", welche zugunsten des bnreankratischen Systems angeführt 
werden, enthalten einen Widerspruch in sich selbst; denn wenn „Verstand nur bei wenigen 
vorhanden ist*, muß eben die gemeinsame Beratung einer Mehrheit und ihr Beschluß anstatt 
der Willensäußerung eines einzelnen eintreten. 

^ Die in den .Neuen Jahrbüchern* 1902, IL Abt., X. Band unter gleichem Titel ver- 
öffentlichte Abhandlung wird hier in sehr vervollständigter und gänzlich umgearbeiteter 
Fassung gegeben. 

fi. Mors ob, Das höhere Lehramt. 5 



gg III. Das höhere Lehramt. 

Zwei Jahre vorher (1894) hatte Hamburg „BeBtimmimgen über die amthchen 
YerhältnisBe der an den höheren Staatsschnlen and deren Yorscholen angestellten 
Direktoren und Lehrer" erlassen. 

Die drei jüngsten sind die von Oldenburg 1900, Hessen 1902 i^d 
Baden 1904, die letztere im „Gesetz- und Verordnungsblatt für das Groß- 
berzogtum Baden", No. VH, 24. März 1904; oft ist betr. Badens noch auf die 
altere Instruktion bei Joos zurückgegriffen worden. 

Konferenzen; Anzahl der Fflidhtkonferenzen. 

Schon was die Anzahl der abzuhaltenden Konferenzen anbelangt, finden 
einige unterschiede zwischen den einzehien provinziellen Bestimmungen in 
Preußen statt. In einigen Provinzen, wie in Pommern, Schlesien, Westfalen, 
Brandenburg soUen allgemeine Konferenzen alle vierzehn Tage stattfinden, 
wobei für Brandenburg und Schlesien noch der Zusatz ,pregelmäßig" hinzu- 
gefügt ist, während für Westfalen diese Zahl noch nicht genug erscheint, denn 
hier heißt es: mindestens zweimal in jedem Monat. In anderen Provinzen ist 
die Grenze weiter gezogen, so in Preußen, Posen, in der Rheinprovinz, in welchen 
sie nur alle 4 Wochen stattfinden sollen; freilich auch hier haben wir Hinzu- 
fügungen wie: mindestens einmal im Monat, wenigstens alle 4 Wochen 
(Preußen, Rheinprovinz, Schleswig-Holstein, Hannover, Hessen-Nassau), so daß 
auch hier alle 14 Tage eine Konferenz als notwendig gedacht ist. Immerhin 
bleibt es ein gewichtiger unterschied, ob diese Konferenzen alle 14 Tage einbe- 
rufen werden müssen oder können; wenn in Schlesien, Westfalen, Brandenburg 
wirklich die Dienstinstruktion innegehalten wird, sind der Direktor und das 
Lehrerkollegium in diesen Provinzen erheblich mehr belastet als in den andern, 
wo nur monatlich eine allgemeine Konferenz notig. 

Es erscheint übrigens nicht zweckmäßig, eine bestimmte Zahl von Kon- 
ferenzen festzulegen. Denn wird alle 14 Tage oder alle 4 Wochen Stoff zu 
einer solchen vorliegen? Oder soll immer wieder über den Zustand der Schule, 
der einzelnen Klassen berichtet werden, auch wenn, was höchst wahrscheinlich, 
dieser Zustand *Bich gar nicht verändert hat? Zwar haben Dienstinstruktionen 
anderer Länder ebenfalls die Pflichtzahl von Konferenzen fixiert, so Österreich, 
Organisationsentwurf V, § 110 und „Weisungen" S. 70, wo sie regelmäßig jeden 
Monat stattfinden sollen; ähnlich in Anhalt und Oldenburg. Aber in anderen 
Ländern ist man nicht so voreilig gewesen; im Königreich Sachsen und in 
Hamburg ist nichts über die Zahl der Konferenzen bestimmt, in Bayern wird die 
Berufimg des Lehrerrates (= Lehrerkonferenz) in jedem Semester mindestens 
zweimal verlangt, vergl. Titel VH, § 44, 7 der bayerischen Schulordnung, 
während Württemberg noch vorsichtiger bestimmt § 5: der Lehrerkonvent 
(= Lehrerkonferenz) ist von dem Vorstand (= Direktor) zu berufen, so oft die 
Angelegenheiten der Anstalt . . . „es erfordern" und Baden § 40: „nach Bedarf *'. 

Protokolle, Frotokollfahrung. 
In allen diesen Konferenzen sollen natürlich Protokolle geführt werden, 
wie alle preußischen Instruktionen es festsetzen, ebenso die außerpreußischen. 
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Die Führung des Protokolls übernimmt meist der jüngste Lehrer; in der Provinz 
Sachsen sollen die Lehrer mit Ausschluß des Direktors in diesem Geschäft ab- 
wechseln. Fast alle Dienstvorschriften fordern^ daß das Protokoll am Schluß 
von allen Anwesenden unterschrieben wird; einige sagen dies nicht ausdrücklich^ 
wie fast aUe nichtpreußischen, setzen es aber dem Wortlaut nach voraus. Nur 
§ 20 der Instruktion für die Provinz Hannover^ die auch für Hessen-Nassau 
gilt^ vom Jahre 1873^ scheint dies nicht vorauszusetzen, denn er lautet: „das 
Protokoll wird am Schluß der Sitzung vorgelesen, genehmigt, von dem Direktor und 
dem Protokollführer vollzogen", also wohl nur von diesen beiden unterschrieben.^) 
Verbindliche Rechtsgültigkeit hat aber das Protokoll nur dann für ein Mitglied 
des Lehrerkollegiums, wenn es von ihm unterschrieben ist; diejenigen, welche 
es nicht unterschrieben, brauchen sich vom strengrechtlichen Standpunkte aus 
eigentlich daran nicht zu kehren, obgleich nach andern ausdrücklichen Para- 
graphen die Lehrer angehalten sind, von den Eonferenzbeschlüssen nicht abzu- 
weichen, ja der Direktor darüber wachen soll^ daß dies nicht geschieht. Hier 
ist also eine Lücke. Diese Eonferenzprotokolle bewahrt nun bei uns in 
Preußen jede Lehranstalt bei sich im Archiv auf, wo sie einen mitunter wohl- 
verdienten Schlaf schlafen. Eine erhöhtere Wichtigkeit legen andere Staaten 
diesen Protokollen bei. So wird inÖsterreichO. E. §114 verlangt, daß jedes 
Protokoll unmittelbar darauf im Originale an den Schulrat (Landesschul- 
rat = ProvinzialschulkoUegium) zur Erledigung einzureichen ist; in Württem- 
berg sollen nach § 8 auf Verlangen die Protokolle der Ministerialabteilung 
vorgelegt werden, in Bayern sind dieselben nach § 44, Abs. 10 „dem am 
Schlüsse jedes Schuljahres von dem Rektorate über den Stand der Anstalt zu 
erstattenden Berichte im Originale beizulegen'^, und in Bremen sind sie jedes 
Halbjahr durch Vermittlung des Schulrates der Behörde zur Einsicht vorzulegen 
(§ 5). Wenn die Protokolle auch an solcher Stelle nicht etwa einem verdienten 
oder unverdienten Schlummer anheimfallen, sondern tatsächlich von der vorge- 
setzten Behörde gelesen werden, so geben sie derselben, vorausgesetzt, daß sie 
Bach- und wahrheitsgemäß geführt worden sind, ein klares Bild von dem jedes- 
maligen Zustand einer Schule, und zwar in bequemer Weise. Anordnungen des 
Direktors, Beschlüsse des Lehrerkollegiums würden sofort oder bald zur Kenntnis 
der übergeordneten Behörde gelangen. 

Nach den „Weisungen^' 1895, bezw. 1901, S. 58 freilich können einzelne 
Lehrkörper von der Verpflichtung, die Konferenzprotokolle im Originale der 
vorgesetzten Behörde einzureichen, enthoben werden, dieselben sind aber bei 
den in Österreich sehr häufigen Visitationen dem Landesschulinspektor 
vorzulegen. Aber auch hier ist wieder das Recht der Lehrer gewahrt, denn 
es heißt S. 59: „Protokolle aber, deren Vorlage auch nur ein Mitglied der 
Konferenz wünscht, sind jedesmal unverzüglich der Landesschulbehörde 
vorzulegen.*' Ja, durch die SchlußkonferenzprotokoUe hat in Österreich der 
Lehrkörper die Möglichkeit und die Verpflichtung, über die Zustande seiner 

1) Merkwürdigerweifle soll auch in Württemberg nach § 7 nnr der Vorsitzende und der 
Protokollführer unterzeichnen. 

5» 
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Schule unmittelbar an die Torgesetzte Behörde zu berichten, denn bo lautet 
0. E. § 112, 3: ,,Am Ende eines jeden Schuljahrea hat die Konferenz sich 
mit einem an den Schulrat abzustattenden Schlußberichte über den Zu- 
stand Ton Unterricht und Disziplin in dem Gymnasium während des Terflossenen 
Jahres zu beschäftigen . • . Diesem Schlußberiehte hat der Direktor in seiner 
Einbegleitung diejenigen Bemerkungen und Anträge in betreff der einzelnen 
Lehrer beizufügen, welche er im Interesse der Schule und der Lehrer für not- 
wendig erachtet/^ In mehreren Ministerialerlassen der darauffolgenden Jahre 
wird die Einreichung dieser SchluBberichte dann „ohne Versäumnis, ohne zu 
große Weitschweifigkeit^' gefordert, in einem solchen Ton 1853 (Norm. 487) 
wird gesagt, „daß . . . der Bericht über den Zustand Ton Unterricht (nach den 
einzelnen Fächern im ganzen Gymnasium) und Disziplin mit rückhaltloser 
Angabe aller günstigen oder hemmenden Einflüsse . . . Tom Lehrkörper 
selbst abzufassen und in das Protokoll aufzunehmen ist, während der Direktor 
in einem abgesonderten Berichte selbständig sein Urteil oder seine Bemerkungen, 
zu welchen er sich allenfalls yeranlaßt findet, abzugeben hat'', vgL „Weisungen" 
S. 59 und 62. Ich habe nicht bemerken können, daß in anderen deutschen 
Staaten der der Torgesetzten Behörde einzureichende „Zustandsbericht", wie er 
in Österreich auch genannt ist, in einer Konferenz Torher protokollarisch unter 
Mitwirkung des gesamten Lehrkörpers festzustellen ist. Wenigstens in Preußen 
macht der Leiter alle drei, jetzt alle Tier Jahre aUein und ganz selbständig 
seinen Bericht über die Anstalt; es bleibt ihm dabei überlassen, Ansichten der 
Lehrer, die er in der Konferenz oder sonstwie gehört, darin zu yerarbeiten, zu 
erwähnen oder nicht zu erwähnen. In Preußen sieht die Behörde den Zustand 
der Anstalt nur durch die Brille des Direktors, in Österreich auch durch die- 
jenige des Lehrkörpers. Es braucht kaum hinzugefügt zu werden, daß ein Bild, 
Ton zwei Seiten betrachtet, mehr Anspruch auf Objektivität hat. So hat in 
dieser Hinsicht das Lehrerkollegium eines österreichischen Gymnasiums ein 
wesentliches Recht vor den Lehrkörpern anderer Staaten Toraus. 

Man denke Ton dem Protokolle nicht zu geringschätzig, ist es doch eine 
Art Kontrolle über alle an der Konferenz Teilnehmende: es schützt den Vor- 
sitzenden wie die einzelnen Oberlehrer Tor Übergriffen der andern Kollegen 
eben dadurch, daß solche etwaige Übergriffe oder Angriffe amtlicher oder per- 
sönlicher Art sofort schriftlich yerewigt werden können; deshalb ist auch d^ 
Amt eines Protokollführers sehr wichtig. Ein österreichischer Erlaß schon Ton 
1849 (Norm. No. 500) yerbietet deshalb dem Vorstand des Lehrkörpers, das 
Protokoll selbst zu führen, und ordnet an, daß der Lehrkörper den Schriftführer 
zu wählen hat, bezw. daß dies Geschäft per tumum besorgt werden solle; die 
folgende No. 501, ebenfalls aus dem Jahre 1849, yerbietet nachträgliche Ein- 
tragungen in die Sitzungsprotokolle, während es jedem Mitgliede freisteht, sein 
Votum schriftlich naher zu begründen und Separatvota, aber während der 
Sitzung, in das Protokoll aufuehmen zu lassen. 

Ich halte es deshalb nicht für richtig, wenn das Protokoll Ton dem Direktor 
selbst geführt wird, wie es leider in Oldenburg nach § 11 möglich ist Oy^er 
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Direktor oder derjenige Lehrer^ den er damit beauftragt; führt das Protokoll^^. 
Selir nützlich ist in Hessen § 12 die genaue Feststellung dessen, was ungefähr 
im Protokoll enthalten sein muß, nämlich 1. die Namen der Erschienenen und 
Ausgebliebenen; was letztere anbetrifft, ob mit oder ohne Entschuldigung. 2. Die 
zur Verhandlung gebrachten Gegenstände und die Ergebnisse der Verhandlungen 
mit kurzer Angabe der für und wider vorgebrachten Gründe. Ebenso nützlich 
ist hier der Zusatz: ,,Es ist jedoch jedem Mitglied unbenommen, eine ausführ- 
liche Begründung seiner Abstimmung besonders einzureichen^ wie sogar in 
Bremen nach § 9 den Mitgliedern das Recht zusteht, „einzeln oder gemeinsam 
ein Separatvotum in besonderem Berichte auszuführen und dem Protokoll bei- 
zugeben oder der Senatskommission für das Unterrichtswesen durch den Direktor 
einzureichen^^ Nicht recht zu begreifen ist dagegen, was Anhalt-Dessau § 28, 7 
bestimmt: „Über nachträgliche Berücksichtigung gegen die Fassung des Protokolls 
hierbei etwa gemachter Einwendungen entscheidet das Lehrerkollegium^. Unter 
diesen Einwendungen können doch nur abweichende Ansichten einzelner Mit- 
glieder zu Terstehen sein, deren Meinung im Wortlaut des Protokolls nach ihrer 
Ansicht nicht deutlich genug zum Vorschein kommt. Falls nun diese nicht 
ohne weiteres das Recht haben, Separatvota eintragen zu lassen, sondern dies 
Recht Ton der Majorität erst abhängig gemacht wird, sind sie eben gegen Majori- 
sierung nicht geschützt. 

Besonders aber müßte es überall eingeschärft werden, daß das Protokoll 
währen'd der Verhandlungen zu führen sei, und daß nicht, wie es wohl mit- 
unter geschieht, längere Zeit, einen Tag nach der Konferenz, die Verhandltmgen 
in das Protokollbuch hineinkommen; leider yerbietet solche Scheinprotokolle 
der Text der preußischen Instruktion für die Provinz Brandenburg z. B. nicht: 
§ 9: ,^ür jede Eonferenzverhandltmg ist in einem Ton dem Direktor aufzu- 
bewahrenden Buche ein Protokoll aufzunehmen'^; wenn man nicht aus dem Be- 
griff des Protokolls eine gleichzeitig mit den Verhandlungen Torzunehmende 
Niederschrift schließen will, so ist hier, wie z. B. auch in Bayern (§ 44, 10: 
„Über jede Sitzung ist ein Protokoll aufzunehmen'^ immerhin die nachträgliche 
Niederschrift der Verhandlungen nicht unmöglich. Nach andern Instruktionen 
(Württemberg § 7: „bei den Lehrerkonyenten zu führende Protokoll") auch aus 
dem Text der hessischen geht hervor, daß Verhandltmgen und Niederschrift 
gleichzeitig stattfinden müssen.^) Solch Scheinprotokoll ist freilich tmerlaubt, 
am deutlichsten yerbietet es Anhalt-Dessau § 28, 7: „letzteres (Mitglied des 
Kollegiums, welches Protokoll führt) hat das von ihm während der betreffenden 
Verhandlungen aufgenommene Protokoll ... in ein alle EonferenzTerhandlungen 
umfassendes Protokollbuch zu übertragen". 

Kompetensen der Konferens. 

Alle Instruktionen überlassen dem Direktor, wenn es auch nicht immer 
geradezu gesagt ist, selbstrerständlich die Leitung der Konferenz und die Wahl 
der zu beratenden Gegenstände. Auch über das Abstimmungsrecht der Ober- 

1) Auch Hamburg § 20: „Das Protokoll in den Konferenzen'^ 



70 ni- l^ftB höhere Lehramt. 

lehrer (d. h. der angestellten Lehrer)^ der Probekandidaten und technisclien Lehrer 
sind die Bestimmungen gleichbedeutend^ aber durchaus nicht über das Was? 
oder Worüber? der Abstimmung. Wenn man nun die preußischen Instruk- 
tionen unbefangen liest^ so sollte man meinen^ daß Abstimmungen über recht 
viele Gegenstände stattzufinden haben. Denn die Instruktion für Posen z. B. 
besagt, daß der Direktor . . . durch Abstimmung die Entscheidung aller 
der Fragen zu bewirken hat^ über welche nach den bestehenden besonderen 
Vorschriften nicht ihm allein, sondern dem Lehrerkollegium die Entscheidung 
zusteht. In der Instruktion für die Provinz Posen heißt es: ^^ußerdem sind 
Gegenstände der Beratung alle allgemeinen Anordnungen didaktischer und 
disziplinarischer Art, das Verhalten der Schüler in beiden Beziehungen, die 
Ausführung des Lehrplans, die Ergänzung der wissenschaftlichen tmd technischen 
Sammlungen der Anstalt tmd sonstige Angelegenheiten, welche zu dem Zweck 
der Anstalt in unmittelbarer Beziehung stehen/' Hier herrscht überall Unklar- 
heit, denn wo jene für die Provinz Posen bestehenden besonderen Vorschriften, 
welche den Exeis der Beratungsgegenstände einer Konferenz begrenzen, zu suchen 
und zu finden sind, ist nicht ersichtlich, ebensowenig, was unter „allgemeinen 
Anordntmgen didaktischer und disziplinarischer Art . . . und sonstiger Ange- 
legenheiten^' (cf. die Instruktion für Preußen) gemeint ist. Der Ereis der Be- 
fugnisse einer Konferenz scheint hiemach sehr groß zu sein, er schrumpft 
aber recht zusammen, wenn man in der Instruktion für Brandenburg nach 
allgemeinen ähnlichen Phrasen über Gegenstände der Beratung (alles, was zur 
Erhaltung guter Zucht .... wünschenswert) lesen muß: „Abstimmungen 
finden bei allen Disziplinarfällen, sowie bei Versetzungen und Er- 
teilung von Zeugnissen statt, außerdem da, wo der Direktor sie für 
angemessen half Hier ist zwar die Kompetenz eine ziemlich beschränkte, 
aber doch fest umschrieben, während in dem Wortlaut der pommerschen In- 
struktion dies leider nicht der Fall ist (§ 10): „ . . . Konferenzen des Lehrer- 
kollegiums, welche zur Beratung und Beschlußnahme über Angelegenheiten 
der Schule gehalten werden sollen'^ Zwischen Beratung und Beschlußnahme 
ist hier also wohlweislich unterschieden. Gleich darauf lesen wir sogar von 
einer Besprechung: „Gegenstände der Besprechung in den Konferenzen sind 
besonders Stoff und Methode des Unterrichts, die Lehr- und Lektionspläne, die 
einzuführenden Lehrbücher und Ausgaben, . . . Fleiß, Fortschritte und Betragen 
der Schüler, die Anordnung der Prüfung und der SchuKeierlichkeiten, die 
Zensuren tmd Versetzungen . . ., wichtige Disziplinarfalle . . .^^ Das Feld der 
Besprechung ist hier sehr groß, auch wohl dasjenige der Beratung; wie groß 
dasjenige der Beschlußnahme durch Abstimmung^) ist, geht leider nirgends 
hervor. In Pommern hat nun nach § 25, worauf wir noch besonders zurück- 
kommen werden, der Direktor allein nach Anhörung der Konferenz, sogar bei 
Versetztmgen, auf seine Verantwortlichkeit zu entscheiden, so daß hier der 

1) Gf. Mann, Die Kompetenzen der Lehrerkollegien der höhreren ünteirichtsanstalten 
in Preußen. Brandenburg a. H. 1874 — Es ist die einzige Schrift, die ich über den ganzen 
Gegenstand gefunden habe. 
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ganze Apparat einer Konferenz unnötig ist. Nur die „Verweißung*' Ton der 
Anstalt soll nach den Dienstinstruktionen fast aller Provinzen — aucli in Pommern 
(§ 20 AT.) soll nur das Lelirerkollgium solche Strafe verhängen — durch Be- 
schluß des Kollegiums erfolgen^), oft unter Hervorhebung ganz besonderer Be- 
stimmungen, z. B. eines sofortigen Berichtes an die vorgesetzte Behörde. EUer 
dient offenbar das Lehrerkollegium mit seinem Beschluß dazu, dem Direktor 
den Rücken zu decken. Abgesehen also von jenem präzisen Wortlaut der 
brandenburgischen Instruktion und einem Paragraph der Kieler Konferenzordnung 
vom 12. Februar 1872, wo solche Kompetenz in Versetzungen zu erschließen 
ist aus einem kleinen Nebensatze: „Vorschläge zu machen, über welche abge- 
stimmt wird% herrscht in allen preußischen Instruktionen Unklarheit, wie weit 
die Kompetenz einer ordnungsmäßig berufenen Lehrerkonferenz sich erstrecken, 
worüber eine Besprechung und eine Beratung, worüber eine Abstimmung zu 
erfolgen hat. 

Daß es nicht leicht ist, den Kreis der Beratungsgegenstände einer Konferenz 
a priori zu umschreiben, ist aus den Paragraphen nicht-preußischer Schulord- 
nungen recht ersichtlich; fast immer sind es ungefähr dieselben Gegenstände, 
wie sie mit mehr oder weniger Wortschwall die preußischen Instruktionen auf- 
zählen; so auch in Hessen § 5, Anhalt § 28, Hamburg § 17; letzteres 
freilich hebt schon bestimmte Dinge schärfer hervor, was auch in Oldenburg 
§ 11 geschieht. Sehr zweckmäßig erscheint die Trennung, welche die öster- 
reichischen Bestimmungen zeigen, § 111: „Notwendige Gegenstände jeder 
Konferenz sind Mitteilung der Verfügungen, Stand des Unterrichts und der 
Zucht, Rügen und Strafen über einzelne Schüler oder ganze Klassen, die ins 
Konferenzprotokoll einzutragen sind^^, und § 112: „notwendig müssen in der 
Konferenz zur Verhandlung kommen, ohne deshalb ein regelmäßiger Gegen- 
stand jeder Konferenz zu sein: jede Frage über den Lektionsplan, die allge- 
meinen Zeugnisklassen (in Osterreich Bezeichnungen, welche unsem Zensur- 
nummem entsprechen), die Bangordnung, die Versetzung, die Ausschließung 
eines Schülers", und jetzt „Weisungen" S. 70/71. — Ganz kurz nennt § 6 der 
Verordnung im Königreich Sachsen als Aufgabe der Konferenz: Förderung 
einheitlicher Tätigkeit durch gegenseitige Anregung, Mitteilung tmd Besprechtmg; 
sodann Beratung und Beschlußfassung über Angelegenheiten und Vorkommnisse 
der Schule, endlich Erledigung der höheren Orts ihr zugewiesenen Geschäfte; 
ähnlich Baden § 57 über Gesamtkonferenzen; ähnlich Württemberg § 4 und 
5. Daß über alle diese Beratungsgegenstände Abstimmung stattfinden muß, ist 
zwar nirgends ausdrücklich gesagt, scheint aber doch daraus hervorzugehen, daß 
unmittelbar darauf, oft noch in demselben Paragraphen über Stimmrecht, Art 
der Abstimmung Festsetzungen getroffen werden; doch eine gewisse Unklarheit 
bleibt auch hier bestehen, außer in Bayern § 44, 5: „Die Aufgaben des Lehrer- 
rats sind: Beratungen über den Zustand der Anstalt und über allgemeine 

>) Ganz klar in der Kieler Eonferenzordnung vom 12. Februar 1872 § 7 ausgedrückt: 
„Sie (die Lehrerkonferenz) hat über schwere Disziplinarfälle zu entscheiden; namentlich 
steht ihr ausschließlich die Verweisung eines Schülers zu." 
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Anordungen didaktischer und diezipliiiarer Natur, über Verteilung der Unter- 
richtsfächer und Lehrpensa, über Wahl der Lehrbücher; Beschlußfassung 
über Altersdispensen, über die Au&ahme auf Probe zugelassener Schüler, über 
das Vorrücken der Schüler (Überspringen einer Klasse), über Ergänzung und 
Verbesserung der Lehrattribute; endlich Bestrafung von schwereren Disziplinar- 
fäUen^^ Es ist hiemach natürlich nicht ausgeschlossen, daß auch über die erste 
Reihe der Gegenstände außer der Beratung eine Beschlußfassung durch Ab- 
stimmung stattfinden kann. — In keiner dieser Listruktionen findet sich ein 
Paragraph wie in der brandenburgischen: „außerdem da, wo sie der Direktor 
für angemessen hält^^ 

Mag es schwer sein, die Kompetenzen einer Konferenz und damit die Rechte 
des Lehrerkollgiums festzustellen, — daß es wirklich möglich ist, zeigt doch der 
oldenburgische Wortlaut in § 11: „Die Stimmenmehrheit entscheidet: I. bei 
Bestrafung grober Vergehen, 2. bei Feststellung der Zeugnisse über Fleiß, Be- 
tragen, Ordnung und Aufmerksamkeit der Schüler, 3. bei Versetzungen der 
Schüler, 4. bei bedeutenden Anschaffungen fflr die Bibliothek, den physikalischen 
Apparat und die Sammlungen, 5. bei Änderung der bestehenden allgemeinen 
Schulordnung; auch in Hamburg § 17 heißt es: „In den Konferenzen hat das 
Lehrerkollegium zu bestimmen z. B. die betr. der Einführung von Lehrbüchern 
an die Oberschulbehörde zu richtenden Anträge, die . . . Zeugnisse, die Ver- 
setzungen, die zur Aufrechterhaltung der Schulzucht nötigen Verabredungen und 
Eiorichtungen, insbesondere die Klassen-, Haus- und Hofordnung/^ Solche Klar- 
heit sticht Torteilhaffc ab gegen die vagen Ausdrücke: hat zu beraten, es wird 
zu eyentueller Beschlußfassung gebracht; mag der ICreis der Befugnisse klein 
sein, er soll doch abgegrenzt werden; die Ton dem Schulgesetzgeber gelassene 
Unbestimmtheit ist natürlich offc absichtlich zugunsten des Vorsitzenden gewählt 
worden. 

Zwei Fragen reihen sich hier an: 1. hat außer dem Direktor das Lehrer- 
kollegium, bezw. Mitglieder desselben die Befugnis, eine Konferenz zusammen- 
zurufen, bezw. zusammenrufen zu lassen?, 2. hat das Lehrerkollegium ein Recht, 
die Tagesordnung irgendwie zu beeinflussen oder vorher kennen zu lernen? 

Die erste Frage muß yemeint werden in bezug auf sämtliche Staaten, aus- 
genommen Württemberg, Osterreich und Bayern. Überall kann natürlich 
irgend ein Oberlehrer den Direktor bitten, über irgend eine Sache sogleich oder 
bald eine Sitztmg des Kollegiums anzuberaumen, aber ob der Direktor darauf 
eingeht, ist seinem Ermessen anheimgestellt, in Hamburg § 19 ist dies aus- 
drücklich festgestellt. In Württemberg aber lautet § 6: „Der Lehrerkonyent 
ist Ton dem Vorstande zu berufen . . . außerdem, wenn wenigstens drei Haupt- 
lehrer einen bestimmten . . . , schriftlich zu notierenden Antrag auf Berufung 
steUen^^ und in Österreich nach 0. E. § 110 brauchen es nur zwei Lehrer 
zu sein, welche darauf antragen; noch größeres Recht Terleiht den bayerischen 
Gymnasiallehrern § 44, 7 der Schulordnung, nach welchem jeder einzelne 
Lehrer das Recht hat, in Schulangelegenheiten den Rektor zu einer Berufung 
des Lehrerrates zu yeranlassen. 
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Die zweite Frage ist ebenfalls für fast sämtliche Staaten zu yemeinen. 
Freilich wird es fast überall mehr oder weniger dem Direktor empfohlen^ die 
zu beratenden Gegenstände Torher zu yerkünden; aber in Hessen § 7 lesen 
wir: ,^der Einladung hat der Direktor soweit wie möglich die Angabe der zu 
beratenden Gegenstände kurz beizufügen^'; auch in Württemberg heißt es § 6: 
;, . . . den Sitzungen des Lehrerkonvents^ deren Tagesordnung den Mitgliedern 
rechtzeitig mitzuteilen ist'^ Hier also besteht eine solche Verpflichtung für 
den Anstaltsleiter, sonst nirgends. Am nächsten kommt solcher Verpflichtung 
die österreichische Anordnung, durch welche zu bestimmten Zeiten bestimmte 
Konferenzen mit festgesetzten Tagesordnungen anbefohlen sind: die Konferenz 
wegen der Au&ahmeprüfungen, die Eröffiiungskonferenz, die Monatskonferenzen 
(Stand der Disziplin tmd des Unterrichts), Konferenz über Schulgeldbefreiungen^ 
über Vermehrung der Lehrmittel (u. a. AnschafPnng Ton - Büchern für die 
Bibliothek), über die Förderung der körperlichen Ausbildung der Schüler, die 
Klassifikationskonferenz, die Schlußkonferenz, die Konferenz über den speziellen 
Lehrplan und über die Lehrmittel, die Konferenz über Anmeldung zur Maturitäts- 
prüfung, die Konferenz zur Vorbereitung der Versetzungsprüfungen — im ganzen 
elf Arten Ton Konferenzen! 

Die Zeiten sind festgesetzt und somit auch die Tagesordnungen; manche 
Tagesordnungen ergeben sich ja überall Ton selbst. Mag nun in wenigen 
Staaten also das Kollegium den Vorsitzenden durch Mitglieder zu einer Kon- 
ferenz yeraolassen können, die Tagesordntmg, die Reihe und Art der Beratungen 
bestimmt überall der Versitzende; am liberalsten Terföhrt man darin, im Gegen- 
satz zu hamburgischen und preußischen Bestimmungen, noch in Oldenburg §11, 
„wo die weitere Eiorichtung der Konferenzen, die Weise der Beratung und 
Abstimmung der Verabredtmg des Direktors und der Lehrer überlassen ist^^ 

Die Kompetenzen einer Konferenz sind also überall sehr gering; auch über 
AnschafPnng von Büchern für die Bibliotheken haben sie keine beschließende 
Stimme, abgesehen von Württemberg nach § 31 (über Anschaffung Ton 
Büchern und anderen Lehrmitteln . . . hat der Lehrerkonvent zu beraten und 
zu beschließen) und Oldenburg, was schon erwähnt, und vielleicht von Öster- 
reich („Weisungen*^ S. 70 e, 7e), in allen anderen Staaten, auch in Preußen, steht 
den Kollegien eine Beschlußfassung darüber nicht zu, ja die bekannte preußische 
Verfügung vom 1 7. Januar 1885 läßt es absichtlich unentschieden, ob das Kol- 
legium über Neuanschaffung mitzusprechen hat, aus praktischen Gründen, weil 
dieser Weg zu umständlich wäre; gewiß mag es in vielen Fallen, wenn ein 
Buch dringend verlangt wird, nicht geraten erscheinen, erst auf die in drei bis 
vier Wochen später zusammentretende Konferenz zu warten; aber, trotz des aus- 
drücklichen Verlangens, daß diese Neuanschaffungen im Protokoll der Konferenz 
dann vermerkt werden sollen, tmzweckmäßig ist diese Verfügung doch deshalb, 
weil es nun wieder ganz von dem Belieben des Anstaltsleiters abhängt, ob er 
olme vorheriges Wissen des Kollegiums Neuanschaffungen besorgen läßt oder 
nicht. So bleibt denn in den meisten Staaten die Kompetenz beschrankt auf 
die Ahndung schwerer Disziplinarfalle (auch hier freilich nicht ohne Bestätigung 
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der Torgesetzten Schulbeliörde in einigen L'andem^ worauf wir bei „Strafen" 
noch zurückkommen)^ auf die Erteilung Ton Zeugnissen und bei Versetzungen 
— und bei den Versetzungen hat der größte Staat Deutschlands durch § 7 der 
Versetzungsordnung von 1901 das Recht der Konferenz zugunsten des Vor- 
sitzenden in der Wirklichkeit recht herabgesetzt, worauf wir im Kapitel „Ver- 
setzungen^' noch eingehen werden. Es bleibt also hier wenig übrig Ton den 
Befugnissen; so hat in Preußen, abgesehen von Erteilungen Ton Zensuren und 
und von Verhängung schwerer Strafen, de iure die Konferenz nur eine beratende 
Stimme, de facto mitunter nicht, soweit es eben der Vorsitzende zuläßt. Ein 
Staat — Bremen — hat das Kollegium in den Konferenzen zu einer begut- 
achtenden Bolle ganz offenkundig herabgedrückt, vergl. § 5: „die Stelltmg der 
Lehrerkonferenz ist eine begutachtende. Zu Beschlüssen, mit der Wirkung, daß 
der Direktor an sie gebunden sei, ist die Konferenz nicht befugt, nur in Fällen 
der Schülerdisziplin soll der Direktor an die Beschlüsse der Konferenz gebunden 
sein, vorbehaltlich seiner Befugnis, wenn er mit einem Beschlüsse nicht einver- 
standen ist, die Entscheidung der Behörde einzuholen" — also das Vetorecht; 
auch die Dienstanweisungen für die ordentlichen Lehrer der Hauptschule 
in Bremen und die der städtischen Realschulen in Bremen haben denselben 
Passus: „die Stellung der Lehrerkonferenz ist eine begutachtende . . . formliche 
Abstimmungen finden nur dann statt, wenn der Direktor sie für erforderlich 
hält". Bremen hat also in offizieller Weise das ausgesprochen, was in Wirk- 
lichkeit infolge unklarer dehnbarer Instruktionen in manchen deutschen Staaten 
stattfindet. 

Lektionsplan; Verteilung der Unterrichtsfächer und Ordinariate. 

Hierin gehen die Direktionsinstruktionen für die einzelnen preußischen 
Provinzen ziemlich auseinander. Zwar auf den ersten Blick scheint der Direktor 
hier fast unumschränkte Befugnisse zu haben. In der Provinz Preußen gilt 
die Bestimmung (§ 15): „steht ihm allein die Festsetzung des Lehr- und 
Stundenplanes zu ohne vorgängige Beratung in der Konferenz^', ebenso 
bestimmt die für Sachsen: „die Verteilung steht dem Direktor allein zu^^, genau 
so steht es in der Provinz Hannover, in Schlesien, in der Rheinprovinz, auch 
in der aUerjüngsten Dienstinstruktion für Schleswig-Holstein von 1885, während 
die viel ältere Instruktion für Posen § 5a nur allgemein besagt: „die Lektion 
für jedes Jahr so zu verteilen, daß jedem Lehrer der für seine Kräfte und seine 
Qualifikation angemessene Wirkungskreis angewiesen werde'^ Andere Instruk- 
tionen verlangen nun gerade im Gegensatze zu solchen Bestimmungen dazu eine 
vorgängige Beratung mit dem Lehrerkollegium, so die pommersche (§ 33): 
„Die Abfassung des Lektionsplans steht dem Direktor allein zu, jedoch muß 
derselbe in der Regel eine sorgfältige Beratung mit den Lehrern (private Be- 
sprechung? oder formliche Beratung in einer Konferenz?) vorangehend^. Um 
Mißverständnissen vorzubeugen, sei gleich bemerkt, daß unter Lektionsplan zu 
verstehen ist, wie ausdrücklich angegeben wird: I. Lektions- oder Pensentabelle, 
n. Lehrertabelle, HI. Zeittabelle oder Stundenplan für die einzelnen Tage usw. — 
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eb^dasselbe ist unter ^^ektioneplan^^ in der brandenbnrgischen Instruktion zu 
Terstehen (vergL § 17: Pensentabelle/ Lehrertabelle, Stundentabelle). Der Zu- 
satz y^in der Regel'^, der für Pommern gilt^ findet sich nicht in der branden- 
bnrgisclien Instruktion: „Für jedes Schuljahr hat der Direktor einen Lektions- 
plan nach Torangegangener Beratung mit dem Lehrerkollegium zu ent- 
werfen und vier Wochen vor dem Beginn desselben zur Prüfung einzureichen. 
Derselbe muß enthalten 1. die Pensentabelle^ 2. die LehrertabeUe^ 3. die Stunden- 
tabeUe'^ Und dieselbe Torgängige Beratung in einer Konferenz verlangt 
die westfälische Instruktion (§ 16), freilich nach den folgenden Bemerkungen: 
;,die Verteilung der einzelnen Fächer und Stunden unter die einzelnen Lehrer, 
für welche lediglich das Bedürfnis der Anstalt maßgebend ist, . . . steht mit 
Vorbehalt unserer Genehmigung dem Direktor allein zu^^, wird dies wieder be- 
schränkt, und ähnlich lesen wir (§ 17) in der brandenburgischen Instruktion: 
,,In welchen Lehrobjekten und Klassen ein Lehrer mit Erfolg unterrichten kann, 
gibt teils das Prüfungszeugnis, teils die nachmalige Erfahrung über die päda- 
gogische tmd didaktische Befähigung und die wissensckaftliche Weiterbildung 
desselben an/^ Zweierlei springt hier in die Augen. Erstens die große Ver- 
schiedenheit zwischen Pommern, Brandenburg und Westfalen einer- und 
andern Provinzen anderseits, hier Konferenzberatung nicht notwendig, sogar 
einmal verboten, dort ausdrücklich verlangt. Zweitens aber ist die Unbestimmt- 
heit auch der brandenburgischen Instruktion und der andern sehr zu bedauern, 
die Zusätze heben fast das Vorhergehende auf; wozu soll mit dem Lehrer- 
kollegium der Lektionsplan (auch die Lehrertabelle) erst beraten werden, 
wenn gleich hinterher die nochmalige Erfahrung über . . . Beßkhigung, die 
natürlich der Direktor zu beurteilen hat, noch den Ausschlag geben soll ? Auch 
hier jene Dehnbarkeit, die eigentlich jede Instruktion überflüssig 
macht; immerhin gewährt die eine Seite der Instruktion, im Sinne der branden- 
burgischen, den Vorteil, daß jeder Lehrer zeitig genug von den Absichten seines 
Vorgesetzten in bezug auf seine Beschäftigung im nächsten Halbjahr unterrichtet 
sein muß. — 

Von Interesse wird es sein zu erfahren, welche Befugnisse in andern Staaten 
hier dem Vorgesetzten zustehen. Im allgemeinen muß gesagt werden, daß diese 
Befugnisse trotz einiger formalen Verpflichtungen des Direktors überall ziemlich 
groß sind, man vergleiche Königreich Sachsen § 3 der Verordnung (nach An- 
hörung des Lehrerkollegiums), § 9 in Württemberg (im Lehrerkonvent vorher 
zu beraten), in Baden § 89 (Rücksprache mit den einzelnen Lehrern, maßgebend ist 
das Interesse des Unterrichts, persönliche Wünsche finden nur so weit Berücksich- 
tigung, als sie mit diesem nicht in Widerspruch stehen), ebenso in Hamburg 
§ 6 f., Bremen § 5, Hessen, Verfügung vom 25. November 1874, Olden- 
burg § 6, am besten in Bayern § 42, 6: „die Verteilung der Unterrichtsföcher 
und Lehrpensa erfolgt nach Beratung im Lehrerrat durch den Rektor. 
Hierbei ist in erster Linie die Qualifikation der Lehrer maßgebend; besondere 
Wünsche derselben werden berücksichtigt, wenn sie mit den Interessen der Anstalt 
im Einklang stehen." In Österreich verteilt der Direktor nach § 96, 3 und 
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„Weißlingen^ S. 66 den Unterricht, aber folgende recht wohltätige, die Lehrer 
schützende Anordnung steht in Nr. 2 derselben § 96^): „Es ist für tätige Lehrer 
in der Regel wünschenswert und geisteserfrischend, wenn die Verteilung der 
Lehrgegenstände nicht durch eine lange Reihe Ton Jahren unverändert bleibt, 
sondern innerhalb des Kreises ihrer Befähigung wechseW^ Auch die „Weisungen" 
in Österreich verbreiten sich darüber ausführlicher, vergl. S. 66: „der selb- 
ständigen Bestimmung des Direktors ist dagegen vorbehalten der Ent- 
wurf des Lektionsplanes, Verteilung der Lehrfächer und Ordinariate, . . . doch 
wird der Direktor nicht ^unterlassen dürfen, in der Konferenz die Frage zu 
stellen, welche Wünsche ... die einzelnen Lehrer haben. Die ausgesprochenen 
Wünsche werden in der von den Lehrern selbst gegebenen Formulierung 
ins Protokoll aufgenommen. . . . Damach hat der Direktor . . . bei der 
Einreichung des Lektionsplanes nicht nur das Protokoll der denselben vor- 
oereitenden Konferenz beizulegen, sondern auch seine Verteilung der Lehrfächer 
und der Ordinariate, namentlich im Verhältnisse zu der bisherigen und zu der 
von den Kollegen gewünschten, ... zu motivieren und die Bestätigung 
desselben durch den Landesschulrat anzusuchen". 

Tatsächlich hat sich wohl an fast allen preußischen Anstalten auch ein 
Wechsel, ein gewisser Turnus zwischen den jüngeren (Oberlehrern) einerseits 
und den älteren Lehrern (Professoren) gebildet 2); jedes Mitglied der jüngeren 
oder älteren Abteilung rückt bis zu einer gewissen Klasse (meist von Sexta bis 
Untertertia, von Obertertia oder Untersekunda bis Prima) in seinen Hauptlehr- 
fächem vor, um Unterrichtserfahrung auf recht viel Stufen frühzeitig zu 
sammeln, und fängt nach einer Reihe von Jahren auf der untersten wieder an. 

Aber das ist Usus und ist von der Einsicht, bezw. Liebenswürdigkeit des 
Direktors abhängig, nur zwei Staaten haben die Art der Unterrichtsverteilung 
der Hand des Anstaltsleiters etwas entzogen und durch Verfügungen zu regeln 
versucht: Anhalt-Dessau und Bayern. Die Direktorenversammlung der 
Provinz Sachsen hatte 1896 die These angenommen: „Es empfiehlt sich, die 
Lehrer der alten Sprachen durch einige Jahreskurse mit ihren Schülern auf- 
steigen zu lassen.^^ Darauf hat das anhaltinische Schulkollegium vom 25. November 
1896 die Einrichtung sogenannter „Wandelordinariate*' empfohlen und sich auch 
noch in einer andern Verfügung darüber ausgesprochen; innerhalb bestimmter 
Klassengruppen sollen die Ordinarien, bezw. die Lehrer der alten Sprachen mit 
ihren Schülern mitgehen; sehr richtig wird hierbei hervorgehoben, was man 
nicht immer zu wissen scheint, wie langweilig, ermüdend und einseitig eine längere 
Beschäftigung der Lehrer auf derselben, besonders auf der untersten Stufe, wie 
erfrischend, belebend dagegen ein Wechsel sei, der in der Beschäftigung einträte. 
Die Klassengruppen aber, innerhalb deren solch ein Turnus stattfinden soll — 
VI — IV, IV — nia (bezw. Hb und IIa), la und Ib sind doch etwas klein, vor allem 



1) AusfELhrlicher darüber handeln jetzt die „Weisungen*^ S. 67. 

2) Natürlich können besondere, oft zuföUige umstände dies verbieten, z. B. wenn ein 
ganzes Lehrfach, wie die neueren Sprachen, nur von Oberlehrern vertreten wird, dann hätte 
der Turnus zwischen diesen selbst stattzufinden. 
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müfiten die Lehrer der unteren Klassen öfters die Schüler bis in die mittleren, 
die der mittleren ihre Schüler bis zur Reifeprüfung begleiten (wie in Österreich 
die Regel); soweit das natürlich die Qualifikation irgend zuläßt. In Bayern, 
wo eine ähnliche Verfügung ergangen ist, sind diese Klassengruppen auch 
weiter gehalten. 

Gewöhnlich macht man gegen dieses Aufsteigen der Ordinarien und Fach- 
lehrer den einen Einwand, daß, wenn ein „schlechter Ordiaarius^^ oder „schlechter 
Lehrer'^ mehrere Jahre dieselben Jtmgen unterrichtet hat, sie gänzlich verdorben 
seien. Aber eins ist hier vergessen: gerade, falls ein weniger befähigter Lehrer 
jahrelang dieselben Schüler hat, muß er sich desto mehr in seinem Unterricht 
zusammenraffen, weil nach 4 — 5 Jahren, wenn sie in andere Hände übergehen, 
nur er allein die Verantwortung trägt, diese kann er aber, wenn die Schüler 
alle Jahre von einem Lehrer zum andern wie ein Spielball geworfen werden, 
mit Fug und Recht auf seinen Vorgänger zum größten Teil abwälzen. Und 
dies Prinzip der Verantwortung kann man eigentlich erst für Schüler über- 
nehmen, die man längere Jahre unterrichtet; dann kann man erst zeigen, ob 
man imstande gewesen, sie an Fleiß, Ordnung, Aufmerksamkeit zu gewöhnen; 
wechselt das Schülermaterial jährlich oder gar halbjährlich, wird man einzelnen 
kaum persönliches Interesse abgewinnen. Den „schlechten Lehrer'^ spornt ein 
„Wandelunterricht" und „Wandelordinariat" in anhaltinischem Sinne zu ener- 
gischer Tätigkeit an, weU er die Schuld für nicht-genügende Leistungen der- 
selben nicht auf seinen Vorgänger abschieben kann (hat er doch selbst die 
Schüler in der früheren Klasse gehabt!), der „gute Lehrer" aber wird bei mehr- 
jährigem Zusammensein mit denselben Schülern sie immermehr kennen und 
lieben lernen. 

Das IntersessionBreoht des Direktors. 

Jedem Vorsitzenden eines Beamtenkollegiums, welches ab und zu nach 
Majoritätsbeschlüssen zu entscheiden hat, muß wohl ein Interzessionsrecht 
zukommen. Und so liest man denn in der pommerschen Instruktion : „falls der 
Direktor von einem Beschluß der Mehrheit einen wesentlichen Nachteil für die 
Anstalt besorgt, so ist er befugt, die Ausführung dieses Beschlusses bis nach 
eingegangener Entscheidtmg des Kgl. Provinzial-Schulkollegiums auszusetzen, an 
welches er sofort unter Einreichung des Protokolls zu berichten hat". Wir 
können darauf verzichten, den Wortlaut der anderen Instruktionen anzuführen, 
da der Inhalt derselbe ist; freilich selbst bei diesem so wichtigen Interzessions- 
reclit sind äußerlich geringfügige redaktionelle Verschiedenheiten der Fassungen 
zu bemerken; erstens heißt es in zwei der Instruktionen, diese Berichterstattung 
an die vorgesetzte Behörde müsse geschehen, „wenn die Mehrheit es verlangt^', 
and zweitens steht, während überall Ausdrücke wie: „sofort, sogleich, schleunigst", 
„innerhalb der nächsten 24 Stunden" (Kieler Instr. von 1872) diese Bericht- 
erstattung äußerst eilig machen, in der Instruktion für die Rheinprovinz (§ 3) 
nichts von solcher Eile; ja, sogar in Bremen, wo die Stellung der Konferenz 
nur eine begutachtende ist, hat der Direktor in solchen FäUen noch die aus- 
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drückliche Befugnis, an die Behörde zu berichten. — Es ist jedenfalls nötig, 
daß dies recht bald geschieht. Das Vetorecht hat der Direktor auch in Baden 
(§ 40), in Anhalt (§ 28, 8), in Bayern (§ 44, 9), im Königreich Sachsen 
(§ 5 der Verordnung, zu § 9, alinea 8 des Gesetzes vom 22. August 1876), in 
Württemberg (§ 8), in Österreich (§ 109, 4 und „Weisungen" S. 69, 5, 6). 
Am besten wird wohl die Fasstmg in Bayern gefallen: „Wenn der Rektor 
durch einen Beschluß des Lehrerrates das Interesse der Anstalt für gefährdet 
erachtet, hat er den Vollzug des Beschlusses bis zum Eintreffen ministerieller 
Entscheidung zu sistieren." 

Zensuren; Zensnrprädikate. 

Es wäre zu kleinlich, woUte man die verschiedenen Stufen der Zensuren 
von unserm „sehr gut^' bis „ungenügend" zusammenstellen. Hier habe ich eine 
durchgehende Normierung, wie sie jetzt in Preußen eingetreten ist, in einigen 
Staaten nicht gefunden; wo eine solche Fixierung vorhanden, sind es, wie in 
Preußen, meist 5 Abstufungen, so ursprünglich in Sachsen nach § 64 der Ver- 
ordntmg, in Österreich 5 oder 6, vergl. Normalien 217 (vom 2. März 1866) 
und „Weisungen" S. 15. 

Auch in Baden sind jüngst fünf Stufen für Fleiß und Aufmerksamkeit, 
sechs für die Leistungen, drei für das Betragen normiert worden, Zwischenstufen 
sind hier nicht zulässig, wie solche auch in Preußen nicht geduldet werden; frei- 
lich kann bei uns wohl mündlich und schriftlich getrennt werden, aber schließlich 
müssen die getrennten Urteile auf ein deutlich hervortretendes Gesamtprädikat 
hinauslaufen, das man meist voranstellt: genügend (schriftlich mangelhaft). Oft 
aber geht auf Zensuren die Trennung noch weiter, und man unterscheidet z. B. 
Latein: Poesie (Vergil), Prosa (Livius), Grammatik, schriftliche Arbeiten. Da 
merkt man die Absicht, und man wird verstimmt; ja, die schriftlichen Arbeiten 
trennt man noch in Hausarbeiten tmd Klassenarbeiten, so daß, da man auf die 
Extemporalien nicht einseitiges Gewicht legen soll, dann mit Sicherheit das 
Prädikat „genügend" herauskommt, denn drei oder vier Teile des Gesamt- 
prädikates waren doch genügend! Die Aufhebung eines Zwischenprädikates 
zwischen dem „Gut" und „Nicht ohne Tadel" im Betragen (nach einer Ver- 
fügung vom 9. Dezember 1901)') in Preußen ist nicht gerade zweckmäßig ge- 
wesen; nun wird man gezwungen die contradictio in adiecto zu setzen: „Gut, 
bis auf einen Fall von Täuschung, Ungehorsam usw." Da ist eben eine 
Zwischennote wie das badische ;,Nicht ganz befriedigend" viel besser. 

In Osterreich lautet die Notenskala 

für die Sitten: lobenswert, befriedigend, entsprechend, minder ent- 
sprechend, nicht entsprechend; 
für den Fleiß: ausdauernd, befriedigend, hinreichend, ungleichmäßig, 
gering; 

1) Diese eigentlich nur für PrimanerabgangszeugnisBe geltende Yeifclgung wird oft 
unnötiger Weise auf Zensoren überhaupt angewandt. 
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für den Portgang: vorzüglich, lobenswert, befriedigend, genügend, nicht ge- 
genügend, ganz ungenügend. 
In Württemberg sind sogar neun Abstufongen eingeführt worden, die 
keimen zu lernen auch nicht uninteressant ist. 1. recht gut, 2. gut bis recht 
gut; 3. gut, 4. ziemlich gut bis gut, 5. ziemlich gut, 6. mittelmäßig bis 
ziemlich gut, 7. mittelmäßig, 8. sehr mittelmäßig bis mittelmäßig, 9. sehr mittel-' 
mäßig. Auch das Königreich Sachsen hat recht viel Zwischenstufen, im 
ganzen zehn; da die Nummern I — III durch a erhöht, durch b herabgesetzt 
werden können, so ergibt sich: I, Ib (sehr gut), IIa, 11, IIb (gut), Illa, III 
inb (genügend), IV (wenig genügend), V (ganz ungenügend). Ferner gibt es 
hier und da „Kopfzensuren", wie bei uns 1, 2 a, 2, 2 b, 3, welche auch in 
Osterreich sind, nur nicht in Zahlen ausgedrückt werden, sondern die Be- 
zeichnung führen: 1. die erste Fortgangsklasse mit Vorzug, 2. die erste Fort- 
gangsklasse, 3. die zweite Fortgangsklasse, 4. die dritte allgemeine Fortgangs- 
klasse. — Zu unterscheiden wären dann noch die „Gesamtprädikate" (§ 55 Instr. 
fiär ProTinz Preußen), die „zusammenfassenden Urteile" (§19 Instr. für Pommern), 
die „allgemeinen Urteile" (§14 Instr. für Brandenburg), d. h. wohl die Urteile 
über Betragen, Aufmerksamkeit und Fleiß von den Einzelurteilen über die 
Leistungen; diese Urteile über Betragen, Fleiß und Aufmerksamkeit müssen oder 
können natürlich Sache der gemeinsamen Konferenzberatung sein, die Urteile 
über die Leistungen in den einzelnen Fächern kann nur der Fachlehrer abgeben. 
Eine Anzahl kleiner Fragen springt unwillkürlich hier empor. Die erste 
wäre: soll der Fleiß nur nach den Leistungen beurteilt werden? Manche 
Erzieher widerraten diesen Maßstab, weil ein wenig befähigter Junge, der 
meist IV auf der Zensur hat, doch sehr, sehr fleißig sein kann^); legt man hier 
ausschließlich die Leistungen zugrunde, so muß man ihm auch IV: „wenig 
genügend" erteilen, denn sein Fleiß genügt nicht, um die Leistungen „genügend" 
zu machen; oder man hilft sich mit einem Zusatz: „genügend, aber bisher er- 
folglos", das wirkt wieder sehr niederschlagend. Also geht die Ansicht oft dahin, 
den „Fleiß" gar nicht zu zensieren, da man ihn nicht ordentlich beurteilen kann. 
Im Großherzogtum Hessen hat man sich dazu bekannt, bei b) „Aufmerksam- 
keit und Fleiß, c) Ordnung in Büchern und Heften" findet sich auf den hessischen 
Zensuren als Anmerkung: „Unter b und c werden nur dann Noten erteilt, wenn 
besondere Beobachtungen gemacht sind." Hier ist man also nicht gezwungen, 
beides zu zensieren. Bedenklich erscheint solcher Verzicht deshalb, weil man 
konsequentermaßen eigentlich dann auf jedes Zensieren verzichten müßte: jede 
Zensur hat doch eine stille reservatio mentalis, nämlich: „soweit es in der Schule 
hervortritt", dies gilt auch für die Leistungen. Wollte man z. B. in irgend einer 
Sprache, vielleicht außerhalb der Schule, ganz gründlich „Nieren und Herzen" 
prüfen, wer weiß, zu welcher Zensur man dann gelangte! 

Zweitens: sollen Grrundsätze zur Erteilung jener Kopfzensuren, welche in 
Preußen und Österreich z. B. gang tmd gäbe sind, aufgestellt werden? Zwischen 

1) Deshalb schreibt die neuste badische Schulordnung vor § 16: „Die Note für Fleiß und 
Aufmerksamkeit ist unabhängig von der Beurteilung der Leistungen zu erteilen/* 
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den einzelnen Lehranstalten Preußena herrscht große Ungleichmäßigkeit in 
hetr. allgemeiner Grundsätze^ nach welchen z. B. eine 2a, 2b zu erteilen 
oder vielleicht nicht zu erteilen sei. Einige Lehrerkollegien haben sich dahin 
geeinigt; daß, wenn in zwei Hauptgegenständen , z. B. Deutsch und Mathe- 
mathik, das Prädikat 4 erteilt sei, ohne daß dies durch eine 2 in andern Fächern 
ausgeglichen ist, sofort die Hauptzensur 2 b die Folge ist, oder im negativen 
Sinne dahin, daß die gute Hauptnummer 2 a nicht zu geben sei, wenn der 
Schüler z. B. einmal mit Arrest wegen schlechten Betragens bestraf!; sei usw. 
Aber auch innerhalb desselben Lehrerkollegiums geht hier die Praxis oft weit 
auseinander; eine Zensur mit 2a bei dem milden Ordinarius des Ostercoetus der 
Untertertia ist schlechter als eine Nummer 2, welche der strenge ^^Elassenvater'^ 
des Michaeliscoetus erteilt hat. Früher, ehe die neuesten Yersetzungsbestim- 
mungen erlassen waren, hat man es erlebt, daß die Zensur eines nicht versetzten 
Schülers von der einen Anstalt besser war als diejenige eines versetzten der 
Nachbaranstalt. Jetzt wird dies nicht me£r so leicht möglich sein. Solche 
Ungleichmäßigkeit, so natürlich sie ist, wirkt auf junge Gemüter verwirrend, 
sie zerstört den Glauben an die Gerechtigkeit der Lehrer. Hier wäre eine 
äußere Uniformierung, mag sie auch sonst in pädagogischen Dingen unheilvoll 
sein, durchaus am Platze, sie würde erziehend wirken. Wenigstens müßten die 
Lehrerkollegien sich über gewisse Prinzipien bei der Zensurerteilung einigen, 
dieselben nach zwei oder drei Jahren, wenn nötig, revidieren, damit gegebenenfalls 
bei schlechtem Gesamtzustande einer Schule durchweg durch alle Klassen eine 
gleichmäßig scharfe Zensierung eintreten könnte. Auch darüber möchte man 
eine einheitliche Festsetzung wünschen, ob und welche Strafen (Tadel, 
Arrest) auf der Zensur zu vermerken seien oder nicht. Häufig ist es 
ja der Fall, daß auf den Zensuren auch mehrere Strafen nicht vermerkt stehen, 
weil eine besondere Rubrik dafür nicht vorhanden ist, und daß daher manche 
Arreststrafen, Tadel, Noten gar nicht zur Kenntnis der Eltern kommen. Aus- 
nahmefalle wären natürlich auch statthaft. Und dies läßt uns schließlich die 
Frage auf werfen: Warum sind in Preußen nicht einheitliche Zensurformulare? 
Auf solche Fragen und Gedanken kommt man, wenn man die Dienst- 
instruktionen anderer Staaten zu Rate zieht. In Osterreich ist schon im 
Organisationsentwurf von 1849, § 76 (Semestralzeugnisse) im allgemeinen darüber 
gehandelt, und ein Erlaß vom 2. März 1866 (Normalien Nr. 217), der die 
Notenskala festsetzt, hat es bestimmt, wann die erste Klasse mit Vorzug 
= unserm Prädikat l), wanndie erste Klasse (= 2a) zu geben ist bezw. nicht 
zu geben ist usw. Und die „Weisungen" S. 15, 16 handeln jetzt darüber aus- 
führlich — In Bayern setzt § 41, 4 fest, daß die sogenannten Rektorats- 
strafen mit in das Zeugnis aufgenommen werden müssen, ähnlich die Verweise 
und Karzerstrafen nach § 11 in Baden (Joos S. 139), jetzt § 15: „schwerere 
Bestrafungen". Einheitliche Zensurformulare, auch für Quartalzeugnisse, sind 
in Baden eingeführt (abgedrukt bei Joos S. 143, 144), in Bayern S. 52: 
Weihnachtszeugnis, Osterzeugnis; auch in Osterreich, wo natürlich für Österreich- 
Ungarn wohl besondere sind, vielleicht jetzt auch für andere Kronländer; man 
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findet ein Formular abgedrackt in den ^^Weisimgen^^ S. 82. Warum hat man 
solche einheitlichen Bestimmungen und Formulare noch nicht für 
Preußen; wo man doch schon einheitliche Formulare z. B. far die Reife- 
zeugnisse hat? 

In Österreich ist schon im 0. E. Ton 1849 darüber gehandelt, und die 
„Weisungen^^ S. 15/16 setzen genau fest, wann die erste Elasse mit Vorzug 
(vielleicht = unserm Prädikat 1), wann die erste Fortgangsklasse (2a), wann die 
zweite Fortgangsklasse (2) und die dritte allgemeine Fortgangsklasse (2 b oder 3) 
zu geben ist. Zur ersten österreichischen Zensur gehört z. B.: tadelfreies 
Sittenzeugnis, kein Prädikat unter befriedigend und ebenso viele „befriedigend^^ 
als „TOrzüglich^^; anderes lese man dort selbst nach. 

Auch in PreuBen und anderen Staaten, wo solche Eopfzensuren erteilt 
werden, müßten ähnliche Prinzipien in Geltung kommen, auch deswegen, 
damit jenen ewig schwankenden, mitunter ängstlichen Naturen unter Lehrern 
und Direktoren, welche zu keinem EntschluB kommen, ein Halt gegeben würde. 

Eine dritte Frage: sollen Strafen (Tadel und Arrest) und welche? auf der 
Zensur besonders vermerkt werden? In vielen Staaten, Österreich, Baden, 
Bayern, ist solche Aufzählung im allgemeinen nicht Sitte, doch wird ein etwas 
schwerer Tadel in Bayern hinter der Betragensnote ausführlicher dargelegt, ein 
Verfahren, das z. B. in Preußen, wo in Betragen nur eins der vorgesdiriebenen 
Prädikate genommen werden darf, nicht gut möglich wäre ; freilich überall gibt es 
ja die Rubrik: Besondere Bemerkungen, und hier könnten ja auch Andeutungen 
über eine größere Anzahl kleinerer Vergehen, wie sie Tadel in den unteren 
und mittleren Klassen meist bedeuten, leicht Platz finden. Aber die Praxis 
hat sich nun herausgebildet, daß diese Rubrik nur für besonders schwere Ver- 
gehen benutzt wird und daß dort, wo, wie es die Gewohnheit mit sich bringt, 
keine Rubriken für Lob, Tadel, Arreststrafen sind, einfach dieselben mehr oder 
weniger unterdrückt werden; wenn es zu viel sind, wird wohl die Note in den 
Gesamtprädikaten etwas herabgesetzt „genügend, doch zuweilen vermißt^^ und 
ähnliches gesagt, was mitunter recht unlogisch ist. Manche Anstaltsleiter sind 
froh, manche Ordinarien auch, wenn sie Zensurformulare ohne jene besondere 
Rubriken für Tadel haben, jene, weil die Zensuren besser werden, falls nicht 
jeder Tadel verzeichnet steht und es jedenfalls ihrer Macht vorbehalten bleibt, 
dies zu bestimmen, diese oft, weil sie einer lästigen Zusammenzählung über- 
hoben sind. — In derselben Stadt weichen so die Zensurformulare oft recht 
ab; gewiß, manchmal gibt es zu viel Rubriken, die auszufüllen sind, und die 
Zeugnisse werden „steckbriefartig^^, so wenn man liest: gelobt — , getadelt — , 
Zeichen der Unordnung — , er hat das Aufgegebene nicht geleistet — , nach- 
bleiben müssen — , verspätet — ; dazu noch natürlich: versäumte Lehrstunden — 
und Haltung der Hefte — . Aber ganz und gar die Anzahl auch mehrerer 
Strafen von vorn herein nicht vermerken lassen zu wollen dadurch, daß man 
Zensurformulare ohne jede Rubrik für solche benutzen läßt, ist pädagogisch 
falsch, im Interesse der Lehrer und im Interesse der Schüler, bez. der Eltern, 
im Interesse der Lehrer, weil der strafende Lehrer ein Recht besitzt, daß seine, 
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besonders wiederholte Strafe, von dem Ordinarins oder dem Direktor nicht ein- 
fach unter den Tisch geworfen wird, im Interesse der Schüler bez. der Eltern, 
welche Ton solchen Bestrafungen meist gar nichts wissen, damit ihnen dnrch die 
klare Ziflfer einmal denn doch gezeigt wird, wie oft gesündigt worden ist, und 
wie gerade die unten vermerkte Zahl von Strafen das schlechte Prädikat im 
Betragen, Aufmerksamkeit und Fleiß hervorgerufen hat, was sonst eigentlich 
gar nicht zu erklären ist. Im allgemeinen ist auch hier die aurea mediocritas 
das Richtige. Rubriken für die Strafen dürfen auf keiner Zensur fehlen ; sind 
aber der Strafen wenige, besonders aber wenn sie im Anfang des Semesters 
gefallen, nachher ganz weggeblieben sind und so der Schüler Besserung gezeigt, 
müßten sie, auf Vorschlag des betr. Lehrers beim Ordinarius, in der Konferenz 
als delenda zu beantragen und durchweg zu streichen sein; so wären diese 
Strafen im Klassenbuch, wenn den Schülern diese Praxis bekannt wäre, immerhin 
ein sehr brauchbares Zuchtmittel. Freilich hört man den Einwand, solche 
Tadel, Arreststrafen würden wegen „Bagatellsachen^^ oft sehr ungleichmäßig von den 
einzelnen Lehrern erteilt und seien deswegen nicht zu verewigen. Derartige Ein- 
wände gelten gegen jede Zensierung: auch die Prädikate „genügend'^ ^^^uig^' 
nügend^^ werden höchst ungleichmäßig, hie und da gewiß auch „ungerecht^^ er- 
teilt, der eine gibt ein „gut^^, da wo ein anderer vielleicht mit knapper Not 
„genügend'^ zensiert; läßt man dem Lehrer nicht sein Recht, das er zuletzt 
vor seinem G^ewissen zu holen hat, so hört überhaupt jede Zensur auf. Am 
schlimmsten aber bleibt es, wenn hier Willkür waltet, sei es eines Ordinarius, 
eines Kollegiums, sei es eines Direktors, der, wo keine einheitliche Schulgesetz- 
gebung ist, auch hierüber diktatorisch verfügt. Solche Zustände können in 
Bayern nicht herrschen, wo es heißt, daß die sogenannten Rektoratsstrafen 
in das Zeugnis aufgenommen werden sollen, nicht in Baden, wo auch 
nach der jüngsten Schulordnung § 15 schwerere Bestrafungen, wie insbesondere 
Verweise durch den Anstaltsvorstand und Karzerstrafen, auf der Zensur zu er- 
wähnen sind. 

Noch mancherlei Quisquilien wären zu- erwähnen, so die Frage, warum die 
Zahl der versäumten Lehrstunden zusammengezählt und gebucht werden soU. 
Sollte wirklich ein Papa nachrechnen, ob sein Söhnchen 57 Stunden und nicht 
54 versäumt hat? — Wäre nicht eine allgemeine Notiz: „mehrere Tage, Wochen 
durch Krankheit vom Unterricht ferngehalten^' besser? Ist es nicht zweck- 
mäßiger, nur dann Angaben zu machen, wenn ohne Entschuldigung die Ver- 
säumnis stattfand, wie in Österreich: „davon ohne Entschuldigung^' zu lesen 
ist? — Zensurbücher sind natürlich besser als einzelne Zensurblätter; etwas 
Buchschmuck auf dem Umschlag könnte auch vorhanden sein wie in Stuttgart; 
sehr hübsch wirkt auf österreichischen Zensurformularen der große, in matt- 
blauer Wasserfarbe eingelassene Doppeladler; es ist doch nicht so nüchtern wie 
das ewige Schwarz und Weiß und Weiß und Schwarz. Daß der Name des 
Direktors gleich gedruckt ist, wie ich oft gesehen, so daß jener der Schreib- 
arbeit überhoben wurde, was gewiß ihm zu wünschen, macht das öanze zu 
geschäftsmäßig, dann müßte der Namenszug schon in facsimile nachgedruckt 



B. Die Dienstinstruktioneii fax Leiter tmd Lehrei höherer Lehranstalten. 83 

sein; im Eönigreich Sachsen haben einige Zensurformnlare gar nicht die 
Unterschrift das Direktors^ sondern nur: das ^^Lehrerkollegium'^ und die Unter- 
schrift des Ordinarius^), anstatt der zwanglosen Unterschrift der Eltern findet 
sich oft daß zwingendere: Vorstehende Zensur habe ich gelesen. Jede Zensur 
sollte die Notenskala, hinten die Yersetzungsordnung oder einige Paragraphen 
derselben abgedruckt haben, wie es auch meist geschieht; sehr zweckmäßig sind 
auch, wie in Baden, Bayern, Hessen oben auf dem Formulare Bemerkungen 
wie: „Auszug aus dem Eonferenzprotokoll Tom . . . /^ oder: „Festgestellt in der 
Konferenz Tom . . . /^ Doch wie gesagt, die Hauptsache bleibt eine einheit- 
liche Regelung der Zensurengebung, mag dies innerhalb des Kollegiums, einer 
Provinz, des Staates geschehen. 

Man fürchte nun nicht, daß durch solche Einheitlichkeit das blasse Gespenst 
der Schematisierung heraufbeschworen wurde. Zunächst muß bei der Zensierung 
natürlich immer der Einzelfall, immer die Individualität des Schülers 
ins Auge gefaßt werden. Daneben verlangt aber die ausgleichende Gerechtig- 
keit, den Schüler auch im Verhältnis zu seinen Mitschülern zu betrachten. Oft 
kann übrigens, besonders beim Massenunterricht, die Rücksichtnahme auf 
die Individualität weiter nichts sein als ein Mantel für übergroße Nachsicht 
und pädagogische Schwäche des Beurteilers. Hier sollten jene festzusetzenden 
Grundprinzipien, die wohl meist negativer Natur sein würden, eine Schranke 
ziehen, und sie würden ebensowenig wie die jüngsten preußischen Yersetzungs- 
normen der Schematisierung Vorschub leisten. 

Und last non least, meine Herren Amtsgenossen von nah und fem, die 
Sie sich vielleicht verurteilt haben, dies zu lesen, noch einen Grund für all- 
gemeine Zensurprinzipien, aber ganz sub rosa; eine zu lange Zensurkonferenz 
bleibt immer ein otium „cum — indignitate^^, vielleicht „cum indignatione". All- 
gemeine Normen aber, über die man sich längst geeinigt, wirken gleich der 
Parze, sie schneiden manchem, auf dem Individualitätsprinzip herumreitenden 
Kollegen den Faden seiner von zu großer Nachsicht triefenden Dauerrede ab, 
vereinfachen und verkürzen die Verhandlungen ganz bedeutend. Man würde 
dies vielleicht nicht laut sagen dürfen, ohne zu erröten, indessen „epistula non 
erubescit^^, sagt Cicero, noch viel weniger kann das erröten, was man der teuf- 
lischen Druckerschwärze anvertraut hat. 

Strafen, körperliche Züohtigang. 

Während, was Verweisung und Karzerstrafe^) anbelangt, die alten preußischen 
Instruktionen fast gleich sind, soll in der Anwendung der Körperstrafe für die 
Provinzen Preußen und Pommern eine Anordnung Platz greifen, welche für 
die übrigen Provinzen nicht gilt, § 52 in Ost- und Westpreußen: „. . . Dieselbe 

1) Sehr zweckmäßig erscheint mir in Bayern tmd Württemberg die '^Angabe des 
Amtes: «Königl. Rektorat", anstatt des Amtsinhabers: „Der Direktor, Rektor*. ' 

2) Überflüssige provinzielle Eigentümlichkeiten bemerkt man auch hier: In der Prov. 
Preußen § 53 soll sie nicht über 4, in Pommern § 20» soll sie nicht über 6 Standen dauern. 
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(die Körperstrafe) ist in der Regel nur in den drei unteisan Klassen, in der 
m. nur nach rorgängigem Konferenzbeschluß zu verhängen^'^); ähnlich 
fQr Pommern (§ 20), eine Bestimmung, welche vom pädagogischen Standpunkt 
bedenklich ist, weil die körperliche Züchtigung stets einen persönlichen und 
väterlichen Charakter au sich tragen muß, jedenfalls nie in der Art eines Ge- 
richtshofes formlich und feierlich vorher beschlossen werden darf. Auch die 
dadurch, vielleicht tagelang bis zum Zusammentritt der Konferenz, eintretende 
Verzögerung der Strafe ist ganz falsch. Welchen Eindruck würde es machen, 
wenn man sich in der Lage sähe, einem Tertianer zu sagen: „Warte, 
ich werde die Konferenz zusammenrufen lassen, damit du deine Prügel be- 
kommst^', das würde ebenso wirken wie die mütterliche Drohung im Hause: 
„Sobald der Vater kommt, wirst du deine Prügel bekommen'^, was A. Matthias 
(Wie erziehen wir unsem Sohn Benjamin? München 1902, S. 93) mit Recht 
natürlich verwirft, und wie stolz muß sich die Brust eines pommerschen 
Tertianers heben, wenn er den Mathematiklehrer seiner Klasse in nichts- 
sagender Minorität auf dem Korridor inspizieren sieht: „Bilde dir nicht ein, 
du alter Kessel, daß du mich hauen darfst, weil ich die Formel für (a -{- 5)' 
wieder nicht gewußt, nur auf Konferenzbeschluß kann ich die mir ge- 
bührende Haue erhalten^^ — Sonst verordnen fast alle preußischen Instruktionen, 
daß diese Art der Strafe nur in den drei unteren Klassen, niemals vom Schul- 
diener, sondern immer vom Lehrer selbst zu vollziehen sei, auch selbstver- 
ständlich, daß sie nur in den seltensten Fallen und mit Mäßigung gebraucht 
werden dürfe, wie jene alte, allgemeine Verfügung darüber vom 9. März 1843 
es ausdrücklich festsetzt. — Auch heißt es überall, daß der Direktor das Recht 
hat, wie überhaupt den Gebrauch gewisser Strafen, so auch die körperliche 
Züchtigung einzelnen Lehrern zu untersagen, manchmal mit dem Zusatz „für 
eine gewisse Zeit^'; ein unterschied waltet indessen auch hier noch ob: in 
manchen Provinzen soll der diese Strafe einmal ausübende Lehrer verpflichtet 
sein, sofort dem Direktor davon Anzeige zu machen; in anderen Provinzen 
liest man nichts davon. 

Sehr lehrreich ist es nun wieder, hier zu beobachten, welche Vorschriften 
in bezug auf Strafen und deren Ausübung die einzelnen Staaten erlassen haben. 
Eine der preußischen Instruktionen spricht es offen aus, daß eine Strafenskala 
aufzustellen nicht zweckmäßig erscheine; dennoch hat man dies im Königreich 
Sachsen und Bayern für gut befunden; vgl. § 10 der Verordnung in Sachsen 
(zu § 14 des Gesetzes): Schulstrafen sind 1. Verweis; 2. Anweisung eines be- 
sonderen Platzes während der Lehrstunden bei Schülern der Unterklassen; 
3. Aufgabe einer häuslichen Strafarbeit; 4. Schularrest (nicht Karzer und nicht 

^) Ganz entgegengesetzt § 21 in Württemberg: Auf körperliche Züchtigung darf yon 
dem Vorstand oder dem Lehrerkonvent nicht erkannt werden. — Das Beste über körper- 
liche Züchtigung lese man nach in: Ad. Matthias, Praktische Pädagogik for höhere Lehr- 
anstalten (Baumeister, Handbuch II 2), München 1895, im dritten Abschnitt S. 118—214. 
In Wehmers „Enzyklopädischem Handbuch der Schulhygiene' 1904 stellt Erolliek fest, 
daß augenblicklich wohl die H&lfte der Fachmänner für, die Hälfte gegen diese Strafe sei; 
vergl. S. 847 fF. 
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über die Daner einer Stunde) mit zweckmäßiger Beschäftigung unter Aufsicht; 
5. Verweis Tor der yersammelten Klasse; 6. Earzerstrafe bis zu zwei Stunden; 
7. Vorhalt und Verweis vor der Konferenz; 8. Androhung der Entlassung 
(Dimission); 9. Entfernung von einem Ehrenamte in der Elasse und damit yer- 
bundene Degradation; 10. Enziehung von Benefizien, Schulgelderlaß^ Stipendien; 
11. Karzerstrafe über zwei Stunden mit oder ohne Karene; 12) Entlassung 
(Dimission). Die Strafen 1 — 4 kann der Lehrer, die unter 5 und 6 der Direktor, 
die unter 7 — 12 nur die Lehrerkonferenz . . . verfügen. Solche Strafenskala 
stellt auch die Badensche Schulordnung von 1904 auf in § 31. 1. Absonderung 
des Schülers im Lehrzimmer bei Schülern der drei unteren Jahrgänge. 2. Eintrag 
ins Klassenbuch (wohl gleich unserm Tadel). 8. Schularrest bis zu zwei Stunden. 
4. Arrest der ganzen Elasse, 5. Eintrag in das Klassenbuch mit Androhung 
der Karzerstrafe. 6. Verweis vor der Klasse durch den Anstaltsrorstand. 
7. Karzerstrafe bis zu yier Stunden. 8. Verweis vor der Lehrerkonferenz durch 
den Anstaltsrorstand. 9. Karzerstrafe bis zu 12 Stunden. 10. Androhung der 
Ausweisung. 11. Ausweisung. 

In Bayern (§ 41, 8) werden unterschieden a) Schulstrafen, welche von jedem 
der betreffenden Lehrer verhängt werden können: 1. Verweis; 2. Anweisung 
eines abgesonderten Platzes; 3. Schularrest bis zu einer Stunde. — b) Rektorats- 
strafen: 1. Verweis; 2. Karzer; 3. Entziehung der Schulgeldfreiheit oder anderer 
Vergünstigungen; 4. Androhung der Dimission. Rektoratsstrafen sind in den ge- 
wöhnlichen Schulzeugnissen vorzumerken. — Auch für Württemberg wurde die 
Disziplin nach der Instruktion v. 1878 (ähnlich jetzt 1904) durch eine Skala von 
Strafen unterstützt, vergl. § 20a in unteren und mittleren Klassen: Verweise, Noten 
im Diarium, Heraustellen des Schülers aus den Bänken, wiederholte und vermehrte 
Hausaufgaben, Zurückbehalten im Schullokal außer der Schulzeit . . ., bei Erfolg- 
losigkeit aller übrigen Strafen, sowie wegen unsittlicher Handlungen, boshaften 
Mutwillens oder grober Widerspenstigkeit auch körperliche Züchtigung 
durch Schläge mit einem dünnen, 0,5 m langen Stöckchen auf die innere Hand« 
flächci wobei die Zahl der Schläge bei älteren Schülern 4 (!), bei jüngeren 2 (!) 
nicht übersteigen darf. Andere körperliche Züchtigungen, z. B. Ohrfeigen, 
Stöße oder Schläge auf den Rücken oder auf andere Körperteile sind nicht 
zulässig usw. . . .^) In den oberen Klassen: Verweise von dem betreffenden 
Lehrer, Noten, wiederholte Hausaufgaben, Schularrest, Verweis vor dem Vor- 
stand oder dem Lehrerkonvent, Karzer, auf welchem von dem Vorstand bis auf 
zweimal 12 Stunden (bei Tage) und von dem Lehrerkonvent bis auf zweimal 
24 Stunden (bei über 16jährigen Schülern auch über Nacht . . .) erkannt 
werden darf.^) — In Österreich nach 0. E. § 71 gelten als Strafe: 1. Die 
Rüge; 2. Zurückbehalten eines Schülers in der Schule nach dem Ende der Lehr- 



1) Diese Paragraphen sind durch zwei Erlasse im Jahre 1892 aufgehoben. In der 
Dienstvorschrift von 1904 ist die Beschreibung des StOckchens fortgelassen, aber nach § 18 
«die Zahl der erhaltenen Streiche ins Tagebuch einzutragen''. 

>) Hier in Württemberg ist nach demselben Paragraphen der einzelne Lehrer befngt, 
in dringenden Fällen, den schuldigen Schüler sofort in den Earzer abführen zu lassen. 
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Btnnden; 3. Degradation <» Herabsetzung auf einen niederen Platz der Elasse; 
4. Karzerstrafe; 5. wo die Sitte auch körperliche Züchtigung für das ünter- 
gymnasium zuläßt^ ist kein Grund vorhanden, sie auszuschließen (rergL aber 
unten). — Jede dieser Strafarten ist übrigens in den Normalien noch ausführlich 
mit Worten erläutert und charakterisiert, z. B. daß körperliche Züchtigung nie 
durch den Diener ausgeführt werden darf usw. 

Über diese ziemlich bunte Musterkarte von Strafen, wie sie in den ver- 
schiedenen Instruktionen gestattet sind, sei nur das AUemötigste bemerkt. Zuerst 
werden sich wohl wenige mit der Stufenfolge der Strafe befreunden, wie sie 
sich im Königreich Sachsen und in Baden darbieten: eine solche feste Reihe 
macht die Strafe zu einem Rechtsmittel nach Art eines Strafgesetzbuches, und 
in der Erziehung soU nie ein strengjuristisches Verfahren, wie dieser Strafkodex, 
Platz greifen; dann können manche Strafen einigen Schülern gegenüber gar 
nicht angewandt werden, wie Entfernung von einem Ehrenamte und Entziehung 
von Benefizien, einfach weil sie weder des einen noch des anderen teilhaftig 
sind. Tatsächlich bleibt von jener äußerlich so zahlreichen Gliederung der Strafen 
immer nur die auch bei uns in Preußen übliche Reihe übrig; abgesehen von 
dem mündlichen Verweis und der Relegation: Tadel (Note), Arrest (Nachbleiben, 
wenn auf längere Zeit: Karzer), körperliche Züchtigung, wobei es noch nicht 
gesagt ist, ob die letztere wirklich die ultima ratio und etwa schärfer ist als 
Arrest. Bemerkenswert bleibt, wie verschieden sich die Instruktionen über so- 
genannte Straf arbeiten und körperliche Züchtigungen aussprechen, bez. nicht aus- 
sprechen. Bekanntlich sind nach mehreren preußischen Erlassen diese „Straf- 
arbeiten" in Preußen so gut wie verboten, wenn freilich hier auch mehr vor 
einem „Mißbrauch" gewarnt wird. Im Königreich Sachsen (§ 10) ist aber zu* 
lässig als dritte Strafe: Aufgabe einer häuslichen Strafarbeit; auch in Würt- 
temberg ist zulässig nach § 20: wiederholte und vermehrte Hausaufgabe, mit 
einigen einschränkenden Bemerkungen; in Bayern und Baden finde ich diese 
Strafe nicht erwähnt, auch in Osterreich nicht. Über körperliche Züchtigung 
sprechen sich nicht die bayerischen Vorschriften aus; im Königreich Sachsen 
ist körperliche Züchtigung als Strafmittel nicht erlaubt, „da die Ausführungs- 
verordnung des Kultusministeriums vom 29. Januar 1877 dieses Strafmittels 
nicht gedenke^', auch in Baden nicht (vgl. schon Joos S. 116 und § 31 Schluß); 
auch in Österreich ist sie verboten, auch in den Volksschulen^). Hamburg in 
§ 8 und in der Anmerkung macht darauf aufmerksam, daß der Lehrer für die 
körperliche Züchtigung allein verantwortlich ist, und daß diese Strafe am besten 
nicht in Gegenwart der Mitschüler zu vollziehen sei, sie solle aber auch nicht 
außerhalb des Schulhauses vollzogen werden; im übrigen ist dem Direktor 
sofortige schriftliche Mitteilung zu machen, auch den Eltern. — Recht 
belehrend ist, was man bei Nodnagel liest (Hessen). S. 265: L. A. vom 19. Mai 
1882. Die an den Gymnasien .... zulässigen Disziplinarmittel, insbesondere 
die körperliche Züchtigung. (Vom Abdruck dieser Ausschreiben wird hier 



A) Vergl. Mayrhofer-Pace, S. 644 und 954. 
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abgesehen. Sie befinden sich bei den Akten der Direktionen.) Wie es in 
Preußen; Württemberg damit steht bez. gestanden hat^ geht aus den obigen Yer- 
fUgungen^) hervor; vor Mißbrauch wird überall gewarnt, das EönigL Provinzial- 
schulkollegium zu Eiel unterm 3. Mai 1872 und 12. Januar 1875 hat ausdrücklich 
verfügt: ^Schläge an den Kopf sind unstatthaft^^ Eine große Furcht, fast Angst 
vor dem Mißbrauch dieser Strafart blickte aus jeder Zeile der äußerst detail- 
lierten württembergischen Instruktion von 1878: nicht nur die Länge des 
Stöckchens, auch die Zahl der Streiche, der Körperteil der sie empfangen 
soll (der von Natur dazu prädestinierte wird ausgeschlossen), die Notiz im 
Tagebuch über die Zahl der Streiche — alles war genau fixiert; man sieht, wie 
mißlich es ist, wenn Vorschriften in pädagogischen Dingen zu sehr ins einzelne 
gehen. 

Es wäre schade, wenn diese Strafe auch in den Staaten, wo sie besteht, 
grundsätzlich verboten und gar nicht angewandt würde; es würde so eine Schranke 
zwischen dem Lehrer und seinem Schüler aufgerichtet werden, welche den 
letzteren in eine gewisse sichere, zu vornehme Entfernung, gleich einem An- 
geklagten vor seinem Richter, mit dem Bewußtsein versetzte: „Du kannst mich 
zwar tadehi, mit Arrest bestrafen usw. ; aber wie mein Vater mich hauen, dazu 
hast du kein Becht.'^ Wenn die Lehrer wirklich eine väterliche Stellung ihren 
Zöglingen gegenüber einnehmen sollen, muß ihnen auch dies väterliche, traurige 
Recht bleiben, bei dessen Ausübung sie natürlich ebenso verantwortlich für 
Körperverletzung sind wie jeder Vater. Sehr empfiehlt es sich — schon um 
den Charakter des Schülers dabei sicher kennen zu lernen — , daß man die 
Eltern, wenn man die baldige Anwendung solcher Strafe für notwendig hält, 
vorher in einer Rücksprache darauf aufmerksam macht, wie es sehr zweck- 
mäßig ein Ministerialerlaß in Österreich (Normalien Nr. 170) haben will: 
„ . . . Jedenfalls ist es aber geraten, daß in solchen Fällen (nämlich der körper- 
lichen Züchtigung) der Lehrkörper, beziehungsweise der Klassenlehrer, vorläufig 
die Eltern oder den verantwortlichen Aufseher des Schülers von der bevor- 
stehenden Strafe in Kenntnis setzt." Natürlich darf diese Vorherverkündigung 
nie wie die Einholung einer Erlaubnis aussehen. 

Mit der „stellvertretenden patria potestas und der Verantwortlichkeit" des 
strafenden Lehrers ist nach meiner Meinung die Streitfrage der körperlichen 
Züchtigung erledigt. Entzieht man dem Lehrenden dies gewiß selten anzu- 
wendende Recht ganz, so degradiert man ihn von einem zweiten Vater zu einem 
bezahlten PrivaÜehrer oder staatlichen Einpauker; man traut dem ganzen Ober- 
lehrerstande keine Selbstbeherrschung, kein Gefühl der Verantwortlichkeit zu; 
möglich ist es, daß hier und da ehrliche pädagogische Überzeugung aus 
dem Verbot spricht, meist aber ist es Mangel an Energie und jener in allen 
Ämtern sich mitunter zeigende Indifferentismus, der sich hinter allen möglichen 

1) Übrigens soheint es wirklich so, als hätte man nur noch in Preußen, 
Württemberg, Anhalt (Krüger S. 199ff.)t »ei ®b den Mut, sei es die Einsicht, 
körperliche Züchtigung im allgemeinen nicht zu verbieten; vgl. auch hierüber 
Ad. Matthias, Frakt Pädagogik S. 160/161. 
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Prinzipiell rersteckt; oft ist es leider Furcht^ blasse Furcht vor Beschwer den^ vor 
einem Gegensatz zu irgendwelchen ÄnBemngen eines Vorgesetzten oder einer Be- 
hörde. Und in den Ländern, wo sie wirklich yerboten, ist sie wirklich dort ver- 
bannt? Es ist geradezu unverantwortlich, hier die unterrichtenden häufig genug 
in Konflikt mit dem Gesetz und zu einer Übertretung des Verbots zu bringen. 
Kein Verbot kann diese Art Strafe aus der Welt schaffen. In Preußen ist man 
behördlicherseits gegen das HoAcupl^eiv vorgegangen^), ist es deswegen bei 
uns aus der Welt geschafft? Eine neuere, viel und mit Recht gern gelesene 
Pädagogik hält sogar trotz aller Verbote ein Loblied auf den KÖ^afpogy das da 
beginnt: „Auch die Ohrfeige ist nicht unter Verschluß zu halten^' usw. 

So ist auch in Baden der Satz § 31 unter Schulzucht: „insbesondere ist 
jede körperliche Einwirkung auf die Schüler untersagt'', deshalb unzweckmäßig, 
weil gegen dieses Verbot leicht genug gefehlt wird; was heißt hier körperliche 
„Einwirkung''? Vielleicht darf man in Baden auch gütige körperliche Ein- 
wirkung, Streicheln und Beruhigen, nicht anwenden. 

Leichter einigt man sich schon über die anderen Strafen. Sehr gut ist 
es, wenn hierbei die Befugnisse der Oberlehrer gegen den Anstaltsleiter scharf 
abgegrenzt sind; das ist leider in Preußen nicht der Fall. Die Arreststrafe 
soll in Preußen z. B. nach der Instruktion in der Provinz Brandenburg § 6 
irgendwie „dem Direktor angezeigt" werden; da nun ausgelassen ist, wie, wann, 
ob vorher oder nachher dies geschehen soll, macht man sich das zu nutze. 
Einige Anstaltsleiter begnügen sich damit, daß diese Arreststrafen ins Tagebuch 
eingetragen werden, das ja alle Strafen bei wöchentlicher Revision desselben 
zur Kenntnis bringt, also ihnen auch die Arreststrafen mitteilt, in andern 
Gymnasien liegt ein Buch aus, in welches der die Strafe diktierende Lehrer den 
Namen des Schülers sofort einträgt und so zur Kenntnis des Direktors bringt. 
Auf andern Anstalten verlangt der Direktor, daß die Arrestzettel ihm vor der 
Absendung an die Eltern zur Unterschrift vorgelegt werden; das kann schon 
eine Art „Genehmigung" werden oder so aussehen. Wo dies der Fall ist, ge- 
schieht es dann, daß ' der Anstaltsleiter sich vor oder nach Vollziehung den 
bestraften Schüler kommen, von ihm sich den Hergang erzählen läßt, was 
selbstverständlich Eltern wie Schüler wie ein indirektes Verhör des Strafen- 
den auffassen müssen; ja man hat davon gehört, daß infolge dieses An- 
zeigezwanges Lehrer und Schüler zusammen in das Amtszimmer gehen 
mußten. Auch manche Ordinarien glauben hierin ihre bevorzugte Stellung 
zu sehen, daß sie in formell-amÜicher Art sich über den Qrund diktierter 
Arreststrafen vom Bestraften wie vom Strafenden Auskunft holen; eigent- 
lich dürfen sie gar nicht allein das Recht haben, Arrestzettel zu unter- 
schreiben. Das darf jeder Fachlehrer tun, denn nach preußischen Instruk- 
tionen hat jeder Lehrer das Recht, die Arreststrafen zu geben, nicht etwa 
nur der Ordinarius, wie z. B. aus § 6 der Instruktion für die Lehrer 
in Brandenburg zu ersehen ist. Natürlich, wer hätte nicht gern einmal 

1) yei;gl. die oben angeWirte VerfQgmig des Kieler ProvinzialBchnlkollegiiims. 
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mit seinem Yorgesetzten oder seinen Kollegen über eine verhängte Arreststrafe 
Rücksprache genommen^ wer hätte anch nicht einmal nachgegeben (dadurch 
zunächst^ daß er die Ansfühmng der Strafe in suspenso ließ); wenn ein gutes 
Wort für einen armen Sünder eingelegt würde. Aber diese Einwirkung muß 
auf freundschaftlichem^ kollegialischem Wege geschehen. Wird der Mitteüungs- 
zwang dazu gebraucht ^ das Stra&echt irgendwie zu beschränken — und 
viele Ordinarien und Anstaltsleiter haben diese heimliche Tendenz — so wird 
jeder selbständige Oberlehrer, auch in Preußen, solche Versuche zurückweisen. 

In manchen Staaten ist solche Tendenz unmöglich; wie klar ist in Bayern, 
in Sachsen, Württemberg das Strafrecht auch in bezug auf die Arreststrafe 
abgegrenzt, in Bayern werden die sogenannten Bektoratstrafen von denen 
unterschieden, die jeder Lehrer zu verhängen hat (§ 41,3), zu den letzteren 
gehört Schularrest bis zu einer Stunde; dazu hat ili Württemberg nach 
§ 20a ebenfalls jeder Lehrer ein Recht, in Sachsen kann unter den oben auf- 
gezählten Strafen Nr. 1 — 4 (darunter Schularrest bis zu einer Stunde) jeder, 
5 und 6 der Direktor, 7 bis 12 nur die Lehrerkonferenz verhängen, und die 
neuste badische Schulordnung (vergL oben) gibt das Recht zu Strafen der 
Nr. 1 — 3 (Schularrest bis zu zwei Stunden) jedem Lehrer, und fügt hinzu: 
„Schularrest über eine Stunde ist dem Anstaltsvorstand anzuzeigen'^ Auch in 
Hamburg nach § 8 bedarf erst „das über eine Stunde währende Nachsitzen^' 
der Genehmigung des Direktors; in Hessen und Anhalt ist von einer Mit- 
teilung einer Arreststrafe an den Anstaltsvorstand nicht die Rede. Sehr be- 
herzigenswert ist auch § 25 in Württemberg: Über Strafverfügungen des 
einzelnen Lehrers kann bei dem Vorstand und gegen Verfügungen des letzteren 
oder des Lehrerkonvents kann bei der Ministerialabteilung Beschwerde geführt 
werden, jedoch ohne aufschiebende Wirkung. — Auch in Osterreich 
sind die Kompetenzen zur Verhängung der Strafen genau fixiert. Erinnerungen, Er- 
mahnungen, Rügen, auch das Zurückbehalten eines Schülers in der Schule 
zu verfügen, die Absonderung des Schülers von den übrigen auf einen be- 
sonderen Platze zu veranlassen, ist jeder Lehrer berechtigt. Der Verweis 
von Seiten des Direktors vor den Mitschülern oder vor der Lehrer- 
konferenz und die Earzerstrafe können nur auf Grund eines Beschlusses 
der Lehrerkonferenz verhängt werden. Die von der Lehrerkonferenz zu be- 
schließende Lokalausschließung bedarf der Bestätigung derLandesschulbehörde; 
die allgemeine Ausschließung verfügt das Ministerium. — Nur wenn ein Schüler 
durch zwei Semester hindurch ein Semestralzeugnis der 3. Fortbildungsklasse 
erhält, bedarf es keines besonderen Eonferenzbeschlusses, sondern die Lokal- 
auBSchließung hat auf Gfrund dieser Semestralzeugnisse sofort einzutreten.^) 

Wie erfrischend wirkt auch hier die Klarheit dieser abgrenzenden Be- 
stimmungen gegenüber den schwächlichen Instruktionen, nach welchen durch 
die nach oben befohlene „Anzeige''^) das ganze Strafrecht fast illusorisch gemacht 

1) Mayrhofer-Pace IV, S. 956. 

2) Solche ,f Anzeige^* bei Axrestsirsfen ist übrigens nur fax einige preußische Provinzen 
beatimmt und dazu noch in verschiedener Art; in Brandenburg, in der RheinproTinz z. B. 
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werden kaim und so nieht nur der einzelne^ sondern daa ganze LelirerkoUegium 
im Ansehen Tor den Eltern und den Schülern sinkt^ die sich in jedem Falle 
freuen, wenn die Strafe auf dem Wege der Mitteilung aufgeschobeUf vielleicht 
auch aufgehoben wird. Am schlimmsten steht es wohl hierin in Bremen; 
§ 10 der Instruktion für die Lehrer lautet: ,;In betreff der Handhabung der 
Disziplin, der Methode des Unterrichts und der Auswahl des Lehrstoffes sind 
die etwaigen Anordnungen des Direktors maßgebend^', (§1, §2) und § 2: ,,Ihr 
nächster Vorgesetzter ist der Direktor ihrer Anstalt. Den amtlichen Anord- 
nungen desselben haben sie Folge zu leisten.^^ Da nun weder in den Direktoren- 
instruktionen noch in der für die Lehrer irgend etwas anderes steht als dieser 
Passus, so haben die Oberlehrer in Bremen nur Strafrecht, soweit es ihr Vor- 
gesetzter in jedem einzehien Falle zulaßt. Schließlich sei bemerkt, daß natür- 
lich jeder Anstaltsleiter im allgemeinen das Recht haben muß und hat, den 
Gebrauch gewisser Strafen jedem zu yersagen. Dies träte aber nur bei offen- 
barem Mißbrauch ein und erstreckt sich nicht auf jeden einzelnen Fall. 

Strafen haben bekanntUch dann nur Wirkung, wenn sie sofort erteilt und 
abgebüßt werden. Deswegen ist schon bei der Arreststrafe die Mitteilung, „An- 
zeige'^ nach oben yerwerflich, weil daraus eine Verzögerung entstehen kann, 
und eine sofort ins Klassenbuch eingeschriebene tadelnde Bemerkung wirkt dann 
mehr als ein an den Anstaltsleiter abzusendender Arrestzettel. Bei der Arrest- 
Strafe kommt nun leider der mißliche Umstand hinzu, daß sie meist nicht an 
demselben Tage abgesessen werden kann. Zwar ist in manchen Dienst- 
anweisungen, auch in den preußischen, zu lesen, daß der das Nachsitzen 
diktierende Oberlehrer in der Regel selbst dann mit dem Schüler „nachsitzen^' 
soll. So yiel „amtlicher Idealismus^' wird nicht immer zu finden sein, daß man 
zu 22 — 24 Pflichtstunden noch eine Nachsitzstunde, yielleicht deren 2, 3 
wöchentlich sich auferlegt, und deshalb hat man an vielen höheren Schulen die 
Einrichtung, daß einem oder mehreren Oberlehrern die Abhaltung solcher 
Arreststunden aufgegeben ist, welche dann als Pfiichtstunde angerechnet wird; 
so wird man wenigstens bei z. B. dreimaliger Arreststunde in der Woche dem 
einfachsten Grundsatz gerecht. 

Aber nun ist auch bei einer solchen Verteilung der eine Übelstand doch 
nicht zu beseitigen, der bei jeder Nachsitzstunde eintreten kann. Der Massen- 
arrest, d. h. das gemeinsame Nachbleiben mehrerer, dem Alter nach recht ver- 
schiedenartiger Schüler in einem Elassenlokal unter Aufsicht eines Lehrers, der 
viele Schüler gar nicht kennt. Natürlich, hätten wir keinen Massenunterricht, 
gäbe es auch keinen Massenarrest, wären die höheren Schulen nicht so über- 
füllt, hätte keine Schule mehr als 150 — 200 Schüler, so würden auch in solchen, 
mehreremal wöchentHch abzuhaltenden Nachsitzstunden nicht allzuviel sich 
einfinden, die bei einer Gesamtfrequenz von 600 — 800 Schülern sich allerdings 
bedeutend multiplizieren. Ein preußisches Provinzialschulkollegium, das zu 

schon bei emstündiger Airestetrafe, in Pommern (§ 12) und in Schleswig-Holstein erst bei 
zweistündiger. Die Aneststrafe zu verhängen hat in der letzten Provinz nur der Ordinarius 
(Wiese-Kübler I, S. 868), sonst jeder Lehrer. 



B. Die Dienstinstruktionen fiUr Leiter und Lehrer 'höherer Lehranstalten. 91 

EoblenZ; hat daher unter dem 14. Dezember 1898 ^^gewünecht^', daß solcher 
Gesamteurest in Wegfall käme^ aber dieser Gesamtarrest ist doch geblieben und 
wird als eia ^^Notbehelf^ den die großen Frequenzen mit sich bringen''^ bestehen 
bleiben müssen; gemildert kann dieser tJbelstand nur dadurch werden^ daß^ wie 
gesagt^ in der obigen Weise mehrmals in der Woche ein solches Nachsitzen 
stattfindet. — 

Ob es nicht besser gewesen, man hätte die Steigerung geschaffen: Tadel 
im IQassenbuch ohne Mitteilung an die Eltern, Tadel im Klassenbuch mit Mit- 
teilung an die Eltern? Den sogenannten Tadelbrief? (in Österreich ist er 
eingeführt, aber nur auf Konferenzbeschluß, als eine das Nachsitzen übersteigende 
Strafe), und als äußerste Strafen folgten bei uns: Karzer, Relegation? Jene 
Übelstände, welche das Nachsitzen hat, sind nun einmal Torhanden und 
lassen sich einfach nicht beseitigen; indessen den „Tadelbrief'' erwähnt keine 
preußische Instruktion, er müßte also per nefas angewandt werden, was ja auch 
möglich wäre« 

Freilich dieser Arrest und Tadelbrief führen wieder auch andere üblen 
Folgen mit sich, das ist die Mitwirkung der Eltern. Das Thema „Schule und 
Haus'' ist ja jetzt sehr beliebt, ein Zusammenwirken beider Instanzen in 
der Tat sehr wünschenswert Aber nicht zu ofk! Nicht immer! Zunächst soll 
die Schule sich selbst helfen und muß mit ihren eigenen Erziehungsmittehi 
auskommen. Die zu häufige Benachrichtigung aber an die Eltern, das Zitieren 
derselben iu die Sprechstunden, die Aufforderung zu häusUcher statt der Schul- 
strafe ist oft genug ein Zeichen pädagogischer Schwäche seitens der Schule, 
die vor strenger Strafe zurückscheut, meist Bequemlichkeit. Dann aber sind 
oft die häuslichen Verhältnisse nicht geeignet, daß man das Haus zur Mit- 
helferin machen kann. Für ein schlechtes Urteil, welches der gestrenge Ordi- 
narius vormittags in der Schulsprechstunde dem Papa über seinen Fritz hören 
läßt, wird der Junge mittags dadurch gestraft, daß er nichts von der süßen 
Speise bekommt, die ihm nach der Mahlzeit natürlich die „Stütze" heimlich 
in der Küche gibt. So in den „feineren" Familien, in den „weniger feinen" gibt 
nach einer solchen Audienz der Vater selbst eiuen seiner eigenen Dummenjungen- 
streiche seinem Sproßliuge zum besten. Man verfahre also auch hier etwas 
kritisch und traue nicht jeder Familie. Vor allen Dingen aber wirkt man am 
besten, wenn man zeigt: selbst ist der Mann; damit soll natürlich nicht geleugnet 
werden, daß eine Bücksprache mit den Eltern in vielen Fällen gewiß dazu bei- 
tragen kann, Charakter und Eigenart des Zöglings zu erforschen. Statt 
schwerer Schulstrafen aber genügt es nicht, die Eltern zu sich kommen zu 
lassen, nun gar anstatt der Karzerstrafe. 

Solche lageren Arreststrafen — gewöhnlich Karzerstrafen genannt — 
können nicht ohne Genehmigung des Anstaltsleiters verhängt werden. 
Die äußerste Strafe ist natürlich die Entfernung, Verweisung, Belegation, 
Dimission. Oft unterscheidet man noch die stille Entfernung von der öffent- 
lichen Verweisung (Wiese-Kübler I, S. 357); im ersteren Falle werden die 
Eltern gezwungen, den Inkulpanten abzumelden, und der Anstaltsleiter braucht 
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nicht; da Abmeldnng vorliegt^ den Fall der Behörde anzuzeigen, was mancher 
nicht gern tut; im zweiten Fall muß der Schüler auf Befehl der Lehrerkonferenz 
die Anstalt verlassen. Einige Lehrerkonferenzen sind hier recht beschrankt, die 
von ihnen beschlossene Relegation ist dann nur gültig, wenn gewisse, oft mit 
Laien durchsetzte Oberbehörden ^) zustimmen; so im Königreich Sachsen bei 
nicht staatlichen Anstalten die Schulkommission, aber nur, wenn der Belegations- 
beschluß nicht einstimmig gefaßt ist (§ 14 des Gesetzes), in Baden überhaupt 
nicht ohne Zustimmung des Beirates, in Braunschweig nicht ohne Zustimmung 
der Kuratorien, in Hamburg nicht ohne Zustimmung der Oberschulbehörde. — 
In den meisten anderen Staaten ist Entlassung der vorgesetzten Behörde anzu- 
zeigen, dieselbe hätte dann bei Beschwerden der Eltern einzugreifen. Das 
weiteste Recht hat darin das bayerische Lehrerkollegium, allerdings muß die 
Verweisung mit Zweidrittel-Mehrheit ausgesprochen sein, aber wir lesen den 
Zusatz § 41, 6 „wogegen eine Berufung nicht stattfindet^^. — Löblich ist auch 
in Bayern die Offenheit, mit welcher solche Fälle behandelt werden, in einem 
Programm eines und desselben Jahrganges las ich am Schluß der Schüler- 
verzeichnisse der achten Klasse: 1 Schüler wurde dimittiert; ebenso bei der 
dritten Klasse: 1 Schüler wurde dimittiert. — 

Alle Dienstanweisungen, alle Lehrbücher der Pädagogik warnen vor einem 
Zuviel der Strafen, teils einer besonderen Strafart, teils der Strafen überhaupt; 
offen wird es hier ausgesprochen, daß, je tüchtiger eia Lehrer als Pädagoge ist, 
er desto weniger der Strafen bedarf; oft auch hört man solchen Grundsatz von 
behördlicher Seite betont. Doch muß man zuzeiten, wenn man z. B. schlecht 
erzogene und schlecht unterrichtete Schülergenerationen erhält oder sonst Un- 
sitten, Unfieiß, ungehorsam einzureißen droht, recht scharf, recht häufig in solches 
Wespennest hineinfassen, nicht bloß hat zuweilen jeder einzelne Ordinarius, jeder 
Lehrer dazu die Pflicht, mitunter sind doch auch ganze Anstalten^) solche 
Wespennester, und da ist es allerdings gut, deutlich zu machen, daß die Axt 
den Bäumen an die Wurzel gelegt wird. Wie gesagt — zuzeiten sind solche 
„groben Rücksichtslosigkeiten recht gewitterreinigend^^ In solchen Fallen wäre 
Milde der größte Fehler, auch für die Schule und die Schüler. Zu wenige 
Strafen können aber auch selbst bei einigermaßen normalen Verhältnissen 
— ganz normale Schulzustände gibt es wohl nirgends — oft weiter nichts be- 
deuten als Mangel an Energie, mitunter mit etwas Eitelkeit verbunden. Da 
gibt es hier und da jene gleichgültigen, indifferenten Naturen, denen alles „Wurscht'^ 
ist oder wird, die nichts hören, nichts sehen wollen, mitunter es auch nicht 
können (dann sind sie entschuldigt) und aus Bequemlichkeit selten oder gar nicht 
strafen, weil sie sich nicht ärgern möchten; schlimmer sind jene eitlen Figuren, 
die alles beschönigen, was in ihren Stunden geschieht, damit sie nur nicht in 
den Ruf schlechter Pädagogen kommen, die auch, wenn sie an verwahrlosten 

1) Ober diese Behörden siehe unten Teil lY. 

^ Das aus Wiese, ,Lebenseriiinerangen und Amtserfahrungen** bekannteste Beispiel 
von einem solchen Wespennest ist wohl Ilfeld. Politische Gründe waren allerdings hier 
mit im Spiele. 
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Scliulen tätig, sich durchzudrücken wissen; auch hier nirgends scharf zufassen, 
überall Termittebi und vertuschen und so auch bei dem Leiter solcher gesunkenen 
Anstalten beliebt werden, denn sie sorgen dafür, daß nach außen hin alles hübsch 
bleibt; auch solche Ordinarien gibt es, welche in Aufregung geraten, wenn das 
künstliche Gebäu ihrer vortrefflichen Pädagogik durch notwendige Strafen seitens 
eines wirklich tüchtigen Lehrers einmal zerstört wird; ist es doch gar zu er- 
hebend, wenn sie ihrem Anstaltsvorstand bei einer Durchsicht ein von Strafen 
ziemlich reines Klassenbuch zeigen können, ist es doch für den Anstaltsvorstand 
selbst sehr erhebend, wenn bei einer Revision seitens der Behörde die Klassen- 
bücher solche Reinheit zeigen. Was hier Reinheit, was bloß Tünche ist, ist 
selbst für den Anstaltsleiter oft schwer zu unterscheiden. So weiß jeder aus 
seiner eigenen Schulpraxis, daß jene immer wiederkehrende Gleichung: wenig 
Strafen »s tüchtige Pädagogik, in Wirklichkeit erhebliche Einschränkungen er- 
leidet 

Stellung des Leiters und Oberlehrers im allgemeinen. 

Die Pflichten eines Anstaltsleiters aufzuzählen, ist natürlich in den Instruk- 
tionen ebenso unmöglich wie hier; sie sind äußerst mannigfaltig, pädagogischer, 
wissenschaftlicher, moralischer, administrativer Art, daß keine Instruktion, so 
sehr einige der preußischen sich Mühe geben, sie nur annähernd bestimmen 
kann und, wie wir nachher sehen werden, einige ausländische mit Recht großer 
Kürze sich hier befleißigen. Von den in den preußischen Instruktionen ent- 
haltenen Verpflichtungen soll hier nur diejenige der Durchsicht der Hefte 
berührt werden. 

In der Instruktion für die Provinz Sachsen heißt es nämlich (§ 7): „um 
ermitteln zu können, ob die Fristen der häuslichen Korrekturen innegehalten 
sind, hat der Direktor dafür zu sorgen, daß jeder Schüler unter seiner Ar- 
beit den Monatstag der Ablieferung und jeder Lehrer das Datum 
der Rückgabe bemerke.^^ Wie hübsch ist es hier, daß Lehrer und Schüler 
gemeinschaftlich von dem Direktor beaufsichtigt werden, und man kann sich 
vorstellen, was der Schüler sich denkt, wenn etwaige „Revisionsvermerke^^ seitens 
des Direktors darunter zu lesen sind, wie sie die Instruktion für Westfalen (§ 17) 
fordert: „sich öfters — an den größeren Gymnasien wenigstens alle Semester, 
an den kleineren alle Quartale — die Ausarbeitungshefte der Schüler vor- 
legen zu lassen und mit seinem Revisionsvermerk zu versehen^^ Es ist 
natürlich, daß überhaupt, was die Durchsicht der Hefte anbetrifft, 
,jene Mannigfaltigkeit provinzieller Bestimmungen^ wieder recht hervortritt. 
Die Eigentümlichkeit der Provinz Posen verlangt (§ 5 e), daß der Direktor 
nur „von Zeit zu Zeit" Hefte und Arbeiten der Schüler sich vorlegen 
läßt; für Pommern lautet die Vorschrift bestimmter, er solle mindestens 
einmal in jeder Klasse die Hefte der Schüler durchsehen; in Sachsen: „er 
muß daher monatlich wenigstens in einer Elasse die Schulhefte einer be- 
sonderen Durchsicht unterziehen"; in der Rheinprovinz wird „wenigstens ein- 
mal im Schuljahr^^ eine Revision der Hefte vorgeschrieben. Manche dieser 
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letzteren Anordnniigen laufen schließlich auf dasselbe hinaus. Man wird es be- 
rechtigt finden^ daß der Direktor die Hefte zur Einsicht sich geben läßt, ja ^ 
für notwendig halten besonders im Interesse der den Unterricht erteilenden Ober- 
lehrer, daß der Vorgesetzte nicht bloß höhere Gesichtspunkte im Auge hat und 
„vom grünen Tisch^' urteilt, sondern durch Einblick der Extemporalien usw. 
sich von der oft rauhen Wirklichkeit überzeugt, aber es ist doch sehr kleinlich, 
dem Direktor die Zahl oder die Mindestzahl solcher Beyisionen überhaupt vor* 
zuschreiben ! 

Ebensowenig entsprechend der Stellung eines Direktors finden wir es, wenn 
die Aufsicht über auswärtige Schüler soweit gehen soll, daß er dieselben nach 
den Instruktionen für Preußen § 48 und Sachsen § 16 auf ihren Stuben be- 
suchen muß. Freilich bedürfen auswärtige Schüler^); d. h. solche, deren Eltern 
nicht am Orte der Anstalt wohnen, gewiß der ganz besonderen Fürsorge des 
Schulleiters, und es ist richtig, daß dem Direktor die Entscheidung über die 
Zulässigkeit der einzelnen Pensionen zusteht (Provinz Preußen) oder der Wechsel 
der Wohnung ihm vorher angezeigt werden und seine Genehmigung dazu ein- 
geholt werden soll (Provinz Brandenburg). Vgl. unten S. 107. 

Es ist auffallend, daß die Instruktionen dergleichen Bestimmungen auf- 
weisen, welche der Würde eines Direktors entgegenstehen, obgleich sie doch 
die Stellung eines Anstaltsleiters sonst außerordentlich emporheben. Man lese 
und vergleiche, welche Eigenschaften ein Direktor haben muß. Die branden- 
burgische Instruktion sagt gleich im Anfang: „Im allgemeinen muß von ihm 
nicht allein das Maß der für sein Amt erforderlichen Kenntnisse und das Be- 
streben nach steter Erweiterung und Vertiefung derselben erwartet, sondern 
auch vorausgesetzt werden, daß er durch das Vorbild musterhafter Amtstreue, 
aufrichtiger Vaterlandsliebe und christlicher Gesinnung auf Lehrer und Schüler 
einwirke'^, und in § 3 lesen wir „von seinem musterhaften Wandel, seinem 
umsichtigen Benehmen, von seiner Gelehrsamkeit, seiner strengen Pflicht- 
erfüllung und seiner Berufstreue^^ Die pommersche Instruktion verlangt, daß er 
alle Lehrer und Schüler — Lehrer und Schüler wieder zusammen ge- 
nannt*) — mit Einsicht, Kraft und Festigkeit, mit herzlichem Wohlwollen und 
strenger Gerechtigkeit leiten und ihnen mit dem Beispiel „christlichen Wandels, 
treuer Pflichterfüllung, wissenschaftlichen Strebens und eifriger Lehrtätigkeit 
allezeit vorangehen soll; auch bald darauf werden Lehrende und Lernende, 
wie häufig, zusammengestellt, welche ein Geist unter seiner Verantwortung 
durchdringen soU^'; in ähnlichen Worten sprechen alle Instruktionen nicht nur 
von dem Amt, sondern auch von der Person des Direktors. 

Es ist gewiß jedem Mitglied eines Lehrerkollegiums recht und angenehm, 
wenn an seinen Vorsitzenden hohe Anforderungen gestellt werden, und es 
bleibt für den Stand der Oberlehrer auch in der Jetztzeit eine 



^j Alle Instruktionen, die wir verglichen, enthalten hierüber fast gleichartige Ver- 
fagongen, welche wir nicht anzufahren brauchen; vgl. unten S. 107. 

^} Leider auch zusammen genannt im Königreich Sachsen, § 3 der Verordnung. 
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Genngtnung^ daß sie nicht von jedem Durchs dmittsmenscheii 
geleitet werden sollen^ sondern Ton Männern^ welche^ wie die In- 
stroktionen lauten^ diese außergewöhnlichen Eigenschaften besitzen/ 
So weit konnten alle zufrieden sein, leider ist nun aber in denselben Instruk- 
tionen das Wesen und die ganze Stellung der Lehrer so herabgedrückt, daß 
man nicht ohne Beschämung sich die Frage vorlegen muß: Waren wirk- 
lich zur Zeit der deutschen Einigungskriege 1866 — 70, da diese In- 
struktionen geschrieben wurden, die höheren Lehrer in Preußen 
so schlecht, so minderwertig, daß amtliche Vorschriften in diesen 
Ausdrücken von ihnen sprechen konnten?^). Wie man über Menschen 
urteilt, erkennt man bekanntlich am besten aus der Art der Warnungen, die 
man ihnen zuteil werden läßt. Wenn wir Ton „Nachlässigkeiten im Dienst^^ 
(Preuß. Instruktionen § 30), „Verwendung seiner Kräfte für Privatzwecke zum 
Nachteil seiner amtlichen Obliegenheiten^' lesen, so kann man sich dies noch 
gefallen lassen. Indessen gleich hinter diesen Worten lesen wir: „wenn ein 
Lehrer sich unangemessenes Betragen, sei es in, sei es außer der Schule 
zuschulden kommen läßt, so hat ihm der Direktor darüber ernstliche Vor- 
stellungen zu machen^'; dieselbe Instruktion redet bald darauf (§ 41) von „Ab- 
wegen und Nachlässigkeiten^^ In der sächsischen Instruktion (§ 8) heißt es: 
„auch auf das Verhalten der Lehrer außerhalb ihrer Berufstätigkeit hat der 
Direktor seine Aufmerksamkeit zu richten. Wenn ein Lehrer in dieser oder 
jener Beziehung auf Ärgernis gebende Abwege gerät, . . . hat der Direktor 
an uns zu berichten.^' Ebenso spricht die schlesische Instruktion von „Miß- 
griffen und ünzulässigkeiten^' im amtlichen wie außeramtlichen Verkehr, die 
westfälische von „vorkommenden Mißgriffen und üngehörigkeiten^'; am 
stärksten aber ist das Mißtrauen, welches die Verfasser dieser Instruktionen 
gegen die höheren Lehrer erfüllte, aus der rheinischen Instruktion (§ 6, 1) er- 
sichtlich: „SoUten Lehrer Beweise von roher Gesinnung und somit auch von 
pädagischer Unfähigkeit dadurch geben, daß sie zu wiederholten Malen 
Schimpfwörter und Spitznamen^ gegen ihre Schüler gebrauchen, so hat er 
(der Direktor) davon dem kgl. Provinzial-Schulkollegium Anzeige zu machen.'^ 
Und für die Provinz Posen lautet die Vorschrift ähnlich (§ 6): „ . . . Wenn 
Lehrer Beweise von roher Gesinnung und somit auch von pädagogischer 
Unfähigkeit dadurch geben, daß sie Schimpfwörter gegen ihre Schüler 
ausstoßen oder ihnen unangemessene, auf ihre Verhältnisse oder ihre Eigentüm- 
lichkeiten sich beziehende Namen beilegen, so hat er . . . das Egl. Provinzial- 
Schulkollegium davon zu benachrichtigen.^^ Natürlich einem solchen „Lehrer- 
personal^^ gegenüber, das in dieser Weise gewarnt werden muß, stehen dem 



1) Nach dem Bilde, das B. Lehmann (Eiziehung tmd Eizieher) S. 148 tmd Ed. Schwarts 
(Nene Jahrbücher 1901, Heft 9) von ihnen entwirft, verdienten sie diese Behandlung doch 
nicht. 

*) Natürlich ist der Gebrauch dieser Schimpfwörter nnd Spitznamen durchaus un- 
angemessen; aber warum davor erst warnen mit solchen Ausdrücken? Wie anders z. B. der 
Ton gegen die höheren Lehrer in Baden, wenn hier § 52, 6 dieselbe Sache verboten wirdi 
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Direktor mancherlei Mittel zu: Er hat ihnen ^^mit Ernst entgegenzutreten^^^ hat 
zwar Mißgriffe und TJngehörigkeiten auch im auBeramtüchen Verkehr mit 
^^humaner Schonung^ zu rügen^ er wird auch ,^ den meisten Fällen mit 
freundlichen Ermahnungen^' ausreichen, aber er ist auch befugt, ihnen 
den Gebrauch gewisser Strafen, so körperliche Züchtigung auf eine gewisse 
Zeit zu untersagen (Prov. Posen § 6, Fror. Brandenburg § 15), auch ihnen 
Warnungen und Verweise zu erteilen (Brandenburg § 5). Wenn man hier auf 
den Unterschied in der Behandlungsweise ^) achtet, wie die Direktoren und wie 
die Oberlehrer in diesen Instruktionen fortkommen, so ist es deutlich, wie 
himmelweit beide Toneinander abstehen, und mephistophelischer Spott wird zur 
Wahrheit: 

Glaub* unBer einem, dieses Ganze 
Ist nur fax den Direktor gemacht; 
Er findet sich in einem ewigen Ghuaze, 
Uns hat man in die Finsternis gebracht. 

Jene berühmte Ministerialrerftlgung vom 7. Nov. 1846 (in Ergänzung einer 
allerhöchsten Bestimmung unterm 23. Dez. 1848, durch welche damals 'schon 
die Direktoren durch Verleihung des Ranges eines Rates vierter Klasse den 
üniversitätsprofessoren gleichgestellt wurden) verweigerte denn auch den Ober- 
lehrern einen bestimmten Rang, sie drückte die letzteren geradezu zu Planeten 
oder Trabanten herab, welche nur von jenem großen Gestirn ihr Licht emp- 
fangen: „zumal der dem Direktor", heißt es, „einer höheren Unterrichtsanstalt 
beigelegte Rang nicht darüber in Zweifel lassen kann, welche Bedeutung auch 
den Lehrern selbst beigelegt werde, die gewissermaßen auch durch ihn 
und sein Verhältnis eine teilnehmende Rangstellung erhalten". Erst 
1885 wurden bekanntlich die Oberlehrer der Vollanstalten durch Aufrücken in 
die fünfte Rangklasse der höheren Provinzialbeamten und 1892 alle Oberlehrer 
ihren Vorgesetzten näher gerückt, erst 1892 — also ein halbes Jahrhundert 
nach 1843 — die älteren von ihnen als Professoren mit dem persönlichen 
Range der Räte vierter Klasse in fast unmittelbare Nahe der Direktoren ge- 
hoben; tatsächlich ist so das Verhältnis zwischen dem Direktor und den Ober- 
lehrern ein anderes geworden; aber jene Listruktion, welche vor einem Menschen- 

1) Es sei hier bemerkt, daß einem richterlichen Beamten gegenüber erst dei Prä- 
sident des betr. Landgerichts das Recht der Büge und Mahnung hat, was aus § 78 der 
preußischen Ausfuhrungsgesetze zu dem deutschen Gerichtsverfassungsgesetze vom 24. April 
1878 in Verbindung mit § 23 des Gesetzes betr. Abänderung von Bestimmungen der 
Disziplinargesetze vom 9. April 1879 folgt. Einen Verweis dagegen darf er kraft des ihm 
zustehenden Aufsichtsrechtes nicht erteilen, weil der Verweis eine Disziplinarstrafe ist und 
nur durch ein Urteil verhängt werden kann. — Für die preußischen Oberlehrer ist der 
Verweis ebenfalls eine Disziplinarstrafe, vgl. Disziplinargesetz für nicht-richterliche Beamte 
vom 21. Juli 1852 (Nr. 15: Ordnungsstrafen sind a. Warnung, b. Verweis, c. Geldbuße), 
zugleich freilich auch eine vom Dienstvorgesetzten zu verhängende Strafe, vgl. Nr. 18 des- 
selben Gesetzes: „Jeder Dienstvorgesetzte ist zu Warnungen und Verweisen gegen seine 
Untergebenen befugt.** Die preußischen Oberlehrer teilen also hierin, wie es scheiat, das 
Schicksal aller nicht-richterlichen Beamten. 
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alter erlassen wurde, in der die damaligen „ordentlichen Lehrer" Oberlehrer, 
Konrektoren, Prorektoren, Professoren kaum wie Subaltembeamte erschienen — 
diese besteht immer noch; oder besteht sie wirklich nicht mehr? Es ist natür- 
lich, daß in sehr vielen Fällen des Zusammenwirkens von einem 
Direktor und einem Lehrerkollegium diese Instruktionen keine 
Rolle spielen, weil Takt, ruhige Besonnenheit und Pflichtgefühl auf 
beiden Seiten sie unwirksam machen; daß sie aber auch manchmal ver- 
hängnisvoll wurden, wenn sie in ungeschickten und bösartigen Hägden als eine 
Waffe nach unten dienten, darüber kann kein Zweifel obwalten. 

In der Tat, keine einzige der durchgesehenen Dienstinstruktionen hat den 
Direktor so emporgehoben und die Oberlehrer so tief gestellt wie jene Reihe 
der preußischen Dienstinstruktionen aus den sechziger Jahren des vorigen Jahr- 
hunderts. Am nächsten steht ihnen die württembergische Dienstvorschrift. 
§11 lautet: „Über die hiebei (bei öfteren Besuchen der Unterrichtsstunden 
eines Lehrers) etwa wahrgenommenen Mängel hat er zunächst dem Lehrer (in 
Abwesenheit der Schüler) die erforderlichen Bemerkungen zu machen, und wenn 
dies fruchtlos bleiben sollte, ihm einen Verweis zu erteilen (Kgl. Verordnung 
vom 13. Febr. 1877) und weiterhin der Ministerialabteilung Bericht zu 
erstatten^^. — § 12: „Der Vorstand hat auch auf das außeramtliche Verhalten 
der Angestellten seine Aufmerksamkeit zu richten, denselben, wo es nottut, 
Bemerkungen darüber zu machen, Ermahnungen und Zurechtweisungen zu er- 
teilen oder nach Umständen der Ministerialabteilung Anzeige zu erstatten.^' 
Ahnliches liest man in der neusten Vorschrift von 1904. Der vorhergehende 
§11 im Vergleich zu den preußischen gibt dem Vorstand (Direktor) nur in 
ganz bestimmten Fällen, nämlich bei der Revision des Unterrichts, wegen „wahr- 
genommener Mängel^' das Recht, mit Verweisen einzuschreiten. Die ältere badische 
Instruktion enthält nur folgende Bemerkung (§ 56): „Dem Direktor liegt die 
unmittelbare Leitung der Anstalt ob. . . . Er hat als nächster Vorgesetzter 
dafür zu sorgen, daß die Lehrer die ihnen auferlegten Pflichten erfüllen und 
in jeder Hinsicht die Würde ihres Amtes wahren. ... Er besucht häufig die 
einzelnen Elassen, um von den Fortschritten der Schüler und dem Verfahren 
der Lehrer eine sichere Anschauung zu gewinnen, und knüpft daran die nötigen 
Besprechungen und Weisungen^', ähnlich jetzt § 39. — Kurz und sachgemäß läßt sich 
für das Königreich Sachsen die Bestimmung im § 3 der Verordnung aus, noch 
kürzer sagt die bayerische Schulordnung § 42, 4: „Als Haupt der Anstalt hat der 
Rektor dafür zu sorgen, daß die Unterrichtsstunden pünktlich und gewissen- 
haft gegeben, der Unterricht gefördert, die Disziplin gehandhabt und die be- 
züglich des Studienwesens bestehenden Bestimmungen vollzogen werden.^^ Ob 
der Rektor einem Gymnasiallehrer oder öymnasialprofessor einen Verweis er- 
teilen kann, geht hieraus nicht hervor^); bemerkt sei noch, daß auch im König- 

^) Dies Recht steht ihm auch hier zu, wie mir mitgeteilt wird; es wird aber selten 
davon Gebrauch gemacht, wie anderwärts wohl auch. Gewöhnlich bringt der Rektor in 
Bayern seine Beschwerde in dem Schlußbericht an, und das Ministerium erteilt dann die 
Büge bei der Zurücksendung des Berichts. 

H. Morsch, Das höhere Lehramt. 7 
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reich Sachsen nach § 34 des Gesetzes die Erteilung eines Verweises ebenfalls dem 
Direktor der betreffenden Anstalt zusteht, wahrend sonst die Lehrer hier dem 
Disziplinargesetze über die Verhältnisse der Zirilstaatsdiener unterstehen; das- 
selbe gilt für Hessen (§ 13 des (xesetzes über die Disziplinarrerhaltnisse der 
nicht-richterlichen Beamten); in Hamburg § 6c hat der Direktor erst der Ober- 
schnlbehörde Mitteilung zu machen; in anderen Staaten, Baden^ Bremen gelten 
die allgemeinen Gesetze für die Disziplin der nicht-richterlichen Beamten; in 
Staaten, wig Braunschweig, wo koUegialisch konstituierte Aufsichtsbehörden 
vorhanden, ahnlich wie die Württembergischen Studienkommissionen, haben 
diese noch ein Vermittelungsrecht, bezw. eine Vermittelungspflicht zwischen den 
Direktoren und den Lehrern, worüber weiter unten bei Besprechung dieser Be- 
hörden zu reden sein wird. Endlich, zur Charakterisierung der Stellung eines 
Direktors, mögen noch die Bestimmungen zweier kleinererer Staaten hervor- 
gehoben sein, welche gerade entgegengesetzt sich verhalten. Oldenburg, wo 
nach § 19 der Direktor ein Recht zum Verweise nicht besitzt, sondern etwaige 
Mängel und Nachlässigkeiten der Lehrer in und außer dem Amte nötigenfalls 
dem Oberschulkollegium anzuzeigen hat, und Anhalt-Dessau, wo nach § 21 
der Dienstinstruktion der Direktor das Recht zu protokollarischen Verweisen 
hat. Doch läßt sich auch da^ wo in der Dienstinstruktion kein Recht zu Verweisen 
ausdrücklich hervorgehoben wird, nicht immer mit Sicherheit ein negativer 
Schluß daraus ziehen, da man nicht weiß, was die allgemeinen Gesetze betr. 
die Beamtendisziplin hier vorschreiben. So wie diese aber meist wohl lauten, 
werden die Vorstände das Recht des Verweises haben. Indessen, da dasselbe 
überall dem Anstaltsleiter zukommen muß, ist der protokollarische Verweis, 
wie in Anhalt-Dessau, womöglich mit der Pflicht der Anzeige an die Behörde, 
vTürdevoUer als der mündliche; leider hat nur eine einzige preußische Dienst- 
instruktion, die von Schleswig-Holstein von 1885, in § 19: „er ist berechtigt, 
seinen Untergebenen protokoUarische Warnungen und Verweise zu erteilen'^. 

Noch sei ein kurzer Blick auf die Stellung eines österreichischen Gymnasial- 
direktors gestattet. Ahnlich wie die Vorschriften des Königreichs Sachsen äußern 
sich 0. E. Abt. V und dieNormalien darüber sachgemäß undausführlich, ausführlicher 
als die bayerische Instruktion, vergL 5. Abteilung. Die Leitung der Gymnasien 
(§ 109): „Die unmittelbare Leitung des Gymnasiums führt der Direktor, welchem 
die Lehrerkonferenz teils beratend, teils beschließend zur Seite stehf ... § 109: 
,J)er Direktor, welcher einer der Lehrer des Gymnasiums sein muß (§ 93)^ ist 
der nächste ^Vorgesetzte der gesamten Schule, hat für die unmittelbare Leitung 
derselben zu sorgen und ist für ihre Gesamtwohlfahrt in wissenschaftlicher 
und disziplinarer Hinsicht verantwortlich'^; es folgen dann 8 Punkte, welche 
von seiner Pflicht handeln, die allgemeinen Schulgesetze auszuführen, von seiner 
Stellung den Lehrern gegenüber, welche ihm Gehorsam schuldig sind . . ; von 
seiner Stellung dem Publikum gegenüber, alles Sachen, wie sie in der sächsi- 
schen Instruktion auch zu lesen sind. Bezeichnend ist aber § 108, in welchem die 
Lehrerkonferenz dem Direktor zur Seite gestellt wird, ganz so wie in Württem- 
berg § 4 (auch 1904): „In Rücksicht auf diese verschiedenen Aufgaben ist dem 
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Vorstand der Lehrerkonvent zur Seite gestellt/^ In den „Weisungen zur 
Führung des Schnlamtes" 1901 steht Nr. VII eine ausführliche, maßvoll ge- 
haltene Erläuterung der direktorialen Pflichten; dieselbe sticht trotz ihrer ein- 
gehenden Darlegung wohltuend ab von der sich versteigenden Phraseologie der 
alten preußischen Instruktionen, gibt gewiß dem Direktor die ihm zustehende 
Stellung nebst ihren Rechten in reichlichem Maße, enthält aber doch folgenden 
Satz: „Er wird danach streben, daß seine Anordnungen in dem Vertrauen und 
der Zustimmung seiner Kollegen die beste und sicherste Bürgschaft ihrer Aus- 
führung finden. . . . Andererseits besteht für die Lehrer in den auch 

auf ihren Antrag außerordentlich abzuhaltenden Konferenzen die Möglichkeit, 
unzweckmäßigen oder unbefugten Anordnungen des Direktors nicht 
nur ein moralisches Qewicht entgegen zu stellen, sondern auch ihnen gegenüber 
ihr Recht zu wahren, da die Protokolle dieser Konferenzen unverzüg- 
lich der Landesschulbehörde zur Erledigung vorgelegt werden 
müssen.'^ — Gewiß, auf einige die Macht des Direktors ganz im allgemeinen 
einschränkende Bemerkungen stößt man auch in den preußischen Instruktionen, 
so in der brandenburgischen (§ 3): „Wenn er (der Direktor) hiemach jedem 
Lehrer mit der Teilnahme und Achtung begegnet und überall pflichtgemäß das 
Interesse seiner Amtsgenossen wahrzunehmen sich bemüht, so wird er nur in 
seltenen Fällen genötigt sein, die Form des Befehls zu wählen.^^ Aber ich 
glaube, von „unzweckmäßigen oder unbefugten Anordnungen^' des Direktors 
überhaupt nur zu reden, wie in den jüngsten österreichischen „Weisungen'^ — das 
hätten sich jene alten preußischen Instruktionen nie erlaubt. 

Wir wollen nicht noch einmal die Rechte eines Anstaltsleiters, besonders eines 
norddeutschen, gegenüber den Oberlehrern aufzählen, sondern noch in drei Be- 
ziehungen sie in Vergleich zu den betreffenden Bestimmungen der „Dienstanweisung 
der Rektoren der Gemeindeschulen in Berlin^' 1895 setzen. 1. Daß die Berliner Gte- 
meindeschuUehrer bei der Versetzung größere Rechte haben als die Oberlehrer, wird 
noch gezeigt werden, aber sie sind auch sicher vor Verweisen ihrer Rektoren, seien es 
mündliche oder schriftliche. § 3 der Dienstanweisungen besagt: „ — so muß er 
ihn (d. h. der Rektor den Lehrer) durch Vorstellungen und Warnungen zur vollen 
Erfüllung seiner Pflichten zurückzuführen suchen. Bleiben diese Bemühungen 
fruchtlos, so muß er darüber an den Kreisschulinspektor Bericht erstatten^^ 
2. In § 4 dieser Dienstanweisung steht: „Anträge, welche Glieder des Kollegiums 
vor der Konferenz schriftlich eingereicht haben, müssen von dem Rektor ent- 
weder zur Beratung gestellt werden, oder wenn sie nach seinem Urteil un- 
geeignet sind, an die Schuldeputation durch Vermittelung des Kreisschul- 
inspektors weiter gegeben werden.'^ Solche Rechte in bezug' auf die Konferenz- 
beratung (s. oben S. 72) stehen den preußischen Oberlehrern und sehr vielen 
Amtsgenossen in Deutschland nicht zu. 8. Nach§ 13: „Die Zucht während der 
Schulzeit'^ ist der Berliner Lehrer weder bei der Verfügung des Nachsitzens^ 
noch bei einer körperlichen Strafe zu irgend einer Meldung an seinen Rektor ver- 
pflichtet; solche Meldungen sind seinen studierten Kollegen, Höheren Beamten, 
in Preußen und in einigen Staaten anbefohlen. 
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Ob diese Berliner Dienstanweisungen zweckmäßig sind, ist eine zweite 
Frage. Die tatsäcUiclien Bechte und Pflichten gegenübergestellt zn haben^ ge- 
nügt zum Beweise: Lehrer haben hier mehr Bechte als Oberlehrer. 

Frivatonterrioht, Pensionäre. 

Über Privatunterricht lautet eine Bestimmung der Instruktion für die Elassen- 
ordinarien und die Lehrer der Gymnasien und der Realschulen I. 0. in der Provinz 
Preußen (B 13): „zur Erteilung von Privatunterricht in den Schulgegenstanden 
an Schüler der Anstalt ist die Genehmigung des Direktors erforderlich". Hiemach 
können noch Schüler einer Klasse gemeint sein^ in welcher der den betreffenden 
Privatunterricht erteilende Lehrer gerade nicht beschäftigt ist. Leider abersagtdie 
pommersche Listruktion für die Ordinarien und Lehrer (§ 11): „Privatunterricht an 
Schüler seiner Klasse gegen Honorar darf der Lehrer nur mit Genehmigung 
des Direktors erteilen" und stellt so etwas als möglich hin; ebenso gilt für Posen 
(§ 8), daß kein Lehrer ohne Genehmigung des Direktors Schülern seiner 
Klasse Privatunterricht erteilen darf; ebenso darf nach der sächsischen Li- 
struktion (§ 11): „Privatunterricht an Schüler, die er selbst unterrichtet, ohne 
Zustimmung des Direktors ein Lehrer nicht erteilen". Diese Forderung ist 
weiter ausgedehnt auch auf das Halten von Pensionären in Westfalen (B HI, 71): 
„. . . zur Übernahme von Privatunterricht und Aufnahme von Pensionären ist 
die Genehmigung des Direktors . . . einzuholen". 

So ist eine Abhängigkeit von dem Anstaltsleiter festgesetzt, welche des- 
halb so peinlich wirkt, weil sie pekuniären Vorteil oder Nachteil zur Folge 
hat, noch peinlicher aber deshalb, weil der Vorgesetzte hier offenbar nicht die 
wissenschaftliche oder pädagogische Fähigkeit des betreffenden Lehrers zu 
prüfen hat, sondern dessen Charakter, ob er nämlich eine anima Candida ist, 
ob er auch nicht diesen von ihm noch privatim unterrichteten Schüler seiner 
Klasse zu günstig bei der Zensur und Versetzung beurteilen wird. Solche Ge- 
fahren kennt die Listruktion für Westfalen § 15 c, wenn sie bei Versetzungen 
warnt: „Insbesondere darf weder . . . noch der Umstand, daß der Schüler bei 
einem seiner Lehrer Privatunterricht genossen habe, oder daß ihm iu der 
höheren Klasse durch solchen Privatunterricht fortgeholfen werden solle, . . . auf 
die Beschlußnahme Einfluß gewinnen". Der pädagogische Gesichtspunkt, welcher 
solchen Nachhilfeunterricht empfiehlt, ist ja klar: der Schüler soU wieder mit 
fortschreiten, bildet im allgemeinen kein Hemmnis mehr für den Klassenunter- 
rieht, und so wird dem Unterricht im ganzen gedient; dies geschieht um so 
eher, wenn solche Nachhilfestunden sein Klassenlehrer oder Fachlehrer über- 
nimmt, nicht ein jüngerer Kandidat oder Student, der noch nicht die Erfahrung 
wie jener hat. Der letzte Grund läßt sich immer dafür geltend machen, daß 
Nachhilfestunden stets von den Klassenlehrern oder Fachlehrern erteilt werden 
müssen. Was aber den Vorteil anbelangt, welchen ein einzelner Schüler 
durch solchen Nachhilfeunterricht hat, so ist er doch sehr gering anzu- 
schlagen gegen den Nachteil, den nicht nur der betreffende Klassenlehrer und 
die KoUegen derselben Anstalt, sondern der ganze Oberlehrerstand durch Ver- 
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mindenmg seines Ansehens dadurch erleiden muß^ wie S. 102/03 leicht nach- 
gewiesen werden kann. 

Was die anderen Staaten anbelangt^ so kommt die württembergische 
Instruktion hier der unsrigen recht nahe. § 29 besagt: ^^insbesondere liegt ihm 
(dem Vorstand) ob, bei den von einem Lehrer erteilten I^rivatstunden jeden 
Mißbrauch und jederlei Nötigung der Schüler zum Besuche derselben zu rer- 
hüten" usw. Daraus ist ersichtlich, daß auch hier diese Art Nebenverdienst 
leider dem Qesetze nach gestattet ist. In Baden gilt: „er wacht darüber, daß 
nicht durch Übernahme einer zu großen Menge von Privatstunden seitens eines 
Lehrers der öffentliche Dienst geschädigt wird*^^). Mag dies also hier wie in 
Württemberg erlaubt sein, so ist doch wenigstens nicht, wie in Preußen, der 
Nachhilfeunterricht eines Lehrers an Schüler seiner oder derselben Klasse 
als etwas Selbstverständliches hingestellt. Im Königreich Sachsen ist eine 
ganz allgemeine Bestimmung maßgebend (§17 der Verordnung): „Zur Erteilung 
von Privatunterricht ist ein Lehrer in so weit berechtigt, als es ohne Beein- 
trächtigung seiner Amtsführung geschehen kann." Viel besser ist eine Be- 
stimmung in Bayern, welche diesen Privatunterricht durch feste Begrenzung 
des erlaubten Qebietes wohl dort aus der Welt geschafft hat (wenn anders 
diese Bestimmung streng befolgt wird), § 43, 7: „Erteilung von Privatunter- 
richt wird dem Lehrer nur in so weit gestattet, als hierdurch nicht das Interesse 
der Anstalt Nachteil erleidet. Kein Lehrer darf au Schüler einer Klasse, in 
welcher er Unterricht erteilt, oder an Schüler der nächstniederen Blasse Privat- 
unterricht erteilen; auf die Erteilung von Privatunterricht an Privatstudierende, 
welche im nächsten Jahre in die Anstalt einzutreten beabsichtigen, 
findet dies Verbot sinngemäße Anwendung." Und am schärfsten lauten hier 
die österreichischen Instruktionen, vergleiche einen Ministerialerlaß, welcher 
schon aus dem Jahre 1850 datiert: „. . . so wird gemäß allerhöchster Ent- 
schließung vom 29. Dez. 1849 allen (xymnasiaUehrem, deren Gehalte aus öffent- 
lichen Fonds bestritten werden, das Erteüen von Privatunterrichts in den so- 
genannten Nachstunden untersagt" (Normalien Nr. 378). Und ein Erlaß vom 
8. Juli 1878 verbietet auch das Halten von Köstzöglingen (d. h. Pen- 
sionären) seitens der Direktoren und Lehrer an öffentlichen Mittelschulen (vergl. 
Normalien Nr. 444 a), ebenso ein Erlaß vom 20. November 1886. 

Granz allgemein gehalten sind wieder die Vorschriften in Anhalt § 11, 
Bremen § 7; etwas einschränkender ist in Oldenburg § 27, hier wird gesagt: 
„Handelt es sich um Unterricht, der einem Schüler erteilt werden soll, der von 
demselben Lehrer in der Schule unterrichtet wird, so ist diese Genehmigung 
nur ausnahmsweise zu erteilen, sofern besondere Gründe sie wünschenswert 
und unbedenklich erscheinen lassen." Sehr detailliert sind die Hamburger 
Vorschriften, welche die dortige Oberschulbehörde 7. Febr. 1898 erlassen hat; 
hier lesen wir, daß der Direktor, wenn Schüler seiner Anstalt zurückgeblieben, 
was ihm die Lehrer zu melden verpflichtet sind, mit den Eltern in Ver- 
bindung zu treten hat und, falls erforderlich, die Einrichtung von privaten 

1) YergL jetrt Schtdordnong von 1904 ( 87. 
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ünterrichtstimden in Anregung bringen soll. Wenn von den Eltern die Er- 
teilung derartigen ünterriclits durch Lehrer der Anstalt gewünscht wird^ so hat 
der Direktor einen ihm geeignet erscheinenden Lehrer in Vorschlag zu bringen 
und die erforderlichen Bestimmungen über Umfang, Stundenlage und Zeit- 
dauer des Unterrichts zu treffen. In geeigneten Fallen kann der Direktor zur 
unentgeltlichen (I) Erteilung von Nachhilfe Lehrer heranziehen, welche nicht 
das volle Maß ihrer Pflichtstunden zu geben haben; hiermit sind besonders die 
nicht Tollbeschäfkigten Hilfslehrer und Probanden gemeint. — Das ist die größte 
Machtbefugnis, welche ein Anstaltsleiter in Erteilung von Privatstunden an 
Schüler derselben Anstalt besitzt; er hat nicht nur die Lehrer selbst, sondern 
auch Umfang, Stundenlage und Zeitdauer anzuordnen, ja er kann in gewissen 
Fallen unentgeltliche Erteilung verlangen! Das ist eine derjenigen Verfügungen, 
von denen man wünschen kann, sie standen bloß auf dem Papier. 

Man wird gegen Erschwerung von Erteilung solchen Privatunterrichtes (es 
handelt sich hier nur um Privatunterricht an Schüler derselben Anstalt; 
Privatunterricht an andere Schüler, welche andere Lehranstalten besuchen, 
oder Privatunterricht etwa an anderen Lehranstalten irgendwelcher Art wird als 
eine von der nächsten Aufsichtsbehörde kontrollierte Nebenbeschäftigung nirgends 
Anstoß erregen) ~ vielleicht einwenden, daß Staaten, Behörden, die den Ober- 
lehrern hier recht weit entgegenkommen, sehr loyal handeln. Hätten sie doch 
zu ihren Oberlehrern das Vertrauen, daß sie bei amtlicher Beurteilung dieser 
ihrer Privatschüler, welchen sie auch in ihrer Klasse Unterricht geben, nicht 
zu nachsichtig seien. Aber unwillkürlich, ohne daß daraus dem Lehrer ein 
Vorwurf zu machen wäre, müssen solche Privatschüler bei der Zensierung anders 
(meist besser) fortkommen als die übrigen, einfach deswegen, weil der den Privat- 
unterricht erteilende Lehrer sie viel genauer kennt als seine anderen Jungen, 
denen er keinen Privatunterricht erteilt. Solche Privatschüler genießen also 
ganz von selbst alle Vorteile des Einzel- oder Lidividualunterrichts, wahrend 
ihre Mitschüler die Nachteile des Massen- oder Eollektivunterrichts mit in den 
Kauf nehmen müssen. Der Lehrer wird und muß bei seinem Privatschüler sehr 
viele Eigentümlichkeiten, Fehler, Nachlässigkeiten, die er bei den andern mehr 
oder weniger streng rügt, ganz erklärlich finden, er wird sie naturgemäß deshalb 
leichter entschuldigen, denn er weiß ihre Gründe, Ursachen genauer als bei den 
übrigen, und, wie es wohl oft geschehen würde auch bei den Elassenschülem, 
wenn er sie daneben noch privatim unterrichtete, er muß, wenn er auch nicht 
will, dann manches entschuldbarer finden. Schon aus diesem Grunde wird man das 
österreichische Verbot und die bayerische Einschränkung, daß kein Lehrer 
Schülern seiner Klasse für Geld Privatunterricht geben sollte, durchaus billigen. 

Im Literesse des gesamten höheren Lehrstandes wäre aber ein solches Verbot 
überall sehr erwünscht. Man hat Ärzte zum Vergleich herangezogen, die auch 
in die Häuser laufen, um ihren Unterhalt zu verdienen, Künstler, berühmte und 
unberühmte, täten dasselbe, hat man gesagt; ja sogar Universitätsprofessoren 
der medizinischen Fakultät, die nebenbei noch eine mitunter recht ergiebige 
Privatpraxis ausüben, sind als entschuldbare Beispiele aufgeführt worden. Aber 
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Ärzte, Künstler sind keine Staatsbeamten, und jene medizinischen üniversitäts- 
lehrer, deren Privatpraxis übrigens mit Recht sehr angefochten wird, kommen 
in die Familien, übrigens wie manche Künstler, Musiklehrer und Maler ebenfalls, 
mit dem Nimbus berühmter Männer umgeben und werden als Autoritäten 
wohl empfangen, weil man sich durch deren Besuch sehr geschmeichelt 
und gehoben fühlt. Solcher Glanz strahlt im allgemeinen bei dem Besuch von 
Privatstunden erteilenden Oberlehrern und Professoren nicht aus, auch fühlt 
sich das Publikum nicht sehr begeistert und gehoben, wenn es seine Kinder in 
die Häuser von Oberlehrern schicken muß, sei es als Privatschüler sei es als 
Pensionäre; es ist doch nur ein trauriges Zugeständnis, ein unangenehmer Not- 
behelf. Indessen alle diese Vergleiche hinken gar sehr; der springende Punkt 
ist und bleibt immer dieser: derselbe Schüler, den ich Yor Tagen, Stunden 
privatim unterrichtet, zu seiner Klassenleistung vorbereitet habe, soll und wird 
dann von mir auch in der Klasse auf Grund dieser Klassenleistung beurteilt. 
Alle diese Momente treffen bei Ärzten und Künstlern, die Privatunterricht geben, 
nicht zu; will man wirklich treffende Vergleiche aufstellen, so kann man nur 
fragen: würden sich Majore, HaupÜeute, -welche Einjährige in ihrer Truppe 
haben, dazu verstehen, dieselben zum Bestehen der Reserveofäzier-Prüfung privatim 
gegen Geld vorzubereiten, sie, die nachher in der Prüfung selbst ihre „Schüler'^ 
zu examinieren hätten? Würden Professoren, Mitglieder irgend einer juristischen, 
philologischen Prüfungskommission Examenskandidaten, die sie nachher zu prüfen 
hätten, durch Privatstunden gerade zu diesem Examen „einpauken?^' Oder wäre 
es irgendwie möglich, daß ein Richter dem Angeklagten, der vor ihm steht, 
vor einiger Zeit gegen irgendwelche Entschädigung auch nur Fingerzeige zu 
seiner Verteidigung gegeben hätte? Jeder wird zugeben, daß dies die aUeiu 
richtigen Parallelen sind und daß diese geradezu Unmöglichkeiten aufweisen. 
Und doch erlebt man es immer wieder, daß Oberlehrer als Mitglieder der Reife- 
Prüfungskommission ihre eigenen Privatschüler oder Pensionäre vor sich haben! 
Die öffentliche Meinung, welche nicht immer 'vox dei' ist, empfindet das Miß- 
liche, Peinliche solcher Lagen recht wohl, gerade dadurch, daß sie, auf die unaus- 
bleiblichen, unmerklichen moralischen Entgleisungen rechnend, die Eltern mit 
Vorliebe zu Privatlehrem solcher zurückgebliebenen Schüler Lehrer derselben 
Anstalt, womöglich derselben Klasse zu wählen heißt. Es ist ja auch offenbar 
nicht innerer Drang, die äußere Lage treibt manchen zu solchem Nebenerwerb 
an, und bei den gesteigerten Lebensansprüchen der Jetztzeit ist es oft weiter 
nichts als die bequeme, leichte Art Geld zu erwerben, die „auri sacra fames", 
welche ergraute Professoren mit dem persönlichen Range der Räte IV. Klasse 
noch über das schlüpfrige Parquet von ungebildeten Emporkömmlingen zu 
Zöglingen gehen läßt, die vor ihren Mitschülern nur den Vorzug reicher Väter 
haben! Doch wir wollen das nicht weiter ausmalen; diese Art von Privatunter- 
richt ist, wie man es genannt hat, ein „Krebsschaden^^ des Oberlehrerstandes. 

Warum verbieten einige Staaten diese Erwerbsquelle nicht streng? Und 
warum bei Übertretungen vorhandener Verbote drücken sie beide Gesetzesaugen 
zu? Einfach deshalb, wei!, wenn sie diese Erwerbsquelle unterbinden, sie fürchten, 
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irgend eine GelialtBerhöhnng in Aussicht stellen zu müssen. Also auch hier: 
^^auri Sacra fames'^ 

Ffliohten der Ordinarien und der Lehrer im allgemeinen. 

Zuletzt haben wir schon auf die ^^preußischen Instruktionen für die Klassen- 
Ordinarien und ordentlichen Lehrer^' übergreifen müssen^ denn in ihnen waren 
die Bestimmungen über den Privatunterricht enthalten. Betrachten wir zu- 
nächst die preußischen. Die hauptsächlichsten Pflichten und Rechte der höheren 
Lehrer ergeben sich eigentlich aus den Instruktionen für die Direktoren, so 
daß nur wenig hinzuzufügen übrig bleibt. Die Vorschriften gehen sehr, oft zu 
sehr ins einzelne. So liegt dem Ordinarus nach der pommerschen Instruktion 
die ^^Emennung von Aufsehern'^ ob, die ,,würdige Ausstattung des Blassen- 
zimmers^^; in der Rheinprovinz muß jeder Lehrer an der ^^Beaufsichtigung der 
Tum- und Schwimmübungen^^ nach Anweisung des Direktors teilnehmen; in der 
Provinz Sachsen wird als wichtige Pflicht die ,,KontroIle über das Elassen- 
buch^' ebenso wie die ,,yom Primus (!) der Klasse zu führende Absentenliste^' 
hingesteUt. AJle Instruktionen enthalten natürlich mit Recht die Anweisung 
für den Ordinarius, „von Zeit zu Zeit^^ oder ^^mindestens einmal im Halbjahr'^ 
sämtliche Arbeitsheffce seiner Klasse einer Durchsicht zu unterziehen, in West- 
falen soll dies mindestens einmal im Vierteljahr geschehen und soU sich 
auch auf die ,;Schreib- und Zeichenbücher'^ erstrecken. Femer soll der 
Ordinarius nach der braadenburgischen Listrul^tion im Verein mit den übrigen 
Lehrern einen Arbeitsplan entwerfen, in Schlesien soll aber dieser in einer 
Konferenz im Anfang festgestellt werden. Die Zensuren und Versetzungen 
soU der Ordinarius natürlich vorbereiten, für beides hat er in den Konferenzen 
das Vorschlagsrecht. Längst aufgehoben ist die westfälische Verordnung, nach 
welcher „keine Zensuren unter den schriftlichen Arbeiten'^ durch „Ziffern oder 
Buchstaben^' zu geben seien, eine Sitte, welche der Übersichtlichkeit wegen jetzt 
allgemein üblich ist. Was die Stellung des Klassenordinarius seinen Kollegen 
gegenüber anbelangt, so ist nach der Instruktion für die Provinz Preußen die 
Strafgewalt der übrigen Lehrer nicht beschränkt, doch haben die letzteren ihm 
gegenüber die Pflicht, ihn von der Strafe des Nachbleibens, des Arrestes und 
der körperlichen Züchtigung in Kenntnis zu setzen; in letzterer Hinsicht also 
ist er den anderen Lehrern gegenüber von direktorialer Würde. Selbst- 
verständlich wird ja immer eine solche Anzeige oder Rücksprache nach ge- 
wissen Strafen stattfinden, etwas anderes ist es aber, ob der Lehrer dem 
Ordinarius gegenüber dazu dienstlich verpflichtet, oder ob dies in seinem Er- 
messen anheim gestellt ist. Während hierin die Instruktion für die Provinz 
Preußen vereinzelt steht, hat sie mit anderen, so der brandenburgischen, einen 
sehr notwendigen und nützlichen Passus gemeinsam, der in der Praxis nicht 
immer berücksichtigt wird: „Beschwerden eines Schülers über einen 
Lehrer anzunehmen ist der Ordinarius niemals berechtigt (a^= branden- 
burgische Instruktion für die Ord. § 2), er darf auch nicht Anordnungen eines 
Lehrers selbständig abändern.'^ Jene Beschwerden der Schüler hat er an den 
Direktor zu verweisen. 
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Im Einklang mit den obigen Bestimmungen^ die das Verhalten des Lehrers 
im allgemeinen betreffen und sich schon in den Direktoreninstruktionen fanden^ 
halt es die schlesische Instruktion für angezeigt, die Lehrer vor einem 
Rauhen, barschen Tone, vor kaltem, herrischem Wesen", ebenso wie 
vor „Ziererei" zu warnen — Ernst wie Milde sollen sie paaren — , und die 
westfälische warnt vor „Schimpfwörtern und Schimpf reden". Wie die 
Instruktionen liber das Verhältnis des Oberlehrers zum Direktor denken, wird 
sich wohl aus den Instruktionen für die Direktoren ein jeder selbst denken 
können. Nur zwei Bestimmungen seien hier wörtlich angeführt; vgl. pommersche 
Instruktion B (§ 3): „den Direktor . . . hat jeder Lehrer als seinen nächsten 
Vorgesetzten zu betrachten, allen seinen amtlichen Anordnungen Folge zu 
leisten, ihm persönlich mit Ehrerbietung zu begegnen und die Bemerkungen 
und Erinnerungen, zu welchem sich derselbe im Interesse der Schule veranlaßt 
sieht, willig anzunehmen und zu befolgen. Glaubt ein Lehrer, daß ihm vom 
Direktor Unrecht widerfahrt, so hat er diesem in bescheidener Weise seine 
Beschwerde vorzutragen und, wenn derselbe ihr nicht abhilft, sie uns schriftlich 
einzureichen." Auch hier ist das Mißtrauen ersichtlich, welches gegen die 
Oberlehrer vorherrscht; wozu die Ermahnungen zur „Ehrerbietung^' und „Be- 
scheidenheit"? Dinge, welche sich für preußische Beamte Vorgesetzten gegen- 
über doch von selbst verstehen. Mit ähnlichem Wortschwall wie die Stellung 
des Direktors wird auch die des Elassenordinarius oft begleitet, z. B. in der 
pommerschen Instruktion (§ 2): „zu Elassenordinarien soUen . . . tüchtige Lehrer 
von allgemeiner wissenschaftlicher Bildung, von treuer Liebe und Hingebung 
für ihren Beruf und von gereifter ErüeJirung" bestimmt werden, „welche 
die ihnen anvertrauten Lehrfächer wahrhaft (!) durchdrungen haben und 
beherrschen, in klarer und stets wacher Einsicht von dem Zusammenhang 
derselben mit den übrigen Lehrobjekten und mit dem gemeinsamen Zweck des 
Ojmnasialunterrichts in allen (!) Fächern das zur allgemeinen Entwickelung und 
zur intensiven Bildung ihrer Schüler dienende Material auszuwählen, das 
Wesentliche vom Unwesentlichen zu sondern wissen und endlich durch die 
Reinheit und Würde ihres Charakters, wie durch den milden Ernst ihrer 
ganzen Haltung eine unauslöschliche Ehrfurcht vor der sittlichen Macht, welche 
das Leben der Menschen regiert, in der ihrer väterlichen Obhut und Pflege 
übergebenen Klasse zu erwecken vermögen." Ja, wer das liest, der schlage 
sich an die Brust: „Gott sei mir Sünder gnädig, wie unwürdig bin ich zur 
Führung eines Elassenordinariats !" Wer aber wirklich nun ein Elassen- 
ordinariat in Pommern erhält und also bei seinem Vorgesetzten in so großer 
Achtung steht, der berühre mit dem Scheitel die Sterne, „naso adunco 
snspendens ignotos" coUegas extraordinarios (ordinariatslosen), welche nicht ihre 
Lehrfacher wahrhaft durchdrungen haben und beherrschen, nicht jene Reinheit, 
jene Würde besitzen usw. usw. 

Die Dienstanweisungen nichtpreußischer Staateii haben es doch vermieden, 
die Direktoren und Ordinarien zu pädagogischen Übermenschen zu stempeln, 
schlichter, einfacher, sachgemäßer lauten hier die Instruktionen für einen 
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ElassezLordiiiaxiuB^ so für das Königreich Sachsen § 4 der Verordnung^ für 
Baden § 39, für Bayern § 43, fär Österreich § 97 mit den in den 
„Weisungen^* von 1901 S. 47 — 56 dazugegebenen Erläuterungen, welche sich, 
wie folgt gliedern: A. Der Elassenrorstand im Verhältnis zu seinen Elassen- 
koUegen. B. Der Elassenvorstand im selbständigen Wirkungskreise. G. Der 
Klassenvorstand im Verhältnisse zum Direktor der Anstalt. Für Württemberg 
finde ich keinen besonderen Paragraphen für das Verhalten der Ordinarien, 
obwohl in § 19 u. 26 sich die Bezeichnung „Klassenlehrer^^ findet. Eigentüm- 
lich bleibt es, daß in Baden nach § 57 der Ordinarius den Vorsitz zu fuhren 
hat in den Klassenkonferenzen^), welche regelmäßig jeden Monat auf seine 
Einladung hin zusammenberufen werden und zu denen der Direktor eingeladen 
werden soU, ohne daß er in ihnen mitzuwirken gezwungen ist (§ 56); diese 
unter Vorsitz des Ordinarius abzuhaltenden Klassenkonferenzen fassen Beschlüsse 
nur vorbereitender Art, welche der Beschlußfassung der Gesamtkonferenz unter- 
liegen, wo sie der Ordinarius vorzutragen hat. Wenn man bedenkt, daß nach 
§ 57, 2 auch noch Fachkonferenzen im Anfang des Semesters und Gesamt- 
konferenzen am Schlüsse jedes Quaij;als stattfinden soUen, so haben unsere 
Herren Amtsgenossen in Baden eine reiche Fülle von Sitzungen durchzumachen, 
falls diese Paragraphen nicht bloß auf dem Papier stehen, was kaum anzu- 
nehmen ist, da auch über diese unter Vorsitz des Ordinarius stattfindenden 
Klassenkonferenzen ein Protokoll geführt wird, welches zu den Akten der An- 
stalt genommen werden soll. Übrigens bilden den Stoff dieser Klassen- 
konfereuzen nach § 57 jene Verhandlungen, die in Preußen und anderwärts die 
Ordinarien vor den Versetzungskonferenzen mit den Kollegen privatim zu 
führen haben über „Feststellung der Noten über der Schüler Betragen, Fleiß 
und Leistungen, beziehentlich über Lokation'^ usw. usw. — Die Verpfiich- 
tungen, welche ein Ordinarius sonst in den verschiedenen Staaten hat, bis ins 
einzelne aufzuzählen ist nicht nötig, da sie inhaltlich sich meist decken. Am 
kürzesten verhält sich hier die bayerische Schulordnung (§ 43, 1): „Jede 
Klasse hat ihren besonderen Ordinarius, d. h. Hauptlehrer, welcher in der 
Klasse die sämtlichen oder doch die meisten Stunden in den Hauptgegen- 
ständen erteilt und zunächst für den Unterricht und die Schulzucht in der- 
selben verantwortlich ist", ähnlich in Österreich 0. E. § 97: „Ein Lehrer kann 
nur in einer Klasse Klassenlehrer sein; er hat die Aufgabe, den Einheitspunkt 
für die seiner speziellen Obhut anvertraute Klasse in wissenschaftlicher und 
disziplinarer Hinsicht zu bilden"; es folgen dann unter 2a) und b) eine Menge 
spezieller Dinge, die von den üblichen Vorschriften anderwärts nicht sonderlich 
abweichen. 

Aufsicht über auswärtige Schüler. 

Über auswärtige Schüler muß natürlich die Schule ganz besonders 
wachen, und alle Listruktionen geben Anweisungen, nach welchen „diejenigen 

1) Nach der Instruktion von 1904 gibt es in Baden keine Klassenkonferensen mehr. 
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Schüler^ die nicht bei ihren Eltern oder Pflegern wohnen^ dem Vorstand von 
der Wahl (aach von jeder Veränderung) ihres Wohn- oder Kosthauses Anzeige 
zu machen haben; der Vorstand ist dann befugt^ ihnen solche Wohn- und 
Eosthäuser zu untersagen^ von welchen Nachteil für ihren Fleiß und ihre 
Sittlichkeit zu besorgen ist" (§ 22 in Württemberg). Um anderes Gleichartiges 
zu übergehen y sei hier nur noch der kurze Wortlaut der bayer. Schulordnung 
(§ 42y 8) angeführt: ^^r hat über die in der Stadt nicht einheimischen 
Schüler strenge Aufsicht zu führen und darauf zu sehen ^ daß dieselben nur 
in solchen Häusern wohnen und Kost nehmen^ die er dazu für geeignet 
erklärt hat." In Österreich (vgl Normalien Nr. 159, 168, 172) können zwar 
gegebenenfaUs diese Schüler in ihren Wohnungen besucht werden von den 
Lehrern, damit sie selbst sich von dem Zustand dieser Wohnungen über- 
zeugen, meist aber ist es wünschenswert — denn befohlen kann dies ja nicht 
werden — , daß die „Quartiergeber" vor dem Direktor, beziehentlich den 
Lehrern erscheinen, un; Bericht zu erstatten. Diese österreichischen Erlasse 
stammen aus den Jahren 1849 und 1851. Und 1867/68, ja noch 1880, hat 
man in Preußen, dem Wortlaute nach wenigstens, den Direktoren (vgl. 
die Verfügung vom 29. Mai 1880) und Klassenordinarien befohlen, die 
Pensionen auswärtiger Schüler persönlich zu besuchen; vergl. die Li- 
struktion für Ordinarien für Schlesien (A 5) und die für Brandenburg (§ 8); 
ja hier in Brandenburg soll dies mindestens einmal im Quartal ge- 
schehen. Diese Pflichtbesuche in den Pensionen auswärtiger Schüler, so 
zweckmäßig sie sein mögen, haben auch von rechtlichem Standpunkte aus 
etwas sehr Bedenkliches, denn weder der Direktor noch ein Oberlehrer- kann 
in der Uniform eines Polizeikommissars oder in so hochamtlicher Eigenschaft 
wie der Staatsanwalt und der Untersuchungsrichter auftreten. Mehr wie diese 
sind wir hier auf die Liebenswürdigkeit der Wirte angewiesen; wenn — was 
gewiß nie vorgekommen sein mag und wovor keiner Besorgnis haben wird — 
man uns die Tür weisen würde, stände uns nur der Weg der Zivilklage offen, 
wegen Beamtenbeleidignng könnte der unfreundliche Pensionsvater nicht ge- 
faßt werden. Oder woUten wir als Repressalie dann den betreffenden Schüler 
aus der Anstalt entfernen? Das wäre ungerecht; wie kann dieser für Fehler 
seines Pensionsvaters bestraft werden? Sofort allerdings könnte dem letzteren 
der Pensionär entzogen werden, dazu haben wir ein Recht. Wie dem auch 
sein mag, zunächst sind in einem solchen Falle der Direktor und Oberlehrer 
als die Hinausgewiesenen die öffentlich Bloßgestellten, die „Blamierten^^ 

Überreiohiuig der Dienstinstrnktion bei der Einführung in das Amt. 

Endlich ein allerletztes. § 4 der Dienstinstruktionen für die Direktoren in 
der Provinz Brandenburg lautet: „Dem Direktor liegt ob, die neuangestellten 
Lehrer in das ihnen übertragene Amt förmlich einzuweisen, ihnen hierbei die 
Pflichten unter Hinweisung auf ihre Instruktionen ausführlich und eindring- 
lieh bekannt zu machen"; und för den Lehrer lautet § 3: „Ein ihm über- 
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tragenes Ordinariat hat jeder Lehrer zu übernehmen und nach der über das 
Ordinariat erlassenen besonderen Instruktion zn führen/^ Auch in den In- 
struktionen für Pommern (§ 6) und anderen wird den Direktoren zur Pflicht 
gemacht^ l^ei Einführung von neu angestellten Oberlehrern dieselben auf diese 
Instruktion hinzuweisen und so mit ihren dienstlichen Obliegenheiten bekannt 
zu machen. Soweit erinnerlich^ ist dies aber in den letzten Jahrzehnten^ in der 
Provinz Brandenburg wenigstens^ fast nirgends geschehen; es laßt sich dies ja 
schwer feststellen, aber ohne sehr zu übertreiben^ glaube ich behaupten zu 
dürfen, daß nicht allzuviel Oberlehrer diese Instruktion bei ihrer Anstellung 
erhalten, geschweige denn sie später eingesehen oder gar studiert haben. Die 
Kenntnis der einzelnen Bestimmungen ist gerade nicht sehr groß, und hier ent- 
steht nun die Doktorfrage: Gilt überhaupt noch diese Dienstinstruktion, welche bei 
Übernahme des Amtes, entgegen zwar dem Wortlaute der meisten Instruktionen, 
gewöhnlich nicht übergeben wird? Sind die preußischen Oberlehrer irgend- 
wie verpflichtet, sich an diese Instruktion von 1867/8, von welcher sie meist 
erst nach der Anstellung zufallig Kenntnis nehmen, noch zu binden? Eigent- 
lich können diese Instruktionen gar nicht mehr amtlich für die Oberlehrer 
existieren^). Leider ist der Sachverhalt jetzt ein solcher, daß man sich ge- 
legentlich auf diejenigen Paragraphen dieser Instruktionen bezieht, die einem 
passen, sonst sie aber gänzlich unbeachtet läßt. In Staaten, wie Hessen, 
Baden, welche erst kürzlich Dienstanweisungen erlassen haben, wäre ein Zu- 
stand von Anarchie oder von Despotismus einzelner Direktoren kaum 
möglich. 

Allgemeine Betrachtangen. 

Diese vergleichende Übersicht der Dienstinstruktionen lehrt, daß einige 
Staaten hier sehr im Rückstande sind; natürlich liegt das an den Verhältnissen. 
Das zeigen schon die Organe, welche die Schulordnungen schufen. In Sachsen 
ist die von uns besprochene Schulordnung ein mit Zustimmung „ünsrer ge- 
treuen Stände" vom König Albert 1876 gegebenes Gesetz, daher wohl die Farb- 
losigkeit derselben, welcher erst die Generalverordnung vom 7. Dezember 1876 
etwas abhelfen konnte; in Österreich, Bayern, Baden sind es mit Genehmigung 
des Landesherm, in seinem Namen erlassene Yorschriften, die seine Unter- 
schrift, ebenso die des Gesamtministeriums oder des betrefiPenden Ressort- 
ministers tragen; die württembergische ist mit „Genehmigung des Königl. 
Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens'^ veröffentlicht, endlich die alten 
preußischen Dienstinstruktionen sind, wie die einleitenden Worte selbst lehren, 
nicht von der Zentralstelle, sondern nur auf ministerielle Anordnung von den 
einzebien ProvinzialschulkoUegien gegeben worden. Am ältesten ist der öster- 
reichische Organisationsentwurf, über ein halbes Jahrhundert alt, aber noch mit 



^) In dem Büchelchen von Beier, Eanzleirat im EnltusminiBterium zu Berlin (Die 
höheren Schulen imd ihre Lehrer . . . Halle 1899} sind sie nicht mehr abgedruckt, waa 
natürlich an sich nichts besagen kann. 



B. Die DienBtinBtraktionen f&r Leiter und Lehrer höherer Lehranstalten. 109 

Becht in fast allen Paragraphen gültig; wegen der Länge der Zeit konnte an 
diesem haltbaren Stamm eine Reihe von Normalien^ Erlassen usw. bis auf die 
yy Weisungen'' von 1901 sich ansetzen^ weswegen denn in Österreich das höhere 
Schulwesen am eingehendsten^ am straffsten organisiert zu sein scheint. Gerade 
das Gegenteil bildet der knappe, präzise, fast immer klare und durchsichtige 
bayerische Entwurf, der zuletzt 1891 gedruckt ist. Doch wir enthalten uns 
f&glich weiterer abschließender Gesamturteile über diese Instruktionen. Welche 
Nachteile, welche Vorzüge die des einen Staates vor der eines Nachbarstaates 
hat, wird wohl jeder aus der obigen Zusammenstellung ersehen können. 
ndvra öoKifxä^Bxey rö naXöv Karä/ere. 

Man könnte ja nun meinen, es seien überhaupt für die Aus- 
übung unseres Amtes Dienstinstruktionen nicht nötig. Mit geläufigen 
Grundsätzen, daß auf die Person des Lehrers hier alles ankäme, daß möglichst 
wenig einschränkende Bestimmungen für ihn vorhanden sein sollten, scheint 
man solche Meinung stützen zu können, und die Abneigung mancher gegen 
den „grünen Tisch^' und gegen aUes, was daher stammt, ist groß genug SoUen 
zu den alten „Reglements'' noch neue kommen? Und was nützt solche papieme 
Pädagogik? Ist es denn nicht möglich, daß ein Schulwesen ohne zahlreiche 
Verfügungen besser ist als ein solches, welches mit recht vielen Paragraphen 
gesegnet ist? In Österreich sind, wie oben gezeigt, die Versetzungsnormen 
viel strenger als anderwärts. Brauchen deswegen die dort tatsächlich ver- 
setzten Schüler reifer und besser vorbereitet zu sein als in Bayern oder in 
Preußen? 

Natürlich haben solche allgemeinen Gründe ihre Berechtigung; auch der 
Weg vom Papier zur Tat ist weit. — Es steht bloß auf dem Papier, sagt man 
wohl; aber mit ebenso großem Recht kann man sagen: nicht einmal auf 
dem Papier steht es! Mit beiden Aussprüchen kann man die reale Existenz 
einer Sache bezweifeln. 

Zu allererst darf wohl dagegen Verwahrung eingelegt werden, als ob 
solche Instruktionen auf die eigentlich erzieherische Tätigkeit des einzelnen 
wie auf die innere Seite der Erziehung überhaupt unmittelbar sich erstrecken 
können. SoUte und könnte etwa durch Instruktionen festgesetzt werden, daß 
jedesmal nach zweimaliger Tadelstrafe die Arreststrafe zu folgen habe, daß jede 
Klassenarbeit mit sieben Fehlem als ungenügend zu bezeichnen wäre, daß eine 
bestimmte Zahl von Cäsarkapiteln in einer bestimmten Zeit zu übersetzen wäre, 
oder daß innerhalb der gauzen Monarchie in derselben Klasse immer derselbe 
Schrifteteller zu lesen sei? In dieser Beziehung wird jeder Einsichtige den 
preußischen ,Xehrplänen und Lehraufgaben von 1901" viele Vorzüge nach- 
rühmen können; haben sie doch z. B. die deutsche Klassenlektüre von II bis 1 
nicht für jede der drei Klassen festgelegt; sondern dem Ermessen eines jeden 
Lehrkörpers hier freien Spielraum gelassen. Die Natur aller Erziehung, welche 
doch geistiger Art ist, entzieht sich von selbst solchen Übergriffen etwaiger 
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Paragraphen^ die Pädagogik bindet man nicht an ein ^^tönend oder geschrieben 
Wort, die freie wandelt im Sturme fort". 

Indessen diese zunächst auf das Innere gerichtete Tätigkeit hat 
doch äußerlich recht greifbare Formen und Wirkungen. Wird sie doch 
nicht ohne Aufsicht ausgeübt, nicht ohne Mitwirkung anderer, führt sie doch zu 
rein geschäftlichen Amtshandlungen, wie Konferenzberatungen, Abstimmungen, hat 
sie doch, wie oben schongesagt, durchEntfemung(Dimi8sion)derSchüleryon der An- 
stalt, durch Versetzungen, durch Ausstellung von Zeugnissen recht fühlbare, gesetz- 
liche Folgen, welche in ihrer Bedeutung vielen richterlichen Erkenntnissen in Zivil- 
und Strafsachen mindestens gleichwertig, natürlich nicht gleichartig sind. Der 
einzelne Lehrer in der Beurteilung eines einzelnen Schülers, ja seiner ganzen 
Klasse, in der Behandlung seines Unterrichtsfaches, seines Schriftstellers usw. 
wird fast nie einem bestimmten Paragraphen sich unterwerfen lassen. Tritt er 
aber mit anderen zusammen zu einem (xesamturteile, soll aus ungeföhr 15 — 20 
Zensurprädikaten ein Schluß gezogen werden, so müssen bestimmte Normen 
gegeben sein, nach welchen — Ausnahmen individueller Art natürlich ge- 
stattet — dies geschehen soU. SoU das Verhältnis der Kollegen zueinander 
ebenso wie zu ihrem Vorgesetzten ein gutes sein, so müssen Bechte und 
Pflichten aller untereinander möglichst scharf abgegrenzt werden. Nichts wirkt 
hier verhängnisvoller als das System „diskretionärer Vollmachten", unklarer Be- 
stimmungen, dehnbarer Paragraphen; sie öffiien der Willkür Tür und Tor, 
können je nach der Person des Vorgesetzten, je nach der Zusammensetzung 
des Lehrkörpers in kürzeren oder längeren Zwischenräumen die Unterrichts- 
methode, die Axt der Zensierungen einer und derselben Anstalt gänzlich um- 
werfen, jede Stetigkeit untergraben, aUe Ziele verrücken und die schlimmsten 
pädagogischen Mißstände herbeiführen. Wie schwer wird ein Vorgesetzter, 
der bei dehnbaren Instruktionsparagraphen in der einen Provinz die SteUe 
eines Diktators einnahm, sich darein finden, wenn er in die Nachbarprovinz 
versetzt ist und hier einem Lehrerkollegium sich gegenüber sieht, das sich bei- 
nahe selbst zu regieren bisher gewohnt war, weil eben dieselben Instruktions- 
paragraphen sich auch in diesem Sinne auslegen lassen können? Und wenn 
ein Oberlehrer eines solchen Lehrerkollegiums plötzlich zu einem sogenannten 
„strammen, schneidigen" Direktor versetzt wird, wird er sich nicht eine Zeit- 
lang nicht nur recht unbehaglich fühlen, sondern auch, wenn er ein Mann von 
Charakter ist, die von ihm seit Jahren vertretene Auslegung bestimmter Para- 
graphen oder die von ihm auf ßrund dieser unbestimmten Fassung ausgeübte 
Praxis zu verteidigen, zu rechtfertigen wissen? Wird dies nicht schließlich zu 
lauter Mißhelligkeiten, zu Beschwerden führen? Erst durch kurze, klare 
Bestimmungen von einheitlichen Dienstinstruktionen wird ein wirk- 
lich einmütiges Zusammenwirken vom Direktor und Lehrerkollegium 
möglich; jeder weiß, was er zu tun hat, wie weit seine Befugnisse reichen; in 
strittigen Fällen muß der Paragraph der Dienstinstruktion in bezug auf Pflichten 
und Rechte klare Auskunft geben. Und deswegen möge man auch nicht be- 
fürchten, daß durch eine ins einzelne gehende Instruktion etwa die Rechte des 
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Lehrkörpers oder des eiiizeLien Oberlehrers gemindert würden; im Gegenteil, 
hier gilt im vollen Umfange Goethes Wort, ursprünglich von der echten^ 
künstlerischen Freiheit gesagt: ^^Das Gesetz nur kann uns Freiheit geben'': 
wie das gemeint und ungeföhr verwirklicht ist; mögen wir in Österreich sehen. 
Auch andere Furchterregungen sind unbegründet. Allerdings, vergleicht man 
in der obigen Zusammenstellung die Bechte der Oberlehrer in den verschiedenen 
Staaten miteinander, so wird man vielMtig dieselben sehr beschränkt und eine 
Erweiterung besonders der Kompetenzen eines Lehrkörpers im Sinne der öster- 
reichischen Bestimmungen sehr erwünscht und gerechtfertigt finden, und gerade 
in Österreich, wo, wie sich gezeigt, der einzelne Oberlehrer wie die Lehrer- 
konferenz weitergehende Rechte als anderswo besitzt, hat man in die „Weisungen^' 
diesen Passus eingeschaltet, S. 56: „Diese Verantwortlichkeit kann nicht dem 
Lehrkörper zugemutet werden, weil dadurch — abgesehen selbst von allen den 
Fällen^ welche eine unmittelbare und schleunige Erledigung erheischen — , 
so oft in ihm eine Verschiedenheit der Ansichten hervorträte, die Minorität des 
Kollegiums für das Verfahren der Majorität verantwortlich würde; sie muß viel- 
mehr einem Manne übertragen werden ... er soll stets und vornehmlich der 
vereinigende Mittelpunkt und die belebende Seele sein für die mannigfaltige 
Tätigkeit der Lehrer an der Schule, und deswegen bedarf er der Stellung in- 
mitten des Lehrkörpers'^; vgL dazu die oben S. 137 zitierte Äußerung der 
„Weisungen^ welche besagen, wie der Lehrkörper zugleich ein Gegengewicht 
sein soll gegen „unzweckmäßige und unbefugte Anordnungen des Direktors'^ 
Wenn man also die Befugnis der Oberlehrer erweiterte, Besorgnisse wegen 
etwaiger republikanischer Allüren der Lehrerkonferenzen braucht man wahrhaftig 
nicht zu hegen I Schon das eine unantastbare Literzessionsrecht des Vorsitzenden 
welches in allen Staaten ausgedrückt ist, genügt wirklich für alle mög- 
lichen Fälle! 

Würde sich also hier kein Nachteil ergeben, so würde andrerseits ein nam- 
hafter Vorteil entstehen. Woher die Abneigung vieler Amtsgenossen gegen 
Sitzungen, gegen Konferenzen? Woher ihr Widerstreben gegen Beratungen über 
Bchultechnische, schulorganisatorische Fragen? Das ist einfach aus dem tatsäch- 
lich sehr engen Kreise ihrer amtlichen Befugnisse zu erklären. Der preußische 
Finanzminister v. Miquel hatte deshalb in der Sitzung des preußischen Abge- 
ordnetenhauses vom 9. März 1901 von seinem juristisch-administrativen Stand- 
punkte leider Recht, auf unsere Beamtenklasse herabzusehen. „Was sollen wir 
immer beraten, beraten, beraten, der Vorsitzende hat ja schließlich doch das 
Recht der Entscheidung, indem er es in diesen und vielen anderen Dingen nicht 
zur Abstimmung kommen läßt,'^ so hört man oft klagen. Und nach den be- 
stehenden Listruktionen der meisten Staaten muß man solchen Äußerungen 
recht geben. Mancher zieht es deswegen vor, lieber sich seinen wissenschaft- 
lichen Neigungen hinzugeben; mancher freilich, der das nicht vermag, lebt sich 
in eine gewisse Berufsverdrossenheit hinein. — Aber erweiterte, größere Rechte — 
erweiterte, größere Pflichten; die Beruf sfreudigkeit kann nicht genug gehoben 
und gesteigert werden. 
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C. Yersetzungen und 

VerBetgungabertiimmingen. 

Was die Versetzungen anbetrifiFt, so gibt es Staaten mit offiziellen Yer- 
Setzungsordnungen und solche ohne dergleichen amtliche Bestimmungen: letztere 
sind vorhanden in Anhalt-Dessau y. Jahre 1887, in Bayern in der Schul- 
ordnung vom 23. Juli 1891, in Württemberg in der Dienstvorschrift von 
1866, die in Verbindung zu setzen ist mit einem Ministerialerlaß vom 5. Mäns 
1891, nebst einer Ergänzung vom 8. Oktober 1894 (Fehleisen S. 11. 12 An- 
merkung); jünger ist eine diesbezügliche Verfügung im Großherzogtum Hessen 
vom 12. Februar 1902 und ebenso mehrere Paragraphen der Lehr- und 
Prüfungsordnung für die Realgymnasien im Königreich Sachsen vom 22. August 
1902, während die analogen Bestimmungen für die sächsischen Gymnasien schon 
von 1893 datieren. In Preußen ist das Versetzungsgeschäft lange Zeit ein- 
heitlich nicht geregelt gewesen, einzelne Provinzialschulkollegien wie das zu 
Magdeburg unter dem 20. Mai 1878 haben Normen für ihre Provinzen erlassen, 
welche jedoch nur auf dem Wege nichtamtlicher Übertragung in andere Provinzen 
übergegangen sind; erst jüngst am 25. Oktober 1901 ist dann für die ganze 
preußische Monarchie eine Versetzungsordnung herausgekommen, die, besonders 
in einem Punkte, mannigfache Anfechtungen erfahren hat und weiter erfahren wird. 

Sind also diese Verfügungen alle ziemlich jungen Ursprungs, so haben zwei 
andere Staaten diese Sache schon vor 50 oder 30 Jahren geregelt. Österreich 
und Baden. Österreich hat schon in seinem Organisationsentwurf von 1849 
Normen für die Versetzungen, welche in den neuesten „Weisungen" durchaus 
festgehalten sind; und Baden hat kurz vor 1870, also schon vor einem Menschen- 
alter, in seiner Schul-Ordnung für die Mittelschulen vom 2. Oktober 1869 eben 
dieselbe Sache in Angriff genommen, freilich gibt es dazu Ergänzungsverfügungen 
von 1882, 1886 und 1891, die jüngste Badische Schulordnung v. 1904 weicht nach 
§ 18 in den Hauptpunkten von der älteren nicht ab. In Bremen, Braunschweig, 
Hamburg, Meklenburg-Schwerin, Oldenburg, Sachsen- Weimar u. a. kennt man 
dagegen allgemeine, amtliche Versetzungsordnungen nicht oder noch nicht; aller- 
dings in Schulordnungen dieser Staaten, in Dienstanweisungen bemerkt man 
vereinzelt einige Hinweise auf das Verhalten des Direktors, hier und da auch 
auf dasjenige der Oberlehrer bei den Versetzungen. 

Versohiedene Arten der Versetsungen. Allgemeine Bedingungen der Reife* 

Die Versetzungen kann man trennen in bedingungslose und bedingte 
Versetzungen, d. h. in solche ohne Admonitionen, Nachprüfungen, Rück- 
versetzungen und in solche mit diesen Möglichkeiten; die einfachste Division 
wäre natürlich: strenge oder milde Versetzungsbestimmungen; jene träten ein^ 
wenn in allen Fächern ein volles „Genügend'^ verlangt wird, diese dann, wenn 
in einzelnen Fächern auf ein volles „Genügend" verzichtet würde unter der Zn- 
lässigkeit von Kompensationen oder ohne jede Kompensation; und dann könnte 
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man hierbei noch auf die Zahl der aasfallenden, d. h. mit einer geringeren 
Note als ^^Genügend^' zensierten Fächer Rücksicht nehmen und so Ordnungen 
finden^ nach denen dies nur iu einem Fach^ andere^ nach denen dies auch in 
zwei (die Mehrzahl der Reglements); geschehen kami^ während einige diese Zahl 
unbestimmt lassen^ also auch den Ausfall von mehr als zwei Fächern als Hinderung 
fiir die Versetzung nicht ansehen. 

Allgemeine Gesichtspunkte hat Anhalt- Dessau in der obigen YerfQgung 
gegeben^ es warnt mit Recht Yor schablonenhaftem Verfahren und halt die 
Beschaffenheit der mündlichen wie schriftlichen Leistungen für gleichwertig, 
auch natürlich den Ausfall etwaiger Yersetzungsprüfungen für nicht allein ent- 
scheidend. In dieser Verfügung von Anhalt-Dessau wird mit Recht betont^ daß 
neben den Leistungen auch auf das Lebens- und Klassenalter, auf Fleiß und Fähig- 
keiten sowie auf sittliche Reife und nötigenfalls auch auf körperliche Entwicke- 
lung zweckdienliche Rücksicht zu nehmen sei. Hier findet sich auch der 
Satz: Nicht gestattet ist es, einem Schüler nur wegen schlechten Betragens, 
resp. wegen mangelhaften Fleißes, bei „genügenden^^ Leistungen die Versetzung 
zu versagen. 

Auch in Preußen nach § 6 wird, wie in Anhalt in den oben mitgeteilten 
Sätzen, Rücksichtnahme auf Individualität verlangt, wenn es heißt: „Liwiefem 
auf außergewöhnliche Verhältnisse, die sich hemmend bei der Entwickelung 
eines Schülers geltend machen, z. B. längere Krankheit und Anstalts Wechsel . 
innerhalb eines Schuljahres bei der Versetzung Rücksicht zu nehmen ist, bleibt 
dem pflichtmäßigen Ermessen des Direktors und der Lehrer überlassen.^^ Und 
das in § 4 stehende Wort: „Persönlichkeit" — wenn nach dem Urteüe der 
Lehrer die Persönlichkeit und das Streben des Schülers die Gesamtreife gewähr- 
leistet — wird doch wohl auch nur als „Individualität" genommen werden können, 
worauf wir noch zurückkommen. Leider steht weder in Preußen noch in 
Württemberg, noch im Königreich Sachsen usw. ein Postulat wie in Baden 
§11 der alten Ordnung: „Das Aufsteigen nicht befähigter Schüler ist streng 
zu verhüten",^) was auch in Bayern § 29, 3: „Das Vorrücken nicht hinreichend 
beföhigter Schüler ist mit rücksichtsloser Strenge zu verhindern" und in . 
Anhalt-Dessau gilt, wo es schon in einer Verfügung von 1883 heißt: „Zu 
vermeiden ist dabei vor allem ein Hinaufschieben solcher Schüler zumal in 
die oberen Klassen, welche durch ihre Befähigung (soll heißen: Mangel an Be- 
fähigung), durch ihren fortdauernd unzureichenden Fleiß wohlbegründeten 

Anlaß zu der Befürchtuug bieten, daß sie den Anforderungen der bezeichneten 
Klassen, resp. des Abiturienten-Prüfungsreglements nicht gewachsen sein werden." 
— Eine strengere Beurteilung der Fähigkeiten soll hiemach also erst bei der 
Versetzung in die höheren Klassen, eigentlich erst nach der Prima in Betracht 
kommen, was in Preußen schon nach einer Ministerialverfügung vom 3. Juli 
1861 geschehen soll, „daß kein Schüler nach Ol versetzt werden soll, welcher 
nicht die sichere Hoffnung gewährt, daß er nach Absolvierung dieser Klasse 



1) In der jüngsten Badischen Schulordnung ist dieser PassuB fortgelassen. 
H. Morsch, Das höhere Lehramt. 8 
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den Anfordenmgen des Abiturienten -Prüfungs-Reglements entsprechen werde'^ 
Es fragt sich aber^ ob nach § 10 der neuesten preußischen Ordnung: ,,mit 
demselben Tage yerlieren alle Anordnungen, nach welchen bis dahin bei den 
Versetzungen in den verschiedenen Provinzen zu verfahren war, ihre Geltung^' — 
noch au dieser größeren Strenge bei Promotionen nach Ol eigentlich festzuhalten 
sei. — Eigentlich nur in Österreich wird von vornherein „unbedingte 
Strenge^' beim Versetzen verlangt: „Bei den Versetzungen in die höheren Klassen 
mit unbedingter Strenge zu verfahren, haben die Gymnasien für ihre un- 
verbrüchliche Pflicht gegen die Schule und gegen die Schüler selbst anzusehen.^' 
„Weisungen^' S. 7. 

Hindeningsgründe für die Versetzung« Zahl der ,,niolit-genügenden*' Fftoher, 
bedingte VersetEungen (Nachpiüfangen, Admonitionon uswOt Wertung des 

Betragens. 

Soweit über allgemeine Versetzungsgrundsätze. Im besonderen sei zu- 
nächst erwähnt, daß die eben hervorgehobene österreichische unbedingte Strenge 
auch weiter in Einzelheiten festgehalten wird, wenn der § 73, 6 des 0. E. auch 
jetzt noch in Gültigkeit ist: „Als Grundsatz für das Aufsteigen in eine höhere 
IQasse ist streng festzuhalten, daß es keinem Schüler gewährt werde, der auch 
nur jn einem Gegenstande für den Unterricht in der höheren Klasse entschieden 
unreif ist.^' Nach § 7 desselben Paragraphen steht es nun aber in Österreich 
den Lehrern der Klasse frei mit Zustimmung des Direktors solchen Schülern, 
deren Lücken in einem einzigen Gegenstande vielleicht durch Privatfleiß aus- 
gefüllt werden können, die besondere Erlaubnis zu einer am Schluß der Ferien 
vor Beginn des neuen Schuljahres abzuhaltenden Prüfung (Wiederholungs- 
prüfung) in diesem Gegenstande zu geben und nach günstigem Ausfall der- 
selben das Aufrücken zu gestatten. Damit aber „hierbei kein Mißbrauch ge- 
trieben würde", so heißt es in den „Weisungen" S. 9, 10, daß erstens nur ein 
seltener, vorsichtiger Gebrauch davon gemacht werden soUe und daß zweitens 
Unreife aus einem der Sprachfächer oder aus der Mathematik nur ganz 
ausnahmsweise durch Privatfleiß in den Ferien wird behoben werden können; 
die Erlaubnis zu einer Wiederholungsprüfung wird sich also meist auf sogenannte 
Nebenfächer erstrecken. 

Ahnliche Strenge soll auch im Großherzogtum Baden walten. Die alte 
Schulordnung von 1869 bestimmt, daß die Schüler in sämtlichen Lehrgegen- 
ständen zum Vorrücken befähigt sein sollen^ und daß, wenn in einem einzelnen 
Gegenstande ein Schüler noch zurück ist, er unter der Bedingung promoviert 
werden kann, daß er sich durch Privatstunden vervollkommnet und erforderlichen- 
falls später noch einer besonderen Prüfung unterzieht. Und noch eine Rund- 
verfügung von 1891 schärft; ein, daß diese Erlaubnis zur Nachprüfung nur für 
einen Gegenstand gewährt werden soll. Daran hält auch die neueste Badische 
Ordnung v. 1904 fest. § 18: „Falls jedoch ein Schüler im ganzen genommen zur 
Versetzung reif, in einem einzelnen Lehrgegenstand noch zurückgeblieben ist, 
so kann ihm die Versetzung unter der Voraussetzung gewährt werden, daß er in 
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der folgenden Elasse die yorhandenen Lücken ansfOllt^'; die Forderung der Privat- 
stunden ist also aufgegeben! Wenn diese Yorschriften in der Wirkliclikeit be- 
folgt werden, so nähert sich Baden etwas der österreichischen Eonsequenz. 

Beide Staaten, ebenso übrigens wie das Königreich Württemberg und 
Sachsen, schreiben eine Yersetzungsprüfung vor, während in andern z. B. 
Bayern, Preußen, Anhalt-Dessau und iii kleineren Staaten eine solche der Be- 
stimmung des Direktors überlassen ist. 

Ist also in Österreich und in Baden nach den Vorschriften offenbar schon 
ein Ausfall in einem einzigen Gegenstand ein Hindernis für die Versetzung, 
so haben andere Staaten die Zahl solcher nicht-genügenden Prädikate nicht 
genau angegeben, meißt heißt es: in einzelnen Fächern. Bayern gestattet 
das Vorrücken Schülern, deren Leistungen in einzelnen Gegenständen nicht 
genügten, nur dann, wenn ihre Gesamthaltung erwarten läßt, daß sie das Ver- 
säumte nachholen und an dem Unterricht in der höheren Elasse mit Erfolg 
teilnehmen. ,J)arüber ist ein Vermerk in das Jahreszeugnis mit dem Beifügen 
aufzunehmen, daß er eine gleiche Nachsicht in der iwshst höheren Elasse nicht 
mehr zu erwarten hat. Diese Nachsicht ist bei Schülern ausgeschlossen, welche 
in denselben Gegenständen wiederholt die Note „ungenügend^' erhielten. (§ 27, 4.) 
— Für Württemberg heißt es: „Für reif zum Vorrücken ist ein Schüler zu 
erachten, wenn seine Ausbildung im wesentlichen dem Ziel der Elasse entspricht, 
wofür als Beweis die Erreichung des vollen Durchschnittszeugnisses ,ziemlich 
gut' bei der Yersetzungsprüfung anzusehen ist. Hierbei ist namentlich im Ver- 
hältnis der Mathematik zu den sprachlichen Fächern eine Eompensation zulässig, 
jedoch nur unter der Voraussetzung, daß in dem Fach, für das ein Ersatz ein- 
zutreten hätte, mindestens die Note ,mittelmäßig' erreicht ist. Ein Schüler, 
der wegen eines einzelnen Faches zurückgewiesen wird, ist nach den Ferien zu 
einer Nachprüfung in diesem Fach zuzulassen und bei hinreichendem Ergebnis 
desselben nachträglich aufzunehmen. Die Wertung der einzelnen Prüfungsfächer 
bleibt dem Rektorat und Lehrerkonvent überlassen." — Hier ist also von einem 
Vermerk, wie es in Bayern heißt, (sonst gewöhnlich „Admonition^^ nicht die 
Rede, wohl aber von einer möglichen Nachprüfung gleich der österreichischen 
Wiederholungsprüfung. Übrigens hat man jetzt in Bayern die Anordnung ge- 
troffen, damit die mit „Vermerk" versetzten Schüler auch wirklich sich solchen 
zu Herzen nehmen, sie einer sechswöhentlichen Probe in der neuen Elasse^ 
also wohl einer Art Nachprüfung zu unterwerfen. Und tatsächlich findet man 
in Bayerischen Schulprogrammen am Schluß des Schülerverzeichnisses einer Elasse 
nicht selten die Notiz: „1, 8, 6 Schüler wurden nach sechswöchentlicher Probezeit 
zurückgewiesen". 

Auch im Großherzogtum Hessen ist die Anzahl der etwa die Versetzung 
hindernden Fächer nicht angegeben, es heißt nur, daß hinsichtlich des Ausgleiches 
etwaiger ungenügender Noten die „bezüglichen Bestimmungen der Reifeprüfungen 
und der Abschlußprüfung und bezw. der Ordnung der fakultativen Abschluß- 
prüfung in sinngemäßer Anwendung als Richtschnur dienen". Nach der hessischen 

Reifeprüfungsordnung kann freilich immer nur ein schlechteres Fach gegen ein 
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besseres ansgeglichen werden^ ja ein ungenügendes Prädikat im Deutschen ist 
überhaupt nicht kompensierbar^ und in der Ordnung für die Abschlußprüfung 
ist zu lesen: ^^Es ist jedoch zulässige nicht genügende Gesamtleistungen in 
einem Lehrgegenstande durch mindestens gute in einem andern auszugleichen/^ 
Doch kann die Übertragung natürlich nur eine ^^sinngemäße'^ sein^ schon weil 
das ungenügende Prädikat im Deutschen nicht seine prohibitive Wirkung bei 
Versetzungen ausüben kann^ und so wird dann gewiß ein Ausgleich mitunter 
sich auf zwei Fächer erstrecken können^ mehr als auf zwei wohl kaum. Übrigens 
ist in Hessen der bayerische Vermerk^ die Admonition^ unbekannt^ aber wie in 
Württemberg, Baden, eine Versetzung mit Bedingung einer Nachprüfung wohl 
gestattet, indessen dann auch eine Bückrersetzung möglich. 

Eine Versetzung auf Probe mit der Möglichkeit einer Rückversetzung, 
wenn bis zu einem auf der Zensur festgesetzten Zeitpunkt der Schüler gewisse 
Bedingungen nicht erfüllt hat^ ist im Königreich Sachsen möglich, wie aus 
Verfügungen neuesten Datums zu den Lehr- und Prüfungsordnungen für Gymnasien 
und für Realgymnasien hervorgeht; diese Bedingung, welche auf Abgangszeug- 
nissen nicht stehen darf — bei abgehenden Schülern soll man sich für oder 
wider ohne Bedingung entscheiden — ist auf den Zensuren ausdrücklich zu 
vermerken, und „wer nur bedingungsweise versetzt ist, hat die Zurückversetzung 
zu Pfingsten oder Johannis zu erwarten, wenn sich die Bedingung nicht erfüllt^^ 
(Schulordnung des Königl. Gymnasiums zu Leipzig von 1898 — § 5 — S. 8, 
9). Sonst ist im Königreich Sachsen die Versetzung nicht in allgemein- 
gültiger Weise geregelt, vielmehr findet sich in jenen beiden Prüfungsordnungen 
die Bemerkung: „Für die Versetzung in eine andere Klasse hat jede Schule zur 
Vermeidung von Ungleichheiten des Verfahrens gewisse- Grundsätze aufzustellen, 
denen im allgemeinen nachzugehen ist." An der einen Anstalt mag man also 
wie in Österreich verfahren und ein einziges „Nichtgenügend" den Schüler zu 
Falle bringen, an einer anderen mag man weniger streng sein. § 5 der Schul- 
ordnung des Königl. Gymnasiums zu Leipzig lautet: „Die Unreife für die Ver- 
setzung wird in der Regel durch die Nummer 4 oder 5 in der Fachzensur aus- 
gedrückt. Hier genügt also ein „Wenig genügend." — 

In den Ländern, wo keine amtliche Versetzungsnorm vorhanden, in Bremen, 
Hamburg, Oldenburg, Mecklenburg-Schwerin u. a. hat sich die Praxis im all- 
gemeinen herausgebildet, daß erst zwei volle IV in Hauptgegenständen den 
Schüler zurückhalten. 

Diese Praxis war wohl schon vor Erlaß ihrer Versetzungsordnungen gang 
und gäbe in Anhalt-Dessau und Preußen, welche wir beide zuletzt be- 
trachten. Anhalt hat zuerst Haupt- und Nebenfacher unterschieden, 4 an 
Gymnasien: Deutsch, Lateinisch, Griechisch, Mathematik (bez. Rechnen), 6 an 
Realgymnasien: Deutsch, Lateinisch, Französisch, Englisch, Mathematik, Physik. 
— Schon aus äußeren Gründen, damit nämlich die Zahl der Hauptfächer sich ein 
wenig annähere, empfiehlt sich die jetzt in Preußen übliche Scheidung, nach 
welcher auch den Realgymnasien unter Wegfall der Physik nur 5 übrig 
bleiben. Anhalt und Preußen bestimmen, daß Versetzung zulässig, wenn 
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schwäcliere Leistungen in einzelnen Fächern^) durch melir als genügende in 
andern Fächern kompensiert erscheinen^ daß über mangelhafte und ungenügende 
Leistungen in dem einen oder andern Fache hinweggesehen werden kann, wenn 
nach dem Urteil der Lehrer die Persönlichkeit und das Streben des Schülers seine 
Gesamtreife, bei deren Beurteilung auch auf die Leistungen in den verbindlichen 
nicht wissenschaftlichen Unterrichtsfächern entsprechendeBücksichtgenommen 
werden kann (§ 4), gewährleistet, und wenn angenommen werden darf, daß der 
Schüler auf der nächstfolgenden Stufe das Fehlende nachholen kann. Anhalt läßt, 
wie aus den einleitenden Worten, wo von obligatorisch wissenschaftlichen 
Lehrfächern die Rede ist, einen Ausgleich nur innerhalb dieser zu, Preußen 
will auch auf nichtwissenschaftliche Fächer (also Turnen, Zeichnen? vielleicht 
auch Singen?) dabei gegebenenfalls Bücksicht walten lassen. Anhalt schreibt 
vor: Doch ist weder der durch das Leistungsprädikat „ungenügend" be- 
zeichnete völlige Ausfall eines sogenannten Hauptfaches noch die durch 
mehrere Jahre sich hindurchziehende Vernachlässigung eines sogenannten 
„Nebenfaches" durch bessere Leistungen in andern Fächern kompensierbar. 
Preußen ist noch nachsichtiger: ,Jndes ist die Versetzung nicht statthaft, 
wenn ein Schüler in einem Hauptfache das Prädikat „Ungenügend" erhalten 
hat und diesen Ausfall nicht durch mindestens „Gut" in einem andern Haupt- 
fache ausgleicht" — ein Ausgleich, der in Anhalt nicht möglich. Mehr 
nähern sich beide Staaten wieder in bezug auf die Admonition; Anhalt: 
... in jedem Falle ist dafür zu sorgen, daß eine solche Admonition während des 
nächstfolgenden Jahres von Seiten des betreffenden Schülers ernstliche Beachtung 
findet — eine recht allgemeine Phrase, die etwas präziser wird durch den 
folgenden Satz: „Selbstverständlich ist fortgesetzte Versetzung eines Schülers von 
EHasse zu Klasse mit Admonition — zumal in denselben Lehrgegenständen — 
unstatthaft." Und Preußen: „ein Vermerk aufzunehmen, daß sie sich ernstlich 
zu bemühen haben, die Lücken in diesen Fächern im Laufe des nächsten 
Jahres zu beseitigen, widrigenfalls ihre Versetzung in die nächsthöhere Klasse 
nicht erfolgen kann". Beide Fassungen enthalten die Hauptsache nicht: 
nämlich, daß die Admonition nach einem Jahre getilgt sein muß, d. h. daß 
der Schüler in dem betreffenden Gegenstande „genügend" erreichen muß. In 
Preußen soll es hauptsächlich vom „Bemühen" des Schülers abhängen, ob 
man ihn weiter versetzt, er kann also auch in dem betreffenden Gegenstande 
im folgenden Jahre nach Erteilung der Admonition mit einem unter „genügend" 
stehenden Prädikat versetzt werden, ebenso ist dies in Anhalt statthaft, nur 
darf er keine neue Admonition erhalten. Beide Staaten haben vergessen hinzu- 
zufügen, was z. B. in Österreich von der Erlaubnis einer Wiederholungs- 



1) In den einleitenden Worten der Verfügung in Anhalt-Dessau wird von ungenügenden 
Leistungen in „einzelnen Fächern* gesprochen, — es können also hiemach 8, 4 gemeint 
sein — in der Fortsetzung heißt es: Auch ist die Versetzung in der Regel nicht statthaft, 
wenn das die noch nicht erlangte Reife bezeichnende Leistungsprädikat „mittelmäßig'' (IV) 
dem betr. Schülex in zwei HauptHU^em ohne über „genügend'' sich erhebende Prädikate 
in andern Fächern erteilt worden ist. 
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prüfang; in Sachsen von einer probe weisen Versetzung gesagt ist^ daß nämlich 
^^Admonitionen^' Aasnahmefölle sein sollen und man damit sparsam und vor- 
sichtig umgehen soll, eine Vorsicht, welche in Preußen um so weniger geübt 
zu werden braucht und geübt wird, als in den preußischen Jahresberichten 
nur die Zahl der Versetzten augegeben wird, nicht auch daneben die Zahl der 
mit „Admonitionen" Versetzten, während Anhalt klugerweise in den Programmen 
den Prozentsatz der mit Admonition Versetzten publizieren läßt; auch iu 
Österreich wird in den Programmen die Zahl der zur Wiederholungeprüfong 
Zugelassenen, der in . derselben Bestandenen oder Nichtbestandenen angegeben. 
Bei dem Mangel einer rechten Eontrolle des Versetzungsgeschäftes seitens der Auf- 
sichtsbehörden, der besonders in großen Staaten auffallend ist, wäre überall eine 
solche Öffentlichkeit heilsam; manche Anstalten würden sich doch etwas genieren, 
wenn es dann zutage träte, daß fast die Hälfte der Schüler mit Admonitiouen 
versetzt wäre ; noch heilsamer wäre es, wenn überhaupt angegeben wäre in den 
Programmen, wie, d. h. mit welchen Zensurprädikaten versetzt wäre, d. h. 
wieviel Schüler, die durchweg das Prädikat 3 erhielten, wieviel mit halben 
oder ganzen IV üi Hauptfächern oder Nebenföchem. Die Öffentlichkeit soll 
keine Schule scheuen. — Es ist also eine ziemliche Mannigfaltigkeit von Ver- 
setzungsarten vorhanden, Versetzungen mit Nachprüfungen (Nachprüfung in 
Preußen verboten, „Nachversetzung*^ in Anhalt verboten), Versetzungen auf 
Probe mit fakultativer Zurückversetzung, Versetzung mit Admonition, Ver- 
setzung mit nicht- genügenden Leistungen in einem oder in zwei oder mehr 
Fächern, welche kompensierbar sind oder nicht-kompensierbar. Als Hauptgrund- 
satz ist jedoch folgender überall zu erkennen: ob ein Schüler versetzt werden 
soU, richtet sich in erster Linie darnach, ob er in der folgenden Klasse dem Unter- 
richt folgen kann, daraus ergibt sich konsequenter Weise, daß derjenige ver- 
setzt werden muß, der überall „genügend^^ hat (Anhalt-Dessau). Eüie offene 
Frage bleibt: ist schlechtes Betragen ein Hinderuhgsgrund für Ver- 
setzung? Anhalt-Dessau hat, wie wir eben gesehen, die Frage verneint, die 
Direktorenkonferenz Hannover 1888 macht nur die „wissenschaftliche Reife'' 
zur Bedingung, iu neueren Handbüchern der Pädagogik liest man, es sähe aus 
wie ein „Racheakt'', jemanden wegen mangelnder moralischer Reife in einer 
Klasse zurückzubehalten. Und so soll meist die intellektuelle Reife allein ent- 
scheidend sein. Aber wenn man die letztere auschließlich bei der Versetzung 
von einer Klasse in die andere berücksichtigt, warum plötzlich eine andere 
Anschauung bei der Prüfung für die Berechtigung zum Einjahrig-Freiwilligen- 
Dienst? Warum hat man bei der Reifeprüfung Bestimmungen getroffen, 
die solchen Schüler gegebenenfalls auf einige Zeit zurückstellen? Und in 
welche Verlegenheit kommt man, wenn man einen recht betrügerischen, viel- 
leicht auch sonst rohen Untertertianer mehrere Tage vor dem Semester- 
schluß kräftig und empfindlich zurechtweisen, ihm aber kurz darauf wegen 
intellektueller Reife nach Obertertia versetzen muß! Wer die Frage nach 
der moralischen Reife von vornherein bei der Versetzung ausstreicht, setzt 
sich mit jeglichem natürlichen Empfinden, setzt sich in Widerspruch mit 
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der Praxis bei den Abschlnß- und Reifeprüfangen, setzt sicli in Widerspruch 
mit der pädagogischen Theorie^ welche erziehen will, nicht bloß unterrichten. 
Es ist gut^ daß nur Anhalt-Dessau mit solcher Schärfe sich gegen Nicht- 
versetzungen wegen schlechten Betragens wendet; nach andern Reglements; 
auch nach dem preußischen, wäre ein solches Verfahren, das ja zu den größten 
Seltenheiten gehören würde, im Prinzip nicht ausgeschlossen. 

Sonst aber bieten die Vorschriften jenes norddeutschen Kleinstaates 
manches Nachahmenswerte, wie dies auch tatsächlich nachgeahmt worden ist- 
Die Schüler sollen nach der anhaltinischen Verfügung von 1887 eingeteilt 
werden in notorisch reife, notorisch unreife und zweifelhafte, bezüglich der 
letzteren fände eine eingehendere Beratung statt; man kann wohl sagen, daß 
nur die letzte Gruppe eine sorgfältige individuelle Prüfung der einzelnen 
nötig macht; gerade in der Beurteilung dieser zweifelhaften weichen die 
Staaten sehr ab, Osterreich, Baden, yielleicht, nach einigen Ausdrücken zu 
schließen, auch Sachsen, lassen nur ein einziges unzureichendes Prädikat zu, 
andere, Bayern, Oldenburg, die meisten norddeutschen, Anhalt-Dessau „in der 
Kegel'^, gestatten noch deren zwei; am nachsichtigsten ist Preußen, das 
mit dem Ausdruck: „in dem einen oder andern Fache^', teils zwei, teils auch 
mehr solcher Prädikate „yersetzbaren^^ Schülern auf der Zensur läßt. Die 
meisten Staaten haben durch Wiederholungsprüfongen, Nachprüfungen, durch 
die Möglichkeit von Zurückversetzungen, Admonitionen sich gewisse Eautelen 
verschafft gegen solche schwach Versetzten; am nachsichtigsten, viel- 
leicht am „liberalsten^^, ist Preußen in solchen Fallen, denn es ver- 
langt von dieser Klasse von „Reifen^' nur, daß sie sich ernstlich bemühen; 
ob dies ernstliche Bemühen so stark gewesen ist, daß es wirklich Erfolg gehabt 
und die Lücken hat ausfüllen lassen, das bleibt gänzlich dem Schüler über- 
lassen, auch die Formel in Anhalt-Dessau betreffend die Admonitionen ist 
ebenso unzulänglich. Wie streng, man möchte sagen, wie starr ist die öster- 
reichische Praxis solchen Schülern gegenüber! Fallt ein einziger Haupt- oder 
Nebengegenstand aus, sofort muß die Versetzung versagt werden, nur in 
seltenen Fällen ist nach den Ferien eine Wiederholungsprüfung möglich, wenn 
der Lehrkörper für solche stimmt, erst nach dem Bestehen derselben wird die 
Versetzung dem Schüler zuerkannt. Wie unrecht geschieht da Preußen, 
wenn Eltern, Publikum, Presse über zu harte, nervös machende Versetzungen 
klagen! 

Vexsetznngskonferensen (Oberlehrer- und Lehrerreohte in Preußen). 

Anhalt-Dessau gibt, wie jüngst Preußen, weiter bestimmte Anweisungen 
für die Versetzungskonferenz. „Elassenweise^^ soll die Entscheidung er- 
folgen, wie es jetzt bei uns heißt § 7: „Zu den Beratungen treten die Lehrer 
UiMisenweis unter Vorsitz des Direktors zusammen. Der Ordinarius schlägt 
vor, welche Schüler zu versetzen, welche zurückzuhalten sind." Dies Vorschlags- 
recht des Ordinarius stand schon in den alten preußischen Dienstinstruktionen, 
wie es jetzt auch in Anhalt-Dessau ausdrücklich hervorgehoben wird. In den 
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alten preußisclien Instruktionen mußten auch die Lehrer und der Ordinarius 
der nächsthöheren Klasse an den Entscheidungen teilnehmen, das ist jetzt 
für Preußen aufgehoben; aber in Württemberg haben die Lehrer der nächst- 
höheren Klasse dies Recht, wie sie auch die Themata zu den Versetzongsarbeiten 
stellen, und in Bayern nach § 29, 2 nimmt der Ordinarius der nächsthöheren 
Klasse ebenfalls an der Beurteilung der Reife der Schüler teil. Auch eine 
andere Bestimmung jener preußischen Instruktionen ist durch die neue Yer- 
Setzungsordnung aufgehoben. Dem Direktor stand gegen Yersetzungsbeschlüsse 
des Kollegiums nur das allgemeine Interzessionsrecht zur Verfügung, das ja 
sämtliche Anstaltsleiter in allen Staaten haben. Sonst galt aber in Preußen 
die Regel, die noch überall gilt: Bei Versetzungen finden Abstimmungen 
statt, bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Direktors, wie dies 
kurz, aber ausdrücklich gesagt ist für Oldenburg in der „Anweisung für den 
Direktor und die Lehrer der Gymnasien zu Oldenburg und Jever^' (Oldenburg 
1900): „Die Stimmenmehrheit entscheidet: . . . 3. bei Versetzungen der Schüler." 
Dies Recht der Lehrerkollegien schrumpft; aber sehr zusammen durch die schon 
oft; angefochtenen Worte des § 7 der preußischen Versetzungsordnung: „Ergibt 
sich über die Frage der Versetzung oder Nichtversetzung eine Meinungs- 
yerschiedenheit ^) unter den an der Konferenz teilnehmenden Lehrern, so bleibt 
es dem Direktor überlassen, nach der Lage des Falles entweder selbst zu ent- 
scheiden oder die Sache dem KönigL Provinzial-Schulkollegium zur Entscheidung 
Torzutragen." Zu beachten ist, daß hier, im Gegensatz zu den früheren In- 
struktionen, nur vom Abgeben des „Urteils" die Rede ist, nicht, wie überhaupt 
nicht in der ganzen Versetzungsordnung, vom Abgeben der Stimmen, von Stimmen- 
mehrheit usw. Man könnte aus diesem Passus entnehmen, daß bloß nach An- 
hörung der ürteüe der einzelnen Lehrer der Direktor entscheidet; jedenfalls 
wird, da ein dissentierendes Urteil oft sich findet, häufig genug der Direktor 
allein die Entscheidung in den Händen haben. Aus dem beschließenden Lehrer- 
kollegium wird dann beinahe ein nur „begutachtendes"; das ist nur in Preußen 
möglich, in keinem andern Staate. Freilich in Bremen ist das Recht des Kolle- 
giums noch beschränkter, § 5 der Dienstanweisung sagt: „Die Stellung der Lehrer- 
konferenz ist eine begutachtende" und § 7: „Die Aufnahme und die Ver- 
setzung, bei der jedoch die Lehrerkonferenz nach Maßgabe des § 5 mitzu- 
wirken hat, stehen dem Direktor zu." Vollständig zu einer „begutachtenden" 
Rolle ist ja bei Versetzungen ein preußisches Kollegium noch nicht herab- 
gedrückt worden; aber die Rechte preußischer Oberlehrer sind geringer 
als die preußischer Lehrer, man vergleiche § 11 der Dienstanweisung für 
die Rektoren der Gremeindeschulen in Berlin (1895), Absatz 3: Die Versetzung 
erfolgt in der Konferenz nach Stimmenmehrheit. Stimmrecht haben die Lehrer, 
welche in der Klasse unterrichten und der Rektor. Bei Stimmengleichheit ent- 
scheidet die Stimme des Rektors. Wenn der Rektor ein Kind gegen den Be- 



^) Genau so Bchon 1884 eine Direktorenkonferenz von Westfalen : findet Einstimmigkeit 
nicht statt, so entscheidet der Direktor. 
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Schluß der Konferenz yersetzen oder zurücklialten will, so hat er den Fall dem 
Ejreisschuünspektor znr Entscheidung vorzulegen/^ Das 'sind klare, das 
EoUegialitätsprinzip wahrende Anordnungen. Es ist deutlich: Gegenüber den 
Rechten der Oberlehrer, welche ihnen nach den Instruktionen von 1867/68 bei 
Versetzungen in Preußen verbürgt waren, sind ihnen jetzt die Befugnisse ge- 
schmälert worden; auch hier ist die Tendenz jedenfaUs nicht zu verkennen, die 
Tendenz nämlich, statt des Kollegialsystems eine bureaumäßige Erledigung der 
Geschäfte eintreten zu lassen. 

Obligatorisohe und moht-obligatorisohe Versetzungsprüfongen, Vorsohriften 
für die sohriftliehe Prüfung, die Prüfung für Obersektinda. 

Die Versetzungs Prüfungen besonders zu betrachten, empfiehlt sich 
schon deshalb, weil mit ihnen eine durch das ganze Deutsche Reich be- 
stehende Einrichtung zusammenhängt: die notwendige Erwerbung des 
Berechtigungsscheines für den Einjährig -Freiwilligen-Dienst. Wo 
also Versetzungsprüfungen ordnungsmäßig abgehalten werden, bestehen auch 
wirkliche Prüfungen für diejenigen, welche auf der Schule das Einjährigen- 
examen machen. In vielen Staaten müssen Versetzungsprüfungen und Ein- 
jährigenprüfongen stattfinden, in andern ist dies freigestellt, meist in die Hand 
des Direktors gelegt. In Baden, Württemberg, im Königreich Sachsen 
und in Österreich sind solche Prüfungen pflichtgemäß abzuhalten, in 
Bayern, Preußen, Anhalt-Dessau, Hessen und in den meisten nord- 
deutschen Staaten steht die Abhaltung solcher Examina dem Direktor bez. dem 
Lehrerkollegium frei. 

In Baden bestimmte schon die Verordnung vom 9. Oktober 1869: „Vor 
der endgültigen Beschlußfassung durch die Gesamtkonferenz nimmt der 
Direktor in den einzelnen Klassen ein besonderes schriftliches und münd- 
liches Promotionsexamen vor, welches sich hauptsächlich mit den etwa 
zweifelhaften Schülern zu befassen hat." Und weiterhin: die Promotionen aus 
Obersekunda bedürfen der Bestätigung der Oberschulbehörde. — Die neueste 
Ordnung v. 1904 halt das erstere fest. § 20: „Vor der Beschlußfassung (durch die 
Lehrerkonferenz) nimmt der Anstaltsvorstand eine Prüfung derjenigen Schüler 
vor, deren Versetzung zweifelhaft ist", das letztere wird nach demselben Para- 
graphen eingeschränkt „auf die Anstalten mit siebenjährigem Lehrgang, sofern 
an ihnen keine Entlassungsprüfung stattfindet", dann bedürfen die Versetzungen 
aus dem siebenten Jahrgang der Genehmigung der Oberschulbehörde. In 
Baden ist aber über die Art dieser Versetzungsprüfungen nichts vorgeschrieben, 
wohl in Württemberg; für jede Klasse sind die Fächer bezeichnet, in denen 
geprüft werden muß; z. B. in der V. Klasse soll geprüft werden: Lat. Komp., 
Griech. Komp., Franz. Komp., Rechnen; in VI: Aufsatz, Lat. Komp.^) oder 
Exp.2), Griech. Komp., Franz Komp., Rechnen und Mathematik. In VH: Auf- 

1) Komposition == Übersetzung in die Fremdsprache. 

*) Exp. ^ Übersetzimg ans der Fremdsprache. — Übrigens haben sich in Württemberg 
die Zahlen för die Klassen jüngst um je eine Nummer verschoben. 
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satZ; Lat. Komp., (Lat. Exp. früher vorgeschrieben, fällt fort). 
Griech. Komp./ Franz. Komp., Mathematik. YÜI: Aufsatz, Lat. Exp. oder 
Komp., Griech. Komp., Mathematik, Physik. — IX: Lat. Exp. oder Komp., 
Griech. Exp., Franz. Komp. oder Dict^, Mathematik, Physik. 

Die Prüfungsarbeiten sollen hinsichtlich der Ausdehnung möglichst be- 
schränkt werden, ihre Bearbeitung nicht über zwei^) Stunden dauern. Was 
die Schwierigkeiten anbelangt, so sind diejenigen Anforderungen zugrunde zu 
legen, welche an mittlere Schüler zu stellen sind. 

Allerdings hatte der Rektor bei der Prüfung im Frühjahr, die jetzt ab- 
geschafft, unter den oben genannten Fächern im Einverständnis mit den Klassen- 
lehrern eine Auswahl zu treffen. Neben den Ergebnissen der Prüfung sind, 
besonders bei zweifelhaften Schülern, stets die Semestralzeugnisse zu berück- 
sichtigen. Bei solchen Schülern hat der Vorstand, der Rektor, schließlich die 
Entscheidung; daß die Lehrer der nächst höheren Klasse bei den Prüfungen 
mitzuwirken haben, ist schon gesagt. 

Während also sonst dem Rektor frei steht, bei den Yersetzungsprüfnngen 
nicht alle Fächer heranzunehmen, wird in Württemberg bei der Einjährigen- 
Prüfung, wenigstens an den Lyzeen, das Examen über alle Fächer ausgedehnt, 
wenn anders das befolgt wird, was in dem Erlaß zu lesen : Dem Rektorat und 
dem Lehrerkonvent wird dringend empfohlen, mit den Schülern der 
Vn. Klasse, welche das Einjahrig-Freiwilligen-Zeugnis erlangen wollen, am 
Schluß des ersten Schuljahres eine über alle Hauptlehrfacher des ersten Jahres- 
kursus, insbesondere über das Lateinische, Griechische, Französische, Deutsche, 
die Geschichte, Geographie und Mathematik sich erstreckende Prüfung vorzu- 
nehmen, schriftlich oder mündlich, je nach den Fächern; die Fachlehrer haben 
dem Rektor die Aufgaben zur Genehmigung vorzulegen, der Rektor ist befugt, 
für jedes Fach einen Korreferenten zu bestellen. — Wie dann die Versetzung 
selbst nach solcher Prüfung vor sich geht, wird nach den obigen Ausführungen 
ersichtlich sein. 

Ln Königreich Sachsen ist ebenfalls schon durch die Lehr- und 
Prüfungsordnung für Gymnasien vom 28 Januar 1893 und durch diejenige der 
Realgymnasien vom 22. Dezember 1902 eine detaillierte Versetzungs-Prüfungs- 
ordnung aufgestellt, in welcher Versetzungsprüfungen, mündliche und schrift- 
liche, vorgeschrieben sind. Auf den sächsischen Gymnasien haben bei der 
schriftlichen Versetzungsprüfung zu Ostern zu liefern: 

1. Alle neun Klassen: 

einen deutschen Aufsatz, 
ein lateinisches Skriptum, 
eine mathematische bez. Rechenarbeit; 
außerdem: 

2. die Klassen Quarta bis Oberprima: 

ein französisches Skriptum; 



^) Auch für den deutschen Aufsatz werden nur zwei Stunden gegeben. 
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8. die Elassen Untertertia bis Oberprima: 

ein sogenanntes lateinisclieB Extemporale; 

4. die Elassen Untertertia bis Oberseknnda: 

ein griechisches Skriptum; 

5. die beiden Primen: 

eine Übersetzung aus dem Griechischen in das Deutsche. 
. Auf den sächsischen Realgymnasien sind folgende Fächer Gegenstand der 
schriftlichen Versetzungspräfung: 

1. In allen neun Elassen: 

eine deutsche und mathematische bez. Bechenarbeit; außerdem 

2. die Elassen Sexta bis Unterprima: 

ein lateinisches Skriptum; 

3. die Elassen Quarta bis Oberprima: 

eine französische Arbeit (Skriptum oder Aufsatz); 

4. die Elassen Obertertia bis Oberprima: 

eine Übersetzung in das Englische ^ beziehentlich eine freie Nach- 
erzählung in dieser Sprache; 

5. die Primen: 

eine physikalische Arbeit; 

6. Die Oberprima: 

eine Übersetzung aus dem Lateiaischen. 

Welche Hilfsmittel anzuwenden sind; bleibt den Bestimmungen der einzelnen 
Schulen überlassen. — Dagegen ist die Zeit fixiert: für die freien Aufsätze ist 
eine Arbeitszeit von 4 Stunden zu verwilligen, für die übrigen Arbeiten eine 
solche von 2 bis 3 Stunden. — Bei den Michaelisprüfongen kann der Anstalts- 
leiter im Einvernehmen mit den Fachlehrern Vereinfachungen eintreten lassen; 
die Aufgaben sind dem Rektor vorher zur Genehmigung vorzulegen, nicht über 
drei Tage darf sich die Prüfung ausdehnen. Die Aussetzung dss Unterrichts 
(für Elassen, die nicht geprüft werden) ist auf das Notwendigste zu beschränken . 
Über die mündüche Prüfung finden sich keine Vorschriften, zu Ostern fijidet 
dort eine öffentliche mündliche Prüfung^) statt, während derselben sind 
die schriftlichen Prüfungsarbeiten, korrigiert und zensiert, zur Besichtigung aus- 
zulegen. Da über die Versetzungs-Prüfung von Untersekunda nach Obersekunda 
im Königreich Sachsen nichts Besonderes angeordnet, so gelten die obigen Vor- 
schriften für die Prüfung, um die Berechtigung zum Einjahrig-Preiwilligen-Dienst 
zu erwerben; nur das eine ist hierbei verboten, solche Prüflinge mit irgend 
einer Bedingung zu versetzen. 

In dem dritten Staate, welcher obligatorische Versetzungsprüfungen anbe- 
fonlen hat, in Österreich, sind nur Vorschriften allgemeiner Natur vorhanden. 
Zwei allgemeine Gesichtspunkte sind aufgestellt: erstens, daB die bei der Prüfung 
beanspruchten Leistungen nicht durch spezielles Memorieren für dieselbe zu er- 
reichen seien, und dann, daß die Prüfung den fortdauernden Gang des Unter- 

1) In Preußen zur Freude aller Oberlehrer abgeschafft. 
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richts nicht zu sehr hemme. Deshalb sollen solche Examina in die letzten zwei 
Wochen vor Schulschluß fallen; die schriftlichen Arbeiten soUen in den Lehr- 
stunden ebenso angefertigt werden, wie die Kompositionen im Laufe des Schuljahres; 
in der VI und VU Klasse kann die Anfertigung der schriftlichen Arbeiten mehr 
als eine Stunde Zeit beanspruchen; die schriftL'chen Arbeiten werden Tom Fach- 
lehrer korrigiert und mit einem das Verhältnis der Arbeit zu den Forderungen 
des Klassenzieles bestimmenden Urteil (also wie bei uns die Abiturientenarbeiten, 
dem Direktor zur Einsicht überreicht. — Die mündliche Prüfung soU in Gegen- 
wart des Direktors abgehalten werden; von der Prüfung solcher Schüler, deren 
Versetzbarkeit zweifellos ist, wird meist abzusehen sein, so wünschenswert es 
sei, daß alle Schüler in allen Fächern geprüft werden, sollen in erster Linie 
die zweifelhaften herangezogen werden. 

Diese in den „Weisungen^ enthaltenen Anordnungen gehen auf einzelne 
Fächer nicht ein, und so sind die Königreiche Sachsen und Württemberg 
also die einzigen Staaten, in welchen spezielle Anordnungen über Yersetzungs- 
prüfungen ergangen sind; in andern Staaten kennt man besondere Yersetzungs- 
prüfungen, deren Ansetzung vom Belieben des Anstaltsleiters abhängt, eigentlich 
nicht, wohl aber noch eigenartige Verfügungen für die Versetzung, die das 
Zeugnis für den Einjährigen-Dienst nach sich zieht, nämlich für diejenige von 
Untersekunda i>ach Obersekunda. Zuerst ist hier Bayern zu nennen. 
„Dem Rektor, welchem neben dem bisherigen Ordinarius, den übrigen in der 
Klasse beschäftigten ordentlichen Lehrern und dem Ordinarius der nächst- 
höheren Klasse die Beurteilung der Reife für das Vorrücken vorzugsweise 
zusteht, obliegt es, auf Klarstellung der einschlägigen Verhältnisse rechtzeitig 
Bedacht zu nehmen^^, d. h. also eine Versetzungsprüfung anzuordnen oder nicht. 
Aber in bezug auf die „Einjährigen-Prüfung*' wurde es den Rektoren in Bayern 
zur Pflicht gemacht, durch geeignete Maßnahmen zu verhüten, daß hierbei in 
irgend eiuer Hinsicht ein zu mild er Maßstab angelegt wurde, und ein bayerischer 
Miuisterial-Erlaß vom 24. Februar 1894 gab dann eingehende Vorschriften: 

„Eine besondere Prüfungs-Kommission wird gebildet aus ^em Rektor, den 
Ordinarien und den Fachlehrern der 6. und 7. Klasse; ein Ministerialkommissar 
kann den Vorsitz übernehmen, sonst der Rektor. Als Unterlage des Urteils 
dient der Jahresfortgang und die letzte Schulaufgabe in jedem Fache, einschließ- 
lich Religion und Geschichte. Dies Thema ist im Einverständnis mit dem 
Rektor zu stellen" usw. 

Bei der Prüfung siud besonders solche Schüler heranzunehmen, welche nach 
dem Jahresfortgang ungenügende oder kaum genügende Leistungen erzielt haben 
und überhaupt in betreff ihrer Reife für die 7. Klasse Anlaß zu Bedenken 
geben. — In Bayern gibt nun das Endurteil über die Befähigung zum Ein- 
jährigen-Dienst nicht jene Prüfungskommission, sondern der Lehrerrat, 
dem zur Beschlußfassung die Ergebnisse der Prüfung vorzutragen sind. Bei der 
Beschlußfassung gilt dann die Vorschrift, daß das Zeugnis denjenigen zu ver- 
sagen ist, welcher in zwei Gegenständen die Note „Ungenügend" erhalten hat 
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oder auch nur in einem einzigen Gegenstände^ in welchem das Toransgehende 
Jahreszengnis einen Vermerk aufweist. — 

Einer kurzen Betrachtung bedarf noch das Großherzogtum Hessen. Yer- 
setzungsprüfungen sind dort nicht angeordnet; wohl aber ist eine Prüfung hier 
noch im Gange ^ die in Norddeutschland und in Preußen abgeschafft ist: die 
sogenannte Abschlußprüfung nach Beendigung des 6. Jahrganges 7 — 9stufiger 
höherer Schulen. Für diese Prüfung existiert eine besondere Ordnung: ,,Ordnung 
der fakultativen Abschlußprüfung nach dem 6. Jahrgang 7— 9 stufiger höherer 
Schulen vom 15. Dezember 1899". Diese hessische Ordnung ist eingehender 
als die preußische und ähnelt einer Reifeprüfungsordnung viel mehr. Die Zu- 
lassung zur hessischen Abschlußprüfung kann nach § 3 z. B. wegen schwerer 
Vergehen gegen die Schulordnung ^ beanstandet werden^ dann aber ist die 
Entscheidung der Ministerialabteilung einzuholen. Genau vorgeschrieben sind 
die Prüfungsfächer § 4: Für alle Arten von Anstalten ein Deutscher Aufsatz, 
8 — 4 Aufgaben aus der Mathematik, eine Übersetzung in das Französische; für 
Gymnasien und Progymnasien eine Übersetzung ins Lateinische, eine Übersetzung 
einer leichteren, noch nicht in der Schule behandelten Stelle aus einem griechischen 
Prosaiker. Für Realgymnasien außerdem eine Übersetzung in das Lateinische 
und eine solche in das Englische, für Oberrealschulen und 7 klassige Realschulen 
außerdem eine Übersetzung in das Englische. — Die Zeit zur Ausarbeitung der 
Themen, die, vom Fachlehrer vorgeschlagen, vom Direktor zu billigen sind, soU 
beim deutschen Aufsatz drei Stunden, sonst zwei Stunden betragen. Besondere 
Vorsichtsmaßregeln sind, ähnlich wie bei der Reifeprüfung, auch hier getroffen, 
auch hier gelten zwei für jene Prüfung vorgeschriebene Bestimmungen, erstens 
nämlich, daß bei ungenügenden Gesamtleistungen im Deutschen (es gibt nur 4 
Prädikate: sehr gut, gut, genügend, ungenügend) das Zeugnis überhaupt nicht 
erteilt wird, ebensowenig wie bei ungenügenden Leistungen in beiden alten 
Sprachen auf Gymnasien, bei ungenügenden Leistungen in den neueren Sprachen 
auf Realgymnasien, Oberrealschulen und Realschulen, zweitens daß, wie bei der 
Reifeprüfung, ungenügende Leistungen durch mindestens gute ausgeglichen 
werden können. — So ist also diese hessische Abschlußprüfung ein kleines 
Abiturientenexamen. Wie schon die Bezeichnung „Fakultative" Abschlußprüfung 
besagt, ist diese Prüfung an höheren Schulen nicht notwendig, tatsächlich findet 
in Hessen dieses Examen nicht mehr statt auf 9 stufigen Schulen, wohl aber 
an Nicht- Vollanstalten. 

In Österreich, Baden, im Königreich Sachsen, in Württemberg sind 
also Versetzungsprüfungen pflichtgemäß abzuhalten, hier sind also auch die 
Versetzungsprüfungen für den Einjährig-Freiwilligen-Dienst etwas Regelmäßiges, 
wobei übrigens zu bemerken ist, daß in Österreich bei allerdings nur 8 stufigem 
Lehrgang dieser Berechtigungsschein erst erlangt wird nach Absolvierung des 
letzten Jahrgangs^) einer höheren Lehranstalt oder einer ihr gleichgestellten, 



^) StrobI, Der Weg zum Einjährig-Freiwilligen und Eeserveoffizier in der k. n. k. 
Armee, Wien 1901. 




126 ^n. Das höhere Lehramt. 

d. h. wenn dem Schüler mindestens ein Zeugnis der ersten Fortgangsklasse ge- 
geben wird. — 

In Bayern sollte es so sein^ wie in den genannten Staaten^ daß nämlich 
die Yersetzungsprüfongen ebenso wie die Einjäbrigen-Prüfangen auf den höheren 
Lehranstalten regelmäßig seien^ die Praxis hat sich aber davon meist frei ge- 
macht Etwas anders gestaltet sich die Sache nun in Preußen und den meisten 
norddeutschen Staaten. In Preußen kannte man immer Yersetzungsprüfungen, 
Translocationsexamina^ wie sie z. B. in der Brandenburgischen Dienstinstruktion 
heißen. Mehr oder weniger hing ihre Abhaltung von dem Willen des Direktors 
ab, einige Instruktionen freilich scheinen sie obligatorisch zu machen^ durch 
Sätze wie: „wird abgehalten^' (Pommern) oder: „geht vorher^' (Brandenburg) 
sollte man eigentlich diese Prüfung für eine obligatorische Einrichtung angesehen 
haben, während für die Provinz Sachsen ausdrüchlich § 20 gesagt ist: Dem 
Ermessen (des Direktors) bleibt es überlassen, besondere Yersetzungsprüfnngen 
anzuordnen. Eigenartig für manche Provinzen, so für Rheinland und Provinz 
Preußen war es, daß hier die Lehrer der nächsten Klasse bei den Prüfungen 
und Abstimmungen beteiligt waren, wie wir es in Württemberg und Bayern 
noch sehen. Dies letztere ist jetzt durch § 7 der Yersetzungsordnung, nach welchem 
die Lehrer ^^klassenweise^' zusammentreten, abgeschafft. — Dann führte man in 
Preußen 1892 bekanntlich eine ziemlich strenge Yersetzungsprüfimg für die 
Stufe ein, nach welcher man die Berechtigung zum einjährigen Militärdienst 
bekam; sie trug die Formen einer Reifeprüfung, nur mit dem Unterschiede, daß 
der Eönigl. Kommissar selten zur Prüfung erschien, einfach deswegen, weil zu 
einer einigermaßen gründlichen Kontrolle auch dieser Prüfungen die nötige Zahl 
von Aufsichtsbeamten in den Zentralmittelbehörden durchaus fehlte. Da femer 
in der Presse, bei den Eltern diese Abschlußprüfung sehr lästig empfunden 
wurde, so hob man sie bald wieder auf. Jetzt gilt die Bestimmung des § 2: 
,;Dem Direktor bleibt es unbenommen, die Unterlagen noch durch Befragung und 
nötigenfalls auch durch schriftliche Arbeiten zu vervollständigen. Diese Er- 
gänzung der Unterlagen bildet bei der Yersetzung nach Obersekunda die 
Regel, von der nur in ganz zweifellosen Fällen abgesehen werden darf/' 
So ist denn damit auf den neunstufigen Anstalten ein besonderes Yersetzungs- 
examen so ziemlich verschwunden, höchstens werden einige Schüler mündlich 
geprüft; die schriftlichen Prüfungsarbeiten bilden nur „nötigenfalls'' eine Yer- 
voUständigung der Unterlagen; ebenso wird damit das sogenannte Einjährigen- 
Examen in Preußen und den norddeutschen Staaten, die ihm folgten, häufig gar 
nicht mehr abgehalten werden. In Preußen setzte man durch die Beseitigung 
dieses Examens auf den höheren Lehranstalten die sechsstufigen, die Pro- 
gymnasien, Realprogymnasien und Realschulen doch etwas in Yerlegenheit, 
eigentlich hob man sie zugleich; denn auf den neunstufigen Anstalten, da eine 
Einjährigen-Prüfung jetzt vielfach nicht stattfindet, kann man doch eher das 
„Einjährigen-Zeugnis" bloß „ersitzen" auf den sechsstufigen aber muß man es 
durch eine feierliche Prüfung, zu der häufig ein König! Kommissar erscheint, 
erwerben. So sah man sich genötigt, kurze „Bestimmungen über die Schluß- 
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prüfdngen an den seclisstnfigen höheren Schulen^ u. d. 29. Oktober 1901 zn 
erlassen. Zweck dieser Prüfang ist zwar zu ermitteln^ ob der Schüler die Reife für 
die Obersekunda der entsprechenden Yollanstalt erreicht hat^ aber doch sind 
die Formen der Reifeprüf ong eingeführt^ § 3: in betreff der Prüfungskommission 
gelten die Bestimmungen des § 8 der Reifeprüfung^ ja das Rheinische Proyinzial- 
schulkoUegium hat d. 26. Not. 1901 verfügt, daB 2^/2 Monate vor dem Schlüsse des 
Schuljahres ein Yerzeichnis der zur Prüfang in den obersten Klassen dieser sechs- 
stufigen Anstalten berechtigten Schüler mit einer kurzen Charakteristik derselben 
sowie unter Beifügung der Prädikate ihm eingereicht werde^ ebenso daß die schrift- 
lichen Prüfongsarbeiten (nicht die Aufgaben vorher) nach ihrer Vollendung ihm 
zugehen, denn der Eönigl. Kommissar will und muß sich natürlich vorher 
orientieren, ob und in welchen Fällen ein ,,Absehen von der Ergänzung der 
Unterlagen^' zulässig sei. Durch alle diese Dinge, das läßt sich nicht leugnen, 
erhalt die Abschlußprüfung an den sechstufigen Anstalten doch ein anderes 
Aussehen als die nur in das Belieben des Direktors gestellte Yersetzungsprüfong 
von UU nach OH an den neunstufigen Anstalten. Natürlich, manche einfache 
Versetzung von Unter- nach Obersekunda ohne Prüfang an höheren Lehranstalten 
mag schwieriger für die Schüler sein als eine formliche Abschlußprüfung an 
sechsstufigen Anstalten; aber schon die Art und Weise der Abschlußprüfang^ wie sie 
durch Einsendung der Prüfangsarbeiten, durch Anwesenheit eines Königl. Kom- 
missars u. a. vor sich geht; wirkt doch von vornherein etwas scb£rfer und ängstlicher 
auf junge Gemüter, als die andere primitive Art, auf Gymnasien sich den Be- 
rechtigungsschein zu erwerben. Indessen, wie die Schulen nun einmal organisiert 
waren, mußte man in Preußen diese Abschlußprüfung an den Nicht- Vollanstalten 
lassen. — Dem Beispiele Preußens schlössen sich d^ie meisten norddeutschen Staaten 
an; wo die Abschlußprüfung nach 1892 am Gymnasium eingeführt war, — in 
Anhalt-Dessau ist sie nie aufgenommen worden, auch nicht in Mecklenburg- 
Schwerin — ist sie wieder abgeschafft, so in Braunschweig und Oldenburgs 
wo sie nach preußischem Vorbild eine kurze Zeit lang bestand. 

Allgemeine Betrachtongon. 

Die Tatsache gibt doch zu denken^ daß man in Preußen und Nord- 
deutschland — dem Drängen des Publikums nachgebend — auf den höheren 
Anstalten diese Abschlußprüfang, weil sie gerade dem 15- bis 16 jährigen 
Alter so schädlich wäre, verschwinden, jedoch sie vielleicht nur etwas 
altere Schüler auf 6 stufigen Anstalten weiter durchmachen ließ, und daß 
diese Einjährigen - Prüfang in Süddeutschland auch auf 9- und 6 stufigen 
Schulen die Regel bildet. So kann man auch nicht behaupten ^ daß in 
Deutschland auf den höheren Schulen der Berechtigungsschein zur einjährigen 
Militärpflicht auf gleiche Weise erworben wird, dort mit, dort ohne Prüfung, 
dort leichter, dort schwieriger. Gleich ist nur durch ganz Deutschland das 
Äußere des Berechtigungsscheines mit den drei Rubriken: 1. Schulbesuch und 
Betragen; 2. Aufmerksamkeit und Fleiß; 3. Maß der erreichten Kenntnisse, 
wobei übrigens unter 1. recht disparate Dinge zusammengefaßt sind und leider 
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zusammen beurteilt werden müssen: der Schulbesuch ist oft Yon Zufallen ab- 
hängige das Betragen lediglich vom Willen; da man gern oft das Betragen 
„guif^, e^öblich" nennen möchte, aber ein guter, löblicher Schulbesuch ein Un- 
ding ist, muß das Ganze, gewöhnlich zum Schaden des Betragens, herab- 
gedrückt und meist gesagt werden: in befriedigender Weise oder ähnlich. — 

Will man die Frage, die allerdings eine kleine Doktorfrage ist, aufwerfen, 
ob die Versetzung besser mit oder ohne formliche Prüfung vor sich geht, so 
wird man sich doch auf die erstere Seite neigen^). Erstens der Lehrer 
und des Direktors wegen. Der letztere hat die Pflicht, sich yon dem, was 
Lehrer und Schüler zusammen geleistet haben, am Ende eines Schuljahres zu 
überzeugen, um sein, doch oft auch irregehendes Urteil richtig zu stellen, der 
Unterrichtende muß wünschen, daß auch sein über die Schüler abgegebenes 
Urteil geprüft werde, jeder, der es mit seinem Berufe ernst nimmt, muß das 
eigentlich wünschen. Zweitens aber ist auch der Schüler wegen die Ab- 
haltung solcher Prüfungen wünschenswert; wenn man gerade nicht phrasen- 
hafte Preßstimmen von der durch die Examina hervorgerufenen Nervosität 
zitieren will, (wahrlich in einigen Ländern, wo Jahr aus Jahr ein Versetzungs- 
prüfungen sind und die Jungens sie aushalten, wie z. B. im Königreich 
Sachsen, Württemberg, auch in Baden, müssen dieselben ganz besonders starke 
Nerven haben I) so wird das zu recht bestehen, was man in den österreichischen 
„Weisungen^^ S. 8 liest : „Zunächst ist es gerade für die tüchtigsten Schüler ein 
beachtenswertes Bedürfnis, durch eine Schlußleistung zu zeigen, was sie in 
ihrer bisherigen Klasse gewonnen haben; dann können bei einzelnen Schülern, 
bei welchen das Urteil im Laufe des Jahres schwankend blieb, die Leistungen 
in der Yersetzungsprüfung mit entscheidend in die Wagschale fallen.'^ 

Wo längere Zeit hindurch ohne jede Prüfung die Schüler versetzt werden, 
greift zu leicht der Schlendrian Platz: der Direktor gefällt sich in der Rolle 
eines vorzüglichen Anstaltsleiters, unter dessen Auspizien, sogar ohne 
Prüfungen, alles zum besten gedeiht; die weit größte Zahl der Oberlehrer er- 
teilt das Prädikat „genügend^^ fast allen Schülern und gefallt sich in der Rolle 
ausgezeichneter Pädagogen, welche in ihrer Beurteilung stets sicher sind und 
einer Kontrolle nicht bedürfen. Wird auf einer Anstalt jahrelang so weiter 
gewirtschaftet, so gehört sie dann oft zu jenen, auf welche bessere Nachbar- 
anstalten ihre durchgefallenen Schüler schicken. Zu bedauern ist es, daß die 
Abhaltung solcher Prüfung sehr häufig fast nur vom WUlen des Anstalts- 
leiters abhängig ist; warum soll nicht das Lehrerkollegium oder wenigstens 
die Klassenlehrer unter Vorsitz des Direktors zu beschließen haben, ob die 
Versetzungsprüfung, bez. die Einjährigen-Prüfung stattzufinden hat oder nicht? 
Zur Beurteilung, ob solche nötig sei oder nicht, sind sie kompetenter als der 
Anstaltsleiter, der ja sehr häufig im Unterricht die betreffenden Schüler gar 
nicht kennt. Am besten ist es ja in den Staaten, wo diese Prüfungen, auch die 



1) Yergl. Neues Eorrespondenzblatt für Württemberg 1897, wo sich Elett (S. 457) gegen. 
John (S. 417) für YerBetzungsprüfuiigen ansepricht. 
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Gegenstände und anderes dazu Notige yon oben festgelegt sind, hier ist deut- 
lich^ wie richtig der Ausspruch ist: ,^Das Gesetz nur kann uns Freiheit 
geben. ^^ Daß eine so wichtige Angelegenheit wie die Versetzung durch die 
Abhaltung oder Nichtabhaltung von Prüfungen nach dem Belieben eines 
einzelnen beeinflußt, geregelt, gefordert, gehemmt werden kann, ist eben 
nur durch das Eindringen des bureaukratischen Systems zu erklären; dieses 
aber ist hier deswegen gar nicht am Platze, weil der Anstaltsleiter, wie oben 
gesagt, fast nie oder selten die Verantwortung tragen kann; eher könnte man 
die Abhaltung der Reifeprüfong in sein Belieben stellen, weil er meist in 
Prima unterrichtet und die Schüler wenigstens kennt. 

D. Die Reifeprüfong.^) 

Von den herangezogenen Prüfongsordnungen ist wohl die älteste diejenige 
Österreichs, schon im Organisationsentwurf yon 1849 aufgeführt (abgedruckt 
in den Normalien Ton Ed. v. Marenzeller Bd. 1 § 78 — 88), jetzt durch die 
„Weisungen^' (zuletzt 1901) hier und da abgeändert. Die Ordnungen Badens 
finden wir bei Joos (Mittelschulen des Großherzogtums Baden 1898), es sind 
deren drei, die für die Gelehrtenschulen 1869, für die Realgymnasien 1887, für 
die Oberrealschulen 1895; die letztgenannte zeigt schon Beeinflussung durch die 
preußische yon 1892. Württembergs Ordnungen finden sich bei Fehleisen (Samm- 
lung der . . . Bestimmungen für . . . Württemberg, Stuttgart 1900). Bayern 
hat seine Prüfungsordnung in der kleinen Schulordnung für die humanistischen 
Gymnasien yon 1891; Sachsen hat ebenfalls seine Bestimmungen des Gesetzes 
yom 22. August und der Verordnung yom 7. Mai 1876 (v. Seydewitz, Codex 
des im Königreich Sachsen geltenden Kirchen- und Schulrechts) abgeändert, 
ygl. Bekanntmachung der Lehr- und Prüfungsordnung für die sächsischen Gym- 
nasien 1893 und für sächsische Realgymnasien 22. Dezember 1902, jetzt bei 
Kretzschmar S. 214 und S. 290. Eine ziemliche Verwandtschaft zeigt die 
Prüfungsordnung für Elsaß-Lothringen von 1894 (Allgemeine Vorschriften 
für die höheren Schulen, Straßburg 1895) mit denen des Großherzogtums 
Hessen: für die hessischen Gymnasien und Realgymnasien vom 18. Januar 
1893, für die hessischen Oberrealschulen yom 4. September 1901. — Die nord- 
deutschen Länder haben sich zum Teil wörtlich an das preußische Reglement 
yon 1892 angeschlossen, bieten aber oft absichtliche Abweichungen; die Ord- 
nungen sind meist in Regierungsblättern und offiziellen Anzeigern erschienen, 
hier und da auch nur als amtliche Drucksachen, so in Braunschweig 1893 
(jetzt yom 26. Jan. 1903), Hamburg für Gymnasien 1892, für Realgynmasien und 
Oberrealschulen 1898, Mecklenburg-Schwerin 1894, Mecklenburg-Strelitz 



1) Der Abschnitt über die Beifeprüfang erschien 1908 in den .Neuen Jahrbüchern", 
Xn. Band, 2. Heft; mehrere Änderungen und Zns&tze sind aber jetzt hinzugekommen. — 
Übrigens hat die Abhandlung über die Dienstinstruktionen wie vor allem die über die Reife- 
prüfung eine sehr eingehende und anerkennende Besprechung gefanden durch Viereck in 
Bethwischs Jahresberichten 1902 S. 51—52 und 1908 S. 48-52. 
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1893, Oldenburg 1896, Renß jüngere Linie (Regulativ für das fürstliclie 
Gymnasium in Gera 1883 und Änderungen des Regulativs für das fürstliche 
Gymnasium in Gera, Gera 1896), Reuß ä. L. (Revidierte Prüfungsordnung für 
das städtische Gymnasium zu Greiz 1884). Damit sind wir schon zu denjenigen 
Staaten gekommen, welche Prüfungen von einem preußischen Kommissar ab- 
halten lassen auf Grund des preußischen Reglements von 1892, wohl bald auch 
des neuesten von 1901; so Sachsen-Altenburg, Schwarzburg-Rudolstadt, 
die fürstlich Lippi sehen Anstalten. Was die anderen sächsischen Staaten an- 
betrifit, so ist eine neue Ordnung der Reifeprüfung an den Gymnasien und 
Realgymnasien des Großherzogtums Sachsen-Weimar ganz kürzlich, 13. Juli 
1908, veröffentlicht; sie zeigt in der Kompensation z. B. wesentliche Abweichungen 
von Preußen. Sachsen-Meiningen hat eine Ordnung vom 23. Februar 1888, 
welche vielfach der preußischen ähnelt, aber von ihr auch abweicht. Die 
Prüfungsordnung von Anhalt-Dessau beruht auf der Preußens von 1892, ist 
aber schon nach dem Reglement von 1901 ergänzt, vgl. Krüger S. 437 ff. Bremen 
hat ebenfalls die Wandlung nach dem neuesten preußischen Reglement von 1901 
mitgemacht, vgl. Ordnung der Reifeprüfung an den neunstufigen höheren Schulen 
im Bremischen Staate 1902, allerdings auch mit wesentlichen Modifi- 
kationen. Betreffs der preußischen Reglements 1892 und 1901 ist oft auf die 
alten Prüfungsordnungen von 1812, 1834, 1859, 1882 zurückgegriffen worden. 
Die Schrift von Max Nath, Lehrpläne und Prüfungsordnungen im höheren 
Schulwesen Preußens seit Einführung des Abiturientenexamens, Berlin 1900, gibt 
zwar nur einen trefflichen Überblick über die sachlichen Anforderungen, bol 
aber sonst vorzügliche literarische Nachweise. 

Für die Reifeprüfung ist atich wichtig das Abkommen, welches die deut- 
schen Staaten 1874 über die gegenseitige Anerkennung der Gymnasialzeugnisse 
abgeschlossen, und das 1889 durch ein ähnliches ergänzt wurde. Freilich dürftig 
ist hier die Übereinstimmung; und wir werden obendrein sehen, daß die Staaten 
in ihren Schulordnungen doch mehrfach gegen dasselbe verstoßen. Was nützt 
es, wenn man sich einigt, daß im Deutschen, Lateinischen, Griechischen, Fran- 
zösischen, in der Mathematik und Geschichte geprüft werden soll, daß die 
schriftliche Prüfung mindestens umfassen soU einen deutschen Aufsatz, eine 
lateinische Arbeit und die Lösung mathematischer Aufgaben, und daß aus- 
nahmsweise eine Kompensation zulässig ist? Es kommt doch nicht bloß auf 
das Was? sondern auch auf das Wie? an. Und über das letztere ist, abgesehen 
von der Kompensation, gar nichts gesagt. Wie fest umschließt der österreichische 
Organisationsentwurf von 1849 nun schon über 50 Jahre lang so verschieden- 
artige, verschiedensprachliche Länder wie die Österreichs (Ungarn natürlich aus- 
genommen)! Wie soll dort die Reifeprüfung in Galizien, Kärnten, Niederösterreich, 
in den Küstenländern in derselben Weise vor sich gehen in bezug auf Zulassung, 
Dispensation, Beurteilung der Prüflinge! Und wenn man ca. 25 Meilen nördlich 
von der Reichshauptstadt Berlin geht, so werden dort Abiturienten zum münd- 
lichen Examen zugelassen, auch wenn sie sämtliche schriftliche Prüfungsarbeiten 
„ungenügend^^ geschrieben haben, während ungefähr 25 Meilen südlich von Berlin 
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die Bestimmang gilt; daß schon zwei ungenügende Prädikate in den schriflliclien 
Arbeiten die Fortsetzung des Examens ansscliließen. Bei aller Büeksiclitnahme 
auf berechtigte oder unberechtigte^ historisch gewordene Eigentümlichkeiten^ ist 
es wirklich segensreich^ wenn unsere deutsche Jugend, abgesehen übrigens auch 
Yon später festzustellenden quantitativen Unterschieden, qualitativ in ihrer 
akademischen Vorbildung so auseinandergeht? InDeutschland gibt es, gerade infolge 
der Kleinstaaterei, so mannigfaltige, dabei höchst schätzenswerte pädagogische 
Schuleinrichtungen und Schulgesetze, daß ein jeder Staat vielerlei von seinem 
Nachbar lernen könnte, wenn er nur über seinen Zaun sehen wollte. Hat man 
z. B. in Bayern bei der Abfassung der Schulordnung von 1891 Bücksicht ge- 
nommen auf das preußische Abiturientenprüfangsreglement von 1882? Oder bei 
uns 1892 auf das bayerische von 1874? Natürlich haben die kleineren nord- 
deutschen Staaten, wohl mehr der Not gehorchend als dem eigenen Trieb, seit 
einem Jahrzehnt an das preußische Beglement von 1892 sich angelehnt, aber 
die größeren Staaten (schon Hessen) stehen unbeeinflußt voneinander getrennt 
dal Wenn öfter Prüfungsreglements entstanden sind, es sind einfach nicht allzu- 
bedeutende Modifikationen der eigenen, oft viele, sehr viele Jahre vorher abgefaßten 
Ordnungen. — Wie übrigens verlautet, soll demnächst ein neues Beichsschul- 
abkommen über die Beifeprüfang u. a. abgeschlossen werden. 

Zweck der Pröfong. ^ 

Wenn man auf den Zweck der Prüfung sieht, wird man leicht zwei größere 
Gruppen von Staaten unterscheiden. Die eine läßt das Ziel der Prüfung durch- 
aus innerhalb der Schule bleiben, die andere sieht es außerhalb derselben, 
um von der letzteren auszugehen, so steht hier Österreich in seinen jüngsten 
„Weisungen" von 1901 in einer Linie mit den alteren Bestimmungen Württem- 
bergs vom 19. Juni 1873 (Pehleisen S. 95flF.), Sachsens vom 22. August 1876, 
bezw. 29. Januar 1877, Badens von 1869, Bayerns von 1891, Hamburgs vom 
29. November 1892 und Sachsen-Meiningens § 2. In den „Weisungen" S. 19flf. 
liest man unter Nr. 1: „Die Notwendigkeit der Maturitätsprüfungen" eine aus- 
führliche Begründung dieser Examina; u. a. heißt es darin, der Staat habe 
sich darüber Sicherheit zu verschaffen, daß der Hauptstamm der ordentlichen 
Hörer der Universität die erforderliche Vorbildung und eine gewisse Ent- 
wickelung des wissenschaftlichen Sinnes schon zur Universität mitbringe; der 
Zweck dieser Prüfung ist also die Ermittelung, ob der Prüfling die Universität 
mit Verständnis besuchen kann oder nicht, wie es schon im 0. E. (vgl. Nor- 
malien 1 S. LVI) § 78 lautet: „die Berechtigung zum Besuche einer Universität, 
zum theologischen, juridischen, medizinischen oder philosophischen Studium ist 
für denjenigen, der daselbst als ordentlicher Hörer immatrikuliert werden wiU, 
mag er das Gymnasialstudium öffentlich oder privat absolviert haben, von dem 
Bestehen einer Maturitätsprüfung abhängig^^ So schon in dem 0. E. von 1849, 
auf dem man also noch heute fußt. 

In dieser unmittelbaren Vorbereitung auf Universitätsstudien erblicken aber 

auch die anderen oben genannten Staaten das Ziel der Maturitätsprüfang. So 

9» 
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heißt es für Baden §59 Joos S. 119: ^^ie Abitur ientenprüfimg; der sich nach 
Vollendung des Gymnasialknrsus diejenigen Schüler zu unterziehen haben, welche 
auf die Universität, bezw. auf das Polytechnikum überzugehen und eine spätere 
Staatsprüfung in denjenigen Berufsfachem zu machen beabsichtigen, für welche 
der Besuch einer Hochschule vorgeschrieben ist, soll ermitteln, ob die Abiturienten 
die Reife erlangt haben, welche eine unerläßliche Vorbedingung für eine firucht- 
bare Betreibung akademischer Studien bildet" Kürzer im Königreich Sachsen^) 
§ 86: „Aufgabe des Gymnasiums ist, zum selbständigen Studium der Wissen- 
schafken durch allseitige humanistische, insbesondere altklassische Bildung in 
formeller und materieller Beziehung vorzubereiten. § 43: Die Realschulen I. Ord- 
nung haben, wie die Gymnasien, die Aufgabe, die männliche Jugend zu einer 
allgemeinen höheren Bildung zu fQhren, sie gründen aber dieselbe vorzugsweise 
auf Unterricht in den modernen Sprachen, sowie auf Mathematik und Natur- 
wissenschaften." Es erscheint somit bei den Realschulen I. Ordnung (Real- 
gymnasien) als Zweck nicht wie bei den Gymnasien irgend ein Studium, sondern 
eine „allgemeine höhere Bildung^', aber § 47 des Gesetzes besagt, ähnlich wie 
§ 42 ftir die Gymnasien: „Das in dieser Prüfung (Reifeprüfung an den Real- 
schulen I. Ordnung) erworbene Zeugnis der Reife gewährt das Recht zu Studien 
an allen höheren Fachschulen des Landes und zum Besuche der Universität, 
um daselbst Mathematik und Naturwissenschaften, sowie Pädagogik in Verbindung 
mit modernen Sprachen zu studieren.^' Warum ist dies nicht auch in § 43 als 
Zweck der Realschulen I. Ordnung angegeben, wie bei den Gymnasien § 36 
,Studium der Wissenschaften'^ im allgemeinen? Wie dem aber auch sein mag, 
beide Anstalten wollen mit der Maturitätsprüfung die Reife für die Studien 
feststellen. 

Klar sagt das auch § 1 in Württemberg (Pehleisen S. 97). Durch die 
Prüfung soU ermittelt werden, ob der Geprüfte diejenige Geistesbildung erlangt 
hat, welche ihn zu akademischen Studien befähigt; dies steht in einer Verfügung 
des Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens, betr. Einführung einer Maturi- 
tätsprüfung an den Gymnasien und an dem Realgymnasium zu Stuttgart. 
In Bayern ist in der Schulordnung für die humanistischen Gymnasien (IV. 
„Gymnasialabsolutorium'^ § 32) zwar kein bestimmter Zweck dieser Prüfung an- 
gegeben, etwa eine „allgemeine höhere Bildung^' oder ein Universitätsstudium, 
aber unter § 1 liest man: „die humanistischen Gymnasien haben den Zweck, 
die männliche Jugend auf der Grundlage höherer allgemeiner Bildung zu selb- 
ständigem Studium vorzubereiten und zu religiös-sittlicher Tüchtigkeit zu er- 
ziehen'^ Und wenn das Reifezeugnis „ein Zeugnis über die Absolvierung des 
humanistischen Gymnasiums'^ ist (§ 32), so legt es eben Kenntnis davon ab, ob 
der Schüler im Sinne von § 1 das Gymnasium absolviert hat. An diese Reihe 
schließt sich noch Hamburg 1892 an; hier lautet § 1 der Prüfungsordnung für 
die Gymnasien: „Zweck der Prüfung ist, die Reife für die akademischen 
Studien bei den nach Vollendung des Schulkursus abgehenden Schülern zu er- 



1} Nach dem Gesetz von 1876, ygl. aber § 65 der Bestimmmigen von 1898. 
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mittein/' — Wohl gemerkt, die hamburgisclien Ordnnngen für Realgymnasien 
und Oberrealschnlen vom Jahre 1898 geben akademische Studien als Zweck 
nicht an, sondern: „zu ermitteln, ob der Schüler die Lehraufgaben der Anstalt 
sich angeeignet hat."" 

Auch in Preußen war natürlich die Erforschung der üniversitätsreife der 
ursprüngliche Zweck der Früfong, so vor allem 1812, obgleich damals auch 
Durchgefallene (mit Nr. III) die UniTersität besuchen durften. Ebenso 1884 
§ 2: „Der Zweck dieser Prüfung ist, auszumitteln, ob der Abiturient den Grad 
der Schulbildung erlangt hat, welcher erforderlich ist, um sich mit Nutzen und 
Erfolg dem Studium eines besonderen wissenschaftlichen Fachs widmen zu 
können/^ Der Zweck der Prüfung auf den Realschulen war § 1: zu ermitteln 
ob die Abiturienten diejenige Reife erlangt haben, welche die Bedingung der 
den Realschulen verliehenen Berechtigungen ist^'; d. L also auch Studien, zum 
Teil natürlich auf polytechnischen Hochschulen. Das Ziel von 1834 blieb un- 
yerändert bis 1882, wo es heißt § 1: „. . . zu ermitteln, ob der Schüler das- 
jenige Maß der Schulbildung erlangt hat, welches Ziel des Gymnasiums ist^^. 
Dann wurde 1892 als Zweck der Prüfung bekanntlich angegeben in § 1: „. . . zu 
ermitteln, ob der Schüler die Lehraufgabe der Prima sich angeeignet hat." 
Dieser Fassung schlössen sich kleine deutsche Staaten im Norden sofort an, so 
Anhalt-Dessau 1892, Braunschweig 1893. Anderen schien jedoch dieser Zweck 
zu eng zu sein, und man behielt, obwohl man sonst die preußische Ordnung 
von 1892, z. B. in der Teilbefireiung von der mündlichen Prüfung, vielfach an- 
nahm, die preußische Formel von 1882 bei, hier und da mit unbedeutenden 
redaktionellen Änderungen; so Hessen für Gymnasien und Realgymnasien^), 
Mecklenburg-Schwerin und -Strelitz, Elsaß-Lothringen, Oldenburg, Reuß j. L. § 44. 

Die neueste Fassung von 1901 in Preußen hat das Primanerpensum faUen 
lassen und ähnelt wieder der Form von 1882: „Zweck der Reifeprüfung ist, 
zu ermitteln, ob der Schüler dasjenige Maß der Schulbildung erlangt hat, 
welches den in den Lehrplänen und Lehraufgaben für die höheren Schulen ge- 
stellten Zielforderungen des Gymnasiums, des Realgymnasiums oder der Ober- 
realschule entspricht." Aufgenommen, aber in verkürzter Form, hat dies die 
jüngste Ordnung Bremens vom 10. Mai 1902: „. . . zu ermitteln, ob der 
Schüler das Lehrziel der von ihm besuchten höheren Schule gemäß dem 
geltenden Lehrplane erreicht hat" ; und das ist wohl auch der Sinn der in ihrer 
Fassung nicht ganz klaren sächsischen Bestimmungen : „ob ein Schüler die Lehr- 
ziele der Oberprima eines Gymnasiums (Realgymnasiums) . . . erreicht hat" 
Man ideiitifiziert hier doch wohl die Lehrziele (nicht Lehraufgaben oder Lehr- 
pen sa) der Oberprima als der Abschlußklasse mit den Lehrzielen des Gym- 
nasiums überhaupt. Anhalt -Dessau hat zwar sich an die neueste preußische 
Prüfungsordnung am 1 November 1902 (vgl. Krüger S. 437) angeschlossen, 
aber als Zweck der Reifeprüfung Aneignung der Lehraufgabe der Prima bei- 

*) Dagegen iet Zweck der Prüfung fBr die heBBischen Oberrealßchulen die Ermittelung, 
ob der Schüler sich das Pensum der Prima angeeignet hat. 
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behalten. Soweit mir bekannt^ planen andere Staaten in Norddeutschland ge- 
mäß der jüngsten preußischen Prüfungsordnung eine Abänderung; ob sie den 
alten § 1 von 1892 auch abändern werden, bleibt abzuwarten. 

Es ist ja bekannt; aus welchen Gh*ünden man in Preußen 1892 zu der 
obigen Fassung kam: es war eben einerseits ein Verzicht auf das bis zu diesem 
Zeitpunkte vorschwebende Ideal des Gymnasiums als einer Gelehrtenschule, 
einer unmittelbaren Vorbereitung für die Universität, anderseits eine Erweite- 
rung, einige haben gesagt, Verflachung, Abschwächung derselben zu einer all- 
gemeinen Bildungsstätte für alle, welche, wie die sächsische Bestimmung von 
1877 für die Realgymnasien lautet, „eine allgemeine höhere Bildung^' erwerben 
wollen. Aber wenn es so scheint, als hätte man eine gewisse Scheu getragen, 
dies offen auszusprechen, so konnte man eine unglücklichere Fassung nicht 
wählen als die Worte: „Lehraufgabe der Prima'^ Abgesehen davon, daß 
die Lehraufgabe der Prima doch ohne die Pensa der früheren Klassen gar 
nicht zu denken ist, daß z. B. „grobe grammatische Unsicherheit^^, welche beim 
Übersetzen nach § 3, 8 1892 von dem Prüfling zu vermeiden sei, doch aus 
dem Lemziel der Prima sich nicht herleiten läßt, sondern aus dem der unteren 
und mittleren Klassen^ so steht auch dieser angegebene Zweck im Widerspruch 
mit dem, was wir 1892 § 5 unter „Meldung und Zulassung zur Prüfung^^ 
lesen : „. . . festgestellt, ob diese Schüler nach ihren Leistungen und nach ihrer 
sittlichen Haltung als den Zielforderungen des Gymnasiums entsprechend 
anzuerkennen sind''. Hier ist also von Zielforderungen des Gymnasiums, d. h. 
der ganzen Anstalt, der ganzen Schulzeit die Rede. 

Es war wirklich ein geringer Maßstab, der da angelegt wurde, und so 
wurde denn jüngst (1901) mit Recht der Zweck der Reifeprüfung in die oben 
erwähnte Fassung gebracht. Diese zieht, ähnlich wie die von 1882, wenigstens 
die in den Lehrplänen und Lehraufgaben für die höheren Schulen gestellten 
Zielforderungen in Betracht, also auch manches, was gerade nicht in Prima 
gelehrt wurde. Zwar werden naturgemäß in der mündlichen Prüfung meist 
solche Gebiete berührt werden, die in Prima behandelt sind, aber „die Bekannt- 
schaft mit den am häufigsten vorkommenden Versmaßen, einige Gebiete der 
Geschichte'' und anderes Verlangte fließt doch nicht bloß aus dem in Prima 
Gelernten. ^) So ist denn jetzt die preußische Reifeprüfung nicht bloß ein Ab- 
fragen des Phmanerpensums, sondern eine Prüfung, die mehr oder weniger die 
ganze Schulzeit ansieht oder wenigstens ansehen kann; dies geht u. a. ans 
§ 11, 3 hervor, wo es bei der Eompensationsmöglichkeit verboten wird, ,pu.clit 
genügende Leistungen'' zum Ausgleich zu stellen, welche „unter das Maß hinab- 
gehen, welches für den Eintritt in Prima zu fordern ist". 

Indessen einige der oben erwähnten deutschen Staaten, die sich noch eng 

^) Wie hier Maß zu halten ist, darüber spricht sich sehr treffend schon das Zirlralax^ 
reskript vom 24. Oktober 1837 ans, wenn es dagegen Yerwahnmg einlegt, daß über alles 
in 10 Jahren historisch Erlernte in wenigen Standen Bechenschafl; gegeben werden BÖWe, 
wohl aber verlangt, daß die Qesamtbildnng festgestellt werde. 
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an die Ordnung von 1892 anscliließen^ sind in dieser^ gelinde gesagt^ ein- 
seitigen Auffassnng der Reifeprüfung stecken geblieben. 

Eigentümlicli ist es auch für die neueste Prüfungsordnung in Preußen, 
daß man eigentlich keinen Zweck des Maturums angegeben hat; denn daß 
diese Prüfung feststellen soll, ob der Schüler dasjenige Maß der Schulbildung 
erlangt hat, welches den Lehrplänen entspricht, ist eigentlich sehr selbstver- 
ständlich; es klingt ebenso, als wenn man als Zweck einer Yersetzungs- 
prüfung von Untersekunda nach Obersekunda fixieren wollte: zu ermitteln, 
„ob der Schüler dasjenige Maß Ton Kenntnissen sich erworben hat, welches 
den in den Lehraufgaben und Lehrplänen für die ü II gestellten Zielforderungen 
entspricht^^ 

So hatten wir also recht, dünkt mich, jene obigen zwei Gh-uppen von 
Staaten aufzustellen. Die erste Gruppe: Österreich, Bayern, Baden (Gymnasien 
und Realgymnasien), Württemberg, Hamburg (Gymnasien) hat noch ein positives 
Ziel der Reifeprüfung, das über die Schule hinausweist: Universitätsstudium; 
die Staaten der zweiten Gruppe, innerhalb deren man wieder zwei kleinere 
Bezirke unterscheiden kann, haben ein solches nicht mehr, wenigstens haben 
sie es nicht genannt, und innerhalb dieser Gruppe scheint mir der Kreis am 
wenigsten tief diese Prüfung aufzufassen, welcher sie nach dem preußischen 
Vorgänge des Jahres 1892 zu einem Primanerexamen oder zu einer reinen Ab- 
schlußprüfung nach absolvierter Prima herabdrückt. Diese Tatsache mag fest- 
gestellt werden. Manche werden sich darüber lobend aussprechen und mit 
Reth wisch ^), der, ohne auf einzelne Paragraphen einzugehen, ganz im allgemeinen 
darüber handelt, etwas Volkstümliches darin erblicken, wenn so die höhere 
Schule und ihr letzter Zweck nicht bloß auf irgendwelche „Studien" hinarbeitet ; 
andere werden es beklagen, daß das Gymnasium nicht mehr ausschließlich Vor- 
schule für die Universität ist oder als solche staatlich aufgefaßt wird. Eigen- 
artig freilich bleibt es, daß man in Deutschland vielfach von dem alten, histo- 
risch ererbten Ziel abgesehen, aber ein neues noch nicht gefunden hat. Es 
entspricht dies eben auch den „Bildungswirren" der Gegenwart. 

Doch, wird man mit Recht meinen, ein solches Ziel, in Worte eines Para- 
graphen gefaßt, sind Worte! Es kommt auf die Prüfung selbst an, es kommt 
darauf an, was hier in sittlicher und wissenschaftlicher Hinsicht von den Prüf- 
lingen' verlangt wird. Ehe wir aber dazu übergehen, müssen wir die Art der 
Zusammensetzung der „Abiturientenprüfungskommissionen" betrachten. 

^ Ziisammensetsung der Prüfangskomnüssion. 

^ Uns in Preußen erscheint es sehr selbstverständlich, daß außer dem An- 

staltsleiter nur diejenigen Lehrer zu der Kommission gehören, „welche in der 

, ^ obersten Klasse mit dem Unterrichte in den wissenschaftlichen Lehrfächern 

betraut sind", wie jetzt 1901 die Formel lautet. So lautete sie auch schon 
1882, das gleiche besagte 1834 § 5 : „. . . Prüfungskommission, welche besteht 

^) Rethwisch, Dentecblands höheres SchulweBon im XIX. Jahrh. Berlin, Gärtner 1898. 
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aus a) dem Rektor oder Direktor — b) den Lehrern des Gymnasiums, welche 
den Unterricht in der obersten Klasse besorgen . ". Größere Ausdehnung 
gab aber der Kommission auffallenderweise die dazwischen liegende Ordnung 
für die Realschulen I. 0. von 1859, wo § 3 besagt: „Die Prüfungskommission 
besteht aus . . . dem Direktor und den etatsmäBigen Oberlehrern der Anstalt, 
sofern diese in Prima wissenschaftlichen Unterricht erteilen. Die außer diesen 
in Prima in wissenschaftlichen Gegenständen unterrichtenden ordentlichen 
Lehrer sind auf die Zeit ihrer Beschäftigung Mitglieder der Kommission/^ 
Möglicherweise war die Prima damals noch selten in Unter- und Oberprima, 
getrennt^), aber dem Wortlaute nach bildeten auch die Lehrer der Unterprima, 
wo eine solche später bestand, einen festen Bestandteil der Kommission, ja nach 
dem ältesten Prüfungsreglement von 1812 § 8 konnte dieser Bestandteil auf 
Grund der deutungsföhigen Worte: „besteht aus dem Rektor oder Direktor und 
sämtlichen oberen Lehrern der Anstalt^', noch vergrößert worden; ob es der 
Fall war, wird sich jetzt schwer ausmachen lassen. Jedenfalls sind augenblick- 
lich seit 1882 in Preußen nur die in Ol unterrichtenden Lehrer Mitglieder. 
Nebenbei sei bemerkt, daß natürlich aus der Ortsschulbehörde, aus irgend einem 
Kuratorium stimmberechtigte Mitglieder entsendet werden können. Die preußische 
Einrichtung besteht denn auch in Anhalt-Dessau, Bremen, Elsaß-Loth- 
ringen (§ 10: „. . . dem Direktor des Gymnasiums und den Lehrern der wissen- 
schaftUchen Unterrichtsgegenstände der Oberprima^^^), Hamburg, Hessen^ 
Mecklenburg-Schwerin und -Strelitz, Oldenburg, Sachsen-Meiningen, 
Reuß j. L. u. a. — In Braunschweig gehörten nach der Ordnung y. 1893 
dazu auch die Lehrer der Unterprima, § 3: „. . . und denjenigen Lehrern, 
welche in der Prima mit dem Unterrichte in den lehrplanmäßigen wissen- 
schaftlichen Fächern betraut sind". Oft freilich wird der Unterricht in U I und 
I in derselben Hand liegen. 

Auch im Königreich Sachsen ist die Mitgliedschaft ausgedehnt auf 
die Lehrer der Unterprima, § 59 für Gymnasien und § 60 der neuesten Ordnung 
Yom Dezember 1902 für Realgymnasien: „. . . dem Rektor der Schule und 
den mit wissenschaftlichem Unterricht in beiden Primen beschäftigten Mit- 
gliedern des Lehrerkollegiums". Die größten Rechte aber von allen Lehrern 
an höheren Schulen haben die Lehrer der beiden Fürstenschulen zu Meißen 
und zu Grimma nach § 59: „An den beiden Pürstenschulen bewendet es bei 



1) Der Lehrplan der Realschule I. 0. bei Wiese I 70 zeigt nur eine Prima, später wird 
sich wohl überall die Trennung als notwendig herausgestellt haben. 

2) So der Wortlaut in Elsaß-Lothringen für die mündliche Prüfung in § 10, wo von 
Lehrern der Oberprima die Bede ist; in § 9, 2 heißt es: der Direktor hat die Arbeiten 
bei den Lehrern der Prima in Umlauf zu setzen. Existiert hier eine kleinere Kommission 
für die mündliche, eine größere für die schriftliche? Ähnlich muß betr. Hessens gefiragt 
werden: nach § 2 gehören nur die in der obersten Klasse unterrichtenden Lehrer zur Kom- 
mission, nach § 8: „die Direktion legt den wissenschaftlichen Lehrern der Prima (also auch 
Unterprima) die Arbeiten zur Einsicht vor". Möglicherweise sind dies nur ungenaue Aus- 
drücke. 
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dem Herkommen^ nach welchem sämtliche ständige wissenschaftliche 
Lehrer Mitglieder der Prüfungskommission sind/^^) 

Was die süddeutschen Staaten anbetrifft;; so stimmt Baden mit Württem- 
berg und auch mit Preußen und vielen norddeutschen Staaten überein. In 
Baden nach § 61 (Gelehrtenschalen), § 21 (Realgymnasien) , § 18 (Oberreal- 
schulen) sind der Direktor und die wissenschaftlichen Lehrer der obersten 
Klasse (des obersten Jahreskursus) Mitglieder, gerade so in Württemberg 
nach § 3 der Instr. von 1873: besteht aus dem ^^Bektor des Gymnasiums (Real- 
gymnasiums) und den wissenschaftlichen Hauptlehrern, welche den obligatori- 
schen Unterricht an der obersten Klasse erteilen; nach Bedürfais können auch 
andere Hauptlehrer der oberen Klassen beigezogen werden'^, nach Bedürfiiis, 
d. h., wie mir yersichert wird, nicht bloß in Krankheits- und Behinderungs- 
fallen der Lehrer der L Und hieran, also auch an Preußen, schließt 
sich Österreich an, wo außer dem Direktor nur noch die Lehrer den Kreis 
der Kommission bilden, welche Lateinisch, Griechisch, die Unterrichtssprache, 
Geschichte, Geographie, Mathematik, Physik in der YHI. Klasse unterrichten 
CWeisungen" S. 30). 2) 

In Bayern gehören zur Kommission (§ 32, 2) außer dem Rektor „die je- 
weiligen Ordinarien der vier obersten Klassen^) und diejenigen Lehrer, 
welche in der Oberklasse wahrend des Schuljahres Lehrfächer, die Prüfungs- 
gegenstande bilden, unterrichten". Alle diese dürfen auch Fragen an die Prüf- 
linge richten nach § 36, 6. — Das ist also eine bunte Musterkarte von Prüfungs- 
kommissionen! 

Man kann sich vorstellen, daß, wenn nun die Prüfungsarbeiten in Umlauf 
gesetzt werden, die Beurteilung derselben recht verschieden ist, je nachdem 
nur ältere Oberlehrer , oder ältere mit jüngeren zusammen die Einsicht in die- 
selben erhalten; ebenso müssen später in der mündlichen Prüfung die Ant- 
worten der Abiturienten anders beurteilt werden, wenn fortgesetzt nur ältere 
Oberlehrer Kommissionsmitglieder sind, oder auch jüngere mit hineinzureden 
haben. Im allgemeinen müssen Kommissionen mit größerer Mitgliederzahl 
strenger kritisieren, es sind eben zu viel Argusaugen da zum Sehen; auch 
schützen solche weiteren Kreise vor einem gewissen Nachlassen und Einrosten, 
von welchem diejenigen leicht betroffen werden, die ununterbrochen zehn, fünf- 
zehn Jahre lang dasselbe Pensum, auch das der Oberprima, zu dozieren haben. 
Andererseits ist es schwerlich recht, daß jüngere Kräfte ohne die nötige Er- 
fahrung in Prima ein Urteil über Schüler abgeben, welche sie früher einmal 

1) Falls alle diese Lehrer, welche doch nicht alle in I Unterricht erteilen können, 
anch Stimmrecht haben, was angenommen werden muß, so widerspricht dies dem § 8 der 
deutschen Abiturientenkonvention. Freilich ist zu beachten, daß die Fürstenschulen weniger 
Klassen (nur Untertertia bis Oberprima) und somit auch weniger Lehrer haben. 

«) Jetzt, seit dem Ministerialerlaß vom 8. Juni 1899 haben samtliche Lehrer der 
obersten Klasse der Prüfung beizuwohnen. 

•) Diese vier Ordinarien haben, wie mir versichert wird, Stimmrecht, auch wenn sie 
nicht in I Unterricht erteilen. Diw verstößt gegen § 8 der deutschen Abiturienten- 
konvention. 
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gekannt haben^ deren innere Entwickelang aber jetzt sich anders« gestaltet bat. 
Werden nicbt die wirklieben Abiturientenlebrer mitunter (leider) recbt empfind- 
lich sein; wenn alle Mitglieder des Eollegiums auch über sie als Lehrer^ als 
,,Mitarbeiter'' an diesen Prüfungserzeugnissen zu Gericht sitzen? Sollte man 
die Prüfungskommission Tor einer gewissen Einseitigkeit und Stagnation 
schützen wollen^ so wäre wohl die Erweiterung derselben auf sämtliche Lehrer^ 
wie in Sachsen bei den Fürstenschulen (deren Lehrerkollegien wegen der ge- 
ringeren Klassenzahl weit kleiner sind) kaum zu empfehlen^ der ganze Apparat 
würde auch zu schwerfällig sein. Aber der mittlere Weg — Hinzuziehung 
von einigen anderen Oberlehrern, z. B. der Ordinarien der oberen Elassen, wie 
in Bayern — scheint zur Belebung recht angängig zu sein, wie dies wenigstens 
für die schriftliche Prüfung anderwärts auch tatsächlich stattfindet (s. unter: 
Beurteilung der schriftlichen Arbeiten). Das Beste bleibt natürlich ein 
häufigerer Wechsel, vielleicht aller drei bis fünf Jahre, der Kommissionsglieder, 
beziehentlich ein Ausschalten eines Teiles derselben. Dies freilich setzt wieder 
einen Wechsel in der Verteilung der Unterrichtsfächer voraus, bez. ein Auf- 
steigen der Ordinarien oder einzelner Fachlehrer mit ihren Schülern innerhalb 
bestimmter Elassengruppen, was in manchen Staaten wirklich geschieht^). 

Wo Jahr aus, Jahr ein dieselben Lehrer der Oberprima in der Reife- 
prüfung dieselben Lehrföcher prüfen, da stellen sich für Lehrer, wie für 
Schüler leicht verhängnisvolle Zustände ein, von denen Schablone und Ein- 
seitigkeit nur die allerkleinsten sind. 

Und endlich noch ein Vorschlag, um einen Wechsel der Prüfungskommis- 
sionen zu ermöglichen: wäre es nicht zum mindesten interessant, wenn die 
Abiturienten einer Anstalt zur Prüfung, auch schon zur schriftlichen, an die 
Prüfungskommission einer benachbarten höheren Schule abgegeben würden, 
wenn also, um für mich naheliegende Beispiele zu nehmen, die Abiturienten des 
Eönigl. Friedrich Wilhelms-Gymnasiums zu Berlin der Kommission des Joachims- 
thalschen Gymnasiums, die Schüler des letzteren der des städtischen Friedriche- 
Gymnasiums, die Abiturienten des Königl. Kaiser Wilhelms -Bealgymnasiums 
der Kommission auf dem Luisenstädtischen Realgymnasium hierselbst über- 
liefert wüurden? „Ein novum atque inauditum^^, höre ich den Chor der Amts- 
genossen einwenden; wo bliebe da die genaue Erforschung der Persönlichkeit 
der Individualität, das liebevolle Eingehen auf so viel Einzelheiten, die erst ein 
objektives Urteil überhaupt möglich machen ?^^ — Schön, aber alle diese Pak- 
toren spielen bei der 4, 5 Jahre darauf stattfindenden Staatsprüfung nur eine 
untergeordnete Rolle, wie sie überhaupt bei erwachsenen Prüflingen, wozu 
doch Abiturienten gehören, nicht allzusehr berücksichtigt werden sollten, wie 
auch tatsächlich die sogenannten „Extraneer^^ deshalb um so viel ungünstiger 
stehen. Und vor allen Dingen: ein solches Novum ist der Vorschlag nicht, es 
gibt auch in dieser Hinsicht nicht» JSTeues unter der Sonne, man lese § 4a in 
Elsaß-Lothringen: „Der Oberschulrat ist befugt, zur Reifeprüfung an- 

1) S. oben S. 76—77. 
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gemeldete Schüler ansnahmsweiBe einem andern als dem yon ihnen besuchten 
Gymnasium zur Prüfong zu überweisen.^ Es wird dies hier als ein Aus- 
nahmefall hingestellt^ wohl auch als ein Mißtrauensvotum gegen die Anstalt, 
7on welcher die Schüler entlassen würden. Indessen, wenn solch ein Aus- 
tausch öfters geschähe, könnte man es nicht mehr als Mißtrauensvotum auffassen. 

Femer ist noch zu bemerken, daß auch der Prüfangskommissar nach 
einigen Jahren immer wechseln müßte, schon deswegen, damit nicht immer 
Oymnasialabiturienten vor einem Schulrat mit spezifisch realistisch -mathemati- 
scher Bildung, Realgymnasialabiturienten vor einem solchen mit altklassischer 
Vorbildung zu bestehen hätten; wie dies am besten zu machen ist, das zeigt 
die neueste Instruktion für die Landesschulinspektoren in Österreich von 1901, 
die preußische Instruktion datiert noch von 1817 (Wiese I 9); oder ist eine 
spätere erlassen? 

Schließlich die Frage: Soll ein Professor der Universität, ein Mitglied der 
wissenschaftlichen Prüfungskommission dem Abiturientenexamen als stimm- 
berechtigtes Mitglied beiwohnen? Oskar Jäger hat sich unter den Rufen 
NeinI NeinI, die von andern ertönten, 1890 auf der Dezemberkonferenz (S. 568) 
lebhaft dafür ausgesprochen, leider erfolglos.. Schon um des jetzt zwischen 
Universität und Schule zerrissenen Zusammenhangs willen, den Paulsen neulich 
mit Recht beklagte, wäre dies sehr wünschenswert. Tatsächlich bestimmt denn 
auch die Prüfungsordnung für die sächsischen Gymnasien in § 59: Zum 
königlichen Kommissar kann nicht nur ein Mitglied des Ministeriums, sondern 
auch ein anderer Sachverständiger, z. B. ein Professor der Universität . . . 
ernannt werden. Auch in Baden wird mitunter ein Universitätsprofessor^ 
weil ein solcher außerordentliches Mitglied des Oberschulrats ist, als Prüfungs- 
kommissar an Gymnasien geschickt; ebenso in Bayern, auch in Braunschweig, 
wo ein Professor der technischen Hochschule jetzt ab und zu Prüfirngskommissar 
ist. Wer die Anwesenheit eines Vertreters der Hochschule wie eine Art 
wissenschaftUcher Aufsicht empfindet, der mag bei sich selbst Einkehr halten! 
Andere Gründe, welche sehr für den Jägerschen Vorschlag sprechen, wollen wir 
verschweigen. ^) 

Znlassung bez. Zurüolcweiflang. 

Nach § 4 des preußischen Reglements von 1812 konnte der Direktor allein 
einen ihm noch nicht reif scheinenden Schüler von der Prüfung zurückweisen; 
freilich war dies auch nur ein Rat; bestand der Schüler darauf, in die Prüfung 
einzutreten, so durfte ihm dies nicht verweigert werden. Das Reglement von 
1834 § 8 erklärt auch das Einverständnis der „Lehrer'* (wohl nur der Mit- 
glieder der Prüfungskommission) für erforderlich; aber der gut gemeinte Rat 
brauchte auch da nicht befolgt zu werden. In dem Reglement für die Real- 

1) Nicht ganz klar ist, ob der Zeichenlehrer an .Realanstalten^ cur Eommission gehört; 
da stets von ;Lbhrem der wissenschaftlichen Fächer" die Bede ist, wird er wohl nicht dazu 
gehören; nur Sachsen-Weimar § 8, 1 sagt: .Bei den Realgymnasien kommt der Lehrer 
hinzu, weleher den Zeichenunterricht in der Oberprima erteilt^. 
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schulen I. 0. wird dann zum erstenmal Einstimmigkeit des Beschlusses ge- 
fordert. Die letzte Bedingung bleibt bestehen 1882 and 1892; aber nach der 
Ordnung Ton 1882 konnte trotzdem ein Schüler, falls er natürlich das nötige 
Klassenalter hatte, auf dem Eintritt bestehen. Dies Recht wurde 1892 den 
Schülern genommen und ist ihnen jetzt, 1901, nicht wiedergegeben. 

Alle solche auf Einstimmigkeit erfolgten Zurückweisungen waren früher 
der Behörde zu melden und konnten wohl auch noch dort geändert werden. 
Am schärfsten ist das jetzt § 4, 7 ausgedrückt: „Über die Zulassung zur Prüfung 
entscheidet das Königliche ProvinzialschulkoUegium/' Die einstimmigen Be- 
schlüsse der Kommission sind also provisorisch, ein wirkliches Recht zur Zu- 
lassung hat sie allein nicht. 

Sehen wir nun zu, wie streng oder milde man anderwärts verfährt. 

Vielfach stehen die Prüfungsordnungen in Norddeutschland auf dem Boden 
der preußischen von 1892, so in Anhalt -Dessau, Braunschweig, Hamburg, 
Mecklenburg- Schwerin und -Strelitz, Oldenburg. Hier und da ist von der 
Zurückweisung der Behörde Mitteilung zu machen, so nicht in Mecklenburg- 
Strelitz. Bremen hat schon unsere Fassung von 1901, aber mit dem für dort 
nötigen Zusatz: „Die Zulassung zur Prüfung geschieht durch den Regierungs- 
kommissar, der in allen Ausnahme- und ZweifelsfäUen Entscheid der Senats- 
kommission für das Unterrichtswesen herbeizuführen hat." Einstimmigkeit 
des Urteils schreibt auch die sächsische Ordnung für Gymnasien, § 61, und für 
Realgymnasien, § 62, vor; ebenso verlangt Einstimmigkeit die württembergische, 
§ 1 c; aber hier kann, wenn solche EröflEnung bezüglich eines Zurücktretens er- 
folglos bleibt, nur Schülern, die die oberste Klasse nicht vollständig besucht 
haben, die Zulassung verweigert werden. 

Strenger werden die Bedingungen in Elsaß-Lothringen, § 4, 5: schon 
wenn die Mehrheit für die Zurückweisung ist, soll der Schüler zurücktreten. 
Aber, so heißt es weiter, bleiben solche Vorstellungen erfolglos, so kann die 
Meldung an den Oberschulrat nicht verweigert werden; hier also ein Modus, 
der bei uns seit 1892 abgeschafft ist. 

Wie es in Osterreich damit steht, ist nicht ausdrücklich gesagt, nur ganz 
allgemein lautet die Vorschrift in den „Weisungen^' S. 24: die in der obersten 
Klasse beschäftigten Lehrer ziehen sodann in Erwägung, ob der Bildungs- 
zustand derer, die sich gemeldet haben, so beschaffen ist, daß die Erteilung 
eines Zeugnisses der Reife mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten steht. In dem> 
0. E. lautete die Fortsetzung des § 79: daß der Klassenlehrer der obersten 
Klasse von der Ablegung der Prüfung eventuell abzuraten habe, aber der 
Lehrkörper nicht das Recht habe, Schüler von der Prüfung auszuschließen, 
wenn der Rat nicht befolgt werde. 

Noch weiter geht man in Hessen. § 8 lautet: „Zur Reifeprüfung werden 
diejenigen Schüler eines Gymnasiums zugelassen, welche sich mindestens im 
vierten Halbjahre des zweijährigen Kursus der Prima befinden . . . Ihre Zu- 
lassung erfolgt durch die Direktion.^' § 4 lautet: „Das Gesuch um Zulassung 
zur Reifeprüfung ist zeitig vor Schluß des Schuljahres an die Direktion zu 
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richten, worauf die Znlassmig erfolgt, wenn gegen dieselbe kein Bedenken yor- 
liegt/^ Solche Bedenken sind wohl die am Schluß des vorhergehenden § S 
ausgesprochenen: frühere Entfernung des Schülers durch Relegation von einem 
andern Gymnasium, die Frage, oh das nötige Klassenalter vorhanden ist usw.; 
aber von einer Vorkonferenz des Direktors mit den Lehrern, von 
einer darin beschlossenen Zurückweisung ist nirgends die Rede. So 
ist wenigstens das SachverhiQtnis nach den Ordnungen für die hessischen Gym- 
nasien und Realgymnasien von 1893; etwas anders lautet der § 4, 3 für die 
hessischen Oberrealschulen: „Wenn die Zulassung wegen schwerer Vergehen gegen 
die Schulordnung, wegen nicht genügender Jahresleistungen, wegen unregel- 
mäßigen Schulbesuchs oder aus einem andern Grunde beanstandet wird, so ist die 
Entscheidung der Ministerialabteilung für Schulangelegenheiten einzuholen/' Die 
Prüfangskommission hat hier also in dieser Hinsicht nur das Recht eines An- 
trages, nach dem Wortlaut aber scheint es, als ob „die Direktion^' allein solchen 
Antrag zu stellen hätte. 

Auch in Baden nach § 62, § 22, § 19 der drei Ordnungen hat die Kom- 
mission für sich nicht die Befugnis, Schüler zurückzuweisen. „Hierbei liegt es 
der Lehrerkonferenz (dem gesamten Lehrerkollegium oder nur den Lehrern der 
Kommission?) ob, zu prüfen, ob die Abiturienten die nötige Gharakterreife für 
die Entlassung zur Universität haben, und sind hierüber die zweckdienlichen 
Bemerkungen bei Einsendung der Abiturientenliste beizufügen.'^ Es hat hier, 
wie in Hessen, auf etwaigen Antrag der Oberschulrat zu entscheiden; eine 
formliche Zurückweisung durch Einstimmigkeit oder Mehrheitsbeschluß seitens 
der Kommission kann nicht stattfinden. In Bayern ist ebensowenig von einer 
solchen Vorkonferenz mit einer Entschließung betr. Zurückweisung etwas zu 
finden; aber man liest hier auch nirgends etwas von einer Zurückweisung durch 
irgend eine andere Behörde. Es müssen also auch die schlechtesten Schüler, 
wenn sie wollen, zur Prüfung zugelassen werden. 

Tot civitates, tot sententiael Man muß gestehen, daß das bayerische Ver- 
fahren der Gerechtigkeit wegen das korrekteste ist; da es sich um eine Prüfung 
handelt, deren Ergebnis über die Schule hinaus reicht, so mag jeder sein 
Heil versuchen^), wie vier, fünf Jahre später bei irgend einer Staatsprüfung 
auch nicht erst über eine solche Zulassung besonderer Beschluß gefaßt wird. 
Die Zurückweisung schon vor dem schriftlichen Examen hat ein gewisses 
odium; überhaupt erst nach der schriftlichen Prüfung müßte wohl dann eine 
Auslese stattfinden. Natürlich würde damit die Last der Prüfung größer, auch 
die Zahl der Durchgefallenen würde sich sehr vermehren, und die Abiturien- 
statistik der Bestandenen ungünstiger sein; jetzt bestehen nach den öffentlichen 
Programmen immer sehr viel; indessen die Zahl der heimlich Durchgefallenen, 
welche schon von der schriftlichen und später etwa von der mündlichen Prüfung 



1) Freilich würde er sich dann dem „Spiel des Znfftlls überlasBen*^ wogegen sich Frick 
wehrt (Verhandlungen 1890 S. 580); aber wo, bei welcher Prüfung spielt der Zufall nicht 
hinein? 
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zturückweiclien müsBen^ ist nie öffentUch angegeben. Demnach sind die ans der 
Zahl der Bestandenen in den Schulprogrammen gezogenen Folgerungen trügerisch. 
Dann möchte ich fast behaupten^ die Kommission wäre^ wenn alle Schüler^ 
die es wünschten^ geprüfk würden^ etwas unbefangener; unwillkürlich, ohne 
irgend damit einen Vorwurf zu erheben, herrscht den nun einmal Zugelassenen 
gegenüber, besonders bei den mündlichen Prüfungen, das Bestreben vor, sie 
nicht durchfallen zu lassen, weil man sich vor sich selbst mit seinem früheren 
Votum für Zulassung nicht bloßstellen will. Warum auch, so könnte man 
fragen, vorher der Meldeapparat mit den Bezeichnungen „zweifellos^^, „nicht 
zweifellos^^, wenn nachher doch noch geprüft wird, ob diese Aussprüche richtig 
sind? Folgerichtiger wäre es, wenn man, wie in Bayern, alle Schüler, die es 
wünschten, ohne vorher schon durch ein Vorurteil Über ihre zweifellose oder 
nicht zweifellose Reife etwas gebunden zu sein, wenigstens in die schriftliche 
Prüfung schickte. 

■ 

Betragen, sittlioheB Verhalten. 

a) Täuschungen, Täuschungsversuche. 

Alle Staaten haben natürlich ihre Vorkehrungsmaßregeln getroffen gegen 
Täuschungen und Täuschungsversuche, die bei den schriftHchen Prüfungen etwa 
gemacht werden sollten. Sie stimmen alle darin überein, daß solche Prüflinge 
„mit sofortiger Ausschließung von der ferneren Teilnahme an der Prüfung'', wie 
es in Preußen heißt, „und, wenn die Entdeckung erst nach Beendigung derselben 
erfolgt, mit Vorenthaltung des Prüfungszeugnisses bestraft werden" (§ 7, 7). In 
Preußen kann, wenn dies Vergehen bei der Wiederholung der Prüfung ge- 
schieht, ein solcher Schüler von der Prüfung überhaupt ausgeschlossen werden; 
da man aber bei uns im ganzen dreimal nach § 15, 1 zur Prüfung zugelassen 
werden darf, so ist es auch solchem De&audanten immerhin möglich, dreimal 
sich prüfen zu lassen. Schärfer lauten die Bestimmungen für Baden § 63: 
„Die Benutzung unerlaubter Hilfsmittel sowie jeder sonstige Betrug beim Arbeiten 
wird mit sofortiger Zurückweisung von der Prüfung bestraft; und nur 
ganz ausnahmsweise kann in milderen Fällen dafür das Verfahren eintreten, 
daß dem betreffenden Abiturienten neue Aufgaben zu separater Arbeit vorgelegt 
werden."^) Da aber nach § 67 die Wiederholung der Prüfung den nicht ent- 
lassenen Abiturienten nur noch einmal gestattet ist, so ist in Baden, wenn 
überhaupt, betrügerischen Prüflingen die Wiederholung der Prüfung nur ein- 
mal möglich. Genau dasselbe lesen wir für Württemberg § 5 S. 98: 
„. . . wird von der Prüfung zurückgewiesen; nur in Ausnahmefällen, bei ge- 
ringerer Verschuldung, ist es zulässig, daß dem betreffenden Examinanden neue 
Aufgaben zu gesonderter Bearbeitung gegeben werden; aber hier ist es nach 
§ 8 Durchgefallenen — und solche, welche wegen Täuschung zurückgewiesen, 
sollen gleich diesen behandelt werden — gestattet, sich noch zweimal zum 



1) Die Praxis ist hier aber milder als das Gesetz, wie mir mitgeteilt wird. 
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Examen zu stellen. In Österreich ist nach § 81, 5 solch ein Prüfling ,,un- 
mittelbar aus dem Arbeitslokale zn entfernen; er hat sodann sämtliche 
Elansararbeiten nnter Erteilnng neuer Aufgaben durch den Landesschulrat . . . 
zu arbeiten, und sein gesetzwidriges Benehmen wird in seinem Abgangs- 
zeugnis abgesondert bemerkt. Ein zweiter Versuch des Betruges schließt 
ihn Yon der Prüfang für diesen Termin aus.^^ 

Die Au&ahme eines Vermerks über die Täuschung in das Abiturienten- 
zeugnis, welcher nach „Weisungen'^ S. 28 lautet: „Mußte nach § 81 Punkt 9 
des Organisationsentwurfes für Gymnasien die schriftlicheMaturitäts- 
Prüfung wiederholen*^, scheint durchaus gerecht; gerade dadurch, daß solcher 
Vermerk mit ins Leben genommen wird, dürfte mancher Ton derartigen Ver- 
suchen abgeschreckt werden. Sonst ist in Österreich eine dreimalige Wiederholung 
der Prüfung möglich für diejenigen, welche nicht bestanden, also auch für Defrau- 
danten, aber — im Unterschiede zu Preußen und andern Staaten — das dritte 
Mal nur mit Genehmigung des Ministeriums, an welches durch die Vermittelung 
des Landesschulrats sich der betr. Schüler zu wenden hat. Ohne solchen er- 
schwerenden Instanzenweg kann bei Ausschließung Ton der Prüfung in Bremen, 
Braunschweig, Anhalt, Elsaß-Lothringen, Hamburg, Hessen, Oldenburg u. a. die 
Prüfung noch zweimal yersucht werden, ebenso wie in Preußen; da hier überall 
im ganzen ein dreimaliger Versuch stattfinden kann; in Bayern nach § 84, 7 
in Verbindung mit § 88 und in Sachsen nach § 68 ist wie in Baden nur ein zwei- 
maliger Versuch (im ganzen) möglich. Ahnlich ist das Verfahren in Mecklen- 
burg-Schwerin: nach § 7, 7 wird ein solcher, „der sich einer Täuschung oder 
eines Täuschungsversuches auch bei der Wiederholung der Prüfung schuldig 
macht, yon der Zulassung zur Reifeprüfung überhaupt ausgeschlossen. Doch 
bedarf in diesen Fallen das Urteil der Bestätigung des Ministeriums, welche sofort 
unter Einsendung der Akten durch den Direktor zu beantragen ist; auch in 
Mecklenburg-Strelitz ist nach § 7, 6 durch einen Rekurs an das dortige Kon- 
sistorium ein dritter Versuch in solchen Fällen möglich. 

Nicht unerwähnt darf hier der eigenartige Ausdruck bleiben, der in der 
neuesten preußischen Prüfungsordnung zu lesen ist: „bei zweifelhafter Lage 
eines Falles der bezeichneten Art (nämlich von Täuschungsversuchen) ordnet 
zunächst der Direktor mit den der Prüfungskommission angehörenden Lehrern 
das Erforderliche an"; diese Fassung liest man jetzt auch in Bremen § 7. Un- 
willkürlich fragt man hier: Nur in zweifelhaften Fallen soll der Direktor 
sich mit den Oberlehrern beraten? Li ganz sicheren Fallen nicht? Soll er dann 
allein die sofortige Ausschließung bewirken? Wie kann er dies, da er doch 
vielfach nicht selbst, sondern ein Oberlehrer die Aufsicht führt, also nur dieser, 
der mit eigenen Augen gesehen, hier urteilen kann? Viel klarer war hier die 
Passung von 1892: ,y[n jedem Falle einer Täuschung*' usw., welche auch 
noch besteht in fast allen Staaten, so im Elsaß, Anhalt, Hamburg, Olden- 
burg, Reuß usw. — Li den andern Staaten können solche Bedenken über- 
haupt nicht aufsteigen, weil hier einfach gesagt ist, daß die Direktion in der- 
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gleichen Fallen mit den Mitgliedern der Prüfungskommission das Notige anzu- 
ordnen hat (Hessen). 

Endlich ist hier zu bemerken ; daß man in einigen Staaten sich gegen 
Täuschungsrersuche auch bei der mündlichen Prüfung vorgesehen hat, 
so in Preußen schon 1892 durch die Bemerkung § 11^ 4: ^,in betreff etwaiger 
Täuschungen oder Täuschungsrersuche bei der mündlichen Prüfang gelten die 
Bestimmungen des § 8^ 6^^ (Täuschung bei der schriftlichen Prüfung). Dies ist 
dann in die Ordnungen Ton Anhalt^ Braunschweig; Elsaß-Lothringen, Hamburg, 
Oldenburg, Mecklenburg-Schwerin und -Strelitz, Reuß j. L. u. a. übergegangen; 
ein solcher oder ähnlicher^) Paragraph fehlt aber in allen drei Prüfungsordnungen 
Hessens, auch in denen des Königreichs Sachsen, ebenso in Baden, auch in 
Österreich; hier könnte immer nur der Kommissar, dessen Machtbefagnis ja 
ziemlich groß ist, irgendwie einschreiten; sonst würde man in Verlegenheit ge- 
raten, wenigstens da, wo die Prädikate für sittliches Verhalten schon vor Be- 
ginn der mündlichen Prüfung fixiert sind und dann gar nicht mehr einer Be- 
schlußfassung der Kommission unterliegen. 

b) Fristerstreckung bei Beurteilung des Betragens. 

Täuschungen und Täuschungsversuche sind ja Ausnahmen, und die eben 
besprochenen Paragraphen deshalb nicht zu wichtig. Viel wichtiger ist aber 
die Frage: Wie weit gehen die einzelnen Staaten bei der Beurteilung des Be- 
tragens oder sittlichen Verhaltens zurück? Zunächst ist auffallend, daß einige 
Staaten das Betragen während der ganzen Schulzeit in Betracht ziehen, viele 
— die überwiegende Mehrzahl — nur das Betragen während der letzten zwei 
Schuljahre, und nur ein Staat das des letzten Jahres, dasjenige der Oberprima. 
Das letztere soU nach der Ordnung für Hessen geschehen, § 8, 2: „Die in 
einer Konferenz der betr. Lehrer vor der schriftlichen Prüfung festzustellenden 
Prädikate über Betragen und Fleiß während des letzten Scholjahres^ und so 
auch noch in der jüngsten Ordnung für die hessischen Oberrealschulen nach 
§ 8, 2. Die ganze Schulzeit muß, wenigstens dem Wortlaut der Bestimmungen 
nach, in Baden in Anrechnung kommen, vgl. § 62: „hierbei liegt es der Lehrer- 
konferenz (aller Lehrer doch wohl!) ob, zu prüfen, ob die Abiturienten die 
nötige Charakterreife für die Entlassung zur Universität haben ..." und hier- 
mit stimmt der Druck im Zeugnisformular überein, wo es heißt: „Sein sittliches 
Verhalten an der Anstalt", im Gegensatz zum folgenden: „Sein Fleiß", wo der 
Zusatz: „an der Anstalt" fehlt. Auch in der einen der Hansestädte, in Bremen, 
heißt es jetzt § 4, 5: „. . . auf Grund ihres Verhaltens in der Schule das Schluß- 
prädikat für Betragen und Fleiß . . . festgestellt". Ebenso kann in Hamburg 
nach dem Zeugnisformular: „L Während seiner Schulzeit war: 1. der Schul- 
besuch. 2. das Betragen. 8. der Fleiß. H. Leistungen im Unterrichte und in 
der Prüfung" usw. — nur das Betragen während des ganzen Aufenthaltes 
auf der Schule gemeint sein, obschon in § 4, 4 die Bestimmung steht: „. . . und 

1) Bayern hat § 34, 7 so gefaßt, daß er anoh auf mündliche Prüfang bezogen werden kann. 
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auf Ghnmd der in der Prima den betr. Schülern erteilten Zeugnisse Gutachten 
darüber festgestellt; ob diese Schüler nach ihrer sittlichen Haltung als den 
Zielforderungen des Gymnasiums entsprechend anzuerkennen sind'^ Hier ist 
also ein kleiner Widerspruch zwischen dem Text der Ordnung und dem Zeugnis- 
formular; auch in anderen Hamburgischen Ordnungen findet sich derselbe. Ganz 
deutlich redet aber hier der Bayerische § 87, 4: ^^Für das Urteil über Fleiß 
und Betragen sind die Beobachtungen maßgebend^ welche während seiner 
ganzen Studienzeit gemacht worden sind^^ Damit stimmt ia Beilage HI das 
Zeugnisformular überein. Also auch der Fleiß der ganzen Schulzeit^) kommt 
auf dem Prüfungszeugnis zum Ausdruck. 

Das Bayern so benachbarte Württemberg yerföhrt gänzlich anders^ es urteilt 
nur über eiae zweijährige Zeit, über die Primanerzeit; vgl. § 1 der Instruktion 
Yon 1873; wo nur von den beiden letzten Jahren die Rede ist. 

Somit weichen hier alle drei süddeutschen Staaten yoneinander ab. Im 
0. E. Yon 1849 war noch keine Zeitgrenze zur Beurteilung des Betragens an- 
gegeben; in den jüngsten ;;Wei8ungen^^ aber ist § 85 zu Punkt 3 der Zusatz 
aufgenommen: ;Jn gleicher Weise wird auch das Urteil über das sittliche Ver- 
halten des Abiturienten bestimmt; wobei nur die letzten zwei Jahre zu be- 
rücksichtigen sind.'' Aber wie stimmt dies zu dem schönen; allgemeinen Grund- 
satz; der unter Nr. 1 (S. 21) ausgesprochen wird: ;;. . . kommen bei der 
Maturitätsprüfung im Gegenteile nicht speziell die Leistungen des letzten Jahres; 
sondern vielmehr der Stand der während der ganzen Gymnasialzeit erworbenen 
Gesamtbildung in Frage?'' Also auch hier ein kleiner Widerspruch! Freilich setzt 
man sich in Österreich dadurch in Übereinstimmung mit dem; was die meisten 
Ordnungen vorschreiben; die die ausschließliche Berücksichtung der Primanerzeit; 
der letzten beiden Jahre auf der Schule fordern. Es scheiat; als hätte Württem- 
berg 1873 zuerst diese Einschränkung festgesetzt; in Preußen finden wir sie 
schon in der Ordnung von 1882^) in § 5; 4 und daher auch in derjenigen von 
1892; wo solche Fristgrenze gleich in § 1 zu leseu; und daher auch in derjenigen 
von 1902 § 4; 5; nach welchem in der Konferenz über die Zulassung festgestellt 
werden soU auf Grund der in der Prima den Schülern erteilten Zeugnisse; 
ob diese Schüler nach ihrer sittlichen Haltung und ihren Leistungen den 
Zielforderungen entsprechen. An die Forderungen von 1892 haben sich dann 
viele norddeutsche Staaten angeschlossen; so Braunschweig § 4; 4, Hamburg 
§ 4; 4, Mecklenburg-Schwerin und -Strelitz § 4, 4, und auch das Königreich 
Sachsen ia § 66 der Ordnung för Gymnasien und § 67 der Ordnung für Real- 
gymnasien. Nicht klar ist der § 4, 4 in Oldenburg: ;Jn einer Sitzung . . . 
werden die Urteile über die Klassenleistungen der betr. Schüler in sämtlichen 
wissenschaftlichen Lehrgegenständen der Oberprima festgestellt . . . und ebenso 
Gutachten darüber abgefaßt; ob diese Schüler nach ihren Leistungen und nach 
ihrer sittlichen Haltung als den Zielforderungen des Gymnasiums entsprechend 



1) Wie verh&It man sich aber, wenn der Prüfling mehrere Anstalten besacht hat? 
^ Leider anoh schon in der Ordnung von 1834 § 27. 
H. MoTieh, Dm höhere Lehnmt. 10 
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anzuerkennen sind/' Soll diese sittlicUo Haltung auch bloß nach dem Be- 
tragen in Oberprima (wie in Hessen) beurteilt werden? Es scheint so^ aber 
in § 4; 5: ^,Wenn in dieser Sitzung ein Schüler nach einstimmigem Urteile die 
Reife in geistiger und sittlicher Hinsicht noch nicht erreicht hat, so ist er 
zurückzuweisen^'^ — ist keine Zeitgrenze fixiert. Nicht sicher ist auch die Aus- 
legung von § 4, 4 in Elsaß-Lothringen: ^^In einer Konferenz, welche von dem 
Direktor mit sämtlichen Lehrern der Prima zu halten ist, werden . . ., dabei 
ist . . . über die Reife seines Denk- und ürteilsrermögens ein Urteil abzugeben, 
und der Wortlaut der Bemerkungen vorzuschlagen, welche in dem Reifezeugnis 
unter ,sittliches Verhalten' . . . ihre Stelle finden sollen^. Über welche Zeit, 
ob über die ganze Schulzeit oder nur über die Primanerzeit sich diese Urteile 
zu erstrecken haben, ist nicht ersichtlich; trotzdem daß nur der Direktor und 
die Lehrer der Prima (nur die in 1 unterrichtenden Mitglieder der Kommission 
oder auch die Lehrer der Klasse UI, welche gerade nicht der Kommission an- 
gehören?) an der Konferenz teilnehmen, könnten sie doch sämtliche früheren 
Zeugnisse in Betracht ziehen. 

Sehr beherzigenswert ist das Verfahren, daß zwar im Anschluß an das 
preußische Reglement von 1892, aber in geistiger Vertiefung desselben Anhalt- 
Dessau vorgeschrieben hat § 4, 4; hier wird in der Vorkonferenz auf Ghrund 
eines Entwurfs eine Charakteristik jedes einzelnen Prüflings festgestellt, 
welche dem Kommissar einzureichen ist. Eine solche Charakteristik der 
Schüler geben zu können, ist ja ein pädagogische Ideal der Erzieher, und die 
von preußischen Direktoren geforderte Übersicht und Zusammenstellung der 
Prädikate (§ 8, 8) kann zu einer Charakteristik sich ausbilden; aber folgerichtig 
kann sie nur dort gegeben werden, wo auch in bezug auf Schülerzahl ideale 
Zustände herrschen, so daß die Oberlehrer und die Prüfungskommissare unter 
der Last der Prüfungen nicht erliegen. In Anhalt-Dessau sind nur 7 höhere 
Lehranstalten, über welche ein Kommissar entscheidet. 

c) Wertung des Betragens im allgemeinen. 

Endlich ist hier eine dritte Frage zu erörtern: Welchen Einfluß hat das 
Betragen auf die Befreiung von der mündlichen Prüfung, und welchen bei Aus- 
gleichungen nicht genügender Leistungen in einem Gegenstande durch gute in 
einem andern? Schon Württemberg hatte 1873 in § 6 „wissenschaftliches Streben 
und geordnetes Betragen" als Vorbedingung für die Dispensation verlang. 
Ziemlich entscheidend aber ist hier erst die Bestimmung des § 10, 4 a des 
preußischen Reglements von 1892 gewesen: „Die Befreiung von der ganzen 
mündlichen Prüfung hat dann einzutreten, wenn der Schüler bei tadellosem 
Betragen sowohl in sämtlichen schriftlichen verbindlichen Fächern vor Ein- 
tritt in die Reifeprüfung als auch in sämtlichen Prüfungsarbeiten das Prädikat 
,genügend^ ohne Einschränkung erhalten hat'^f ahnliche Rücksicht auf gutes 
Betragen bestimmte die Ordnung von 1882 § 10, 4. 

„Tadelloses Betragen" als conditio sine qua non ist dann in viele Ordnungen 
übergegangen, so in die Braunschweigs (§ 9, 4 a), Hamburgs (§ 9, 4 a Gymnas., 
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Realgymnas., Oberrealflchulen), Oldenburgs (§ 9, 4 a); sehr gemildert ist diese 
Bedingung schon in Mecklenburg-Schwerin § 9, 4: „Von der ganzen mündlichen 
Prüfung zu befreien sind diejenigen Schüler, deren Schul- und Prüfungsleistungen 
. . . mit dem uneingeschränkten Prädikat »genügend^ zensiert sind, und deren 
. . . Betragen zu schwererem Tadel keinen Aidaß gegeben hat"; und im Grroß- 
herzogtum Hessen hat das Betragen offenbar gar keine Bedeutung mehr es 
wird gar nicht erwähnt in § 9: „Mit Genehmigung des Regierungskommissärs 
kann auf Beschluß der Prüfungskommission eine Befreiung yon der mündlichen 
Prüfung oder yon einzelnen Teilen derselben eintreten, wenn nach den Jahres- 
leistungen und den Ergebnissen der schriftlichen Prüfung außer Zweifel steht, 
daß der Betreffende die Prüfung im ganzen gut, bezw. in einzelnen Teilen gut 
besteht.^) Anders neuerdings jetzt in Sachsen-Weimar, wo es heißt § 10, 2: 
„Weiterhin kann aber Ausschließung auch dann noch erfolgen, wenn neuerdings 
das Betragen des Prüflings Anlaß zu schweren Schulstrafen gegeben hat." 

In Elsaß-Lothringen scheint eine Befreiung^) von der mündlichen Prüfung 
nicht möglich zu sein, anderwärts ist sie sehr erschwert, wie im Königreich 
Sachsen § 65 für Gymnasien und §§ 66 für Realgymnasien nur durch einen 
Beschluß des Ministeriums^); in Baden § 62: „nur auf Grund besonderer 
Verhältnisse, wie Krankheit des Abiturienten, bei genügenden schriftlichen 
Leistungen und bei sonstiger guter Prädizierung (also Betragen wohl einge- 
schlossen), auf Antrag der Lehrerkonferenz durch den Oberschulraf'.*) Auch 
in Österreich soll, vgL „Weisungen^' S. 80 zu § 83 Punkt 3, „in der Regel kein 
Examinand yon der mündlichen Prüfung in irgend einem obligaten Gegenstande 
dispensiert werden; doch kann solcher Dispens bei Schülern geschehen, die 
Vertrauen erworben haben'^ Soll eine Dispensation nur unter der Bedingung 
stattfinden, daß sich solche Schüler „yoUes Vertrauen'^ erworben haben, so liegt 
hierin eine Gewähr dafür, daß man auch das Betragen beachtet. — Anhalt- 
Dessau endlich steht zwar in § 9, 4: „Dispensation yon der mündlichen Prüfung^' 
auch noch unter dem Einfluß des preußischen Reglements yon 1892, aber hier 
hat man doch sich mit dem bloßen Hinübemehmen des „tadellosen Betragens^' 
nicht begnügt, sondern die Bedingung wieder yertieft und dadurch erschwert: 
„Bei Anwendung dieser Bestimmung ist auf die sittliche Führung des betr. 
Schülers während seines Aufenthaltes in der Prima besondere Rücksicht zu 
nehmen." 

Li jüngster Zeit ist nun aber durch die preußische Ordnung yon 1901 
wieder ein Wandel eingetreten § 10, 2: „Ein Schüler, der in dem Gutachten der 
Lehrer (§ 4, 5) als ,zweifellos^ reif bezeichnet worden ist, kann yon der münd- 
lichen Prüfung befreit werden, wenn er nach seinen Leistungen in der Klasse 
und nach seiner ganzen Persönlichkeit dieser Auszeichnung würdig 
erscheint." Diesen Ausdruck finden wir schon in Bremen § 10, 2: „Befreiung yon 

1) So auch fax die ObeirealBchideii in Hessen § 9, 5. 

^ Vgl. unten unter „Dispensation Ton der mündlichen Prüfung''. — ^ S. Anm. 1. 
*) Nach Joes S. 124 sind jetzt laut einer Yerfügung von 1891 nnä 1892 in Baden die 
Prüfungskommissäre dazu ermächtigt. 

10* 
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der mündlichen Prüfung kann erfolgen, wenn die ganze Persönlichkei'i; des 
Schülers ihn dieser Auszeichnung würdig erscheinen laßt, die Mehrzahl 
der Urteile üher die Elassenleistungen und üher die schriftlichen Prüfungs- 
arheiten mindestens das Prädikat ,Gut' erreicht, keines der Urteile ,Nicht ge- 
nügend^ lautet, und wenn dieser Beschluß einstimmig gefaßt wird.^^ Wie bei 
uns in Preußen steht dann als Schluß: „Dabei ist hinsichtlich der Leistungen 
besonderes Gewicht auf das Deutsche zu legen/^ — Es ist aber ersichtlich, um 
wie viel genauer, eingehender und deswegen auch strenger man in Bremen diesen 
Paragraphen formuliert hat. Die Worte: „dieser Auszeichnung würdig'' lassen 
zwar keinen Zweifel an der Bedingung eines „tadellosen Betragens'' aufkommen, 
aber der Begriff der „Persönlichkeit", zu dem nicht bloß Betragen gehört, ist 
doch etwas vage und unbestimmt, worauf später noch zurückzukommen ist. 

Bei etwaigen Befreiungen von Teilen der mündlichen Prüfung oder 
bei Kompensationen hat, soweit ich gefunden, das Urteil über Betragen gar kein 
Gewicht. Bei der teilweisen Befreiung hätte man, streng logisch genommen, 
ebenfalls der sittlichen Haltung eiaen Einfluß gestatten müssen, wie bei der 
völligen Befreiung; was die Kompensation anbelangt, so könnte es scheinen, als 
hätte man recht getan, wenn man ein moralisches Zeugnis, das über Betragen, 
nicht mitsprechen läßt bei Zeugnissen, welche von Kenntnissen handeln. In- 
dessen das Kompensieren ist doch nicht ein rein äußerliches Verfahren; man 
soll doch nicht etwa ein Miausgewicht tou 25 Kilo im Lateinischen als auf- 
gewogen betrachten durch ein Mehrgewicht von 50 Kilo in der Mathematik! 
Als oberste Richtschnur waltet hier Milde und Güte der Kommission, also ein 
ethisches Moment, immer hat die Kommission sich die Frage Yorzulegen, 
genau so wie bei der Dispensation 7on der gesamten Pjrüfung: „Ist der Prüfling 
seiner Persönlichkeit nach der Ausgleichung würdig", wie ja tatsächlich durch die 
Worte: „kann oder darf ausgeglichen werden" dies meist freigestellt ist. Wenn 
nun sittliches Yerhaljben hier gar nicht mitzureden hat — und es ist den Texten 
nach nicht erforderlich, freilich auch nicht ausgeschlossen — , so kann es Yor- 
kommen, und ist schon vorgekommen, daß moralisch räudige Schafe, yielleicht 
sogar Böcke, obendrein noch gütig und nachsichtig bei der Kompensationsfrage 
behandelt werden und durch die Prüfung schlüpfen. 

Und dies führt uns zu der allgemeinen Betrachtung über die Abwertung 
des sittlichen Verhaltens bei der Reifeprüfung. Es ist ja eine alte Streitfrage, 
ob und wie weit man eine Note im Betragen schon bei der Versetzung in die 
Wagschale werfen soll; manche sagen, daß ein solcher Schüler nicht ge- 
bessert werde durch das Sitzenbleiben. Hierin mag bei dem Aufrücken Yon 
einer Klasse in die andere manches Wahre liegen. Freilich, wenn ein Schüler 
versetzt wird, auch trotz eiaes sittlichen Mangels, so behält ihn die Schule in 
der Gewalt und mag Um weiter erziehen. Aber je höher die Klasse ist, um so 
mehr müßte das Betragen bei Versetzungen in Frage kommen. Und bei der 
Entlassungsprüfung gibt die Schule den Prüfling aus den Händen, überliefert 
ihn der Selbsterziehung und läßt ihn frei in der bürgerlichen Gesellschaft umber- 
wandeln. Hier ist also zu prüfen: Kimn er sich selbst erziehen? Stiftet er 
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keinen moralischen Schaden draußen im Leben? Früher, bei den Yersetznngen 
war die Schnle eigentlich nur sich selbst verantwortlich; jetzt, bei der Eut- 
lassungsprüfung, hat sie aber auch der Gesellschaft gegenüber die Verantwort- 
lichkeit. Und in der Tat haben ja in allen Staaten die Oberlehrer schon bei 
der Zulassung und später die Kommission darauf zu achten, ob die Prüflinge 

yj nach ihrer sittlichen Haltung als den Zielforderungen des Gymnasiums 

entsprechend anzuerkennen sind'^ Hierbei ergibt sich das Eigentümliche, daß 
diese Zielforderungen in den Leistungen zwar üWall klar genug ausgesprochen 
Torliegen, nicht aber diejenigen in der sittlichen Haltung; besonders trifft dies 
bei den Staaten zu, welche es aufgegeben haben, als Ziel der höheren Schul- 
bildung und Zweck der Prüfung die Reife für die üniyersität, Fähigkeit zu 
wissenschafUichen Studien anzugeben. Doch auch hierüber kann man hinweg- 
sehen und meinen, solche „Zielforderungen in sittlicher Haltung'^ ließen sich 
nicht in Worte fassen, müßten nach dem common sense gesucht und beurteilt 
werden. Endlich mag man auch daran keinen Anstoß nehmen, wenn schlecht 
gewählte Ausdrücke, wie in Mecklenburg bei „nicht allzuschwerem Tadel^' hier 
und da stehen geblieben sind, selbst daran nicht, daß Schwindler in einigen 
Staaten dreimal sich zur Prüfung stellen können. Aber das Bedenken bleibt 
für die eine Gruppe von Staaten übrig, daß sie nur ein Jahr oder auch zwei 
Jahre für Beurteilung des sittlichen Terhaltens in Rechnung ziehen. Man wird 
zwar nicht dem Verfahren beipflichten, welches, wie es in Bayern, Bremen, 
vielleicht auch in Baden, Hamburg üblich, die ganze Schulzeit mitsprechen 
läßt; hier muß man doch in praxi oft genug über den Wortlaut der Ordnungen 
hinwegsehen, wenn man nicht kleinlich sein will. 

Diese Befiristung ist zu weit, die andere aber yiel zu eng. Um an einem 
Beispiel es klar zu machen: Soll man wirklich einem Schüler, der in Ober- 
sekunda (bezw. in Unterprima) sich durch ein schweres Vergehen eine empfind- 
liche Strafe, etwa consilium abeundi, zugezogen, zwei Jahre später (Preußen) 
oder ein Jahr später (Hessen) nach guter Führung in Prima und bestandener 
Prüfung eine gute Betragenszensur mit ins Leben geben? Ist man wirklich 
sicher, daß in dieser letzten kurzen Zeit eine ernstliche Besserung Torliegt? 
Kann es sich nicht um einen Burschen handeln, welcher, im Grunde seines 
Herzens ebenso roh und ungesetzlich wie früher, aus Angst, aus Schlauheit, 
aus Verschmitztheit sich die letzten zwei Jahre oder das letzte eine Jahr äußer- 
lich tadellos geführt hat, nur um der Entlassungsprüfung willen? Hat man 
auch nur einigermaßen die Gewißheit, daß solch ein Schüler nicht nachher zu 
jenen rohen akademischen Burschen gehört, die nicht arbeiten, sondern nur 
zechen und raufen? Gewiß wird man nicht jeden Fall von jugendlichem Über- 
mut auf dem Zeugnis buchen wollen, auch in der Pädagogik ist Vergessen nicht 
die letzte Tugend. Von Untersekunda an, vielleicht nach der Versetzung nach 
Obersekunda^ wird man bei guter Führung sagen: Dein Schuldbuch von Sexta 
bis jetzt sei vernichtet I Aber was du als Eingesegneter, als Erwadisener in 
den oberen Klassen tust, das wird nicht ohne Einfluß auf dein Prüfungszeugnis 
bleiben können. Hier müßte eine Formel angewandt werden, welche dies be- 
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zeugte, und vortrefflich war das, was für das Königreich Sachsen nach § 65 
der Verordnung vom 29. Januar 1877 galt, jetzt aber leider in der Ordnung 
von 1893 nicht mehr steht: „Einem abgehenden Schüler, welcher frühere An- 
stoße in seinem Verhalten später durch anhaltend tadelloses Betragen aus- 
geglichen hat, mag der erste Zensurgrad nicht vorenthalten werden; nur ist der 
Zensur ein Zusatz oder eine beschränkende Zeitbestimmung (wie z. B. ,seit 
seinem Eintritt in Unterprima^) beizufügen/^ ^) 

Liest man heute in gewissen pädagogischen Handbüchern und Schriften, 
so stößt man auf eine erschreckend milde Beurteilung von Betrügereien, Durch- 
stechereien auf der Schule. Man glaubt solche Nachsicht darauf zu gründen, 
daß man nicht einen absoluten, allgemeinen Maßstab anlegt, sondern den der 
Schüler, des Publikums, der Presse. „Der Schüler ist das Maß aller Dinge", 
denkt man hier in sophistischer Weise, in den Augen der Schüler sind diese 
Kleinigkeiten keine Betrügereien. Wer wollte also z. B. solcher „Kindereien" 
wegen einem Jungen verweigern, zum dritten Male die Reifeprüfang zu ver- 
suchen? Wer wollte ihm eine Note auf das Zeugnis für die ganze Lebenszeit 
mitgeben, falls er ein oder das andere Mal auch in den oberen Klassen seine 
Lehrer in jugendlichem Übermut hat hintergehen wollen? Es scheint mir so, 
als hätte man in manchen Staaten auch bei der Niederschrift der Prüfungs- 
ordnungen zu sehr diesem naturalistisch-individualistischen Zuge unserer Zeit 
nachgegeben, wie man in der Schulpraxis überhaupt ihm zu sehr nachgibt. Man 
verfolge nur einmal mit Strenge und Konsequenz solche Vorkommnisse auf der 
Schule und in der Prüfung, scheue sich aber nicht vor der Zahl der Durch- 
gefallenen und vor Zeitungsartikeln; dann wird schon die öffentliche Meinung 
bald anders darüber denken. 

MündUdhe Früfung. 

Religion. 

Eine merkwürdige Stellung nimmt die Beligionslehre ein: teils wird in 
ihr gar nicht, teils nur schriftlich, teils nur mündlich geprüft. Überhaupt 
nicht geprüft wird in der Religionslehre in Mecklenburg-Schwerin, wohl 
aber in dem Schwesterstaat Mecklenburg-Strelitz, nicht im Großherzogtum 
Hessen, auch nicht in Bremen (vgl. § 5, 8a der jüngsten Prüfungsordnung), 
Sachsen-Meiningen, Baden, Württemberg. In Bayern findet nur eine 
schriftliche Prüfung statt, eine Arbeit aus der Religionslehre wird am ersten 
Prüfungstage nachmittags von 3 — 5 ühr geliefert. Dagegen scheint man in 
Elsaß-Lothringen auf die l^ligion besonderes Gewicht zu legen, vgl. 
§ 12, 2: „Bei der Entscheidung darüber, ob die Prüfung bestanden ist, ist . . . 
auch das urteil . . . über Aufmerksamkeit und Heiß des Schülers insbesondere 
im Religionsunterricht in Betracht zu ziehen^ während andere Staaten 
ihre in erster Linie das Deutsche betonen, so Preußen ähnlich § 10, 2. 



^) Übrigens ähnlich in Österreich S. 86: ein begründender oder einschränkender Zu- 
satE ist nur allenfalls bei der Sittennote statthaft. 
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In OsterreiclL ist eine Reifeprüfung in der Religionslehre ansgescUossen; 
der § 88 des 0. E. erwähnt nnter den Gegenständen der mündlichen Prüfung 
die Religion nicht; ein Ministerialerlaß yom 18. Juni 1878 (Norm. Nr. 259) 
verbietet dieselbe, und auch in den „Weisungen" fehlt der Gegenstand bei der 
mündlichen Prüfung S. 30. Doch ist eine Durchschnittsnote aus den Klassen- 
leistungen in das Prüfungszeugnis aufzunehmen. 

In allen anderen Staaten ist eine mündliche Prüfung Torgeschrieben; aller- 
dings in Preußen erst seit 1834, während die älteste Ordnung von 1812 an 
Religion nicht dachte (vgl. Nath, Tabelle). Wer die Verhandlungen der 
Dezemberkonferenz 1890 eingesehen, der weiß, wie seljr die Religionsprüfung 
hier die Gemüter beschäftigt hat, der weiß auch, daß es im preußischen Staate 
einst Zeiten und Provinzen gab, wo man auch schriftliche Religionsprüfungen 
anstellte. Die höchste Frucht und Blüte dieses Unterrichts, die lebendige An- 
eignung eines innerlichen, wahren Christentums, bleibt natürlich in der münd- 
lichen Prüfung stets verborgen, wie ja der geistige Ertrag jedes Unterrichts 
eigentlich nicht abgefragt werden kann. Keiner aber wird sich der Wahrheit 
dessen verschließen, was Klix als Referent hier für Beibehaltung der münd- 
lichen Prüfung vorgebracht hat. „Ich kann nicht verstehen, daß man dagegen 
geltend macht: das Beste, was der Religionsunterricht leiste, könne man ja 
doch in der Prüfung nicht sehen. Nein, das kann kein Mensch sehen, das 
sieht ein anderes Auge als ein Menschenauge. Aber so gewiß es wahr ist^ 
daß wer nichts weiß, nichts kann, ebenso gewiß ist es wahr, daß ohne Wissen 
religiöser Dinge es auch kein religiöses Interesse gibt.'' 

In Hessen und Mecklenburg-Schwerin, deren Prüfungsordnungen bald darauf 
1893, 1894 entstanden, scheinen solche Erwägungen nicht gewirkt zu haben, 
hier hat man vielleicht gerade aus diesen Verhandlungen heraus den Beweis für 
das Gegenteil geschöpft. Die jetzt noch einzig in Bayern zu Recht bestehende 
schriftliche Religionsprüfung aber ist auf derselben Konferenz, ohne daß man 
von der Existenz einer solchen bayerischen Prüfung etwas wußte, mit dem 
einen Satz, wie mich dünkt, verurteilt worden: der schriftliche Religionsaufsatz 
sei eigentlich weiter nichts als ein zweiter, kleinerer deutscher Aufsatz, in, 
welchem Phraseologie mehr als dort eine verderbliche Rolle spielen könnte. 
Sachsen-Weimar hat jetzt (§ 5, 8a) einen Mittelweg eingeschlagen: nur die- 
jenigen Schüler sollen in der Religion geprüft werden, deren Klassenleistungen 
„nicht genügend'' sind. 

Was die sachlichen Anforderungen an die Zöglinge anbetrifft, so sind sie 
in den protestantischen Staaten fast. genau die gleichen und seit langer Zeit 
dieselben geblieben: Kirchengeschichte, Glaubens- und Sittenlehre, Inhalt und 
Zusammenhang der Heiligen Schrift. Das letztere, der Inhalt der Bibel, be- 
sonders der Evangelien, scheint die Hauptsache zu sein, und über Inhalt und 
Disposition der Bergpredigt, der Gleichnisreden und anderer Stellen, auf denen 
die gesamte christliche Moral sich gründet oder sich gründen sollte, müßten 
stets Fragen gestellt werden. Zu bedauern ist es, daß die Forderung von 1834 
§ 23, 5, wonach der Schüler zu zeigen hat, ob „er in der Grundsprache des 
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Neuen Testaments einiges mit dem Erfolge eines im ganzen leichten Verständ- 
nisses gelesen hat^^^ auch auf Gymnasien nicht mehr in Kraft ist. Vergeblich 
ist Paulsen auf der Dezemberkonferenz 1890 dafür eingetreten^ daß die Prüfung 
in der Religion im wesentlichen y,in der Interpretation eines Abschnittes des 
Neuen Testaments^^ bestehe (Verhandlungen S. 596)^ woran sich dann weitere 
Fragen zu knüpfen häilen. 

Hervorzuheben ist schließlich^ daß nach der neuesten preußischen Ordnung 
die Religionslehre der einzige Gegenstand ist^ bei dem die Prüfung im wesent* 
liehen sich auf die Lehraufgabe der Prima zu beschränken hat; offenbar 
wollte man gerade in ^diesem Lehrfache den Memorierstoff — die Furcht vor 
zu großer Anhäufung desselben hatte ja 1892 die ganze Prüfung zu einem 
Primanerexamen herabgedrückt — soweit wie möglich für Examenszwecke Ter- 
mindern. Aber wenn sich nun herausstellt, daß keine Kenntnis des Katechismus 
mehr vorhanden ist^ daß der Prüfling nicht mehr weiß, was Matth. 5—7 
steht? — Doch da hilft; uns hier das hübsche Wörteben: ,,im wesentlichen^^ 

Bedauerlicherweise geht gerade in betreff der Religion durch die deutschen 
Staaten ein ziemlicher Riß. Wenn LehrßLcher, welche in der mündlichen 
Reifeprüfung keine Rolle spielen, an Wert sinken, was nicht abgestritten 
werden kann, wenn bewiesene Kenntnisse in einem Gegenstände das Literesse, 
vor allem das Verständnis für denselben notwendig bedingen und erhöhen, so 
werden deutsche Jünglinge aus Nord und Süd, aus Ost und West häufig genug 
im Verstehen und Eröi^m religiöser Fragen sich nicht genug entgegenkommen 
können. Und doch haben wir in bezug auf Religion, schon weil unsere Be- 
völkerung zwei großen christlichen Konfessionen zugetan ist, gegenseitige 
Achtung und gegenseitiges Verständnis dringend nötig. 

Alte Sprachen. 

Li vielen Staaten macht man eine bestimmte Zahl von SchriftsteUem nam- 
hafi;, welche verstanden sein müssen. So vor allem in Osterreich zu § 84 
„Weisungen^^ S. 83: „Der Examinand muß über die im Gymnasium gelesenen 
Schriftsteller, also über Cäsar, Ovid, Livius, Sallust, Cicero, Tacitus, 
Vergil, Horaz, was Lihalt und Form ihrer Werke anbelangt, Rechenschaft 
geben können und muß fähig sein, einen . . . Abschnitt aus diesen Schrifb- 
steUem . . . gewandt zu übersetzen.^' Und für das Griechische: „Der Examinand 
muß über das aus Xenophon, Homer, Herodot, Demosthenes, Piaton, 
Sophokles Gelesene %ach Lihalt und Form Rechenschaft geben können und 
muß fähig sein, einen nicht besonders schwierigen, aber im unterrichte nicht 
gelesenen Abschnitt aus diesen Schriftstellern . . . gewandt zu übersetzen.^ 
Schon vorher, 1873 hatte man in Württemberg § 5 bestimmt, „daß nach 
Bestimmung des Prüfungskommissars leichtere poetische und prosaische Schnft- 
steller, insbesondere Ciceros leichtere Reden, Livius, Sallust, Tacitus, Vergib 
Äneis, Horaz; Homer, Xenophon, Demosthenes' Staatsreden, leichtere Dialoge 
Piatons benützt wenden'^ Allgemeiner lautete schon die Badische Be- 
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stimmimg § 65: ^^Gegenstände der mündliclien Prüfung sind: Stellen ans einem 
oder mehreren lateinisclien und griechischen Schulautoren . . /^ In Bayern 
§ 86 sind bestimmte Autoren nicht TorgeschriebeU; nur eine Übersetzung und 
Erklärung einer noch nicht gelesenen Stelle Homers wird als notwendig ver- 
langt. Die Reihe der yorzulegenden Schriftsteller nimmt sich recht stattlich 
aus da, wo sie genannt werden. Auch das preußische Prüfungsreglement Yon 
1892 verlangte noch kühn § 3, 3 und 4 als ^^aßstab zur Erteilung des Zeug- 
nisses der Reife'', daß der Schüler die leichteren Reden Giceros, den Sallustius, 
Livius, die Äneide Vergils, die Oden und Episteln (!) des Horaz verstehe*), 
ebenso den Homer, den Xenophon, die kleineren Staatsreden des Demosthenes 
und die leichteren Dialoge Piatons ohne erhebliche Nachhilfe zu übersetzen 
vermöge. Freilich bescheidener schon heißt es in demselben Reglement § 11 
Ausführung: „Zur Prüfung im Lateinischen und Griechischen werden den 
Schülern zum Übersetzen Abschnitte aus solchen Schriftstellern vorgelegt, 
welche in der Prima gelesen werden oder dazu geeignet sein würden.'' Hier 
war zweierlei mißlich: erstens daß man das „Verstehen" von Schriftstellern 
wie Horaz, Sallustius, Livius, Vergil, Homer, Piaton Primanern kaum zutrauen 
durfte, und daß ein Widerspruch existierte zwischen diesen allgemeinen recht 
hohen Anforderungen und den besonderen in der mündlichen Prüfang; denn 
eigentlich kann man nur hier feststellen, ob denn ein Primaner diese große 
Reihe von Autoren „versteht"; aber in dem § 11, welcher sich dann über die 
wirklichen Postulate der mündlichen Prüfung ausläßt, ist von so vielen Schrift- 
stellern nicht mehr die Rede, meist begnügt man sich schon der Zeit wegen 
mit der Erklärung eines oder zweier Schriftsteller. 

Das jüngste Prüfungsreglement von 1901 hat dann dies Übermaß beseitigt 
und, weil, wie gesagt, Verständnis von Autoren nur in der mündlichen Prüfung 
festgestellt werden kann, diesen ganzen Paragraphen : „Maßstab zur Erteilung des 
Zeugnisses der Reife" mit Recht fortgelassen. Jetzt ist auch keine Disharmonie 
mehr vorhanden, denn nun heißt es einfach nur für die mündliche Prüfung 
§ 10, 7: für die Prüfung in den fremden Sprachen werden den Schülern Ab- 
schnitte aus solchen Schriftstellern zum Übersetzen vorgelegt, welche in der 
Prima gelesen werden oder dazu geeignet sein würden; inwieweit dazu Dichter 
oder Prosaiker oder beide zu benutzen sind, bleibt der Bestimmung des Kom- 
missars überlassen. Das Mißverhältnis ist aber bei denjenigen Staaten ge- 
blieben, welche noch unter dem Banne von 1892 stehen. So soUen Primaner 
die oben genannten Schriftsteller noch verstehen in Anhalt, Braunschweig, 
Elsaß -Lothringen, Hamburg, Mecklenburg, Oldenburg u. a. (wo sogar noch 
Tacitus nebenbei genannt wird), während man in Hessen diesen Fehler ver- 
mieden hat. Die neuere preußische Verbesserung findet sich jetzt schon in 
Bremen. 



^) Fr. Aug. Wolf spottete denn auch schon über die Forderungen des Reglements von 
1812, die erst ein Viemgjähriger erf&llen könnte; viel ist dabei anf seine zu Übertreibungen 
und Paradoxien geneigte Natur in Abzug zu bringen. 
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In der Ordnung fQr Sachsen Yon 1893 werden überhaupt hestimmte An- 
fordenmgen, auch in bezug auf Schriftsteller, gar nicht genannt; da aber 
gleich im ersten Paragraph, dem § 58, zu lesen ist: ,,. . . zu ermitteln, ob ein 
Schüler die Lehrziele ') der Oberprima in . . . erreicht hat'', so ist bei den be- 
treffenden Pensen nachzasehen; hier liest man dieselbe Reihe wie anderwärts 
in Prima, nur „znr Abwechslung oder unter Umstanden'' sollen gelesen werden 
eine römische Komödie, auch Plutarch, ein Stück des Euripides, oder aus- 
gewählte lyrische griechische Gedichte; auch womöglich ein Stück des Aschylos. 
Auch in Württemberg (81 Lateinstunden, 40 griechische) findet man 
Aschylos und Euripides als zulässige Lektüre in der Oberklasse; ebenso ist 
in Preußen bei 68 Latein- und 36 griechischen Stunden (Sachsen hat deren 71 
bez. 40) Euripides neben Sophokles in Klammem beigefügt; außerdem: „andere 
inhaltlich wertvolle Prosa, auch geeignete Proben aus der griechischen Lyrik"; 
ebenso steht es in Bayern bei 66 Latein- und 36 Qriechischen Stunden, wo noch 
Quintilians zehntes Buch, Isokrates, Lykurgos möglicherweise zu lesen sind. — 
Schwerlich^) wird man wohl aber bei der Reifeprüfung aus diesen, gleichsam 
als glänzende Gipfel des klassischen Unterrichts hervorragenden Schriftotellem 
etwas vorlegen; der Wortlaut der Ordnungen verbietet es nicht. 

Erfreulicherweise stimmen also die deutschen Staaten, auch Osterreich, in 
den altsprachlichen Anforderungen so ziemlich überein, trotzdem z. B. in Öster- 
reich der lateinischen und griechischen Stunden weniger sind als bei uns; auch 
da, wo infolge eigenartiger Lehrpläne Mehrleistungen stattfinden, wenigstens 
qualitativ, wie am Stuttgarter und jetzt auch am Gemünder Realgymnasium 
(wöchentlich im Sommer 75, im Winter 74 Lateinstunden, gegen 81 der 
Württemberger Gymnasien und gegen 49 Lateinstunden an preußischen Real- 
gymnasien und 68 Lateinstunden an preußischen Gymnasien), heißt es auch 
nur in § 5 der Prüfungsordnung: „Im Lateinischen wird dem Examinanden 
eine zuvor nicht gelesene, aus sich selbst verständliche Stelle von mittlerer 
Schwierigkeit, aus einem Dichter oder Prosaiker, der in der obersten Klasse 
gelesen wird oder sonst sich dazu eignet, und nach deren Übersetzung eine 
mäßige Zahl die sprachliche und sachliche Literpretation betreffender Fragen 
vorgelegt." Ein solcher Realgymnasialabiturient Württembergs kann im 
Lateinischen, was Literatur, Grammatik, Yerskunde, Antiquitäten anbetrifft^ 
mehr wissen als ein preußischer Gymnasialabiturient. Ahnlich soll nach der 



1) Siehe diese Lehiziele in § 12 ffir das Lateinisohe, in § 15 fBr das Ghiechische, wo 
auch „Kenntnis des griechischen Lebens, Entwickelnng des griechischen 
Geisteslebens* als Ziel verzeichnet ist. 

^) Stark übertrieben ist deshalb das, was in dem soeben erschienenen Buche «Die 
Beform des höheren Schulwesens in Preußen", Halle 1902 s. B. S. 126 und 159 gesagt ist: 
Diese Forderungen an die Abiturienten nach dem B>eglement von 1884 wären fast dieselben 
wie an eine Oberlehrerprftfung. — Demnach hätten meine Kollegen und ich, die wir bald 
nach 1870 durch die Reifeprüfung gingen, zweimal die Oberlehrerprüfnng bestanden; wahr- 
lichf all wir sie ausgangs der siebziger Jahre wirklich bestanden, merkten wir nichts davon, 
daß wir sie schon einmal gemacht! 
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1902 erschienenen Ordnung für die sächsiBclien Realgymnasien^ welche 
nur 2 Wochenstunden mehr als in Preußen für Latein fixiert^ nach § 12 beim 
Abschluß der Schüler imstande sein, Stellen aus Schriftstellern im Bereiche der 
Schullektüre ... zu übersetzen, sich darüber ausweisen, daß er im römischen 
Staats- und Kriegswesen, in der lateinischen Metrik und in der 
Literaturgeschichte des klassischen Zeitalters . . . Bescheid weiß. 

Sehr hübsch ist es, wenn in Österreich yerlangt wird, die Schüler sollen 
über Inhalt und Form^) der gelesenen Schriftsteller Rechenschaft geben können; 
auch in Oldenburg (§ 2, 3 und 4, 5) fordert man: „. . . auch mit dem Inhalte 
der von ihm in Prima gelesenen (lateinischen und griechischen) Schriftwerke 
und mit deren Gliederung, bez. Eunstform sich bekannt zeigen'^, ähnlich in 
Sachsen-Meiningen § 13, 3: in den auf Mythologie und Kunst der 
Griechen sich beziehenden Gegenstanden. Das ist sehr nachahmenswert, und 
die neueste preußische Fassung: „. . . den Schülern Gelegenheit zu geben, ihre 
Kenntnisse auf dem Gebiete der Altertumskunde, soweit diese für das Ver- 
ständnis der Schriftsteller erforderlich ist, sowie ihre Bekanntschaft mit den 
am häufigsten Torkommenden Versmaßen zu erweisen^^, klingt dagegen für 
Gymnasien recht nüchtern, für Realgymnasien aber ziemlich weitgehend, 
während nach 1892 hier nur Bekanntschaft mit dem daktylischen Hexameter 
gefordert wurde, was z. B. in Anhalt-Dessau, Braunschweig, Hamburg, Mecklen- 
burg jetzt noch besteht. 

Schließlich muß noch darauf rerwiesen werden, daß grammatische 
Fragen an die mündliche Prüfung in den alten Sprachen angeschlossen werden 
müssen nach den Reglements für Württemberg § 5 für Gymnasien (nicht 
für Realgymnasien), für Elsaß-Lothringen (§ 11, 8), Reuß j. L. (Gym- 
nasien § 54, 5); sonst sind überall nur die Fragen über Altertumskunde und 
die Hauptregeln der Metrik, höchstens nur insofern grammatische IVagen zu 
stellen, soweit das Verständnis der Autoren dadurch erhärtet werden 
soll. Die grammatische Sicherheit ist aus den Klassenleistungen und aus den 
ßchrifüichen Prüfungsleistungen zu erfahren. — Woher nur dies Vermeiden 
grammatischer Fragen in den alten Sprachen bei der mündlichen Reife- 
prüfung, wahrend doch die Ordnungen, für die neueren Sprachen gram- 
matische Fragen, oft allerdings nur synonymische, durchaus verlangen? Hat 
man Furcht ror solchen Fragen in den alten Sprachen? Oder ist man der 
grammatischen Kenntnisse in denselben so sicher? 

Es mußte natürlich in Preußen bei der Aufstellung von Prüfungsordnungen 
för alle drei nunmehr gleichwertigen Anstaltsarten sich als eine Schwierigkeit 
herausstellen, die Worte so zu wählen, daß man den doch verschiedenen Lehr- 
zielen derselben gerecht wurde; und es wird, wenn man anderwärts das 
preußische Verfahren fortsetzen soUte, schwer sein, das Zuviel und Zuwenig 
zu vermeiden. 



^) Jetst auch aufgenommen in SachBen-Weimar § 2, b). — 
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Neuere Sprachen. 

Der eben hervorgehobene Übelstand macht sich auch im Französischen 
nnd Englischen geltend. Für alle preußischen Anstalten lantet hier § 10, 8 
der neuesten Ordnung: ^^B^i der Prüfung im Französischen und im Englischen 
ist die Geübtheit der Schüler im mündlichen Gebrauche der fremden Sprache 
zu ermitteln ; auch sind Fragen aus der Synonymik und über die Hauptpunkte 
der Metrik zu stellen.^ An Realgymnasien und Oberrealschulen wurde und 
wird jetzt natürlich stets im Französischen und Englischen eine mündliche 
Prüfung rerlangt, an Gymnasien entweder im Französischen oder im Eng- 
lischen. Für das Französische am Gymnasium wurde gefordert 1892 § 3, 5: 
sicheres Verständnis und gelaufiges Übersetzen leichterer Schriftw^ke, sowie 
einige Übung im mündlichen und schrifUichen Gebrauch der Sprache''. Jetzt 
muß nach dem Wortlaut des neuesten Reglements an Gymnasien auch in der 
Synonymik geprüft werden, eine Mehrfordernng für Gymnasien.^) — In 
alten Sprachen also legt das Reglement (meist unter ,,Ausfuhmng^ bei der 
Prüfung ausdrücklich Wert auf Eunstform, Inhalt der Dichtungen oder auf 
^Antiquitäten^; was dagegen die neueren Sprachen anbelangt^ so muß man erst 
in den LehrpUmen der drei Anstalten nachschlagen, um sieh darüber zu Ter- 
gewissem, daß auch hier die mündliehe Prüfung auf diese Gebiete Rück- 
sicht zu nehmen hat Meist wird ja auch der Stoff der mündlichen Sprach- 
übungen daraus genommen: der Schüler erzahlt etwas über das Leben Molieres 
oder Shakespeares in fiunzösischer oder englischer Sprache, oder er gibt den 
Inhalt des ersten oder zweiten Aktes aus FATare oder Coriolanus wieder, 
Sprechübungen, welche oft g^enau denselben Eindruck machen sollen wie die 
frilheren lateinischen, eine Tita Horatiana oder das argumentum einer HoraiiBchen 
Ode. Hier müßte eine Bestimmung Platz greifen, nach welcher nicht an 
solchen, meist schon in der Klasse dagewesenen Materien die Sprechfertigkeit 
gezeigt werden dürfte; mehr der Umgang des wirklichen Lebens, Reisen, Er- 
eignisse im Leben des Schülers, der Schule, der Vaterstadt oder des Tater- 
landes müßten als Unterlage dienen. 

In SüddeutscUand wird Kulturelles und Literarisches im Französischen 
und Englischen auch nicht allzusehr in den Vordergrund gerückt; weder die 
Examenordnung für die Realmittelschulen (Realgymnasien, Oberrealschulen) 
Badens (im § 19, 3 und § 24, 4d) noch die für das Stuttgarter Realgymnasium 
(in § 5) spricht daron. 

Im Königreich Sachsen (§ 69) sind die Forderungen für die mündliche 
Prüfung gar nicht spezialisiert; greift man auf die Lehrziele zurück, so liest 
man § 15 der neuesten Lehrordnung für Realgymnasien unter Lehrziel im 
Französischen: ^Sicherheit in den Elementen der Grammatik und Stilistik, Gre- 
übtheit im Verstehen des gesprochenen FranzösiBch wie im sdbrifUichen und 



^ FngeB mos der Sjiumyiiuk m sfeeUea, bedangt auch die Ordnung fiSr da« Gym- 
nasium m Gxaiz in BeuA ä. L. § 6 D. 5 und j. L. § 54, 6. 
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mündliclien Oebraache der Sprache^ ausreichende Bekanntschaft mit dem all- 
gemeinen Entwickelnngsgange der Literatur und Kultur des französischen 
Volkes'^; und für das Englische § 18: ^^Ausreichende Bekanntschaft mit der 
englischen Ghrammatik ... in englischer Sprache gestellte einfache Fragen zu 
verstehen und englisch zu beantworten. Durch Lektüre gewonnenes Ver- 
ständnis einiger der wichtigsten Schriftwerke älterer und neuerer Zeit.^^ 

Es ergibt sich also aus der sinngemäßen Anwendung der Lehrziele der 
neueren Sprache auf die Anforderungen in der Maturitätsprüfung; daß man in 
Sachsen wenigstens im Französischen Literaturgeschichtliches und Kultur- 
geschichtliches verlangen kann. Im allgemeinen aber muß man sagen^ daß in 
den neueren Sprachen fast alle Ordnungen dem Wortlaut nach' das Lite- 
rarische und Kulturelle so gut wie nicht betonen. 

Geschichte. 

Li der Geschichte hieß es für Preußen 1892 übereinstimmend für alle drei 
Schularten § 11^ 8: ^^Die geschichtliche Prüfung hat die Geschichte Deutschlands 
und des preußischen Staates^ soweit sie in der Prima eingehender behandelt 
worden ist, zum Gegenstände/^ Ebenso vielfach in Norddeutschland. Die neueste 
Ordnung für Preußen trägt den Zusatz: ^^bei Gymnasien sind auch Fragen aus 
der griechischen und römischen Geschichte zu steUen^^ Die Ausschließung der 
alten Geschichte als Gegenstand der Prüfung für Realgymnasien findet aber 
nicht statt in Mecklenburg-Schwerin § 10; 6^ der wörtlich mit dem § 10^ 
6 für Gynmasien übereinstimmt: ^^Die Geschichtliche Prüfung hat insbesondere 
- die Geschichte Griechenlands, Roms und Deutschlands zum Gegenstände, die 
Geschichte der außerdeutschen Staaten nur insoweit, als sie die deutsche 
Geschichte unmittelbar beeinflußt.^' Selbstredend fordern einige norddeutsche 
Staaten dazu noch Kenntnisse ihres engeren Vaterlandes, so Anhalt, Hamburg, 
Hessen, Sachsen-Meiningen, andere, wie Bremen, Braunschweig, Mecklenburg 
Oldenburg merkwürdigerweise nicht Die meisten von ihnen verlangen nur das 
Primanerpensum, wenn schon die Worte selbst oft eigentlich eine etwas weiter- 
gehende Prüfung zulassen. 

Sachsen und die süddeutschen Staaten wollen natürlich; daß die 
Schüler in der Geschichte ihres engeren Vaterlandes Bescheid wissen; oft ergibt 
sich dies nur aus dem Pensum der obersten Klassen; besonders ausgesprochen 
ist es aber in Bayern (§ 36, 4). 

Li .Württemberg findet auf Gynmasien und Realgymnasien eine schrift- 
liche Prüfung in der Geschichte statt, vgl. Pehleisen S. 111 und 121, und keine 
mündliche. Diese schriftliche geschichtliche Prüfung ist auf die Lehraufgabe 
der zwei obersten Klassen beschränkt; sie fordert die Beantwortung zweier 
Fragen aus der Geschichte mit der dazu gehörigen Geographie. — Wenn nach 
dem Lehrziel im Königreich Sachsen (§ 34) Wiederholung der für das Ver- 
fassungsleben wichtigen Abschnitte gefordert wird, und ähnlich auf Real- 
gymnasien (§ 21) die bedeutenderen Vorgänge auf dem Gebiete des Kultur- 
nnd Geisteslebens in ihren Beziehungen zueinander und im Zusammenhange 
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mit der GeBamtentwickelung znr EenntniB gebracht werden sollen, so ist auf- 
fallend, daß dieser eigentUch selbstrerständliclie Qesiclitspunkt in anderen Staaten 
zu wenig gewürdigt wird, wenigstens auf dem Papier; nur in Bayern (§ 14, 4) 
lesen wir: „Eulturliistorisclier Stoff ist dem Standtpunkte der Schule entsprechend 
zu verwerten.^' In den Lehrplänen Württembergs und Badens^) findet man 
kaum eine Andeutung davon, geschweige in den Prüfungsordnungen. Höchst 
bedeutsam ist ja diejenige Behandlung des Geschichtsunterrichts, die nach den 
neuesten preußischen Lehrplänen 1901, auch schon nach denen Ton 1892, für 
die Klassen ÜU bis Ol als Norm aufgestellt wird: Belehrung über wirtschaft- 
liche und gesellschaftliche Fragen in ihrem Verhältnis zur Gegenwart; der 
Ton ethischem und geschichtlichem Geiste getragene Unterricht hat hierbei 
einerseits auf die Berechtigung mancher sozialen Forderungen der Jetztzeit 
einzugehen, anderseits aber die Yerderblichkeit aller gewaltsamen Versuche der 
Änderung sozialer Ordnung darzulegen; Takt und große Umsicht gehöre ja 
dazu. Dies und weiteres liest man nach 1892 auch jetzt in den „Methodischen 
Bemerkungen für die Geschichte'^ Warum, fragt man sich, ist auch nicht ein 
Kömchen davon in die Forderungen für die preußischen Reifeprüfung über- 
gegangen? Man fürchtete wohl, dann könnten zu leicht eingelernte Phrasen 
hier wiedergegeben werden. Indes soll doch der Unterricht in diesen Fragen 
überzeugend wirken, und man wird doch schließlich auf junge Menschen- 
seelen soviel Einfluß sich zutrauen und auch tatsächlich haben, daß man die 
Überzeugung von der Richtigkeit solcher wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Darlegung in ihnen fest begründet, wenigstens wahrend der Schulzeit, auch auf 
einige Jahre darüber hinaus Warum sollen die Prüflinge dann nicht auch im münd- 
lichen Examen vorsichtig und taktvoll dazu gebracht werden, ab und zu solcher 
Überzeugung Ausdruck zu verleihen, ohne daß sie gerade sozialpolitische Theorien 
und Phrasen nachbeten? — Jedenfalls brauchte man sich in der Prüfungsordnung 
selbst nicht zu scheuen, Worte wie „Kulturgeschichte, kulturgeschichtliche Ent- 
wickelung, wirtschafQich-soziale Grundlage^' und ähnliches zu gebrauchen. Soweit 
ich sehe, hat freilich kein deutscher Staat nach 1892 dies getan. 

Nur in der jüngsten Ordnung von Sachsen-Weimar und in dem 
außerdeutschen Östereich finden wir „Weisungen" S. 34 „Geschichte und Geo- 
graphie" das Wort „Kulturgeschichte" wenigstens erwähnt: „. . . genauere Rechen- 
schaft soll er geben können im Gebiete der griechischen und römischen Ge- 
schichte, ebensowohl der äußeren wie der inneren und der Kulturgeschichte". 
— Der Wortlaut der Prüfungsordnungen also, auch der allemeuesten, kommt 
fast nirgends über die alte landläufige Art des Geschichtsunterrichts hinaus^ 
woraus natürlich nicht immer auf die Wirklichkeit sei es des Unterrichts, sei es 
der Abiturientenprüfung selbst geschlossen werden darf 



1) Außer in dem Pensiun för die Oberprima der badiachen Oberrealschnlen, wo 
man § 6 liest: die Yerfassungs- und YerwaltungBorganisation des Deutschen Reiches und 
Badens; in den Lehraufgaben für die Prima der dortigen Gymnasien und Realgymnasien 
steht dies nicht, natürlich auch nicht in den Prüfimgsordnimgen. 
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Der Greschiclitsanterriclit hat im Lauf der Zeit am meisten gelitten unter 
der Furcht Tor Anhäufung des Gedächtnisstoffes^ wenigstens bei uns in Preußen 
zeigt dies deutlich die Tabelle bei NatL Noch 1882 war zu lesen: Sichere 
Orientierung über Zeit und Ort der Begebenheiten, d. h. es mußte nach Ge- 
schichtszahlen gefragt werden. Davon ist nie wieder etwas aufgenommen worden. 
Geradezu yerbltiffend wird es aber auf jeden wirken, wenn er unter den An- 
forderungen fOr Realschulen 10 1859 liest: genaue Kenntnis der griechischen 
Geschichte bis zum Tode Alexanders des Großen, der romischen bis zum 
Kaiser Marcus Aurelius. 

Wenn Hamack neuerdings (Verhandlungen 1900 S. 145) die romische 
Kaiserzeit mit Recht wieder in den Kreis des Unterrichts hineinziehen will, so 
stellt er etwas her, was vor 50 Jahren verlangt wurde^), sogar auf der Real- 
schule 10. Wie zusammengeschrumpft ist das jetzt für die preußischen Real- 
gymnasien: die geschichtliche Prüfung hat vornehmlich die Geschichte Deutsch- 
lands und des preußischen Staates zum Gegenstande; für Gymnasien gilt, wie 
gesagt, der Zusatz: bei den G^ymnasien sind auch Fragen aus der griechischen 
und römischen Geschichte zu stellen^). — Den Tiefstand der Postulate zeigt 
wohl Baden für die Gymnasien') und für die Oberrealschulen § 20, 3, wo nur 
das Oberprimanerpensum gefragt werden darf: „In der Geschichte bildet nur 
der Lehrstoff der Klasse Ol den Gegenstand der Prüfung/^ Nicht so schlimm 
steht es um die Geschichtsprüfung in Sachsen nach § 85, 8 und § 23, 5: „die 
Reifeprüfung in Geschichte ist überwiegend als Klassenprüfung der Oberprima 
aufzufassen; sie hat sich daher im wesentlichen auf das in den Primen 
(eben nur: Oberprima^ Behandelte zu beschränken. Insoweit auf Früheres zurück- 
gegriffen wird, kann den Prüflingen nur die sichere Bekanntschaft mit den 
Hauptbegebenheiten zugemutet werden/' — Freilich an die Forderungen für die 
Beifeprüflinge der Realgymnasien in Mecklenburg-Schwerin reicht man 
weder hier noch in Preußen heran. 

Deutsch. 

Hier steht östereich allein, es fordert eine mündliche Prüfung im 
Deutschen, außer der schriftlichen. „Weisungen^' S. 34 zu § 84, 3: „. . . speziell 
aus der deutschen Sprache als Unterrichtssprache ist zu fordern: historische 
Kenntnis der Entwickelung der schonen Literatur nach Maßgabe des Lehrplans, 
durch eigene Lektüre gewonnene Bekanntschaft mit . . . Werken aus der Zeit 
seit Klopstock, auch der wichtigsten biographischen Daten''; eine vorhergehende 
Bemerkung scheint mir sehr weise für diese Prüfung zu sein: „Sorgfaltig zu 
Termeiden ist jede Veranlassung zur Reproduktion kritisierender Bemerkungen, 
welche der Kandidat . . . ohne eigenes Urteil . . . aufgenommen hat." Württem- 



1) Jetzt erst 1901 wiederhergestellt in den Lebranfgaben fOr ü I: «Die fOr die Welt- 
knltur bedeutsamsten römischen Kaiser*, was z. B. in Bayern in der vierten Klasse ge- 
lehrt wird. 

*) In Sachsen-Weimar jetzt: Tomehmlich die vaterländische und die neuere Geschichte. 

») Vgl. Joos S. 122 A. 2. 
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berg hatte ebenfalls bis 1883 eine solche Prüftiog; nannte sie aber passender 
eine Prüfung in der Literaturgescliichte, Tgl. § 2- der Instruktion Tom 19. Juni 
1878: Gegenstände der mündlichen Prüfung sind: „, . . lateinische, deutsche 
Literaturgeschichte, philosophische Propädeutik.^^ Die Anforderungen waren für 
Gymnasien und Realgymnasien gleichlautend § 5 S. 115 und S. 124. Die philo- 
sophische Propädeutik als mündliches Prüfungsfach ist übrigens beim Beal- 
gynmasium hier nicht genannt; besondere Postulate scheinen für das Gymnasium 
nicht vorhanden gewesen zu sein; sie sind wohl aus dem Lehrplan zu holen, 
welcher „eklektische Behandlung der empirischen Psychologie'^ neben derjenigen 
der Logik heischte. — Indessen seit 1883 ist dieses Fach fortgeüallen, ygL 
Fehleisen S 112 Anm. 

Baden aber wiU nach der Ordnung deutsche Literaturgeschichte und philo- 
sophische Propädeutik auf Gymnasien (§ 65), bloß deutsche Literaturgeschichte 
auf Realgymnasien (§ 26) geprüft wissen, obgleich nach dem Lehrplan derselben 
in I auch eine Besprechung logisch-rhetorischer Kategorien stattfinden soll; be- 
sondere Ansprüche sind hier ebensowenig formuliert. Sehr auffallend ist es, 
daß die neueste badische Reifeprüfungsordnung Tom 27. März 1895, die für 
Oberrealschulen, Realschulen und höhere Bürgerschulen gut, an den Oberreal- 
schulen keine mündliche Prüfung im Deutschen bestimmt, vgl. § 20, 3 
(Joes S. 294). Hier hätte man wohl eine Übereinstimmung mit den Gymnasien 
und Realgymnasien erwarten sollen^); aber die Ordnung für Gymnasien stammt 
von 1869, die für Realgymnasien von 1887, es konnte also hier das preußische 
Beispiel von 1892 noch nicht einwirken 

Im schroffen Gegensatz zu Österreich schließt das bayerische Reglement 
eine mündliche deutsche Prüfung aus; in § 86 wird unter den Gegenständen 
der mündlichen Prüfung Deutsch gar nicht erwähnt. In Bayern hat auch der 
Eönigl. Kommissar nicht das Recht, eine solche anzuordnen. 

Denn in allen anderen Staaten (ausgenommen Württemberg) steht diesem 
eine solche Befugnis zu; besonders hervorgehoben wird für Elsaß-Lothringen 
(§ 5): „Der Vorsitzende ist befugt, zutreffenden Falles eine mündliche Prüfung 
einzelner Schüler im Deutschen vorzunehmen oder anzuordnen.^^ Ebenso für 
Oldenburg § 5, 5 und für das Königreich Sachsen § 65 für Gymnasien, § 66 
für Realgymnasien. In Preußen gilt jetzt § 10, 5: „. . . anderseits aber auch 
eine Prüfung noch in anderen als den in § 5, 3 genannten Lehrfächern der 
Prima anzuordnen.^^ Die mündliche Prüfung im Deutschen ist also durch- 
aus in das Belieben des Vorsitzenden gestellt. In Bremen aber, wo man sich. 
sonst wörtlich an die preußische Ordnung von 1901 anschließt, hat man diesen 
letzten Satz ausgelassen. Da also in Bremen auf diesem Wege eine mündliche 
deutsche Prüfung nicht möglich ist und der § 5, 8 sie ausschließt, stimmt hier 
Bremen mit Bayern und Württemberg vollkommen überein. 

Auch diese Frage, ob nämlich eine mündliche deutsche Prüfung angebracht 
sei, scheint, ähnlich wie die" betreffs der Religion, eine Art pädagogischer 

1) Diese mündliche Prüfang soll jetzt auch auf G^ynrnasien und Realgymnasien tat- 
sächlich fortfallen. 



f 



D. Die Beifeprüfang. 161 

Doktorfirage zn sein^ welche je nach der Eigenart der Staaten und Personen 
immer anders entschieden worden ist. Die Aufgabe des deutschen Unterrichts^ 
der mit Religion und Geschichte am meisten auf Gemüt und Herz der Schüler 
einwirken muß; ist jedenfalls in letzter Hinsicht die Pflege yaterländischen 
Sinnes. Natürlich gilt wie dort der Satz: ^^Das Beste kann nicht geprüft werden^^; 
und leicht können hohle patriotische Phrasen von dem Zöglinge vorgebracht 
werden. Aber ganz so zart und so keusch ist der Gegenstand doch nicht wie 
die christliche Religionslehre; und wenn man dort in der mündlichen Prüfung 
nicht fromme und wahrhaft religiöse Gesinnung erhärten will noch kann und 
trotzdem sehr richtig auf Kenntnisse in der Geschichte der Religion^ der Glaubens- 
lehre sehen soll^ so hätte man hier ohne Zweifel noch mit größerem Recht auf 
Kenntnisse in der Literaturgeschichte^ in den Meisterwerken unserer Klassiker 
;^erz und Nieren^^ des Schülers zu prüfen; die württembergische Instruktion 
besagte dies auch sehr richtig. Es ist also nicht folgerichtig; in der 
Religion und Geschichte mündlich zu prüfen, im Deutschen nicht; 
alle drei Gegenstände sind innerlich, wie gesagt, nahe verwandt. Das innere 
Ergebnis dieser drei ünterrichtsgegenstände braucht dabei nicht immer zutage 
zu treten; ist aber in der Geschichte jemand so unwissend, daß er z. B. von den 
Taten Karls des Großen sehr wenig weiß, wird man diesen für reif erklären? 
Ob dagegen jemand die Biographien Goethes und Schillers kennt, ob er mit 
einigen Worten die geistige Bedeutung der Sturm- und Drangperiode, den Ge- 
halt der Dichter der Freiheitskriege zu schildern in der Lage ist, darum kümmert 
man sich oft nicht. Man sage nicht, der schriftliche Prüfungsaufsatz genüge 
h^er: er ist auf ein verhältnismäßig kleines Gebiet beschränkt, meist seinem 
Lihalte, oft sogar der Disposition nach den Schülern vorher unmerklich zurecht 
gelegt^); wollte man durch ihn literargeschichtliche Kenntnisse ans Tageslicht 
fordern, man müßte ihm inhaltlich eine große, sehr große Ausdehnung geben, 
wie man es nicht kann. — Und kann man von dem Schüler sagen, er gebe 
etwas auf seine Nation, er verstehe und fühle etwas von nationaler Dichtung, 
wenn er von Klopstocks Oden nichts weiß, Schillers „Wilhelm Teil" vor 1800 
ansetzt? Falls hier einige Staaten unter den Lehrzielen ihrer höheren Schulen 
Erziehung zu nationalem, patriotischem Sinne angegeben haben, bleibt es bei 
der guten Absicht, wenn eine mündliche Prüfung im Deutschen durch die Ord- 
nungen ausgeschlossen ist. 

Der Kundige weiß übrigens, daß in Preußen einst auch eine mündliche 
deutsche Prüfung stattfinden mußte, die Tabelle Naths beweist es, und schon 
in der Dezemberkonferenz 1890 hatte man darüber gesprochen; 1856 wurde 
die mündliche Prüfung im Deutschen entfernt; schon das Reglement von 1859 
für Realschulen zählt unter den Gegenständen der mündlichen Prüfung das 
Deutsche nicht mehr auf Wer wissen will, was von 1834 — 1856 in der 
deutschen mündlichen Prüfung gefordert wurde, lese § 23 von 1834: allgemeine 



^) Über die Bedeutung und den Weit des deutschen Prüfungsaufsatzes ist unter „Stellung 
der Aufgaben' gehandelt. 
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Ghrammatik; Prosodie^ Metrik^ Hauptepochen der Gescliiclite der yaterländisclieii 
Literatur^ Eenntnis einiger Werke der Yorzüglichsten yaterländiBclieii Scluifir 
steller; doch war ein besonderer längerer Yoriarag nicht notig nach einem er- 
gänzenden Ministerialreskript Tom 18. Dezember 1834. Der Rückgang der 
Forderungen ist natürlich auch hier aus dem Bestreben zu erklären, das Ge- 
dächtnis für die Prüfung mit Lernstoff nicht zu überlasten. 

Mathematik und Physik.^) 

Nicht überall sind in den Ordnungen der Reifeprüfungen die Anforderungen 
für Mathematik Terzeichnet, vielfach muß man sich dieselben aus den Lehr- 
plänen herausholen, besonders da, wo die Prüfung auf die Ermittelung aus- 
geht, ob der Schüler dasjenige Maß der BUdung erreicht hat, welches in den 
Lehraufgaben hingestellt ist; aber auch in Baden und Bayern sind nnter den 
Anforderungen in der mündlichen Prüfung bestimmte Punkte nicht angegeben 
und daher aus den Lehrplänen selbst erst zu entnehmen; Württemberg kennt 
keine mündliche Prüfung in der Mathematik. 

Drei Ghnppen Ton Staaten lassen sich hier bilden: Preußen mit yielen 
norddeutschen Staaten (welche freilich die jüngsten Modifikationen von 1901 
noch nicht aufgenommen haben, sondern außer Bremen, die 21iele Yon 1892 
als maßgebend anerkennen, dazu auQh Sachsen und Elsaß-Lothringen); zweitens 
Baden und Württemberg; drittens Bajem und Öeterreicli. 

In der ersten Ghnippe sind als Zielleistungen der Gymnasien fast immer 
hingestellt: in der Arithmetik der binomische Lehrsatz, oft mit dem ausdrück- 
lichen Zusatz „für ganze positive Exponenten^', in der Algebra Gleichungen 
zweiten Grades, in Preußen 1901 jetzt mit dem Zusätze: „auch solche höheren 
Grades, die sich auf quadratische zurückführen lassen'^ Was die Trigonometrie 
anbelangt, so finden sich hier meist allgemeine Bestimmungen, „daß der Schüler 
sichere, geordnete, zusammenhängende Kenntnisse besitzen soll'' (so in Braun- 
Bchweig § 2, 7 und Elsaß-Lothringen), oder: „Fortsetzung der Übungen in der 
Trigonometrie", d. h. also (ygl. Pensum für U I) der Goniometrie und der 
Dreiecksberechnungen. Dazu kommt mathematische Geographie, auf welche im 
Königreich Sachsen § 25 besonderes Gevricht gelegt wird: „unter besonderer 
Rücksichtnahme auf die mathematische Geographie bei Behandlung der Kugel- 
oberfläche". Ausgeschlossen sind hier also von den Gymnasien die Gleichungen 
dritten und vierten Grades, eingehende Lehre von den Kegelschnitten und 
analytische Geometrie. 

Für Realgymnasien und Oberrealschulen, deren Prüfungsordnungen 
meist dieselben sind, sind diese Grenzen erweitert: in der Arithmetik bis zum 
biQomischen Lehrsatz für beliebige Exponenten (einschließlich), zur Entwickelung 
der einfacheren unendlichen Reihen, in der Algebra bis zu den Gleichungen 

^) Die Physik ist nur insoweit berficksichtigt, als sie in einigen Staaten eng mit der 
Mathematik verbunden ist. 
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dritten Grades, in der Geometrie bis zu den wichtigsten Sätzen über Kegelschnitte 
und bis zn der analytischen Geometrie; am weitesten geht man hier in Ham- 
burg, wo zn lesen ist § 2, 6 der Prüfungsordnung für Realgymnasien: ,,in den 
Grundlehren der Differentialrechnung'^^), und § 2, 5 der Oberrealschulen: 
„bis zu den Gleichungen höheren Grades (also auch vierten Grades), . . . den 
Grundlehren der Infinitesimalrechnung^'; aber im Königreich Sachsen ist Lehr- 
ziel für Realgymnasien (§ 34) nur: „kubische Gleichungen, binomischer und 
Moivrescher Satz . . . Elemente der analytischen Geometrie einschließlich der 
Lehre Ton den Kegelschnitten''. 

Also auch die Lehrziele der Realgymnasien und der Oberrealschulen dieser 
Staaten, bez. die Anforderungen an die Prüflinge sind fast dieselben. 

Was nun aber hier auf dem Realgymnasium verlangt wird, das lesen wir 
in Baden oft als Zielleistung des Gymnasiums; in neun Blassen bei durch- 
schnittlich 33 Wochenstunden sollen in Baden die Abiturienten nach dem 
Lehrplan von 1869 § 11 (Joos S. 95/96) auf den Gymnasien es bringen zur 
sicheren „Kenntnis der neueren synthetischen Geometrie mit besonderer Rück- 
sicht auf die Kegelschnitte, eventuell auch zu den Kettenbrüchen und diophan- 
tischen Gleichungen". Etwas sehr allgemein freilich lautet der § 60 der Reife- 
prüfongsordnung: „in der Mathematik wird verlangt: gediegene Kenntnis der 
Elementarmathematik in schulmäßigem Umfang und Fertigkeit, eine Aufgabe 
^ von mäßiger Schwierigkeit aus dem genannten Bereiche zu lösen". 

In Württemberg, wo der Unterricht auf dem Gymnasium zehnstündig 
^ ist und 39 Wochenstunden hat (Fehleisen S. 52), werden zwar in der Reife- 

re prüfung selbst (vgl. § 6 der Instruktion S. 116/117 Fehleisen) nicht größere 

< Anforderungen gestellt, aber nach dem Lehrplan sollen in I diophantische 

y Gleichungen behandelt werden, ebenso Kettenbrüche. 

:^- Für Württembergische Realgymnasien heißt es § 6, 5 unter Maßstab für 
'i' die Erteilung des Zeugnisses der Reife: „in der Mathematik muß er Kenntnis 
^ der Differential- und Integralrechnung und ihrer wichtigsten An- 
is Wendungen besonders auf Geometrie zeigen". Weiter sollen die 

Abiturienten der Oberrealschulen Badens nach den Lehrplänen gebracht 
ekfe werden, wenn gefordert wird für Oberprima: „Gleichungen dritten Grades mit 

einer Unbekannten, Gleichungen vierten Grades und angenähertes Lösen von 
Zahlengleichungen höherer (Jrade; Kettenbrüche, die Kegelschnitte als 
geometrische Örter" u. a. § 11 (Joos S. 289). 

Wenn also in diesen beiden süddeutschen Staaten die Abiturienten nach 
den Lehrplänen etwas weitere Kenntnisse erwerben müssen als in der Klasse 
der obigen Staatengruppe, so sind die Postulate in dem dritten süd- 
deutschen Staate, in Bayern, bedeutend geringer, ebenso in Österreich, 
bedeutend geringer auch als in Norddeutschland. Das ist sehr natürlich. 



^ 



1) Hier w&re einmal ein Fall, wo man aus dem individuellen Charakter der Handels- 
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^ 0tadt ein solcheB Mehr erklären könnte. 
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denn hier sind nicht nur der Mathematik die wenigsten Wochenstunden zu- 
geteilt (33 in Bayern, 34 in Österreich), sondern es wird auch die Physik als 
integrierender Teil zusammen mit der Mathematik behandelt, so daß 
in den bayerischen 34 Stunden auch der gesamte physikalische Unterricht mit 
inbegriffen ist. 

Das Lehrziel in Bayern ist laut § 13, 13: „Neunte Klasse: a) mathe- 
matische Geographie; Ghnindbegriffe, welche sich auf die Erscheinungen am 
Sternenhimmel beziehen . . . Stemzeit, . . . einheitliche Weltzeit ... die Keplerschen 
Gesetze; das Newtonsche Gravitationsgesetz; .-. . Bestimmung eines wahren 
und eines mittleren Sonnentages; Ungleichheit der wahren Sonnentage; . . . 
b) . . . Mathematisches Bepetitorium, . . . Wiederholung und Erweiterung sowie 
übersichtliche Zusammenfassung und Vertiefung des mathematisch-physikalischen 
Lehrstoffes der vier letzten Klassen, und zur Erklärung möge aus dem Lehr- 
stoff der achten, der vorhergehenden Klasse einiges beigefQgt sein, a) Algebra: 
arithmetische und geometrische Reihen; Zinseszins- und Bentenrechnung; 
b) Stereometrie: Lage und Stellung gerader Linien und Ebenen; Polyeder, 
Prismen, Pyramide, Kegel und Kugel; im Anschlüsse die Gmndgleichungen 
der sphärischen Trigonometrie; c) Physik: . . . FaUgesetze; das einfache Pendel; 
die Lehre vom Lichte, Zurückwerfung, Brechung, Zerstreuung; . . . Elektrizität 
und Magnetismus, Grunderscheinungen und Ghrundgesetze, Telegraph, Telephon.'^ 
Es fehlt also hier die analytische Geometrie. Li Österreich ist Lehr- 
aufgabe der obersten Klasse (wöchentlich 2 Stunden) nur: „Wiederholung des 
gesamten Lehrstoffes^^, Lehraufgabe der vorhergehenden Klasse: Unbestimmte 
Gleichungen des ersten Grades; quadratische Gleichungen mit einer Un- 
bekannten; EVogressionen: Kombinationslehre und binomischer Lehrsatz für 
ganze Zahlen; Anwendung der Algebra, namentlich der quadratischen Gleichungen 
auf die Geometrie; Elemente der analytischen Geometrie der Ebene, mit 
Einschluß der Kegelschnittslinien (also weiter als in Preußen nach den 
Lehraufgaben für die Gymnasien^); und für Physik (3 Stunden wöchentlich): 
„Magnetismus, Elektrizität, Wärme, Optik; Anfangsgründe der Astronomie und 
Meteorologie.^^ 

Diese wörtliche Wiedergabe war auch hier nötig, um nun die recht all- 
gemein gehaltenen Postulate der Prüfung daran zu würdigen. „Weisungen" S. 34: 
„In der Planimetrie und Trigonometrie muß der Examinand so geübt sein, daß 
er die Beweise von Lehrsätzen und die Lösung von Aufgaben, welche in 
nächster und einfachster Beziehung zu den Hauptsätzen jener Gebiete stehen, 
nach kurzer Überlegung selbst zu finden vermag . . . femer muß er einfache 
Gleichungen des ersten Grades mit einer oder mehreren Unbekannten und des 
zweiten Grades mit einer Unbekannten leicht zu lösen, mit Logarithmen ge- 
läufig zu rechnen verstehen und in den übrigen Gebieten der Arithmetik und 
Algebra mit den Hauptsätzen und ihrem wissenschafblichen Zusammenhange 
bekannt sein." Noch weniger eingehend sind die Anforderungen in der Physik 

1) Denn von analjtischer Geometrie braucht man hier nichie zu wissen. 
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für Osterreicli formnliert: ,ß]i der Physik ist von dem Examinanden Kenntnis 
der Fundamentalerscheinungen und Fundamentalgesetze aus den einzelnen Ge- 
bieten zu beanspruchen^ sowie auch die Fähigkeit^ einfache damit zusammen- 
hängende Naturerscheinungen durch dieselben zu erklären. Vor allem sind 
daher aus diesem Gegenstände klare Begriffe über die empirischen Partien 
und etwa ihre einfachsten mathematischen Beziehungen zu fordern/^ — Von 
den einzelnen Punkten der Lehrpensa der obersten Klassen ist hier wenig ge- 
nannt und die Prüfung braucht daher gewiß nicht allzuhohe Ansprüche zu stellen. 

Im Vergleich zu denen aller anderen deutschen Staaten gehen demnach die 
Abiturienten Bayerns und Österreichs mit den geringsten mathematischen 
Kenntnissen yon der Schule ab; das Studium der Mathematik^ auch das erfolg- 
reiche Hören yon Vorlesungen auf polytechnischen Fachschulen, falls diese 
nicht auf solche Vorbildung der Schule Rücksicht nehmen, muß ihnen anfangs 
schwerer fallen. Unter den norddeutschen Staaten überflügeln die Schüler der 
Realgymnasien und Oberrealschulen Hamburgs, außerdem die Schüler der 
Realgymnasien Württembergs die der gleichen Realanstalten Deutschlands, 
diesen scheinen sich die Abiturienten der Gymnasian Badens und yieUeicht 
Württembergs zu nahem, während die Schüler der höheren Realanstalten dieser 
beiden süddeutschen Staaten es auch nicht weiter bringen als die Hamburger 
Schüler. Alle anderen Gymnasien, Realgymnasien, Oberrealschulen in Deutsch- 
land haben fast dasselbe Lehrziel und dieselben Prüfungsordnungen in der 
Mathematik und Physik. Es braucht wohl kaum gesagt zu werden, daß gerade 
in bezug auf die Mathematik der Schluß yon dem Papier der Reglements auf 
die Wirklichkeit am yorsichtigsten gezogen werden muß; auch die neuesten 
preußischen Lehrpläne müssen gerade in diesem Fache ziemlich weite Grenzen 
gestatten. Immerhin wird ersichtlich sein, daß unter den deutschen Staaten 
Bayern allein, wie es ja bekannt ist und wie es seine schulgeschichtliche 
Entwickelung mit sich brachte, sich hier nahe zu Osterreich stellt: die 
bayerischen und österreichischen Gymnasien haben ja schon durch die geringere 
mathematische Stundenzahl mehr noch jene Einheit, welche sonst durch den 
Utraquismus der Humaniora und Realia auf Deutschlands Schulen fast yerloren 
gegangen ist. — 

Als Abschluß dieser Erörterung über die mündliche Prüfung sei noch auf 
einen Punkt hingewiesen. Um die Prüflinge yon einem Übermaß des Lern- 
stoffes zu befreien ^), hatte man bekanntlich in Preußen 1892 die Lehraufgabe 
der Prima als Ermittelungsobjekt der Prüfung hingestellt. Nicht 
immer war man in Preußen so ängstlich. In dem Reglement für die Abiturienten- 
prüfung der Realschulen yom 6. Oktober 1859 steht wörtlich zu lesen 
„Gegenstand der Prüfung ist daher nicht ausschließlich das Pensum der 
Prima, sondern alles dasjenige, was in dem Lehrplan der Realschule yon 
fundamentaler Bedeutung ist.*' Auch 1882 kannte man solche Vorsicht noch 



1) Vgl. S. 11 der DenkBchrift betreffend die geBchichtliche Entwiokelimg der Revision usw, 
Berlin 1892. 
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niclit. Nach dem jüngsten Prüfongsreglement in Prenßen, das in § 1 die Lehr- 
anfgabe der Prima hat fallen lassen, braucht man sich nicht vorsichtig anf das 
Primanerpensum zu beschränken; natürlich wird dies hauptsächlich das Gebiet 
sein, aus dem die Fragen genommen werden, aber es ist wirklich als eine 
Schutzwehr gegen grobe elementare Unwissenheit zu betrachten, wenn man 
jetzt § 11, 3a bei der Kompensation liest: „die als ,nicht genügend^ bezeichneten 
Leistungen, deren Ausgleichung in Frage kommt, dürfen nicht unter das 
Maß hinabgehen, welches für den Eintritt in die Prima zu fordern 
ist^^ Eigentlich ist es ja ein Ding der Unmöglichkeit, eine Abiturienten- 
prüfung so einzurichten, daß sie ihren Stoff nur aus dem Primanerpensum 
nimmt — man müßte denn in Prima fortgesetzt Wiederholungen früherer 
Elassenaufgaben Tomehmen und die „Lehraufgabe der Prima^^ in diesem Sinne 
fassen. In einem solchen Zwiespalt stecken nun doch alle diejenigen Ordnungen, 
welche die preußische Ton 1892 sich mehr oder weniger wörtlich aneigneten, 
so Anhalt -Dessau, Braunschweig, Hessen (für die Oberrealschulen); auch die 
Ordnung für das Königreich Sachsen § 58: „Die Reifeprüfung, welche den 
Zweck hat zu ermitteln, ob ein Schüler die Lehrziele der Oberprima in 
allen wissenschaftlichen Fächern erreicht hat% wird die Prüfenden in praxi 
wegen § 12 und § 15 oft in Verlegenheit setzen. Am auffallendsten zeigt 
diesen Zwiespalt die eben zitierte hessische Ordnung für die Oberrealschulen 
Ton 1901, wenn sie in § 1 festsetzt: „Zweck der Prüftmg ist, zu ermitteln, ob 
der Schüler die Lehraufgabe der Prima sich angeeignet hat^', und in § 10, 6: 
„die Prüfung in der Mathematik und Physik darf nicht auf das Lehr- 
pensum der Prima beschränkt werden^^ Dieselbe Forderung auch für die 
(Gymnasien in Mecklenburg-Strelitz § 10, 9, Reuß j. L. § 54, 8 und 
Reuß ä. L. § 6 D 7, während nach § 18, 5 in Sachsen-Meiningen auf 
dem Gymnasium die mündliche mathematische Prüfung sich gerade auf die 
Teile beschränken soll, welche in Prima yorgetragen werden. Bezeichnend 
genug ist es, daß diese Ausnahme nur für die Oberrealschulen und nur für die 
Mathematik gemacht wurde. 



Sohriftliohe Prüfung. 

Stellung der Aufgaben. 

Die Bestimmungen über die schriftliche Prüfung in den yerschiedenen 
Ländern werden weniger Differenzen hinsichtlich des Inhalts dieser Prüfung 
aufzeigen als vielmehr solche betr. der Rechte und Kompetenzen des Kommis- 
sars und der Prüfungskommission. Bei der Stellung der Aufgaben und der 
Beurteilung derselben werden ziemlich bedeutende Abweichungen hervortreten; 
und im Anschluß hieran möge denn dasjenige seinen Platz finden, was über 
Feststellung des Urteils und der Kompensation zu sagen ist. 

Wie ich schon oben in dem Abschnitt über die Dienstinstruktionen nachge- 
wiesen zu haben glaube, sind nach dem Wortlaut der Vorschriften die Rechte 
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der Oberlehrer in Preußen ihrem unmittelbaren Vorgesetzten; dem Anstaltsleiter 
gegenüber^ wenig fest und wenig weitgehend. Dies zeigt sich auch schon bei 
der Stellung der Abiturientenaufgaben. In dem Reglement Ton 1834 § 15 heißt 
es: ;;Für jede schriftliche Arbeit werden mehrere Aufgaben Ton dem Direktor 
und den prüfenden Lehrern vorgeschlagen und dem KönigL Eommissarius zur 
Auswahl Torgelegt. Dem letzteren steht es frei, nach Befinden der Umstände 
die Aufgaben selbst zu bestimmen.^^ — Auch das Reglement für die Realschulen 
von 1859 sagt § 5: „Die Aufgaben zu den schriftlichen Prüfungsarbeiten werden 
von den betreffenden Lehrern gewählt und für jede Arbeit zwei vorgeschlagen . . . 
Der Eönigl. Kommissar trifft die Auswahl/^ — Hier steht zwischen dem die 
Themata stellenden Lehrer und dem Kommissar noch nicht der 
Direktor. Schon 1882 § 7, 3 aber heißt es: „Die Aufgaben für jeden einzelnen 
Gegenstand legt der Lehrer^ welcher denselben in der obersten Klasse erteilt^ 
dem Direktor zur Genehmigung vor.^^ und diese prüfende Zwischeninstanz 
ist dann stehen geblieben bis auf 1901: „Der Direktor hat die Aufgabenvorschläge, 
und zwar die von anderen gemachten mit seinem Genehmigungsvermerke ver- 
sehen, unmittelbar an den KönigL Kommissar einzusenden.'^ 

So hat denn der Oberlehrer mit seinen Vorschlägen zwei prüfende Instanzen 
zu durchlaufen. Diese große Vorsicht ist dann auch in fast allen norddeutschen 
Staaten und sonst beibehalten worden^ so in Anhalt-Dessau, Bremen, Braun- 
schweig, Elsaß-Lothringen, Hamburg, Mecklenburg, Sachsen- Weimar, Reuß ä.u.j.L., 
Oldenburg, Hessen, wo es noch einschränkender lautet § 6: „Die Aufgaben 
fOr die schriftlichen Arbeiten werden auf Vorschlag des betreffenden prüfenden 
Lehrers von der Direktion bestimmt^'; weniger beschränkend für die hessischen 
Oberrealschulen (§ 6, 3). Auch im Königreich Sachsen sind auf Gymnasien 
und Realschulen I. und U. Ordnung nach § 63 und 64 die Themata dem Rektor 
vorher zur Genehmigung vorzulegen. Hiermit stimmt so ziemlich das Verfahren 
in Baden überein (Joes S. 125/126): „. . . werden bei den eiozelnen Gymnasien 
die Aufgaben für jeden Gegenstand von dem Lehrer . . . entworfen, und nach- 
dem der Direktor dieselben geprüft, von diesem mit der Meldung der Prüfungs- 
bewerber dem Oberschulrat vorgelegt.^^ Gleichlautend ist der § 21, 2 der Prüfungs- 
ordnung für die Oberrealschulen Badens, anders der betreffende für die Real- 
gymnasien daselbst, worauf wir noch zurückkommen. Nach § 3 der Instr. f. d. 
Gymnasien und Realgymnasien Württembergs werden „die Aufgaben zu den 
schriftUchen Prüfungsarbeiten von den betreffenden Lehrern gewählt. . . . Der 
Regierungskommissar trifft die Auswahl, ist aber auch befugt, nach seinem 
Gutdünken sämtliche oder einzelne Aufgaben selbst zu stellen.^' Ob hier der 
Direktor als Zwischeninstanz eine Rolle spielt, ist nicht ganz deutlich; man 
möchte es auch nicht annehmen, wenn man den davon etwas abweichenden § 3 
der Instr. für die Realanstalten liest: ,J)ie Aufgaben zu den schriftlichen Prüfangs- 
arbeiten werden in jedem Fache von dem Lehrer, welchem dasselbe an der 
obersten Klasse zugeteilt ist, als Referenten im Einvernehmen mit dem von dem 
Rektor gestellten Korreferenten gewählt . . -^^^ hier ist also auch von dem 
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Direktor nicht die Bede, wohl aber noch Yon einem anderen Oberlehrer, dem 
Korreferenten, yon dem später noch die Rede sein wird. 

In Österreich, wo bekanntlich der Oberlehrer die freieste Stellung seinem 
unmittelbaren Vorgesetzten gegenüber hat, schickt derselbe die Abiturienten- 
themata durch Yermittelung des Anstaltsleiters in einem mit seinem Privatsiegel 
verschlossenen Kuvert an den Landesschulinspektor, vgL „Weisungen" S. 26 zu 
§ 80: „Die Lehrer haben die vorgeschlagenen Themen für jeden Teü der Prü- 
fung abgesondert in doppeltem Kuvert, wovon das innere, für die Rücksendung 
bestimmte, unversiegelt bleibt und jedes die entsprechende Aufschrift tragt, mit 
dem eigenen Privatsiegel geschlossen dem Direktor zu übergeben, der 
dieselben . . . dem Landesschulinspektor zusendet/^ Wozu dient eigentlich diese 
Zwischeninstauz des Direktors bei der Stellung der schriftlichen Aufgaben? Ist 
nicht die Prüfung der Aufgaben durch den Kommissar genügend? Freilich 
kennt der Kommissar die Prüflinge zunächst gar nicht und muß sich deshalb 
auf das Urteil des Anstaltsleiters in erster Linie verlassen. Aber der Direktor 
unterrichtet nur in gewissen Fächern, die Leistungsfähigkeit der Schüler in 
seiuem Fach kennt am besten natürlich der Fachlehrer, nicbt immer wird der 
Vorgesetzte imstande sein, sein besseres Urteil hier geltend zu machen; von rein 
sachlichem Standpunkte aus ist also die österreichische Praxis die beste. Er 
ist meist natürlich eine Form, dieses „Genehmigt'^ unter den Aufgaben des 
Kommissionsmitglieder, aber die amtliche, juristische Stellung eines Beamten 
kennzeichnet sich eben in solchen Formalien- 

In Bayern bedarf es solcher Gegenzeichnung des Anstaltsdirektors nicht, 
denn dort werden, im Gegensatz zu allen anderen Staaten, die Themata nicbt 
von den Oberlehrern bestimmt, sondern von der Zentralstelle aus, von dem 
Königl. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten; 
die bayerischen Abiturienten schreiben und bearbeiten au vier Prüfungstagen 
hintereinander alle dieselben Themata (vgl. § 33). 

Wie hier, ist es auch in Baden einst Sitte gewesen, wenigstens für alle 
Gymnasien (Gelehrtenschulen), von einer Zentralstelle, dem Oberschulrate aus 
dieselben Prüfungsthemata zu geben. So war es dort noch 1869, als das in 
vielen Punkten für Gymnasien noch jetzt geltende Reglement herauskam, aber 
nach Joos S. 125 ist dies längst nicht mehr in Übung; die Prüfungsordnung 
für die dortigen Oberrealschulen aus dem Jahre 1895 weiß natürlich von der 
alten Sitte auch nichts mehr, wohl aber die aus der Zwischenzeit (1887) 
stammende für die Realgymnasien, § 23: „Die schriftlichen Prüfimgsaufgaben 
werden von dem Oberschulrat den Direktionen unmittelbar vor Beginn der 
schriftlichen Prüfung mitgeteilt/^ Joos sagt hierbei nicht, ob dies bis heute 
beibehalten ist. Ob bei uns in Preußen jemals eine solche einheitliche Aufgaben- 
stellung, natürlich nur für je eine Provinz von dem betr. Provinzialschulkollegium 
aus, ebenfalls beliebt war, kann ich nicht sagen. Schon der § 9 des allerersten 
Reglements von 1812: „. . . so müssen die anzufertigenden Arbeiten, deren 
Themata der Prüfungskommissarius und Rektor oder Direktor, dieser nach ge- 
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nommener Rückspraclie mit den Lehrern, gemeinechaftlich bestimmen, . . /' 
sollte eigentlicli diese Art ausgeschlossen haben; freilich mögen einige Proyinzial- 
behörden hier eigenmächtig verfahren sein, wie ja das Reglement Ton 1812 nie 
gänzlich durchdrang. 

Die oben erwähnte, nur in Bayern jetzt noch übliche einheitliche 
Aufgabenverteilung hat, daß läßt sich nicht leugnen, manche Vorteile, be- 
sonders was den deutschen Aufsatz betrifft. Ich will nicht reden von der dabei 
gleichwaltenden Gerechtigkeit, daß alle Schüler dasselbe Thema mit denselben 
Schwierigkeiten zu lösen haben, und daß keine Klage seitens des Publikums 
wegen Ungleichheiten, Zufälligkeiten bei der Prüfung usw. erhoben werden kann 
bei der heutigen individualistischen Richtung werden manche ein Abwägen je 
nach dem Können der Schüler auf einzelnen Anstalten lieber wollen. Aber eins 
läßt sich nicht abstreiten: die Vorschriften, welche überall außer in Bayern 
für die Stellung z. B. des deutschen Abiturientenaufsatzes gegeben sind, lassen 
sich einfach nicht befolgen; § 6, 6 sagt in Preußen jetzt noch: „. . . Pflicht 
dafür zu sorgen, daß die Aufgaben für die schriftliche Prüfung den Schülern 
erst bei Beginn der einzelnen Arbeit zur Kenntnis kommen; auch ist jede 
vorherige Andeutung über sie auf das strengste zu vermeiden.^' Und 
gleichlautend sind die Verbote in vielen Ländern, so in allen norddeutschen 
Staaten, Anhalt § 6, 7^ Bremen § 6, 6, Braunschweig § 6, 7; auch in Elsaß- 
Lothringen § 7, 7, Hamburg § 6, 8, Hessen § 6, Hessen (Oberrealschulen) § 6, 5, 
Mecklenburg-Strelitz § 6, 6, Oldenburg § 6, 7, Reuß j. Linie § 50, 8; außerdem 
in Baden § 21, 4 (merkwürdigerweise nur in der Ordnung für die Oberreal- 
schulen); in Österreich „Weisungen'' S. 27 zu § 81, vgl 0. E. § 81, 4. 

Wenn diesem Verbote nach wirklich verfahren wird, so stellt der deutsche 
Prüfungsaufsatz, auch unter Innehaltung des § 3 der Ordnung 1892, wonach 
der Schüler ein in seinem Gedankenkreis liegendes Thema bearbeiten soll, An- 
forderungen an denselben, welche er zu erfüllen bisher selten gewohnt war. 
Jeder häusliche Aufsatz wird doch in der Schule mehr oder weniger vorher be- 
sprochen^), der Schüler weiß das Thema, er weiß deshalb, wohin jeder Wink 
des Lehrers während der Stunde abzielt, es wird womöglich ein principium 
divisionis für die Disposition gefunden, vor einigen Lrwegen wird gewarnt; ja 
zu Haus kann der Schüler sein poetisches oder prosaisches Stück, Egmont oder 
Lessings Laokoon, fortgesetzt nachschlagen. Und nun soll er in der Examennot 
über ein Thema schreiben, über das er vorher^„keine Andeutung erhalten'^ 
hat? Wie stimmt dies mit § 6, 2: „Die Aufgaben sind so zu bestimmen, daß 
sie in Art und Schwierigkeit die Klassenaufgaben der Prima in keiner Weise 
überschreiten?'' Bei strenger Befolgung des § 6, 6 wird der deutsche Abiturienten- 
aufsatz, nicht anders wie der französische, zu einer Ungeheuerlichkeit; ja 
welcher Erwachsene mit akademischer Bildung, ausgenommen hier und da ein 



I) Daß solche Yerbereitung noch in I doch leider oft genng nötig ist, das beweist ein- 
fach die Tatsache, daß in einigen Staaten (s. S. 172 Anm. 1) Beihilfen ex officio zu deutschen 
PrüftmgsanfsfttKen gegeben werden. 
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Literarhistoriker, getraute sich über ein Drama^ das er vielleicht Monate, viele 
Monate, vielleicht ein Jahr lang nicht gelesen, plötzlich ans dem Stegreif in 
fünf Standen hintereinander einen kleineren Aufsatz niederzuschreiben, wobei 
man freilich .wieder zu bedenken hat, daß reife Männer bei der Ausarbeitung an 
sich selbst ganz andere Ansprüche in bezug auf Gewissenhaftigkeit und Genauig- 
keit zu stellen pflegen als Abiturienten und vielleicht deshalb nichts zustande 
brächten oder bringen woUten? Nun vergesse man aber auch nicht, daß neben 
diesen Gedankenreihen für den deutschen Aufsatz, die eine ziemliche Anzahl von 
poetischen und prosaischen Stücken umfassen sollen, auch noch Ideenkreise für 
andere Themen, wie für den französischen Aufsatz liegen müssen. 

So die Lage des Schülers. Nicht viel angenehmer ist die des Lehrers, 
dem es verboten ist, irgendwelche „Andeutungen^' über die Aufsätze zu geben. 
Tatsächlich aber, schon um ähnliche Vorbedingungen für diesen Prüfungsauf- 
satz zu schaffen, wie für die häuslichen gemäß § 6, 2 der Ordnung, ist er ge- 
zwungen, doch eine große Menge von Winken, natürlich ohne eins der von ihm 
eingereichten Themen zu nennen, wiederholt zu geben. Es beginnt nun ein gar 
anmutiges Yersteckspiel; fortgesetzt will der Lehrer diese Andeutungen verbergen, 
fortgesetzt fordert seine ernst-schalkhafte Miene die Schüler auf: Sucht! Sucht! 
Fortgesetzt suchen und finden sie wohl meist das Verborgene. Wie sollten sie 
auch nicht? Im letzten Jahre der Prima wird z. B. Goethes „Torquato Tasso'' 
oder eine philosophische Abhandlung Schillers gelesen. Plötzlich, mit mehr 
oder weniger Geschick, z. B. unter dem Verwände der Bepetition springt der 
Lehrer von dem Goethischen Drama auf Schillers „Wallenstein^', auf das Ver- 
hältnis von Max und Wallenstein, oder von der Schillerschen Prosa auf das 
achtzigste Stück von Lessings Hamburgischer Dramaturgie über. ,,Aha! dahaben 
wir eins der Abituriententhemata! Entweder: „Wodurch wird Max an WaUenstein 
gefesselt?^' oder: „Warum verurteilt Lessing die französische Tragödie ?^^ Am 
leichtesten werden Themata allgemein-moralischen, auch geschichtlichen Lihalts 
von den Schülern aufgespürt. Der Sprung von der Lektüre der Unterrichts- 
stunde^) zu: „Lust und Liebe sind die Fittige zu großen Taten^' oder: „Die Be- 
deutung Karls des Großen für seine Zeit und für die Geschichte^^ ist eben sehr 
auffallig, auch dann wenn er maskiert wird, durch die Form von Dispositions- 
übungen, welche, soweit die knappe Zeit reicht, auch auf der obersten Stufe 
ja mit Becht verlangt werden. 

Am natürlichsten werden solche Arbeiten als reife Früchte vom Baume 
des deutschen Unterrichts fallen, die nur auf die Lektüre des letzten Jahres 
oder Halbjahres sich gründen und entweder dramaturgische Dinge behandeln, 
wie Exposition, Höhepunkte der Handlung, Charaktereigenschaften, vielleicht 
Vergleiche des eben gelesenen Dramas mit früheren (aber auch hier schon: „sie 
schweigen und horchen wie Mäuslein !^Q, oder Berichte, vielleicht mit kurzen 
eingeflochtenen kritischen Bemerkungen einfachster Art über Prosalektüre aus 



1) Frick (Yerhandlangen 1892, S. 581) nennt deswegen die allgemeinen Themen ,Bain 
des dentflchen Unterrichts*, weil sie nicht aus dem Unterrichtsstoff heryorwachsen. 



/ 



D. Die Reifeprüfung. 171 

Herder, Goethe, Schiller. Die Anseinandersetzaiig über solche Dinge, welche 
doch seit Jahren stattfinden, bleibt im Rahmen des Unterrichts und fallt deshalb 
nicht auf; Abituriententhemata dieser Art werden am wenigsten „Torher emp- 
funden" im Gegensatz zu geschichtlichen und moralischen Themen, welche ds 
solche sofort erkannt werden.^) 

Auch fremdsprachliche Aufsätze werden leicht herausgespürt. Hier muß 
wohl noch, wie früher bei den lateinischen Aufsätzen, etwas Phraseologie zu- 
rechtgelegt werden. In den französischen Stunden z. B. werden Phrasen über 
Kriegführen, über Friedensschlüsse, über diplomatische Verhandlungen wieder- 
holt, daneben durch französiche Fragen französische Antworten über Karl den 
Großen, Napoleon I., den Krieg Ton 1870 ganz unauffällig herausgelockt. „Aha, 
das Thema ist ein geschichtliches!" Literarische Aufgaben über den ersten oder 
zweiten Akt Ton Molieres TAyare oder allgemeinere Schilderungen müssen ahn- 
lich vorbereitet werden. Es würden ja sonst nur wenig Schüler fähig sein, 
solchen französischen Aufsatz anfertigen zu können. Nicht yiel anders wird es 
bei den mathematischen Aufgaben sein; stets wird der Lehrer dafür zu sorgen 
haben, daß sie nicht früheren Aufgaben zu ähnlich werden; der mathematische 
Lehrer wird weniger mit § 6, 6 als mit § 6, 2 in Konflikt geraten: „sie dürfen 
aber nicht einer der bereits bearbeiteten Aufgaben so nahe stehen, daß ihre 
Bearbeitung aufhört, den Wert einer selbständigen Leistung zu haben^^. Freilich 
so groß ist hier die Gefahr eines Konfliktes bei weitem nicht. Aber auch dann, 
wenn die Abiturienten die Anspielungen nicht merken, liegt doch immer ein 
Verstoß Yor gegen die Mahnung des § 6, 6: Jede vorherige Andeutung aufs 
strengste zu vermeiden^^ Jeder, der einmal in der Lage war, Abiturienten im 
Deutschen und Französischen vorzubereiten, wird einen peinlichen Gewissens- 
kampf durchgemacht haben, er wird zur Einsicht kommen: entgegen dem § 6, 6 
muß in verkappter Weise eine große Zahl von Andeutungen fast immer gemacht 
werden, mögen sie verstanden werden oder nicht, und nicht über ein in ihrem 
Gedankenkreise liegendes Thema schreiben die Prüflinge, sondern meist 
über ein in ihren Gedankenkreis hineingelegtes. 

Solchem Gewissenskampf würde man nach meinem Dafürhalten entgehen, 
falls bei uns und anderwärts der Hergang wäre wie in Bayern, wo die The- 
mata auch den Mitgliedern der Prüfungskommission unbekannt sind.^) In Bayern 

1) In Bayern dürfen natürlich allgemeine Themata gegeben werden; aber auch Ute- 
rariBche Themata, wie ,die Exposition eines der im letzten Jahr gelesenen Dramen ** kommen 
dort vor. So wird trotz aller Zentralisation die nötige Freiheit gelassen, auch der Zufalls- 
tücke vorgebeugt. Auf dieselbe Art könnten doch auch für eine ganze preußische Provinz 
einheitliche Themata gestellt werden, z, B. : der dramatische Konflikt in einem der in I ge- 
lesenen Dramen oder .Inhaltsangabe eines der im letzten Jahre gelesenen klassischen Prosa- 
stficke oder eines Abschnittes aus diesen'* usw. Diese Themata klingen nicht so prunkhaft, 
wie die üblichen, bürgen aber dafür, daß sie vorher nicht von langer Hand zurechtgelegt, 
Vorausgeahnt und vielleicht schon zu Haus etwas ausgearbeitet worden sind. Und deswegen 
würden sie schwieriger sein als diejenigen, welche man nach dem bisherigen Verfahren 
gestellt. 

2) Auch Panlsen tritt dafür ein, daß der Provinzialschulrat die Prüfongsthemata ver- 
teile (Verhandlungen 1890 S. 595). 
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ist denn auch irgend solch Verbot betr. etwaiger Andeutungen natürlich nicht vor- 
handen^ auch nicht nötig. Was den deutschen Aufsatz anbelangt^ so wird hier weiter- 
hin nach § 83, 4 verfahren: ^^Da jedoch in betreff des deutschen Aufsatzes die Aus- 
wahl unter mehreren Aufgaben der Anstalt freigestellt wird, so hat am be- 
treffenden Priifangstage die Kommission kurz vor dem Anfang der Prüfung zu- 
sammenzutreten und sich über die Wahl des zu stellenden Themas schlüssig 
zu machen/^ Soll dieser deutsche Prüfungsaufsatz nun die gleichen Voraus- 
setzungen haben wie der häusliche, so ist nicht abzusehen, warum vor der Aus- 
arbeitung nicht HiKen gegeben werden könnten, wie ja bei anderen Themen, 
den Übersetzungen z. B. nach § 7, 5 solche Hilfen erlaubt sind. Ist also das 
Aufsatzthema von einer Zentralstelle aus, in größeren Staaten von der höchsten 
Provinzialbehörde, der Prüfungkommission bezw. dem Lehrer des Deutschen oder 
Französischen zugestellt worden, so hätten die Lehrer sich vorher kurz zu über- 
legen, was sie, gleichartig wie vor jedem häuslichen Aufsatz, den Abiturienten 
zum Verständnis sagen wollten. Dies wäre zu Papier zu bringen^) und der 
Behörde mit den korrigierten Arbeiten einzusenden. Oder aber nach Bekannt- 
machung des Themas vor den Prüflingen müßte der Lehrer kurz das Nötige 
zur Elarlegung des Aufsatzes mündlich vortragen, während ein anderes Mitglied 
der Kommission diese Bemerkungen in ein den Prüfungsakten beizufügendes 
Protokoll eintrüge. Endlich ist durchaus selbstverständlich, daß — abgesehen 
von Aufsätzen allgemein-moralischen Inhalts — immer deutsche Texte der 
Dramen und Prosastücke, ohne Einleitung und Anmerkungen, den Schülern 
aus der Anstaltsbibliothek nach Publikation des Prüfungsaufsatzes in die Hände 
gegeben werden müßten. Erst unter diesen Bedingungen wäre man der Not- 
wendigkeit, sei es jenes Versteckspielens mit den Schülern oder jenes päda- 
gogischen Eiertanzes vor seinem eigenen Gewissen überhoben, erst unter diesen 
Bedingungen wäre der Prüfungsaufsatz nach § 6, 2 gleichartig dem häuslichen 
Aufsatze. Erst unter diesen Bedingungen wird der Hauptzweck der Prüfung 
erreicht: ein wirkliches Bild von dem Können der Prüflinge zu gewinnen. Jetzt 
wird vielfach so getan, als würde unter Innehaltung der gesetzlichen Vorschrift 
von § 6, 6 etwas Großes von Lehrern und Schülern geleistet, was doch unter 
wesentlich anderen Faktoren zustande kommt. Es ist wahrlich nicht schön, 
daß gerade der § 6, 6 in vielen FäUen einfach nur auf dem Papier steht! 

Und wahrlich, es ist auch von vornherein peinlich, wenn man das Gefühl 
nicht los wird, daß die Beifeprüflinge die drei zur Wahl gestellten Themata 
vorher herausgefunden, etwa schon sich dieselben zu Haus ausgearbeitet habenj 
vielleicht mit Hilfe jener Aufsatzbücher oder gar jener bezahlten Winkelkon- 
sulenten^) in deutschen Aufsatznöten, und nun mehr oder weniger fertig im 
Kopfe, möglicherweise auch in der Brusttasche zum Prüfungstermin mitbringen! 

^) Nur in Braunschweig war früher in § 6, 4 ein ähnlicher Weg YorgeBchrieben. 
„Bei den Aufgaben für den deniflchen Aufsatz ist es gestattet, einige erklärende und die Be- 
handlung erleichternde Bemerkungen hinzuzufügen' (bei der Einschickung der Themata). 

') In der .Zeitschrift für das humanistische Oymnasium** 1902 Hefb lY ist ein Brief 
eines solchen Winkelschreibers an einen hilfsbedürftigen Primaner veröffentlicht; die Tat- 
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Ist es daher Zufall oder Absicht, wenn z.B. in Mecklenburg-Schwerin 
an der betr. Stelle § 6, 4 (schriftliche Prüfung; Stellung der Aufgaben), wo 
sonst dieses Verbot steht, dasselbe ausgelassen ist und man nur liest: ,,Die 
Aufgaben dürfen erst unmittelbar vor Beginn der für sie bestimmten Arbeits- 
zeit zur Kenntnis der Schüler kommen."? — Ist es Zufall oder Absicht, wenn 
in den drei Instruktionen Württembergs nicht ein Jota Ton jener 
Warnung zu finden ist? — Ist es Zufall oder Absicht, wenn im Königreich 
Sachsen in den Prüfungsordnungen gar nichts dergleichen steht, sondern nur 
bestimmt wird: „Keine derselben (der Aufgaben) darf von einem der Prüflinge 
schon früher bearbeitet worden sein?*' Ja, die sächsische Prüfungsordnung 
weiß gar nichts von einer Einsendung der Themata an das 
Ministerium oder den Prüfungskommissar; der Lehrer hat die Auf- 
gaben nur dem Rektor zur Genehmigung vorzulegen. Die vor der 
Ausarbeitung nach eigenem Ermessen den Schülern gegebenen Er- 
läuterungen werden dann in das Prüfungsprotokoll aufgenommen. 

Übrigens nach dem Wortlaut vieler Prüfungsordnungen, auch der jüngsten 
preußischen, ist es nicht ausgeschlossen, daß das Thema oder die Themata von 
der Zentralstelle ausgegeben werden, leider aber ist es völlig ausgeschlossen^), 
daß jene Beihilfen für die Aufsätze, die dann absolut nötig sind, vom Fach- 
lehrer gewährt und nach dem früheren Vorgänge Braunschweigs und dem 
noch in Sachsen üblichen ins Protokoll eingetragen würden. 

Beurteilung der sohriftliohen Arbeiten. 

In Preußen korrigierte und zensierte die schriftlichen Arbeiten immer der 
Fachlehrer ganz allein; vgl. § 8, 1: „Jede Arbeit wird zunächst von dem Fach- 
lehrer durchgesehen und beurteilt^' und § 6, 2: „Hierauf werden die Aufgaben 
bei den der Prüfungskommission angehörenden Lehrern in Umlauf gesetzt. In 
einer sodann von dem Direktor mit diesen abzuhaltenden Konferenz werden die 
den einzelnen Arbeiten erteilten Prädikate zusammengestellt.^^ Dies schon seit 
den älteren Reglements herkömmliche Verfahren hat sich denn auch bei vielen 
norddeutschen Staaten eingebürgert, so in Anhalt, in Bremen, Braun- 
schweig, Elsaß-Lothringen, Hessen, in beiden Mecklenburg, Oldenburg, Reuß j. 
und ä. L., Sachsen-Meiningen, Sachsen- Weimar, auch in Baden und in Oster- 
reich. 

Es entsteht hier von selbst die Frage: Haben noch andere Mitglieder, sei 
es bei der Korrektur selbst, sei es bei der Beurteilung ein Wort mitzureden? 

Tatsächlich sind in vielen Staaten zwei Zensoren bei der Korrektur 
tätig, so in Württemberg und Bayern. Vgl. Württemberg § 4 S. 113: 
„. . . hierauf werden die Arbeiten einem von dem Rektor für das betreffende 



Bache, daß auf diese unredliche Art deutsche Aufsätze zustande kommen, war Oberlehrern 
größerer SIAdte, wenigstens uns in Berlin, längst bekannt. 

1) Der § 7, 5 Absatz 2 kann leider nur anf die Beihilfen bei den Übersetzungen be- 
zogen werden. 
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Fach im Torans bezeichneten Korreferenten übergeben, welcher dieselben eben- 
falls revidiert und prädiziert/' Referent und Korreferent haben sich dann zu 
yerständigen; erst wo beide sich nicht einigen können, entscheidet der Kom* 
missar, der damit auch ein Mitglied der Kommission nnd die gesamte Kom- 
mission beauftragen kami. Hier ist also ausführlich für den Fall gesorgt^ 
was geschehen soll, ' wenn Referent und Korreferent nicht miteinander einig 
werden. 

Auch in Bayern korrigieren zwei Kommissionsmitglieder die Arbeiten, 
TgL § 35, 3: „Nach erfolgter erster Korrektur und Zensur rolkieht ein Mit- 
glied die Nachzensur . . ., worauf die Kommission die Noten für die schrift- 
lichen Arbeiten feststellt/' Auch in Hamburg §8, 1 ist für einen Mit- 
berichterstatter gesorgt: „Jede Arbeit wird alsdann einem andern, Tom Direktor 
zu bestimmenden Fachlehrer der Prima als Mitberichterstatter zur Begutachtung 
übergeben/' — Aber in Hamburg ist nicht angegeben, was bei Meinungs- 
yerschiedenheiten zwischen den beiden Referenten zu geschehen hat. 

Während nun in Preußen und in den meisten oben erwähnten Staaten 
weder ein Korreferent noch überhaupt irgend ein anderes Mitglied die Korrektur 
des Fachlehrers zu prüfen hat, sondern die Arbeiten einfach zur Kenntnisnahme 
bei der ganzen Kommission in Umlauf gesetzt werden, haben anderwärts, auch 
da, wo kein Korreferent ist, doch sämtliche Examinatoren nach dieser 
Kenntnisnahme einen Einfluß auf das Prädikat der Prüfungsarbeit, 
d. h. in der Konferenz, in der bei uns und anderswo die Prädikate einfach zu- 
sammengestellt werden, hat dort die Kommission in ihrer Gesamtheit über die 
Urteile zu beraten und zu beschließen, so im Königreich Sachsen § 64 und 
§ 65: „Nach beendigtem Umlauf hat die Prüfungskommission rorbehältlich der 
nachträglichen Genehmigung des Königl. Kommissars die Zensuren der schrift- 
lichen Arbeiten festzustellen/' Hier hat also die Mehrheit der Kommission 
schließlich die Entscheidung, und somit eigentlich auch über eins ihrer Mit- 
glieder. 

Ähnlich lautet in Braunschweig § 8: „. . . werden die von den Fach- 
lehrern erteilten Prädikate zusammengestellt, und nachdem die Kommission 
dieselben entweder bestätigt oder abgeändert hat, wird darüber Beschluß 
gefaßt . . /' 

In Anhalt hat man auch hier wieder am sorgfaltigsten und sach- 
gemäßesten entschieden, § 8, 2: „Sodann zirkulieren die Arbeiten bei den der 
Prüfungskommission angehörenden Lehrern. . . . Entscheidet sich die Majorität 
für ein anderes Prädikat als das Tom Fachlehrer erteilte, so hat der Direktor 
diesen Beschluß unter der von selten des Fachlehrers erfolgten Beurteilung 
hinzuzufügen/' Die endgültige Entscheidung triiBEt dann, wie in Württemberg 
bei Differenzen zwischen dem Referenten und Korreferenten, der Kommissar.^) 

^) Etwas Ähnliches war früher in Baden Yorgesehen, freilich nur in § 68 für Gelehrien- 
schulen: «Alsdann schickt die Direktion dieselben mit begleitendem Berichte, worin 
etwaige . . . Meinungsrerschiedenheiten bezüglich der Taxierung einzelner Arbeiten zu er- 
wähnen sind, ... an den Oberschnlrat.* 
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Wenn die Arbeiten bloß zur Einsichtnahme zirkulieren^ ohne daß jemand 
anderes als der Fachzensor hineinzureden hat, wird der Umlauf zu einer leeren, 
zeitraubenden Form. Die Praxis in Württemberg, in Bayern, wo schließlich 
die Kommission die „Noten feststellt*', oder die noch bessere in Anhalt-Dessau 
ist auch deswegen vorzuziehen, weil sie das Interesse aller an der ganzen 
Prüfung erhöht und der einseitigen, oft milden Beurteilung seitens langjähriger, 
alterer Fachlehrer vorbeugt. Freilich empfindlich darf keiner dieser Fach- 
lehrer sein. 

Zieht man noch in Betracht, was oben über die Zusammensetzung der 
Prüfungskommission gesagt ist, daß z. B. hier und da das ganze Lehrer- 
kollegium die Kommission bildet, so würden manche Fachzensoren mitunter 
recht viel Anfechtungen zu erleiden haben; und damit sie nicht majorisiert 
werden, scheint allerdiags jene Bestimmung von Anhalt -Dessau vor allen den 
Vorzug zu verdienen: wird nach Umlauf der Arbeiten von Seiten eines Kom- 
missionsmitgliedes Widerspruch gegen das Urteil eines Fachzensors erhoben, 
und tritt auf der Beurteilungskonferenz die Majorität diesem Widerspruch bei, 
so soll dies unter der betr. Arbeit hinzugefügt und dem Konigl. Kommissar die 
Entscheidung überlassen werden. 



Zurüokweisung und Dispensation von der mündlichen 

Sehr verschieden sind wieder die Ansprüche, welche die einzelnen Staaten 
in dieser Beziehung stellen. In Baden und in Elsaß-Lothringen scheint 
nur infolge von Täuschungsversuchen eine wirkliche Ausschließung von der 
mündlichen Prüfung stattfinden zu können; sonst habe ich in keiner der drei 
Prüfungsordnungen irgend eine Bestimmung gefunden, nach welcher der Aus- 
fall der schriftlichen Prüfungsarbeiten die Zurückweisung bewirken könnte; hier 
scheinen also alle Prüflinge^ auch wenn sie in sämtlichen Arbeiten das Prädikat 
„ungenügend" erhalten haben, in die mündliche Prüfung eintreten zu können. 
Auffallenderweise gibt auch unser altes Reglement von 1834 durch keinen 
Paragraphen irgendwelchen Anlaß, wegen ungenügender schriftlicher Prüfung 
die mündliche einem Examinanden zu verweigern; erst in der für die Real- 
schulen I. 0. 1859 erlassenen steht § 10 die jetzt übliche Bedingung. 

Um in bezug auf die übrigen Staaten das Resultat zusammenzufassen, so 
sei bemerkt, daß merkwürdigerweise Mecklenburg -Strelitz die mildesten Be- 
stimmungen hier obwalten läßt, Sachsen die schärfsten. Dort müssen sämt- 
liche Prüfungsarbeiten mit „ungenügend" zensiert sein, erst dann ist der 
Examinand zurückzuweisen von dem Fortgange der Prüfung, vgl. § 9, 3: „Ein 
Schüler, dessen schriftliche Prüfungsarbeiten sämtlich das Prädikat ,nicht ge- 
nügend^ erhalten haben, ist von der mündlichen Prüfung auszuschließen." Und 
in Sachsen können schon zwei „Ungenügend" diese böse Wirkung haben, 
§ 64 und § 65: „Sind zum mindesten zwei Prüfongsarbeiten wenig genügend 
(ungenügend) befunden worden . . ., so kann die Kommission die Zurückweisung 
von der mündlichen Prüfung beschließen." Freüich bedarf dieser Beschluß der 
Genehmigung des Kommissars. 
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Manchmal ist die Zahl der ungenügenden Arbeiten, welche eine Fort- 
setzung der Prüfung yerbieten, genauer fixiert, so sind es in Österreich deren 
4, § 82 (S. 29): ,,Sjnd von den schriftlichen Arbeiten eines Examinanden vier 
als nicht genügend befunden worden, so ist derselbe für den laufenden Termin 
Ton der Maturitätsprüfung zurückzuweisen und als reprobiert zu behandeln^'; 
in Sachsen-Weimar jetzt § 10, 3. — Ähnlich, ist in Bayern derjenige, 
welcher im Deutschen und in drei anderen Fächern bei der schriftlichen 
Prüfung die Note „ungenügend^^ erhalten hat, • auszuschließen. 

Daß die Zensur „ungenügend^^ im Deutschen allein (d. h. als ßesamt- 
urteil, Zusammenfassung Ton den Elassenleistungen und der Prüfungszensur) 
eine Zurückweisung zur Folge hatte, war für Preußen nach dem Reglement 
1892 festgesetzt und ebenso für diejenigen Staaten, die es annahmen, und ist 
jetzt noch in Bayern vorgeschrieben § 35, 5: „Wer im Deutschen sowohl bei 
der schriftlichen Prüfung wie im Jahresfortgange die Note ,ungenügend' er- 
halten hat, ist Yon der mündlichen Prüfung auszuschließen, ebenso derjenige, 
welcher im Deutschen und in drei (!) anderen Fächern bei der schriftlichen 
Prüfung die Note ,ungenügend' erhalten hat." Sehr scharf sind diese Be- 
dingungen gerade nicht zu nennen, wenn auch hier auf den Gymnasien wegen 
des schrifblichen Beligionsaufsatzes im ganzen fünf Arbeiten sind. Sonst gilt 
jetzt außer, wie gesagt, in Baden, Elsaß-Lothringen, Mecklenburg- Strelitz, 
Sachsen u. a. die Regel, daß, wenn die Mehrzahl der Arbeiten ein „Un- 
genügend" erhalten hat, der Examinand in die mündliche Prüfung nicht ein- 
treten darf, falls auch sonst seine Reife nicht sicher war, sei es wie inWürttem- 
berg S. 124: „Ein Abiturient, dessen Arbeiten sämtlich oder der Mehrzahl 
nach Ton den beiden Referenten für ungenügend erklärt worden sind, ist von 
der mündlichen Prüfung auszuschließen, wenn die Lehrer der obersten Klasse 
schon nach seinen bisherigen Leistungen seine geistige Reife für akademische 
Studien zu bezweifebi in der Lage waren", sei es wie in Preußen nach 1892, 
§ 10, 3: „Ein Schüler, dessen schriftliche Prüfungsarbeiten sämtlich oder der 
Mehrzahl nach das Prädikat ,nicht genügend' erhalten haben, ist von der 
mündlichen Prüfung auszuschließen, wenn bereits in der auf Anlaß der 
Meldung aufgestellten Beurteilung der Zweifel an der Reife desselben Ausdruck 
gefunden hat", wonach sich einige norddeutsche Staaten: Braunschweig, Ham- 
burg, Oldenburg noch jetzt richten; oder sei es wie jetzt 1901 bei uns lautet 
§ 10, 2: „Ein Schüler, dessen schriftliche Prüfungsarbeiten sämtlich oder der 
Mehrzahl nach das Prädikat ,nicht genügend' erhalten haben . . .", was jetzt 
Bremen wörtlich angenommen hat. 

Mecklenburg-Schwerin hat die recht allgemeine Bestimmung § 9, 3: 
„Yon der mündlichen Prüfung auszuschließen sind diejenigen Schüler, nach 
deren Schul- und schriftlichen Prüfungsleistungen die Aussicht auf einen 
günstigen Erfolg der gesamten Prüfung ausgeschlossen ist." Schließlich noch 
einen feinen Unterschied: Hessen, für alle drei Anstaltsarten (§ 9, 4 für 
Gymnasien und Realgymnasien und 9, 2 für Oberrealschulen) will, daß solcher 
Beschluß einstimmig gefaßt wird! 
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Übrigens ist es sehr zweckmäßige • wenn die Zahl der ungenügenden 
Prüfangsarbeiten genau fixiert ist, wie in Österreich und Sachsen- Weimar; eine 
Bestimmung wie die von Mecklenburg-Schwerin z. B. ist ganz überflüssig, aber 
auch der Ausdruck „die Mehrzahl^^ ist nicht glücklich, da solche Mehrzahl oft 
nicht vorhanden ist. Das kann in Preußen häufig genug eintreten. Nach 
1892 nämlich waren es in Preußen auf dem Gymnasium fünf schriftliche 
Prüfungsarbeiten, die verlangt wurden: Deutsch, Lateinisch, Griechisch, Mathe- 
matik, Französisch, so daß sich immer eine Mehrheit ergeben konnte; jetzt da- 
gegen, da die französische Prüfungsarbeit fortgefallen ist, sind es deren nur 
vier, gegen fünf auf den Realgymnasien und Oberrealschulen; es 
braucht sich also häufig genug auf den Gymnasien keine Mehrheit zu ergeben, 
und die Prüflinge sind nach dem Wortlaut zur mündlichen Prüfung zuzu- 
lassen, wenn zwei „genügende" und zwei „ungenügende" Prädikate sich die 
Wagschale halten. So stehen sich die Gymnasialabiturienten hier besser 
als die der beiden andern Schulen, auf denen sich immer eine Mehrheit er- 
geben muß. 

Nun zum Gegenteil: zur Dispensation von der mündlichen Prüfung. 
Wir haben hier wieder eine recht große Zahl von Möglichkeiten. Zuerst ist 
Dispensation vom mündlichen Examen verboten in Elsaß-Lothringen nach 
§11, auch in Reuß j. L. geschieht einer solchen keine Erwähnung. Ebenso 
war in Osterreich eine solche früher nicht möglich und soll auch jetzt eigent- 
lich nicht stattfinden, „Weisungen" S. 30: „In der Regel soll kein Examinand 
von der mündlichen Prüfung in irgend einem obligaten Gegenstande dis- 
pensiert werden; doch steht es dem Vorsitzenden der Prüfangskommission 
frei, im Einvernehmen mit dem Fachlehrer ausnahmsweise einen Gegen- 
stand für einzelne Examinanden ausfallen zu lassen." Hier also nur eine Teil- 
befreiung ausnahmsweise zulässig. Eine Befreiung von der gesamten münd- 
lichen Prüfung ist in Württemberg zulässig, aber erschwert durch die 
Einstimmigkeit der Kommission und durch die Bedingung: „ist eine der 
schriftlichen Prüfangsarbeiten für ungenügend erklärt worden, so ist die Dis- 
pensation nicht zulässig" (S. 99). So nach der Instruktion von 1873; nach 
späteren Bestimmungen von 1876 kann aber der Kommissar „solchen Abitu- 
rienten, die nicht von der ganzen mündlichen Prüfung dispensiert werden 
können, dieselbe in einzelnen Fächern erlassen oder abkürzen". 

Etwas erschwert ist die Dispensation auch in Baden: sie ist nach den 
älteren Ordnungen von 1869 und 1887 für Gelehrtenschulen und Realgymnasien 
zwar ... bei guter Prädizierung möglich, aber nur auf Antrag des Lehrer- 
kollegiums durch den Oberschulrat; die badischen Oberrealschüler dagegen sind 
in solchen Fällen, wenigstens dem Paragraphen nach, einfach vom Lehrer- 
kollegium abhängig, die Instanz des Oberschulrats wird hier § 24, 8 gar nicht 
erwähnt. 

Ebenso ist in Sachsen die Befreiung erschwert, wenigstens die Gesamt- 
befreiung nach § 65 und § 66: „Die Befreiung eines Schülers von der ganzen 
mündlichen Prüfung kann nur durch einen Beschluß des Ministeriums erfolgen 
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Daliingeheiide Anträge . . . werden nur dann Berücksichtignng finden, wenn 
dringende Umstände, insbesondere Gesundheitsrücksichten für die Gewahrung 
sprechen und dem Prüfling die unzweifelhafte Reife für alle Fächer bezeugt 
werden kann." Also ähnlich wie in Baden. Eine Teilbefreiung dagegen ist 
auf sächsischen Gymnasien und Realgymnasien schon durch den Kommissar 
möglich, § 65 und § 66 Schluß: „Dagegen ist zulässig, daß Schüler für 
einzelne Fächer, in welchen sie . . . mindestens Gutes geleistet haben, von der 
Teilnahme an dem mündlichen Examen durch den Kommissar befreit werden, 
dafem derselbe dies im Interesse des Prüfungsgeschäftes für angemessen er- 
achtet." Nicht allzuleicht ist auch in Reuß ä. L. die Dispensation gemacht, 
§ 6, 2: „Dispensation ist zulässig, wenn nicht nur die Leistungen eines 
Schülers während der Lehrzeit der Prima nach dem einstimmigen Urteil der 
Lehrer befriedigten, sondern auch die schriftlichen Arbeiten sämtlich ge- 
nügend, einige besser ausgefallen sind. Der Antrag muß von dem Direktor 
und von den Lehrern einstimmig gestellt und vom Kommissar genehmigt sein.^^ 
Etwas sonderbar ist der Ausweg in Sacbsen-Meiningen; hier ist eine Dis- 
pensation von der ganzen mündlichen Prüfung nicht möglich; um jedoch von 
den benachbarten norddeutschen Staaten nicht allzusehr abzuweichen, kann hier 
gegebenenfalls eine Bemerkung im Prüfungszeugnis Platz finden, daß „man 
dem Prüfling eine solche Dispensation nicht versagt haben würde, wenn diese 
üblich gewesen wäre'^ Ein Beweis, wie zähe man in Deutschland an Schul- 
traditionen auch dann haftet, wenn man sie für imzweckmäßig halt. 

Die meisten andern norddeutschen Staaten^), Anhalt -Dessau, Hamburg, 
Mecklenburg-Schwerin und Strelitz, Oldenburg stehen noch unter dem Ein- 
fluß von 1892, wo es in Preußen hieß, daß eine Gesamtbefreiung möglich sei 
„bei tadellosem Betragen'^ und bei genügenden Prädikaten in allen Fächern 
vor Eintritt in die Prüfung und in den schriftlichen Prüfungsarbeiten, oder 
eine Teilbefreiung in einzelnen Fächern bei dem Prädikat „genügend^^ Auch 
den Wortlaut der damaligen preußischen Bestimmungen hat man sich an- 
geeignet, nur Hessen hat eine besondere Formel § 9: „Mit Genehmigung des 
Regierungskommissars kann auf Beschluß der Prüfungskommission eine Be- 
freiung von der mündlichen Prüfung oder von Teilen derselben eintreten, 
wenn nach den Jahresleistungen und den Ergebnissen der schriftlichen 
Prüfung außer Zweifel steht, daß der Betreffende die Prüfung im ganzen gut, 
bezw. in einzelnen Teilen gut besteht^^, und ähnlich für die Oberrealschulen 
§ 9, 3. Man wird auch diese Formel nicht glücklich finden, sie hält sich zu 
wenig an tatsächliche Ergebnisse und stützt sich auf Erwartungen, welche doch 
nicht immer so ganz zweifellos eintreten würden. Kürzlich nun ist in Preußen 
wieder ein Wandel eingetreten; eine Teilbefreiung ist eigentlich nicht möglich, 

I) Für SachBen-Meiningen heißt es in § 13, 9: , Seiner (des EommiBsars) nnd der 
übrigen Zensoren Beurteilung wird es auch anheimgesteUt, die mündliche Prüfung in dem 
einen oder anderen Gegenstande zu beschränken (also nicht ganz ausfallen zu lassen I), wenn 
die Examinanden in demselben bereits durch ihre schriftlichen Arbeiten den Forderungen 
genügt haben.** 
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außer aaf Omiid der Yollmacht des Eommissars § 10^ 5: ^^er ist befagt^ die 
Prüfung in dem einen oder anderen Fache bei einzelnen Schülern nach Be- 
finden abzukürzen oder ganz fortfallen zu lassen^^ Wohl aber kann eine Ge- 
samtbefreiung stattfinden nach § 10^ 2: ^^Ein Schüler^ der in dem Gutachten 
der Lehrer als ^zweifellos^ reif bezeichnet worden ist, kann von der mündlichen 
Prüfung befreit werden^ wenn er nach seinen Leistungen in der Klasse^ sowie 
in der schriftlichen Prüfung und nach seiner ganzen Persönlichkeit dieser 
Auszeichnung würdig erscheint; dabei ist hinsichtlich der Leistungen be- 
sonderes Gewicht auf das Deutsche zu legen/' 

Diese neueste Wandlung hat Bremen schon teilweise mitgemacht^ § 10, 2: 
^^efreiung kann erfolgen, wenn die ganze Persönlichkeit des Schülers ihn 
dieser würdig erscheinen läßt, die Mehrzahl der Urteile über die Elassen- 
leistungen und über die schriftlichen Prüfongsarbeiten mindestens das Prädikat 
,,gut'' erreicht, keines dieser Urteile „nicht genügend^' lautet und wenn der auf 
die Befreiung gehende Beschluß einstimmig gefaßt wird. Dabei ist hinsichtlich 
der Leistungen besonderes Gewicht auf das Deutsche zu legen/^ Wie schon 
oben erwähnt ist, ist dies aber hier sehr erschwert, besonders durch die 
Forderung, daß Einstimmigkeit des Beschlusses und kein „nicht genügend^' 
vorhanden sei. Ähnlich jetzt auch in Sachsen-Weimar § 10, 2: . . . „kann 
von der mündlichen Prüfung befreit werden, wenn seine Prüfungsarbeiten 
sämtlich genügend, einige darunter besser ausgefallen sind und wenn er nach 
seinen Leistungen in der Klasse und seiner Führung während der Prima einer 
Auszeichnung würdig erscheint'^ Auch ist das Wort: „Persönlichkeit^^ 
nicht aufgenommen. 

Eine Kritik der neuesten preußischen Bestimmung kann nur auf Grund 
des Begriffes „Persönlichkeit^^ erfolgen, was später bei der Kompensation ge- 
schehen soU; hier sei nur noch hervorgehoben, welch bedeutendes Gewicht man 
1812 auf die mündliche Prüfung legte, wie man gerade, statt sie abzukürzen, 
sie bei großer Anzahl der Examinanden auf hinlängliche Zeit ausdehnte, S. 17, 
§11: „Sollte zuzeiten auf frequenten Schulen die Zahl der Examinanden groß 
sein, so hat der Prüfungskommissarius dahin zu sehen, daß entweder dieselbe 
für die mündliche Prüfung geteilt oder eine zu gründlicher Würdigung der 
Kenntnisse jedes einzelnen in jedem Falle hinlängliche Zeit der Prüfung aller 
Examinanden zusammen gewidmet werde.^^ Freilich war die mündliche Prüfung 
1812 auf die „positiven Kenntnisse" gerichtet; es wurde in neun Fächern ge- 
prüft: Lateinisch, Ghriechisch, Mathematik, Geschichte, Geographie, Naturlehre, 
Französisch, deutsche Grammatik und Literatur. 

Schon in dem Reglement von 1834 § 24 tritt dann das Bestreben ein, die 
mündliche Prüfung einzuschränken; es wird „der pflichtmäßigen Beurteilung 
der Prüfungskommission anheimgestellt, die mündliche Prüfung in dem einen 
oder dem andern Unterrichtsgegenstande zu beschränken, wenn die Examinanden 
in denselben bereits durch ihre schriftlichen Arbeiten den Forderungen genügt 
haben''. Dies ist dann durch Yerfügxmg vom 15. Juli 1841 des Ministers Eich- 
horn genauer spezialisiert und weiter bis 1892 beibehalten worden, wo offenbar 
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gleichsam der Höhepunkt der Dispensationen zu verzeichnen ist, bis dann jüngst 
wieder ein kleiner Rückschlag eintrat. 

Die Kompensation, das Bestehen der Frofting. 

Hier wollen wir zuerst das Verfahren in einigen nicht-preußischen Staaten 
betrachten. 

In Österreich ist bekanntlich bei Versetzungen ein Ausgleich zwischen 
schlechteren •und besseren Leistungen nicht möglich, sondern dafür in einem 
Nebenfache, in welchem der Schüler nicht bestanden hat, ausnahmsweise eine 
Wiederholungsprüfung zulassig. Analog dieser Praxis ist auch bei der Reife- 
prüfung eine Kompensation nicht Torgesehen, sondern ebenfalls nur eine 
Wiederholungsprüfung; der Examinand erhalt Torläufig ein Interimszeugnis. 
Zwei Bedingungen sind aber hier zu erfüllen: erstens soll von dieser Ver- 
günstigung nur ein sparsamer Gebrauch gemacht werden, zweitens soll man sie 
nur gestatten, wenn an der Gesamtreife des Zöglings kein Zweifel zu erheben 
ist und es sich nur um den Nacherwerb positiver Kenntnisse handelt, welche 
der Schüler bisher sich anzueignen verabsäumt hat, wahrend er seine Intelligenz 
im allgemeinen schon dargetan haben muß. So nach den „Weisungen" S. 36/37. 

Auch Baden hatte an eine förmliche Kompensation ursprünglich nicht ge- 
dacht. Nun ist aber hier, wie in Bayern und Württemberg, eine ziffernmäßige 
Durchschnittsberechnung der Reife vorgeschrieben; daher sagt die älteste Reife- 
prüfungsordnung von 1869 § 66: „Im übrigen findet durch die Berechnung 
aller Prüfungsfächer eine Kompensation guter Leistungen in den einen gegen 
minder gute in den andern von selbst statt.'^ Voraus geht in Baden die 
interessante Bemerkung, daß ein Zögling, der in einigen Fächern (ausgenommen 
Deutsch, Lateinisch, Griechisch, Mathematik) eine sehr schlechte Note erhalten 
hat, doch zur Universität entlassen werden darf, aber bei der Staatsprüfung 
sich über den Besuch von akademischen Vorlesungen über die betreffenden 
Fächer ausweisen muß, also eine Forderung, wie jetzt seit kurzem in 
Preußen bezüglich der Hochschulkurse.^) 

Die jüngere badische Ordnung für Realgymnasien § 27 enthält aber nur 
den allgemeinen Satz: ,Jm übrigen ist es zulässig, nicht hinlängliche Leistungen 
in dem einen Fache durch mindestens gute Leistungen in einem andern als er- 
gänzt zu erachten; gänzlicher Mangel an Kenntnissen — das ist Note 6 — in 
Deutsch, Lateinisch, Französisch, Mathematik und Physik, d. h. in einem Haupt- 
fach, schließt die Reife aus.'^ 

Wieder anders lautet die aUerjüngste Ordnung für die badischen Oberreal- 
schulen vom Jahre 1895, die sich in § 25, 2 a und b an die preußische Kom- 
pensation von 1892 ausschließt, worüber später zu reden sein wird. 

In Bayern ist ebensowenig wie ursprünglich in Baden an eine wirkliche 

^) In entgegengesetzter Weise, nämlich auf der Schale selbst, wird jetzt ein 
wahlfreier lateinischer Ersatziinterricht den sächsischen Realgymnasiasten geboten nach 
§1,2 und § 18. — Die obige badensische Möglichkeit ist übrigens jetzt nicht mehr Yor- 
handen, wie ich erfahre. 
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Kompensation^) gedacht^ sie ist nur enthalten in der Durchsclinittsbereclmnng 
wie es in § 33^ 5 heißt^ daß denjenigen Schülern die mündliche Prüfung zu er- 
lassen sei; bei denen das arithmetische Mittel aus den Dorchschnittsnoten der 
schriftlichen Prüfung und des Jahresfortganges nicht mehr als 2^59 beträgt.^) 

Dagegen hat man in Württemberg schon 1879 eine Kompensation auf- 
genommen § 7: ;;Dabei ist ausnahmsweise eine gegenseitige Kompensation 
in der Art zulässig, daß das Zurückbleiben in einem Gegenstande durch desto 
befriedigendere Leistungen in einem andern gedeckt wird/^ Besonders ist dies 
hier möglich im Verhältnis der alten Sprachen zur Mathematik, aber wie in 
Österreich die Wiederholungsprüfung, so soll hier die Kompensation nur eine 
Ausnahme sein, und die Kenntnisse dürfen nicht unter Unterprimanerkenntnisse 
herabgesunken sein, eine Bedingung, die hier zum erstenmal auftaucht und bei 
uns in Preußen erst jetzt 1901 aufgenommen ist. 

Die württembergische Vorschrift ist noch ziemlich allgemein, noch all- 
gemeiner ist die in Elsaß-Lothringen § 12, wo nicht einmal einzelne Unter- 
richtsfächer genannt sind: „Der Prüfungskommission steht es zu, zu entscheiden, 
ob und inwiefern sie ,nicht genügende^ Leistungen in einem Prüfnngsgegen- 
stande durch die Leistungen des Schülers in einem andern als ausgeglichen er- 
achtet. Sie hat in zweifelhaften Fallen die Bestätigung des Oberschulrats unter- 
Vorlage der PrüfungSTerhandlungen zu beantragend^, ebenso § 12 für Oberreal- 
schulen. Ebenso allgemein ist der Kompensationsparagraph für das Königreich 
Sachsen § 65, S. 69: „Wenig genügende oder ungenügende Leistungen in einem 
einzelnen Fache können durch besonders tüchtige Leistungen (I, I^, 11*) 
in einer der alten Sprachen oder in der Mathematik als ergänzt erachtet werden-, 
ebenso für Realgymnasien § 67: „Ungenügende Leistungen (IV) in einem 
einzelnen Fache können durch besonders tüchtige Leistungen (I, I^, ü*) in 
einer der Fremdsprachen oder der Mathematik als ergänzt erachtet werden"^ 
doch hier nach der neuesten Fassung von 1902 mit dem verschärfenden Zu- 
satz: „vorausgesetzt, daß es sich nicht um Lücken von solcher Erheblichkeit 
handelt, daß völlige Unreife in dem betreffenden Fache ausgesprochen werden 
muß". — Ähnlich wie in Sachsen und anderen Staaten hatte schon 1893 
Mecklenburg-Strelitz § 11, 2a die Forderung, daß die auszugleichenden 
Kenntnisse nicht unter die von Unterprima herabsinken dürften, in weiser Für- 
sorge gestellt; ebenso bestimmte Reuß ä. L. § 7, 4, daß gute Leistungen in 
einzelnen Fächern wohl geringeres Maß in anderen ausgleichen, aber nie einen 
völligen Mangel ersetzen könnten; während Reuß j. L. § 55 S. 58 die preußische 
Kompensation von 1882 hat: Zulässigkeit des Ausgleichs von Leistungen in 
einem Gegenstande durch Leistungen in einem anderen, also im Gegensatz 
zum Schwesterlande eine Erschwerung darin, daß das Mindestmaß der geringeren 
Kenntnisse nicht fixiert ist. In Sachsen-Meiningen scheint eine Kompen- 
sation nicht ausgeübt zu werden. 

Wer entscheidet nun darüber, ob die Ausgleichung stattfinden soll oder 
nicht? Selbstverständlich wohl die Mehrheit der Kommission, nur wenige 

1) Für Bayern ist eine Axt Kompensation in § 87, 3 enthalten. ^ S. S. 188. 
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Staaten haben dies besonders heryorheben zu müssen geglanbt^ so Anhalt- 
Dessau § lly 8 und Hamburg § 11, 3: ;,Die Entscheidung darüber, ob eine 
solche Ausgleichung im vorkommenden Falle zuzulassen sei, wird yon der Prü- 
fungskommission nach Stimmenmehrheit getroffen^^, beide Staaten in demselben 
Wortlaut. 

Bei uns in Preußen hat sich der Kompensationsgedanke erst ganz allmählich 
zu einer festen Form entwickelt. Im Reglement von 1812 ist darüber noch nichts 
gesagt, aber das Tom Jahre 1834, welches Rücksicht auf das künftig zu wählende 
Fach des Abiturienten zu nehmen gestattete, hat schon den Passus § 28 B: 
„Um jedoch schon auf der Schule der freien Entwickelung eigentümlicher An- 
lagen nicht hinderlich zu werden, ist auch dem Abiturienten das Zeugnis der 
Reife zu erteilen, welcher in Hinsicht auf die Muttersprache und das 
Lateinische den untergestellten Forderungen vollständig entspricht, außerdem 
aber entweder in den beiden alten Sprachen oder in der Mathematik bedeutend 
mehr als das Geforderte leistet, wenn auch seine Leistungen in den übrig- 
bleibenden Fächern nicht völlig den Anforderungen entsprechen.^ Kürzer dann 
1859 für Realschulen I. 0. § 7: „. . . so ist zulässig, auf besondere, hervor- 
tretende Begabung Rücksicht zu nehmen, daß vorzügliche Leistungen in einigen 
Objekten ein geringeres Maß des Wissens und Könnens in anderen ausgleichen'^, 
aber mit dem wohltätigen Zusatz: „einen völligen Mangel nicht ersetzen dürfen'^ 
1882 ist der letztere wieder gefallen § 12, 3: „Eine Abweichung hiervon in Be- 
rücksichtigung des von den Schülern gewählten Berufes ist nicht zulässig. 
Dagegen ist zulässig, daß nicht genügende Leistungen in einem obligatorischen 
Gegenstande durch mindestens gute Leistungen in einem anderen als ergänzt 
erachtet werden." 1892 trat dann die bekannte Verordnung ein § 12, 3: „Eine 
Abweichung hiervon in Berücksichtigung des von den Schülern gewählten Be- 
rufes ist nicht zulässig. Dagegen ist zulässig, daß nicht genügende Leistungen 
in einem Lehrgegenstande durch mindestens gute Leistungen in einem anderen 
verbindlichen Gegenstande als ergänzt erachtet werden," Es folgen die bekannten 
Einschränkungen, nach denen u. a. „Ungenügend" im Deutschen oder in beiden 
alten Sprachen das „Reif" ausschließen. Und jetzt ist daraus geworden § 11, 3: 
„Eine Abweichung davon in Berücksichtigung des von dem Schüler gewählten 
Berufes ist nicht zulässig. Dagegen soll bei Schülern, deren Leistungen in 
verbindlichen Lehrgegenständen das Gesamturteil ,nicht genügend' erhalten, 
dieser Ausfall als ausgeglichen angesehen werden, wenn bei ihnen das Gesamt- 
urteil in ebensovielen anderen verbindlichen Lehrgegenständen mindestens ,GuV 
lautet, dabei sind aber folgende Einschränkungen zu machen: a) Die als „nicht 
genügend' bezeichneten Leistungen, deren Ausgleich in Frage kommt, dürfen 
nicht unter das Maß hinabgehen, welches für den Eintritt in die Prima zu fordern 
ist. b) Das Gesamturteil ,nicht genügend' darf nur für je einen unter folgenden 
Gegenständen des Gymnasiums: Deutsch, Lateinisch, Griechisch, Mathematik; 
des Realgymnasiums: Deutsch, Lateinisch, Französisch, Englisch, Mathematik; 
der Oberrealschule: Deutsch, Französisch, Englisch, Mathematik, Physik, und 
zwar nur dann als ausgeglichen angesehen werden^ wenn das Gesamturteil in 
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einem anderen zu derselben Gruppe gehörenden Lehrfache mindestens ^Gnt' 
lantet. Prüflingen, die in melir als einem der genannten Gegenstände das Ge- 
samturteil ^icht genügend' erhalten, ist das Reifezeugnis zu versagen/' 

Die Entwickelung ist deutlich: früher war die Kompensation nur in be- 
sonderen Fällen zulässig, nur erlaubt, auch nach 1892, jetzt ist sie durch das 
Wortchen „soll'' in Preußen pflichtgemäß; früher, noch 1834, stand die 
Muttersprache und das Lateinische als ein fester Turm unerschütterlich da, 1892 
allein das Deutsche; wenn hier ein „Ungenügend" sich ergab, so war die Prüfang 
nicht bestanden; jetzt ist auch das letzte Bollwerk bei uns gefallen. 
Überhaupt erst zwei „Ungenügend" machen jetzt das Reifezeugnis unmöglich. 

Auch hinsichtlich der Anzahl der zu kompensierenden Gegenstände finden 
merkliche Schwankungen statt. Zwar, wie gesagt, das Reglement von 1812 hat 
noch keinen wirklichen Kompensationsparagraphen, indessen es gab ein Reife- 
zeugnis der bedingten Tüchtigkeit Nr. II, und wer das als Beispiel aus- 
gefüllte Formular eines solchen Zeugnisses Nr U (S. 29 Die Abiturientenprüfung) 
liest: „Kenntnisse. N. N. hat im Ghriechischen und Lateinischen einen beträcht- 
lichen Ghrad von Fertigkeiten erlangt. . . . Seine Geschichtskenntnisse dagegen 
sind unzusammenhängend und unchronologisch, in der Mathematik ist 
er sehr zurückgeblieben. Sein deutscher Ausdruck ist zu wenig in der 
Prosa gebildet, daher er leicht in Bombast ausartet. Von groben Fehlem des 
Stils ist er indessen frei. Im Französischen ist er nicht bis zur grammatischen 
Richtigkeit gekommen und hat eine fehlerhafte Aussprache" — der wird 
bemerken, daß hier von einer Ausgleichung einfach nicht die Rede zu sein 
brauchte, weil man einen Prüfling zur Universität entließ, der in drei Gegen- 
ständen: Geschichte, Mathematik, Französisch „Nicht genügend" nach unseren 
Begriffen erhielt und in keinem anderen Fache mehr als „Genügend". Natür- 
lich war ein solcher durch die Nr. 11 ,yBedingt tüchtig" gleichsam gebrand- 
markt, während später und jetzt durch das „Reif" alle möglichen kompensierten 
Mängel verdeckt werden. 

Nach der Ordnung von 1834 können offenbar mehrere Fächer ausgeglichen 
werden (§ 28 D): „wenn auch seine Leistungen in den übrig bleibenden 
Fächern nicht völlig den Anforderungen entsprechen"; ja nach § 28 G ist es 
der pflichtmäßigen Beurteilung der Prüfungskommission überlassen, auch einem 
solchen Abiturienten, welcher in einigen Prüfungsgegenständen, die nicht die 
notwendige Grundlage seines künftigen Studiums ausmachen (vorher war gesagt, 
es sei gestattet, bei Prüflingen „von schon vorgerücktem Alter im Interesse 
des Staates" auf das zukünftige Fach Rücksicht zu nehmen), hinter den unter A 
genannten Forderungen zurückgeblieben ist, das Zeugnis der Reife zu erteilen, 
wenn er in Hinsicht auf die Muttersprache, das Lateinische und noch 
zwei der übrigen Prüfungsgegenstände, die zu seinem künfldgen Beruf 
in näherer Beziehung stehen, nach dem einstimmigen Urteil der Prüfungs- 
kommission das unter A Geforderte leistet. Auch hier sind mehrere Gegenstände, 
die „nicht genügend" ausfallen können und doch die Reife nicht hindern. 

Auch 1859 auf der Realschule I. 0. waren mehrere Gegenstände ausgleich- 
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bar, aber es mußte in dem besseren das Prädikat „vorzüglich^', nicbt bloß, wie 
später und jetzt, „gut'' erreicht worden sein § 7 (Wiese-Kübler S. 78). 

1882 § 12, 8 war auch bloß ein einziger Lehrgegenstand durch einen 
anderen zu ergänzen, eine Erleichterung fand wieder darin statt, daß die 
Leistungen in diesem nur „gut" zu sein brauchten. Nach 1892 wurden be- 
kanntlich, wie auch jetzt, zwei Klassen von Fächern unterschieden; innerhalb 
der ersten Gruppe (Deutsch, Lateinisch usw.) ist nur je ein nicht genügender 
Gegenstand durch einen anderen guten zu ergänzen; in der anderen Gruppe 
(Religion, Geschichte, Physik, Französisch bezw. Chemie) sollen mehrere mitein- 
ander ausgeglichen werden, wobei ausnahmsweise über Mängel in jener zweiten 
Gruppe auch ohne Kompensation einfach hinweggesehen werden kann. 

Es läßt sich nicht abstreiten: zu dem Zwange einer Ausgleichung ist die 
Vermehrung der Zahl der auszugleichenden mangelhaften Gegenstände gekommen, 
besonders gegen 1882, und damit ist die Möglichkeit, die Prüfung zu bestehen, 
jetzt wieder bei uns größer geworden und wird in allen den Staaten größer 
sein, welche unsere obligatorische Kompensationsmethode nachahmen. 
In Österreich, wo, wie gesagt, ein Ausgleich nicht vorhanden und die Wieder- 
holungsprüfung nur ausnahmsweise erlaubt ist, bleibt, wenigstens dem 
Reglement nach, die Maturitätsprüfung am schwersten. Mag man dabei auch 
in Anschlag bringen, daß hier in einem nur achtklassigen Lehrgange die Wochen- 
stundenzahl natürlich geringer ist als bei uns (Latein 50, Griechisch 28, Deutsch 
26, aber dazu 4 philosophische Propädeutik, Mathematik 24^) gegen 68, 36, 
26, 34), die Postulate in der Prüfung selbst sind, abgesehen von der Mathematik, 
durchaus nicht geringer. Anderseits muß man hinzurechnen, um wieviel intensiver, 
energischer in Osterreich der Unterricht selbst sein kann von Amtsgenossen, 
die zwar im Gehalte hinter uns zurückstehen, aber bei viel kleinerer Pflicht- 
stundenzahl immer lebendiger und frischer bleiben; dies zeigt ein mir vor- 
liegendes Programm von 1902, aus dem hervorgeht, daß einer der jüngeren 
Professoren (Oberlehrer) dort nur 15 Stunden erteilt, andere 16, 17, ja nur 14, 
der Direktor (von achtklassigen Schulen) nur 5. 

Dem österreichischen Staate steht dann Sachsen nahe, wo eine zulässige 
Kompensation nur in einem Fache gestattet ist und wo ein „Ungenügend" im 
Deutschen die Reife ausschließt, während in Elsaß-Lothringen auch nur ein 
ungenügender Gegenstand gegen einen anderen kompensiert werden darf, aber 
ein einzelnes „Ungenügend" nicht prohibitiv wirkt; und zu dieser Gruppe ge- 
hören wohl auch solche Staaten, wo zwar in mehreren Gegenständen kompen- 
siert werden kann, aber das „Ungenügend" in einem die Nichtreife bedingt, 
das ist Bayern und Baden, wo für das Deutsche, Württemberg, wo für das 
Lateiaische ein Ausgleich unmöglich ist.^) Doch wir wollen nicht fortfahren 
die deutschen Staaten zu schulmeistern; man möge es uns zugute halten mit 

1) Nach Baumeister, Die Einrichtung und Verwaltung des höheren SchulwesenB luw. 
S. 278 sind die obigen Zahlen fOr Österreich angegeben. 

^ Eine schlaffe Praxis natürlich mag solche Hindernisse leicht unwirksam machen, 
manche wollen deshalb von solchen ^Bperrforts'' nichts wissen. 
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Hilfe des Horazischen Sprüchleins von der FeindBchafb zwischen der ^^atura^' 
und der „furca". 

Die aUemeueste preußische Fassnng der Kompensation hat bis jetzt nur 
in Bremen Beifall gefunden^ oder vielmehr eigentlich nichts denn der Paragraph 
ist zwar beibehalten^ das kleine Wörtchen ^^solF aber in Bremen § 11^ 2 
in „darf'' verändert worden, so oben S. 179; ,leider ist in Anhalt (S. 440). das 
„soll'' stehen geblieben, nicht aber in Sachsen-Weimar § 11, 3: „dagegen 
ist zulässig, daß . . . ." So ist aus der preußischen pflichtgemäßen Kompen- 
sation in zwei Staaten jetzt wieder die zulässige geworden. 

Es wäre sehr wünschenswert, daß auch in anderen norddeutschen Staaten, 
wo ja wohl über kurz oder lang das preußische Verfahren von 1901 Nach- 
ahmung finden wird, daß Wörtchen soll in darf und kann umgeändert würde; 
denn man sollte bei dieser Kompensation doch auch darauf achten, ob sonst 
der Zögling einer solchen nach seiner sittlichen Führung würdig ist, wie schon 
oben bei Besprechung des Betragens bemerkt ist. Will man wirklich rein 
äußerlich, ohne irgend ein ethisches Moment zu berücksichtigen, ein 
Plus gegen ein Minus abmessen? Jedenfalls müßte ein solches Abmessen immer 
der Beurteilung der Kommisson anheimgestellt werden. 

Dann scheint mir auch hier, wie oben bei der Dispensation, der Begriff 
der Persönlichkeit nicht gerade zweckmäßig hineingezogen zu sein. Man 
mag wohl sagen: „Ich kehre mich nicht an Einzelheiten, an einen Ausfall von 
Kenntnissen in dem einen oder anderen Fache, ich sehe mir den ganzen Men- 
schen an, ob er einer Dispensation oder Kompensation würdig ist." Aber was 
heißt „ganze Persönlichkeit?" Zur Persönlichkeit, besonders zur ganzen Per- 
sönlichkeit gehören naturgemäß Dinge, wie Äußeres, Manieren, Stand, Reichtum 
oder Armut und ähnliches, die bei der Beurteilung doch absolut nicht in 
Betracht kommen. Auch der bei „Persönlichkeit" stehende Ausdruck „geistige 
Entwickelung" ist als Handhabe bei der Beurteilung schwer zu gebrauchen; er 
ist nicht positiv genug: welche geistige Entwickelung? in welcher Bichtung? 
fragt man unwillkürlich. In Sachsen-Weimar steht dafür jetzt: „bei sonst 
tüchtigen Schülern". Das Beste aber Uest man bei der Kompensation in 
Beuß ä, L. § 7, 4: „auf hervortretende Begabung und ernste Selbst- 
tätigkeit . . . Bücksicht zu nehmen"; das ist besser, greifbarer, klarer, und 
so wird hier das große Preußen — risum teneatis, amici — von dem kleinen 
Reuß ä. L. in Schatten gestellt, was ich, als eine Art Historiograph des 
Abiturientenexamens, mit tiefer Bekümmernis in meinem patriotischen Preußen- 
herzen für alle Zeiten feststellen muß. Selbstredend ist solch dehnbarer Begriff 
wohl nicht ohne Absicht bei uns gewählt: man wollte einen möglichst großen 
Spielraum, eine möglichst große Bewegungsfreiheit gewähren, aber dieser Begriff 
kommt dem Prüfling eo ipso viel zu sehr entgegen, viel Mißbrauch kann damit 
getrieben werden, und das soll jeder Gesetzgeber, auch der pädagogische, zu 
verhüten suchen. 

Drittens ist hier, wie in der Yersetzungsordnung vom 25. Oktober 1901 
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§ 4y die Wendung: ,pn dem einen oder anderen Fache^ gebraucht, eine allgemeine 
Redensart; die es unklar läßt^ wieviel Fächer eigentlich damit gemeint sind. 
Dieser wenig glückliche Ausdruck steht zum erstenmal im Reglement von 1834 
§ 24; es wäre gut gewesen^ wenn man ihn nicht wieder ausgegraben hätte. ^) 

Viertens endlich ist die Frage aufzuwerfen: Wie stimmt das Wörtchen soll 
das jetzt in Preußen die Kompensation zu einer obligatorischen macht^ zu dem 
Übereinkommen der deutschen Staaten betr. der Maturitätszeugnisse vom April 
1874 § 6 (Wiese-Kübler 1886 I 892, Fehleisen S. 108): „Als Maßstab für die 
Erteüung des Zeugnisses der Reife gelten im allgemeinen diejenigen Anforderungen, 
welche das preußische Prüfungsreglement dafür aufstellt. — Dabei ist aus- 
nahmsweise die Kompensation zulässig . . .'^? Ich glaube, die Prüfungsordnung 
von 1901 verstößt hiergegen, indem sie die Ausnahme zur Regel, zur Pflicht 
erhebt. Bremen hat also auch deshalb recht getan, sich in dieser Beziehung 
an Preußen nicht zu kehren. 

Bei solchen schwankenden, in vielen Punkten unbestimmten Prüfungs- 
ordnungen, durch welche man es allerdings in der Hand hat, die Prüfungen zu 
„regeln", wie sie nun in Bremen, Sachsen- Weimar, Preußen, vielleicht auch bald 
anderwärts, bestehen, wird es zweckmäßig sein, auf das Prüfungsreglement 
Frankreichs hinzuweisen; in Frankreich hat man jüngst die preußische 
Schulreform etwas nachgeahmt^) und bekanntlich 4 Arten von höheren Schulen ge- 
gründet mit allen möglichen Übergangsarten; freüich ein bedeutsamer Unter- 
schied ist sofort bemerkbar: in Preußen ist die Gleichberechtigung doch nicht 
voll durchgeführt worden, da ja hinterher der Minister der Justiz und der 
Minister des Unterrichts erklärt haben, unter dem 1. Februar 1902, für das 
juristische Studium sei das Gymnasium die geeignetste Vorbildung; die Teilnahme 
an den Universitäts-Kursen zu einem gründlichen Verständnis der Quellen des 
römischen Rechts und zur Erlernung des Griechischen ist allerdings nicht pflicht- 
gemäß^). In Frankreich jedoch stehen allen denen^ die das baccalaur&it (die 
Reifeprüfung) an einer der gleich zu nennenden höheren Unterrichtsanstalten 
bestanden haben, ohne weiteres alle Hochschulstudien aller Arten offen, ohne 
daß vor oder nach der Prüfung irgendwelche Bildungsart als die geeignetste 
empfohlen oder eine Ergänzung vorgeschlagen wird. Die 4 Arten von höheren 
Schulen, von denen Latin-grec ungefähr unserm Gymnasium entspricht, sind: 
Latin-grec, Latin-Langues Vivantes, Latin-Sciences, Sciences-Langues Vivantes; 
die letztere übrigens ist unsrer Oberrealschule vergleichbar. Die Bewertung der 
einzelnen Fächer ist folgende: 



1) Er findet eich auch in Sachsen-Meiningen § 18, 9: „die mündliche Prüfung in dem 
einen oder anderen Gegenstände zu beschränken.'' 

^ Ygl. darüber die sehr lichtvolle und gründliche Darstellung yon G. F. Vrba: Die 
neue französische Mittelschule und die Schulreform in PreuBen. Zeitschrift für österr. 
Gymnasien 1908. IH. Heft. 

^ Vgl. besonders die Erklärung des Begierungsvertreters in der Sitzung des Ab- 
geordnetenhauses Y. 25. April 1902. 
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I. — Latin-Grec. 

GompoBition fran9ai8e 2 

Yersion latine 2 

Version grecque 2 



Explication grecque 

Ezplication latine 

Explication fran9aiBe 

^preuye de langue yivante dtrangöre 
Interrogation Bur ThiBtoire ancienne. 
Interrogation but ThiBtoire moderne . 
Interrogation snr la g^ographie . . 
Interrogation Bor leB math^matiqueB . 
Interrogation snr la physique . . . 



PREMÜJRE PARTIE. 1) 

in. — Latin-ScienceB. 

Gomposition fran9aiBe 2 

YerBion latine . . - 2 

Gomposition de math^matiques et de 

1 physique 4 

1 Explication latine 

1 Explication &an9aiBe 

2 äpreuye de langue vivante dtrang^e . . 

1 Interrogation sur Thistoire 

I Interrogation sur la g^ographie .... 
I Interrogation sur les mathdmatiques • . 3 

0,5 Interrogation sur la physique 2 

0,5 Interrogation sur la chimie 1 



n. — Latin-Langues viTantes. 

Gomposition fran9ai8e > • 2 

Version latine 2 

Gomposition en langue viyante ^trang^re 2 

Explication latine 

Explication fran9aise 

Ire ^preuye de langue vivante . . 
2^ ^preuve de langue vivante . . 
Interrogation sur Thistoire ancienne 
Interrogation sur Thietoire moderne 
Interrogation sur la g^ographie 
Interrogation sur les math^matiqucB . . 0,5 
Interrogation sur la physique .... 0,5 



IV. — Sciences-Langues Vivantes. 

Gomposition &an9aiBe 2 

Gomposition en langue vivante ^trangfere 2 
Gomposition de mathömatiques et de 

physique 

Explication firan9aiBe 

Interrogation sur Thistoire . . . 

Interrogation sur la gdographie . 

1^ ^preuve de langue vivante 

2e ^preuve de langue vivante 

Interrogation sur les math^matiqucB . . 3 

Interrogation sur la physique .... 2 

Interrogation sur la chimie 1 



SECONDE PARTIE. 



I. — Philosophie. 

Dissertation philosophique 2 

Gomposition de sciences 1 

luterrogation sur la philosophie et les 

auteurs philosophiques 2 

Interrogation sur Thistoire contemporaine 1 

Interrogation sur les Bciences physiques . 1 

Interrogation sur les scienccB naturelles . 1 



n. — Mathömatiques. 

Gomposition de math^matiqucB . . 
Gomposition de sciences physiques . 
Dissertation philosophique .... 
Interrogation sur les math^matiques 
Interrogation sur la physique. . . 
Interrogation sur la chimie . . . 
Interrogation sur les sciences naturelles 
Interrogation sur la philosophie . . . 
Interrogation sur Thistoire contemporaine 



2 
2 
1 
2 



Pour etre admie, les candidats doivent ayoir obtenu la moitie du nombre 
maximum des points. 

Les certificats d'aptitude portent les mentioiis suiyantes: 

Passable^ quand le candidat a obtenu la moitie du nombre maximum des points ; 

Assez bien, quand le candidat a obtenu la moyenne de 12 points; 

BieU; quand le candidat a obtenu la moyenne de 14 points; 

Tr^s bien^ quand le candidat a obtenu la moyenne de 16 points. 

1) Programme des examens du Nouveau Baccalaur^at de TEnseignement secondaire, 
institu^ par d^cret du 31 mai 1902. Paris Librairie Yuibert & Nony. S. 14—16. 
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III. Das höhere Lehramt. 



Le candidat ajoume ne peut se representer dans le cours de la meme Session. 

Zu bemerken ist hierbei, daß die Prüfangskommission sich zusammensetzt 
aus Mitgliedern der Universität (de membresde la Faculte des lettres et de la 
Facult^ des sciences) und aus Mitgliedern der Mittelschulen, aber mit der aus- 
drücklichen Bestimmung, daß diese letzteren die Schüler ihrer eigenen 
Schule nicht prüfen dürfen (les professeurs en exercice de Tenseignement 
secöndaire si^^geant dans les Jurys ne peuvent examin er les el^ves de Tetablisse- 
ment auquel ils appartiennent) ^). 

Das obige Noten- oder Punktiersystem, das ja auch bei den Versetzungs- 
prüfungen bei uns in Deutschland hier und da eine Rolle spielt, auch auf 
militärtechnischen Lehranstalten angewandt zu werden pflegt, hat bei der Reife- 
prüfung, soweit ich gesehen, auf deutschem Boden nur in Bayern etwas An- 
klang gefunden, nämlich bei der Frage einer Befreiung von der mündlichen 
Prüfung. § 35, 5 der Ordnung für das Gymnasialabsolutorium lautet: . . . „hin- 
gegen kann unter Zustimmung des Prüfungskommissärs die mündliche Prüfiing 
denjenigen Schülern der Oberklasse erlassen werden, bei welchen sowohl in der 
schriftlichen Prüfung als im Jahresfortgange die Leistung in keinem Gegenstände 
mit „ungenügend^^ bezeichnet worden ist und das arithmetische Mittel aus den 
Durchschnittsnoten der schriftlichen Prüfung und des Jahresfortganges nicht 
mehr als 2^59 beträgt. Dazu dienen in Bayern folgende Formulare^ die 
exempli causa mit Nummern hier ausgefüllt sind: 



Namen 
der Abitnrienten 



Religion 


Deatsoh 


Latein. 


Griech. 


Franz. 


Math. 


2 


3 


3 


2 


3 


2 


1 


8 


3 


2 


2 


3 



Gesch. 



Ergebnis 



Scholz: 
Jahresfortgang . . 

Schriftl. Prüfung . 
Mündliche Prüfung 
Prafongsnote 
Gesamtnote . . . 



2 



dispenBiert 



17 
7 

14 
6 




2od. 1 



8 


8 


2 


3 od. 2 


2 od. 3 



Dieser Prüfling steht mit dem arithmetischen Mittel 1,93 weit unter der 
obigen Höchstziffer 2,59 und konnte — es ist auch hier wie in Preußen nach 
§ 10, 2 nur die Möglichkeit geboten — daher von der mündlichen Prüfung 
befreit werden; würden in einzelnen Fächern mehrere 4 zu verzeichnen gewesen, 
so wäre das arithmetische Mittel höher gewesen, hätte leicht 2,59 erreicht oder 
überstiegen. Dieses Notensystem liefert jedenfalls zunächst ein festes, un- 
verrückbares Bild der Prüfungsleistungen eines jeden, in seltenen Fällen, bei 
Krankheiten, Unglücksfallen in der Familie des Prüflings usw. mag vielleicht 
dann ein Abweichen von dem Zahlenresultat gestattet sein; es scheint so, als 

1) Das Urteil in der „Monatschrift for höhere Schulen'' 1904 Heft 1 S. 37 ist darnach 
doch bedeutend abzuschwächen. 
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wäre diese Mögliclikeit in Frankreicli nicht gegeben^ dann allerdings wird dieser 
^^Schematismus^^ zur Härte^). Aber man vergesse nicht^ daß solche Ausnahme- 
falle eben Ausnahmefalle sind^ und daß bei dem Massenunterricht, der ja mit- 
unter auch „Massenreifeprüfungen" (!) erzeugt, man doch in der Beurteilung 
und Rücksichtnahme auf „Persönlichkeiten", ,y[ndividualitäten" viel eher irren 
kami, als bei Bechenexempeln, vor allem, daß man Irrtümer der letzteren Art 
viel, viel leichter kontrollieren kann. Diese ganze „Individualpädagogik" führt 
bei den großen Frequenzen der höheren Lehranstalten oft genug zur Ungerechtig- 
keit, weil sie einzelne bevorzugt; im allgemeiuen paßt sie mehr für Einzel- 
unterricht, für Intematserziehung, wo der Lehrer wirklich auch Erzieher sein 
kann und seiue Zöglinge genauer kennt. Man verwechselt stets Einzel- und 
Gesamtunterricht, wenn man die Lidividualpädagogik empfiehlt, sie läßt sich 
kaum durchführen bei dem letzteren, und diejenigen, welche glauben eines 
schematischen Überblicks entbehren zu können, müssen sich für ausgezeichnete 
Seelenkenner und Pädagogen halten. 

Jedenfalls ist es sehr nützlich, bei der Versetzungs- wie bei der Reife- 
prüfung sich zunächst mit Hilfe des Notensystems ein leicht übersichtliches 
Bild zu verschaffen, dann prüfe man, o b und w o dasselbe vielleicht einer kleinen 
Retouchierusg bedürftig ist. 

• 
Der PräfangskonmiisBar. 

Natürlich sind in vielen Punkten die Rechte des Kommissars überall die- 
selben; dies bringt eben seine Stellung als Vorsitzender mit sich. So hat er 
den Zeitpunkt der Prüfung zu bestimmen, die Folge der Prüfnngsgegenstände 
festzusetzen, selbst Fragen an die Prüflinge zu richten, die Auswahl zu treffen 
unter den eingereichten Themata und den vorgeschlagenen Textstellen, welche 
im mündlichen Examen zu übersetzen sind, die Prüfung eventuell abzukürzen, 
bei Stimmengleichheit zu entscheiden und das Ergebnis zu verkündigen. Seine 
rechtliche Stellung kennzeichnet sich aber am meisten in drei Dingen: Ent- 
scheidung über die Zulassung zur Prüfung, Abänderung der Prädikate 
der schriftlichen Arbeiten, Interzessionsrecht; hier können wir schon erheb- 
liche Abweichungen bemerken. Am wenigsten in bezug auf die Zulassung. 

Li nur wenigen Staaten ist die Zahl einfach anzumelden, d. h. über die 
Zulassung, falls nicht wie in Bayern und Österreich alle Primaner (Oktavaner) 
sich prüfen lassen dürfen (Ausnahmen nach „Weisungen" S. 25), bestimmt die 
Prüfungskommission, so in Württemberg § 1, Baden § 62, § 22, § 18, 3: 
überall ist hier nur davon die Rede, daß das Verzeichnis dieser Schüler der 
Behörde vorzulegen sei; so ist auch in Österreich S. 24, 28 § 82 von einer 
Entscheidung des Landesschulinspektors, bezw. der ganzen Landesschulbehörde 
nicht die Rede. Auch in Elsaß-Lothringen ist nur das Verzeichnis einzureichen. 

Nur in zweifelhaften Fällen, wie hier in Elsaß-Lothringen § 4, 6 bestimmt 
hervorhebt, entscheidet die Behörde. 

^) Allerdings läßt ja bei der ZenBierong der Einzel facher das Notensystem in Frank- 
reich, wie überall, eine mildere Beurteilung fßr solche Ansnahmefölle zu. 
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Sonst gilt fast überall das preußische Yerfahren § 4^ 7: ^^Über Zulassong 
zur Prüfung entscheidet das Königliche Provinzialschulkollegium." 

Yiel einschneidender ist die zweite Befugnis des Kommissars^ 
die Abänderung der urteile unter den schriftlichen Prüfungsarbeiten. Am 
schärfsten ist dies Recht in Preußen betont § 8^ 4: er ist befugt, Änderungen 
in den den Prüfungsarbeiten erteilten Prädikaten zu verlangen und eintreten 
zu lassen. So auch in Anhalt, in Hamburg § 8, 4, Braunschweig § 8, 4, Reuß 
j. L. § 52, Mecklenburg-Strelitz § 8, 4, Sachsen-Weimar § 8, 4 milder in Mecklen- 
burg-Schwerin § 8, 2: „. . . werden die Urteile in einer von dem Direktor 
mit den Lehrern abzuhaltenden Konferenz festgestellt, vorbehaltlich einer 
Revision in einer Konferenz vor der mündlichen Prüfung auf etwaiges Ver- 
langen des Regierungskommissars^ Noch milder in Oldenburg §8,3: 
„Hat der Regierungskommissar Bedenken gegen die Beurteilung von Prüfungs- 
arbeiten, so hat er diese vor dem Eintritt in die mündliche Prüfung zu äußern 
und gegebenenfalls eine Beschlußfassung der Prüfungskommission herbeizu- 
führen'^; und diese Verweisung seiner Bedenken an die Kommission wird zur 
Regel in § 8, 4 in Bremen, wo wieder das schroffe preußische Reglement ge- 
mildert ist: „. . . ist befugt, die gefällten Urteile zu beanstanden und, wenn sich 
der Fachlehrer seinem Bedenken verschließt, die Angelegenheit der Prüfungs- 
kommission vorzulegen. Bleil)t die Abstimmung in dieser zwiespältig, so ist 
der Vorgang im Protokolle zu vermerken." Hier appelliert also in solchen 
Fällen der Kommissar an die Mehrheit der Kommission; nach dem Wortlaut 
scheint er nicht einmal das Recht zur Abänderung zu haben. 

Im Königreich Sachsen dagegen ist ihm das Recht wieder eingeräumt, 
§ 64 (65): „. . . vorbehaltlich der nachträglichen Genehmigung des Königl. 
Kommissars'^ In Baden ist nichts von diesem Rechte zu bemerken, die beiden 
gleichlautenden §§ 25, 2 und 23, 2 heißen: „Dem Kommissar der Oberschul- 
behörde werden die Arbeiten bei dessen Eintreffen (also dann erst!) vorgelegt^ 
sofern nicht im Einzelfall die Einsendung an den Amtssitz des Kommissars 
von demselben angeordnet wird." Ebensowenig hat er dies Recht in Württem- 
l^ß^g (§4 Absatz 2), wo bekanntlich gleich wie in Hamburg ein Korreferent 
bestellt ist, erst wenn die beiden Referenten nicht zu einer Verständigung 
kommen, hat er insoweit einzugreifen, als er die Sache durch Mehrheitsbeschluß 
der Kommission zur Abstimmung bringen kann. Auch in Bayern § 34, 4 steht 
ihm nur das Recht eines nachmaligen Appells an diese Kommission zu (§ 35, 4): 
„. . . etwaige Bedenken bezüglich der Korrektur und Zensur der Kommission 
mitzuteilen und nötigenfalls eine nochmalige Beschlußfassung darüber zu ver- 
anlassen'^ Sehr zweckmäßig ist dieser Weg deswegen nicht, weil dieselbe 
Kommission nach § 35, 3: „worauf die Prüfungskommission die Noten für die 
schriftlichen Arbeiten feststellte^ — soeben erst die Prädikate für die schrift- 
lichen Arbeiten festgesetzt hat. Sollte sie in so kurzer Zeit anderen Sinnes 
werden können?^) Ebensowenig läßt sich in Österreich wahrnehmen, daß der 

^) Dies bejaht K. Eück: aBandbemerkungen zu dem Anfsatz von H. Morsch über die 
Eeifeprüfung* (im September -Oktoberheft 1904 der ,Blätt. f. bayer. Gj^mn.* — Die Ord- 
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Kommissar zu einem solchen Eingriff befugt wäre; vgl. „Weisungen'^ S. 28 zu 
§ 82. Überhaupt sind in Osterreich die Befugnisse des Kommissars am ge- 
ringsten^ wenn^ wie schon oben dargelegt^ Dispensation Ton der mündlichen 
Prüfung nur im Einvernehmen mit dem Fachlehrer^) ausnahmsweise in 
einem Gegenstände eintreien kann. Merkwürdigerweise hat er das Veto- 
recht nicht in Mecklenburg-Schwerin und in Oldenburg, wo der 
Schlußsatz des betr. § 11 sogar lautet (Nr. 7): „Gegen die Entscheidung der 
Prüfungskommission findet eine Berufung nicht statt''; wohl aber im König- 
reich Sachsen (§ 59, vorletzter Absatz): „Hegt derselbe bezüglich eines 
Beschlusses der Kommission erhebliche Bedenken, so ist er berechtigt, die Ent- 
scheidung auszusetzen und an das Ministerium zu berichten, welches dann end- 
gültig in der Sache beschließt'' (vgl. § 60 f. d. Realgymn); ebenso in Bayern, 
Württemberg, Baden, Hessen, Elsaß-Lothringen, Anhalt, Braunsohweig, Reuß 
j. Linie, Hamburg, Bremen, Mecklenburg-Strelitz, natürlich auch in Preußen. 

Nicht immer war bei uns in Preußen der Prüfungskommissar mit der 
diktatorischen Gewalt bekleidet wie heutzutage. Das B/echt der Einsprache 
bekam er 1834 (§ 26): „Sieht derselbe sich bei der Stimmensammlung . . . noch 
vor der Abgabe seines Votums überstimmt, so hat er die Befugnis, sich selbst 
vom Votieren zu entbinden und entweder den durch die Stimmenmehrheit ge- 
faßten Entschluß ohne weiteres zu bestätigen, oder demselben, wenn er seiner 
Überzeugung widerspricht, seine Bestätigung zu versagen." — Das Recht, die 
Prädikate unter den schriftlichen Arbeiten zu ändern, besaß er damals noch 
nicht, ebensowenig 1859 in der Ordnung für die Realschuleu I. 0.» erst 
1882 erhielt er es durch § 9, 3 schon in der jetzigen kategorischen Form: 
Änderungen zu verlangen und eintreten zu lassen. Jetzt ist ein Teil der Be- 
fugnisse, mit denen die Kommission 1892 ausgestattet wurde, auf den Kom- 
missar übertragen. Der Prüfungskommissar in Norddeutschland hat die Be- 
fugnis: nach der Anmeldung und dem Antrag der Oberlehrer die Zulassung zur 
Prüfung auszusprechen, die Themata zu den schriftlichen Arbeiten auszuwählen 
oder neue zu stellen, die Texte auszuwählen oder neue zu geben, die urteile 
unter den Arbeiten zu ändern, bei den Schülern die Prüfung in dem einen 
oder anderen Fache abzukürzen oder ganz fortfallen zu lassen ^), d. h. also die 
1892 eingeführte, jetzt aufgehobene Teilbefreiung nach seinem Gutdünken wieder 
zur Geltung zu bringen, eine Prüfung auch noch in anderen Fächern zu ver- 
langen als in den vorgeBchriebenen, die Prüfung selbst zu übernehmen, die 
Reihenfolge der Beratungen bei der Feststellung des Urteils zu fixieren, schließ- 
lich gegen einen Mehrheitsbeschluß in bezug auf Reife oder Unreife seine Ein- 
sprache zu erheben und die ganzen Prüfangsakten der Behörde einzureichen^). 

nungen for die bajeriBchen Bealanstalten konnten leider anch jetzt nicht mehr herangezogen 
werden. 

^) Ähnlich im bezng anf die BchriMichen Arbeiten, G. E. § 88, 5. 

^ Wie anders in Baden, wo nach § 65 «auf Gntbefinden der PrüfungskommisBion ein 
oder der andere Gegenstand wegbleiben kann". 

^ Zwei Lücken weist die preußische Prüfungsordnung auf: 1. Wer bestimmt die 
Prädikate fOr die einzelnen Fächer in der mündlichen Frnfang? Der Fachlehrer allein? 
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Wahrlich, ein solcher Prüfangskommissar ist ein yerkörpertes Prüfungs- 
reglement*, warum überhaupt dann noch eine in zahlreiche Paragraphen ge- 
gliederte Ordnung? Und wo hat man größeres Vertrauen zu den Oberlehrern, 
dort wo, wie in Osterreich, Oldenburg, dem Eommißsar nicht einmal das Veto 
zusteht, oder in den Staaten, wo ihm außer dieser doch schon beträchtlichen 
Macht noch allerlei andere Rechte gegeben sind? Und mit welcher Begründung 
könnte man es überzeugend dartun, daß es notwendig sei, aUe diese Rechte auf 
eine Instanz zu häufen, welche von allen Mitgliedern der Prüfungskommission 
die Schüler am wenigsten kennt? Es ist deutlich, hier waren andere als 
in der Sache liegende pädagogische Rücksichten maßgebend^). 

Varia. 

Schließlich wären der Vollständigkeit wegen noch mancherlei Kleinigkeiten 
zu erwähnen. In Württemberg z. B. ist die Zeitdauer jeder mündlichen Einzel- 
prüfung genau bestimmt, vgl. § 5, für Lateinisch und Griechisch 12 Minuten 
für deutsche Literaturgeschichte 10 Minuten, für Französisch und philosophische 
Propädeutik nur 8 Minuten ! Am längsten und deswegen wohl auch am gründ- 
lichsten muß die Prüfung in Osterreich sein; nach einem mir vorliegenden 
Programm wurden im ganzen 42 Reifeprüflinge examiniert in der Zeit vom 
5. Juli bis 11. Juli, d. h. (6. Juli ist ein Sonntag) in sechs Tagen, und zwar 
vormittags von 8 — 12 bezw. 1 Uhr, nachmittags von 3 — 7 oder länger 2); das 
ist beträchtlich länger als bei uns, wo „in der Regel'' nie mehr als zehn 
Schüler (§ 10, 3) an einem Tage geprüft werden sollen, aber wegen des üblichen 
Zusatzes „in der Regel" doch 12 meist vorgenommen werden; hiemach würden 
also 41 Schüler nur 3 — 4 Tage bei uns in der Prüfung stehen, wahrend man 
allerdings in Baden für 40 Schüler nur ungefähr 1^/2 Tage brauchen soll! 
Diese auffallend lange Zeit in Osterreich muß die Prüfung zu einer sehr gründ- 
lichen machen; ob sie auch dementsprechend strenger ist, kann hier nicht fest- 
gestellt werden; in dem oben erwähnten Einzelfalle wurde von jenen 42 nur 
einer „reprobiert", 37 bestanden glatt (5 mit Auszeichnung), 4 erhielten die 
Erlaubnis zu einer Wiederholungsprüfung, welche nach 4 Wochen abgehalten 

wurde und auch noch diese 4 „reif machte^). Ebensowenig läßt sich hier fest- 

__^^— ^^— ^-^— ^^— ^^ « 

Die EommisBion nach MehrheitsbeschlÜBsen? 2. Wer bestimmt, ob die LeiBtungen unter 
das für Prima geforderte Maß heruntergehen? Der Fachlehrer allein? Die Eommiflsion 
nach MehrheitsbeBchlÜBsen? Hat vielleicht in beiden Fällen auch der EOnigl. EommiBsar 
das Recht zur endgültigen Entscheidung? — Dies gälte dann auch fQr Bremen und Sachsen- 
Weimar, aber auch für viele Ordnungen nach dem Muster von 1892. 

1) Daß der Prüfungskommissar d. h. der Provinzialschulrat von dem Direktor sich 
vertreten lassen kann, ist in Preußen häufig; aber fast immer 'ist der Direktor ein solcher 
Stellvertreter gerade für die von ihm geleitete Anstalt; warum nicht für fremde, ihm per- 
sönlich nicht unterstellte Schulen? Aus Osterreich erfahre ich, daß dort in Yerhinderung 
des Landesschulinspektors Direktoren als Prüfungskommissare nur bei solchen Gymnasien 
fungieren, die sie nicht leiten. War dies kürzlich in Preußen nicht auch einmal Sitte? 
Ist diese wieder fallen gelassen? 

«) Vgl. „Weisungen* S. 31, § 83, Punkt 4. 

S) Das wird mir allerdings als ein uSelten günstiges* Resultat bezeichnet. 
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stellen^ ob auch anderwärts in Osterreich trotz der auf dem Papier und der 
Zeit nach so strengen Prüfung solche glänzende Ergebnisse erzielt werden. 

Für Sachsen-Meiningen (§ 18) ist es eigentümlich^ daß die für reif er- 
klärten Schüler noch bis zu dem Schluß des Halbjahres dem gesamten Unterrichte 
beiwohnen müssen (auch in Baden)^ für Beuß ä. L. (§ 6 D^ 9) gilt die Bestimmung, 
daß das Protokoll mit tunlichster Schärfe den Gang des Examens darstelle. — 
Bücher und Utensilien dürfen die Schüler zur mündlichen Prüfung nicht mit- 
bringen; konnten sie nicht zur mündlichen Prüfung in der Mathematik Zirkel 
und Papier bei sich führen? Kreide und schwarze Wandtafel müßte seitens der 
Schule in Bereitschaft gehalten werden, was oft nicht geschieht. In Bayern 
und Baden unterschreibt das Zeugnis nur der Kommissar und der Rektor, sonst, 
wie in Preußen und Österreich, wohl überall die gesamte Kommission. Doch 
das sind Quisquilien. Wichtiger scheint, was wir in Österreich, „Weisungen" 
S. 35 zu § 85 (Konferenz über die Zeugnisse) lesen: „Nach Beendigung der 
mündlichen Prüfung und nach Entfernung der etwa anwesenden Väter und 
Vormünder" — hier ist also die mündliche Prüfung eine öffentliche; in 
Preußen ist dies nie Sitte gewesen, auch habe ich nicht gefunden, daß in 
anderen Staaten Priyatpersonen zu dem mündlichen Examen Zutritt gestattet wäre. 

Eine andere Frage ist es, ob es zweckmäßig sei, die Ergebnisse im Betragen 
sowohl wie in den Einzelföchem in Nummern oder in bestimmte Prädikate (vor- 
züglich, gut usw.) zusammenzufassen. In Baden gab es Gesamtnoten 1 — 4, 
jetzt dafür Worte; in Sachsen wird auch das Betragen durch Nummern I, TL, Hl 
charakterisiert; in Bayern werden die Leistungen ganz kurz durch die üblichen 
Prädikate zensiert; bei uns in Preußen wird Betragen, Fleiß, Aufmerksamkeit 
durch längere Charakterisierung ausführlicher beschrieben, ebenso wie meist ander- . 
wärts, was jeder billigen wird. Aber die Leistungen könnten auch in Preußen 
einfach durch die vorgeschriebenen Bezeichnungen kurz ausgedrückt werden; 
erstens bedient man sich, wie gewiß auch anderwärts, meist doch nur der 
Worte, welche unter „Maßstab zur Erteilung des Zeugnisses" in dem Prüfungs- 
reglement von 1892 stehen, wonach es dem Schüler gelungen ist „ein in seinem 
Ideenkreise liegendes Thema ... in angemessener Ordnung und fehlerfreier 
Schreibart zu bet^beiten" usw. usw. Und zweitens: wer liest später bei der 
Immatrikulation, selbst bei Bewerbungen um Stipendien, diese eingehende 
Schilderung der Leistungen? Wohl muß man vom sittlichen Verhalten genauere 
Kenntnis nehmen, bei den Leistungen sieht jeder nur zu, ob das Schlußprädikat 
gut, genügend ist. Es wäre also, auch um das Schreibwerk zu ersparen, 
wünschenswert, wenn man überall, wo es noch nicht geschieht, sich der 
österreichischen und bayerischen Kürze befleißigte. Soweit mir bekannt, pflegt 
man bei viel wichtigeren Zeugnissen, z. B. bei denjenigen der Oberlehrer in 
Preußen, jetzt auch nicht das Wissen oder das Nichtwissen genau aufzuzählen ^), 
um schließlich doch die Fakultas für alle Klassen zu gewähren; hier wäre es 
vielleicht wichtiger; warum also bei der Reifeprüfung? 

1) Ebenso anf den Zeugnissen der Ärzte, vergl. die for ganz Deutschland geltende 
neueste Prüfungsordnung for Ärzte vom 28. Mai 1901, 

H. Morsoh, Dm höhere Lehrunt. 13 
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Endlich wäre es besser gewesen, wenn man sich in Preußen und in anderen 
Staaten entschlossen hätte^ ein Gesamtprädikat für das ganze Zeugnis zu 
geben, wie es bei uns 1812 vorgeschrieben war, wie es auch jetzt in Baden 
nach den Nummern 1 — 4, in Sachsen von I — HI mit Zwischenstufen P, II* usw. 
geschieht, oder wie in Beuß ä. L. und j. L nach den Prädikaten „sehr gut^^, 
„gut", „genügend", „bestanden" es noch üblich ist, wie es auch in Osterreich 
geschieht, wo es heißt „mit Auszeichnung reif', ,p:eif". 

Um so mehr wäre das jetzt 1901 bei uns angebracht gewesen, als durch 
den sehr ausgedehnten Gebrauch der Kompensation Reifezeugnisse entstehen 
können mit drei, vier Fächern, die als „nicht genügend" bezeichnet sind (wie 
unten Beispiele zeigen werden), und die man doch durch Nr. 11 oder III von 
den bessern billigerweise hätte unterscheiden müssen: die einfache Bezeichnung 
„reif' ist doch hier eine Ungerechtigkeit gegen solche, die überall „genügend", 
„gut" „vorzüglich" aufweisen; die Befreiung von der mündlichen Prüfung, welche 
ja auf dem Zeugnis vermerkt wird (nicht in Württemberg), hebt diese guten 
oder besseren Reifeprüflinge von den schlechteren nicht genug ab. 

Zu allerletzt noch den Hinweis darauf, daß in Deutschland für Schüler 
höherer Lehranstalten Prüfungsgebühren nicht zu entrichten sind; in Sachsen ist 
§71 besonders gesagt: „Für Schüler der Anstalt sind die Reifeprüfungen un- 
entgeltlich." Eine einzige Ausnahme büdet hier Mecklenburg-Schwerin, 
während in dem Schwesterlande Mecklenburg-Strelitz die Prüfung nichts kostet. 
In der Prüfungsordnung für Mecklenburg-Schwerin liest man § 17: „Die Abi- 
turienten der Gymnasien haben vor Einhändigung ihres Abgangszeugnisses eine 
Gebühr von 14 Mk. und den Betrag des zu verwendenden Stempels an die 
Easse des Gymnasiums zu entrichten . . . Extraneer^) haben vor Beginn der 
schriftlichen Prüfung ... an Gebühren und Stempelverlag 31 Mk. 60 Pf. . . . 
zu entrichten." Es ist nur gut^ daß diese 14 Mk. nicht vor Eintritt in die 
Prüfung überhaupt erhoben werden, sondern als eine Art Eopialien; aber hoch 
genug sind diese Eopialien! 

Auch in Österreich ist die Prüfung nicht kostenfrei; „Weisungen" S, 39 
zu § 87: ^,Als Taxe für das Examen hat ein Examinand, welcher als öffent- 
licher Schüler die oberste Elasse eines zur Abhaltung der Maturitätsprüfung 
berechtigten Gymnasiums absolviert hat, 12 E., ein Privatist oder Externer 
den dreifachen Betrag vor dem Begione der schriftlichen Prüfung zu erlegen." 
Es folgt dann noch die Bestimmung, daß halbe oder ganze Freischüler in dem- 
selben Verhältnisse auch vom Erläge der Prüfungstaxe befreit sind. 



1) Die Bedingangen, unter denen Eztraneer die Prüfung zu bestehen haben, konnten 
hier nicht berücksichtigt und verglichen werden, weil Extraneer nicht auf den höheren 
Schulen vorgebildet sind. Indessen mögen hier als Enriosa nicht unerwähnt bleiben: In 
Baden wird für Extraneer die Prüfung an (Gymnasien um 5 Mk. höher eingeschätzt (80 Mk.) 
als an den dortigen Realgymnasien und Oberrealschalen (25 Mk.), In Elsaß-Lothringen 
kostet für die Wilden die Prüfungsangst 80 Mk. (§ 17, 8), wovon allerdings die Hälfte „bei 
günstigem Erfolge'* zurückerstattet wird. Wahrscheinlich soll das abschrecken! Sonst sind 
diese Gebühren 30 Mk., nur in Bremen 40 Mk. 
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Allgemeine Betraohtungen. 

Gewiß wird mancher Amtsgenosse Ton dem hohen Sitze seiner wissen- 
schaftlichen Forschung und Tätigkeit mitleidig auf uns herabblicken^ die wir 
diesen mühcToUen Weg durch das Paragraphengestrüpp der Prüfongsordnungen 
gegangen sind. Gewiß hat Wiese recht ^ wenn er sagte: ^^Das Beste in der 
Schale geschieht ohne gesetzliche Yorschriffc'^^ und Eruse^ der 1890 (Verhand- 
lungen S. 591) äußerte: ^^an kann nach der schönsten Prüfungsordnung ganz 
unzweckmäßig und nach der schlechtesten ganz vortrefflich prüfen/' ünd^ 
fügen wir hinzu: man kann nach der schwersten Prüfungsordnung sehr leicht^ 
nach der leichtesten sehr schwer prüfen. Manche Amtsgenossen gebärden sich 
deshalb wie Genies: Zwang und Regel alles dessen^ was vom grünen Tisch 
kommt^ glauben sie abweisen zu müssen und finden so etwas sehr überflüssig. 
NuU; wir sind etwas bescheidener: wie aUe Gesetze für den Durchschnitt der 
Menschen geschrieben sind und nur Bismarckischen Naturen dieselben abzu- 
schütteln möglich ist, so wollen wir uns lieber zu den Durchschnittsmenschen 
rechnen, auch auf Durchschnittsfälle im Schulleben uns einrichten, und mag 
auch das Goethische: „es erben sich Gesetz und Rechte wie eine ewige Krank- 
heit fort" für jede Prüfungsordnung gelten — sie sind einmal notwendige Übel, 
diese Satzungen, aber notwendige; Wiese selbst hat die Zahl dieser Übel um 
nicht wenige Paragraphen vermehrt und vermehren müssen. Hier war es uns 
nicht darum zu tun, eine oder zwei dieser Ordnungen zu betrachten, sondern 
eine möglichst große Zahl nebeneinander zu stellen und zu vergleichen. Hat 
man nur eine zur Hand, kann man leicht getäuscht werden und, befangen in 
subjektiven pädagogischen oder schultechnischen Vorurteilen, dies oder jenes 
mit Unrecht an ihnen loben oder tadeln; viele, nebeneinander gestellt, fordern 
fortgesetzt zur Kritik heraus, leiten uns einerseits zu großer Vorsicht und Be- 
scheidenheit in bezug auf Lob und Tadel, zeigen uns aber anderseits hier 
einen zweideutigen Ausdruck, dort einen pädagogischen Mißgriff gerade durch 
diese vielfältige Widerspiegelung. Endlich: etwas von dem Geist, der in den 
von diesen Ordnungen beherrschten Schulen waltet, lassen sie uns auch ver- 
spüren; bilden sie doch den geistigen Niederschlag der in den Unterrichts- 
verwaltungen laufenden Strömungen, und sind sie doch gewiß von Männern 
verfaßt worden, die, wissenschaftlich und pädagogisch reich gebildet und viel- 
seitig erfahren, ihr bestes Wissen und Können zur VervoUkomnmung derselben 
darangesetzt haben, mögen auch leider, wie man mitunter zwischen den Zeilen 
lesen kann, oft andere als rein pädagogische oder schultechnische Richtungen 
diese ihre besten Absichten und Wünsche nicht zur vollen Ausgestaltung haben 
kommen lassen. 

So mag es sich denn doch wohl verlohnen, nach solcher mühsamen Weg- 
strecke durch diese papiemen Vorschriften einen Rückblick und einen Ausblick 
zu tun. Zunächst wird man sich des Eindrucks nicht erwehren können, daß 
unsere deutschen Jungen trotz der Abiturientenkonvention auf noch recht ver- 
schiedenartigen Wegen zur Universität gelangen, was ja jeder Kundige wußte. 

18' 
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Streng genommen sind eigentlicli Übereinstimmungen Torhandeu nur in den 
Forderungen betr. die Sprachen; und da im Verhältnis zu der großen^ über- 
großen Zahl der Gymnasien nur wenig andere höhere Lehranstalten vorhanden 
sind^ so kann man eine einheitliche deutsche Jugendbildung zu üni- 
versitätszwecken nur in altsprachlicher Hinsicht feststellen; hier 
sind die Anforderungen überall die gleichen^ sie reichen einerseits bis Tacitus 
und bis zur lateinischen Komödie^ anderseits bis zur griechischen Lyrik^ Aschylos 
und Piaton hinauf; mag auch dies Ziel oft nur gelegentlich erstrebt sein — 
immerhin eine recht beträchtliche Höhe! Die Mathematik aber hat sich 
nicht solche durchgängige Gleichheit erringen können; abgesehen von Württem- 
berg und Hamburgs wo Differentialrechnung auf der Schule getrieben wird, 
fallt Bayern aus dem Rahmen Deutschlands heraus, auch Württemberg, weil 
keine mündliche Prüfung hierin stattfindet. Das sind, abgesehen vom Deutschen, 
die „Hauptfächer^'. 

Ein eigentümliches Geschick hat nun diejenigen Fächer ge- 
troffen, welche man die „ethisch bedeutsamsten^' genannt hat. Am 
eidlichsten ist es noch der Geschichte ergangen, aber sehr bildungsnivellierend 
wird es auch nicht wirken, wenn alte Geschichte*) auf den norddeutschen 
Realanstalten, außer in Mecklenburg, nicht bei der Reifeprüfung herangezogen 
wird, mögen auch die für die „Weltkultur wichtigsten römischen Kaiser" jetzt 
wieder in den Lehraufgaben für alle Oberstufen vorhanden sein; wie sich die 
Anforderungen auch hier bei weitem nicht auf gleicher Höhe halten, ist oben 
S. 156 S, gezeigt. Ja selbst im Deutschen gehen die Ansprüche in der Art 
wie in dem Maß sehr auseinander. Freilich ein deutscher Aufsatz wird 
überall gefordert; oft kann ein „Ungenügend" im Deutschen noch die Reife 
hindern. Indessen da, wo das Aufsatzthema von der Zentralstelle gegeben 
wird, muß der Aufsatz ganz anders sein, andere Ansprüche stellen als da, wo 
dies nicht geschieht; und anderwärts kann er, auch wenn er vorher nicht 
zurecht gelegt ist, literarhistorische Kenntnisse nicht dartun; nach literar- 
historischen Kenntnissen fragt man nur in Osterreich und Württemberg. Wie 
es hinsichtlich der Religion steht, braucht nach obigem nicht mehr dargelegt 
zu werden. Wenn man gegenüber der Forderung, auch dem Deutschen und 
der Religion in der mündlichen Reifeprüfung Raum zu gönnen, immer wieder 
darauf verweist, daß doch ein energischer Unterricht in diesen Fächern fast 
dasselbe erreiche ohne eine spätere Prüfung, so wird doch die geringere Wert- 
schätzung von Lehrgegenständen, in welchen nicht mündlich geprüft wird, 
mindestens seitens der Schüler keiner irgendwie abstreiten wollen. In der Tat 
scheint man auch den Ergebnissen der Maturitätsprüfung in diesen Fächern 
nicht recht zu trauen, daher wohl auch die bei der Oberlehrerprüfong z. B. in 
Preußen betonte Forderung, eine allgemeine Bildung gerade im Deutschen und 
in der Religion (früher auch noch in der Geschichte) von neuem zu beweisen. 



1) In Württemberg wird die alte Geschichte überhaupt nur in der schriftlichen Ge- 
schieh tsprüfung, bei den , Zahlenfragen *, berücksichtigt. 
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Wenn die Reifeprüfung auf der Schule liier ilire Scliuldigkeit täte, warum 
solche Postulate Männern gegenüber^ deren ernste Studien und innerer 
Bildungstrieb von selbst sie anspornt zur Aneignung jener Bildungsgebiete ^ in 
ganz anderem Maße als oft törichte, im Schulzwange gehaltene Jungen? Was 
schon aus dem Text der Abiturientenkonvention hervorgeht, es läBt sich nicht 
leugnen: gerade in den Fächern, welche nicht nur den Charakter des 
einzelnen, sondern den einer Nation bestimmen, geht die deutsche 
Bildung ziemlich auseinander. In Religion wird sich das ja schwerlich 
ändern lassen, aber in Literatur und in Geschichte brauchte die deutsche Viel- 
staaterei der Einheit nicht im Wege zu stehen. Mögen also seit 1892 viele 
norddeutsche Staaten Preußen sich zum Muster genommen haben, die großen 
Staaten, besonders die süddeutschen einerseits, Preußen andrerseits, stehen wie 
unzugängliche pädagogische Burgen, jede von der anderen weit entfernt und 
getrennt, vor unseren Blicken da-, auch die deutsche Abiturientenkonvention 
ist ihnen längst aus dem Sinn gekommen, und was das beinahe Komische 
ist, selbst innerhalb desselben Landes haben wir recht verschiedene Prüfungs- 
ordnungen, ich denke dabei zuerst an die drei badischen, für Gelehrtenschulen, 
Realgymnasien und Oberrealschulen ^); an die drei hessischen, an die für Mecklen- 
burg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz, zwei so nahe beieinander liegende 
Länder! Kann man wirklich einen anderen Grund für diese Abweichungen an- 
geben als den höchst nichtigen, daß die Zeit der Entstehung dieser Reglements 
eben eine verschiedene ist und man es für überflüssig hielt, die spätere nach 
der älteren etwas zu modeln? 

So sind die wenigsten dieser Arten oder Spielarten von Prüfungsordnungen 
aus der Lidividualität der Staaten zu rechtfertigen, wenn man nicht die Tra- 
dition von historischem Recht oder historischem Unrecht (denn auch solches 
existiert) als individuelle Eigenschaft ansieht; es soll doch jemand einmal mit 
dem Charakter der bayerischen Prüflinge, der Eigenart des Landes es wirklich 
in Einklang zu bringen versuchen, daß dort das Betragen der ganzen Schul- 
zeit auf das Prüfungszeugnis mit einwirkt! Aber unsere pädagogischen Lidivi- 
dualisten werden sich trotzdem über diese Musterkarte von Prüfungsordnungen 
freuen: ,je bunter^. desto besser*^ ist ihr Ruf. Nur übersehen sie dabei auch 
das eine, wie viel schwerer die Reifeprüfung in dem einen Lande ist als in 
dem andern, vielleicht nur einige Meilen jenseits der Grenze. 

Damit taucht wie von selbst die Frage auf: Sind in diesen Prüfungs- 
ordnungen schon Anzeichen vorhanden, welche die Prüfung leichter 
oder schwerer zu machen heischen? Zunächst erscheint es fast wunder- 
bar, daß man so häufig, nach meinem Dafürhalten wenigstens, das Betragen 
nicht hoch genug einschätzt. Unsichere Kunden, vielleicht auch Schwindler, 
können oft dreimal die Prüfung versuchen, ja sie können, einmal oder gar 
zum zweiten Male zurückgestellt, nach den geltenden Bestimmungen dann 



1) Selbstredend handelt es sich nicht um die in der Natnx dieser Anstalten begründeten 
Verschiedenheiten der Anforderungen, sondern um die Art und Weise der Prüfung. 
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nocli Ton der mündliclien Prüfimg dispensiert werden^ ja^ sie müssen sogar 
hier und da der Wohltat einer Kompensation noch teilhaftig werden. Dem 
Prüfdngszeugnis selbst braucht man es dann gar nicht anzusehen^ was der In- 
haber als immerhin schon reiferer Jüngling verschuldet hat; wie er selbst bei 
dem letzten feierlichen Abschluß seiner Schullaufbahn^ sehr gelinde gesagt^ die 
Manieren unreifer Schulbuben nicht abgelegt hat. Oanz unschuldig sieht sein 
Zeugnis^) aus: nur daß er 2^/2 Jahre in Prima gewesen^ erweckt Bedenken. 
Lediglich in Österreich wird geradezu eine Bemerkung darüber beigefügt^ daß 
solch Vergehen stattgefunden hat. Femer soll oft nur das Betragen der letzten 
zwei^^ vereinzelt sogar nur das des letzten Jahres mitsprechen. Schon oben 
ist gesagt^ daß diese Beschrankung nicht genug Bürgschaft dafür bieten kann^ 
daÖ* die Schüler^ wenn sie sittlich für mündig erklärt werden^ nun auch 
mündig sind. — 

Auch für die Leistungen darf häufig genug nur das angerechnet werden^ 
was als Primanerpensum (in Sachsen nur das Oberprimanerpensum) abgefragt 
werden kann. Besonders gilt diese Norm für die norddeutschen Staaten, welche 
noch auf dem Boden von 1892 stehen; indessen auch in Preußen bildet in der 
Religion jetzt noch das Primanerpensum den Gegenstand der Plrüfnng^ in Baden 
in der Geschichte für die Gelehrten und Oberrealschulen ^) so^ar nur das der 
Oberprima. 

Endlich müssen wir hier noch eingehender die Sicherheitsformeln be- 
sprechen, die überall für die schriftliche wie für die mündliche Prüfang ein zu 
straffes Anspannen des Bogens verhindern sollen. In Baden findet es in einem 
Bunderlaß vom 23. Juli 1888 durchaus Billigung, daß der Prüflingsaufsatz an 
irgend ein im Unterricht behandeltes Literaturwerk anknüpft, auch sollen die 
zu übersetzenden Textstellen nicht zu lang sein; für die Oberrealschulon gilt 
die nachher zu erwähnende preußische Formel. Femer lautete schon ein Rund- 
erlaß des Oberschulrats vom 31. Dezember 1883: „. . . sowohl bei der Stellung 
des Themas zum deutschen Aufsatz als der mathematischen Aufgaben ist darauf 
Bedacht zu nehmen, daß der Gegenstand als wohlbekannt vorausgesetzt 
werden darf und das Gelingen der Arbeit nicht davon abhängt, ob ein Schüler 
dabei durch besondere Erfindungsgabe unterstützt wird"; freilich müsse es 
vermieden werden, daß die im Schulunterricht vorangehenden Übungen den 
Charakter spezieller Vorbereitung für die Prüfung annehmen, doch sei es gut^ 

1) In Prenßen existierte in der Ordnxmg fax Realschulen I. 0. von 1859 geradem ein 
Verbot, daß solcher Täaschxmgsversnch ins Zeugnis aufgenommen würde (§ 5), und für 
Beuß &. L. existiert dies Verbot noch heutzutage, vgl. § 5 B. 8. 

S) Nachträglich sei hinzugefQgt, daß Sachsen-Meiningen § 17, Anmerkung ad I 
bestimmt: „Gesetzlichkeit, Anständigkeit xmd Sittlichkeit . . . auch außerhalb der Schule 
zu würdigen und auf Grund der bisherigen Schulzensuren das urteil aus der ganzen bis- 
herigen Führung des Abiturienten abzuleiten." und in Reuß ä. L. § 7 2 lesen wir: 
„das Prädikat ,sehr gut bestanden* darf niemals zugestanden werden, wenn das Urteil der 
Lehrer erhebliche Anstände wegen des sittlichen Verhaltens des Schülers enthält.'' 

3) Bezeichnend ist es, daß ftlr die badischen Realgymnasien § 20, 4 keine Beschränkung 
auf das Oberprimanerpensum gefordert ist, die tatsächlich aber doch stattfinden soll. 
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wenn die Bchriftliclien Arbeiten immer melir Anlehnung an den Lehrstoff des 
letzten Jahres fönden. 

Während man in Bayern solche Kautelen gar nicht nötig hatte^ 
und in Württemberg § 3 (S. 112 Pehleisen) wie auch in Sachsen § 63 
nur Torschreibt^ die Aufgaben sollten noch nicht behandelt sein^ heißt es 
in Osterreich ^^Weisungen^' S. 22: ^da die Aufgaben^ vollständig aus dem 
Kreise der Beschäftigungen der obersten Klasse gewählt^ eine spezielle Examen- 
vorbereitung nicht erheischen" und dazu 0. E. § 81: „ein Thema zu wählen, 
welches innerhalb des Gedankenkreises der Schüler liegt und der Höhe 
der von ihnen zu bekundenden allgemeinen Bildung angemessen ist, ohne 
daß jedoch dasselbe oder ein ihm zu nahe verwandtes bereits im 
Lehrkursus selbst bearbeitet ist^ Preußen hatte 1884 in § 14 die 
Formel: „ . . solche Aufgaben zu wählen, welche im Gesichtskreis der Schüler 
liegen, und zu deren augenblicklicher Behandlung auf eine dem Zweck 
entsprechende Weise Verstand, Überlegung und Sprachkenntnisse 
ohne spezielle Vorbereitung hinreichen und über welche eine aus- 
reichende Belehrung durch den vorgängigen Gymnasialunterricht vorausgesetzt 
werden kann"; 1859 sucht man vergeblich nach dergleichen. Da lesen wir 
1882 § 7, 2 zuerst die jetzige Fassung: „die Aufgaben sind so zu bestimmen, 
daß sie in Art und Schwierigkeit die Klassenaufgaben der Prima in 
keiner Weise überschreiten; sie dürfen aber nicht einer der bereits be- 
arbeiteten Aufgaben so nahe stehen, daß ihre Bearbeitung aufhört, den Wert 
einer selbständigen Leistung zu haben'^ So ist es auch 1892 und jetzt 1901 
stehen geblieben. Diese Worte sind dann in die Ordnungen der meisten nord- 
deutschen Staaten übergegangen, so in die von Anhalt-Dessau, Braunschweig, 
Elsaß-Lothringen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Schwerin und Strelitz, Olden- 
burg, Reuß j. L. u. a. Es ist klar, diese letzte Reihe von Staaten ist durch 
die Bedingung: „die Arbeiten sollen in Art und Schwierigkeit die Primaner- 
aufgaben nicht überschreiten^ in der Sorge um zu ungünstigen Ausfall des 
Examens weiter gegangen als die, welche, wie Württemberg und Sachsen, 
nur vor Behandlung eines schon dagewesenen Themas warnen; solche Warnung 
richtet sich eigentlich mehr gegen gutmütige und etwas gewissenlose Oberlehrer. 

Auch die mündliche Prüfung soll nicht zu schwer gemacht werden. AUe 
Staaten, auch Bayern, das ja allein für die schriftliche keine Sicherheitsformel 
aufzunehmen nötig hatte, stellen natürlich die Forderung, daß einige Textstellen ge- 
lesen, andere noch nicht gelesen seien, und daß die letzteren leichter seien, frei 
von kritischen oder sachlichen Schwierigkeiten, oder wie sonst die Wendungen 
lauten mögen. Zwei Staaten haben noch größere Fürsorge getroffen, Hessen 
und Elsaß-Lothringen: Hessen hat in der Ordnung für alle drei Schularten, 
auch in der von 1901 für die Oberralschulen, in § 9 und § 10, 3 folgenden 
Wortlaut stehen: „Bei der Prüfung sollen in der Regel solche Fragen gestellt 
werden, welche ein fleißiger Oberprimaner von durchschnittlicher (!) Be- 
gabung ohne besondere (1) Vorbereitung zu beantworten vermag, und welche 
geeignet sind, nicht sowohl sein gedächtnismäßiges Wissen als sein Können 
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henrortreten zu lassen. Ancli ist dem Schüler Oelegenheit zu geben^ sich klar 
und zusammenhängend auszusprechen/^ Qenau dasselbe liest man § 11; 7 für 
Elsaß-Lothringen, nur mit der Einleitung: ^^der Vorsitzende hat darüber zu 
wachen . . /^ Auffällig bleibt es, daß^ abgesehen Ton einer mehr die Lehrer 
treffenden Warnung, nirgends gegen zu große Leichtigkeit der Prüfung 
Sicherheitsmaßregeln getroffen sind, wohl aber überall gegen zu große Schwierig- 
keiten. Hierin aber geht offenbar jener Passus für Hessen und Elsaß-Lothringen, 
mag man auch sonst vieles in ihm billigen^ durch die verlangte Rücksicht- 
nahme auf die durchschnittliche Begabung der Prüflinge viel zu weit. Man 
muß ja leider innerhalb der Schule, bei Elassenarbeiten und Versetzungen oft 
die Durchschnittsbegabung in Rechnung ziehen^ und man kann dies aus dem 
Grunde, weil es Schüler sind, weil man jungen Menschenkindern schließlich 
nie trotz kleiner Anfänge Entwicklung zu Großem absprechen soll^ auch weil 
man sie ja noch weiter in der Fortbüdung behält. Muß man aber auch schon 
hierbei L so strenger verfahren, je höhef die Klasse ist, so soU man bei der 
Reifeprüfung doch einen absoluten Maßstab haben und nicht nach der Durch, 
schnittsbegabung^) die Anforderungen qualitativ herabmildem. Wohin kann 
das führen? Da gibt es bald keine Grenze nach unten mehr! 

Aber auch in Bremen und Preußen kann nach der allemeuesten Wand- 
lung, die das Prüfungsreglement erfahren, die Möglichkeit eintreten, daß die 
Prüfungen ziemlich leicht zu bestehen sind. Nach § 1], 8^ kann hier ein 
Prüfling z. B. von einem Gymnasium mit folgendem Zeugnis entlassen werden: 



Religion: genügend; 
Deutsch: genügend; 
Latein: nicht genügend; 
Griechisch: gut; 



Mathematik: genügend; 
Französisch: gut; 
Geschichte: nicht genügend; 
Geographie: nicht genügend. 



Das wird man allenfalls noch hingehen lassen; aber nach dem Satze: 
Ausnahmsweise ist es zulässig, bei den Schülern, die nach ihrer Persönlich- 
keit und geistigen Entwicklung besondere Berücksichtigung ver- 
dienen, über unzureichende Leistungen in dem einen oder anderen unter b) nicht 
erwähnten Fache auch dann hinwegzusehen, wenn die Voraussetzungen für einen 
Ausgleich nach Maßgabe der Bestimmungen in Absatz 2 nicht vorliegen, — ist^ 
wenn ich den Paragraph richtig auslege, auch folgendes Reifezeugnis möglich: 



Religion: nicht genügend; 
Deutsch: genügend; 
Lateinisch: nicht genügend; 



Mathematik: genügend; 
Französisch: genügend. 
Geschichte: nicht genügend; 
Geographie: nicht genügend, 
„nicht genügend" sein, denn diese 



Griechisch: gut; 
Ja, das Französische kann auch noch 
„Nebengegenstände", wie wir sie nennen können im Unterschiede zu der Reihe; 
Deutsch — Mathematik, brauchen untereinander nicht ausgeglichen zu werden; 



^) Wie anders das älteste preußische Reglement von 1812 in § 11, wo die schrifOiche 
Prüfung auf das , Talent* gerichtet war (worauf schon Nath aufmerksam gemacht hat). 
— Daß man jetzt auf den höheren Schulen zu sehr nach dem Durchschnitt urteilt, sagt auch 
P. Geyer, Monatschrift ftlr höhere Schulen 1902 I 19. 
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lür es ist demnach möglicli; daß das Französisclie aucli nocli ^piicht genügend^' 

;g ist^ also alle 3 bezw. 4 Nebenföcher ausfallen und doch^ da der Schüler 

berc wegen ^^seiner Persönlichkeit nnd seiner geistigen Entwickelung besondere Bück- 

[^ sieht verdient^^y die Kommission ihn für reif erklärt. Ein solches Abiturienten* 

^ . Zeugnis ähnelt dem oben S. 183 mitgeteilten von 1812 gar sehr, nur war man 

jy^ damals vorsichtiger^ man nannte den Erwerber eines solchen Zeugnisses „be- 

^ dingt tüchtig^^; heute würde man ihn nicht ^^bedingt reif ^^ nennen^ sondern ein- 

^ fach ,p:eif ". 

^ So weit kann auch hier die Grenze nach unten gezogen werden! Sollten 

solchen Bestimmungen gegenüber nicht die Stimmen in der Presse^ leider 
^ auch in der Fachpresse der Amtsgenossen^ und im Publikum endlich rerstummen^ 

die immer noch nach Erleichterung dieser Prüfung schreien^ indem sie 
behaupten^ sie mache die Schüler schon lange vorher nervös? Wahrlich^ die 
solche Bufe immer wieder ertönen lassen^ scheinen weder die Prüfungsord- 
nungen selbst noch ihre Entwickelungsgeschichte ^) je studiert zu haben! Und 
abgesehen hiervon^ stellt nicht ein Zeitalter^ das noch mehr Erleichterung 
der Prüfungen begehrt^ sich selbst ein beredtes ^^testimonium paupertatis^' 
aus? Alle solche Bufe besagen doch weiter nichts als das eine: die geistige 
Büstung^ die unsere Großväter und Väter trugen^ da sie die großen Kämpfe 
von 1866, 1870/71 schlugen und, wie Oskar Jäger sagt, mit einer vorzüglichen 
Note bestanden, ist uns Enkeln und Söhnen zu schwer geworden, sie erdrückt 
uns; macht sie uns leichter! 

Woher fortgesetzt solche sich selbst bloßstellenden Bufe? Wenn die 
höheren Schulen noch von den Söhnen derselben Bevölkerungsklassen besucht 
werden wie vor einem Menschenalter, sind die Nachkommen wirklich nicht 
mehr imstande, das Maß von Wissen sich anzueignen, das ihre Väter erworben? 
Oder hat sich das Schülerpublikum so verändert? Sind zu viel von den „Viel 
zu vielen" eingedrungen? Oder hat sich unser Zeitgeist gewandelt? Will er 
mehr eine technisch-industrielle Bildung?^) Vielleicht wirken diese Momente 
vereint. — Aber solche, die mehr dazu berufen sind als ich, mögen die Ant- 
wort geben! 

Die Frage, ob die Beifeprüfung nach den Prüfungsordnungen (nur darum 
handelt es sich immer) in Deutschland zu schwer ist, muß also verneint werden. 
Wie von selbst schnellt die Gegenfrage empor: ist sie zu leicht nach den 
Beglements? Arbeitet der Auslesemechanismus der deutschen Beife- 
prüfung scharf und fein genug, um die Spreu von dem Weizen zu sondern, 
um nicht zu viel „geistiges Proletariat" schon den Universitäten zuzuführen? 
Denn darüber täusche man sich nicht: wenn die Klage über Zunahme desselben 

>) Den Fortschritt der amtlichen preußischen Lehrpläne von 1892 — 1901 beleuchtet 
Chr. Schöner, Blfttt. f. bayer. Gymn. 1903 I. — Daß man aber in den Anforderungen bei 
der Reifeprüfung stetig abwärts gestiegen ist, sagt auch MÜnch. Monatsschrifb för höhere 
Schulen 1908 I 12. — Sicher feststellen könnte man dies, wenn man sich entschließen 
könnte, die Abitorientenarbeiten firüherer Jahrzehnte nach Proben zu veröffentlichen. 

^) Über das Hin und Her der Meinxmgen orientiert das vortreffliche Buch von A. Messer, 
„Die Reformbewegnng usw.* Teubner 1901. 
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Ghmiid haben^ so sind nicht die üniTersitäten^ sondern die höheren 
Schalen in erster Linie dafür verantwortlich zu machen. Einige werden 
wohl manche Bestimmungen in den obigen Ordnungen noch zu schwer finden; 
nun^ das Sprichwort^ daß nichts so heiß gegessen als es gekocht wird^ gilt be- 
sonders für Prüfungen und mag solche Furcht beschwichtigen; andere mögen die 
Maschen zu weit finden; nun^ die Praxis kann anders sein und mag vielleicht 
dort die Netze enger machen^ wo es nötig ist. So mögen denn solche^ die 
dazu mehr berufen sind oder sich dazu berufen fühlen^ weil sie etwas mehr von 
der Wirklichkeit kennen^ die Antwort auf die obige Frage geben. 
Dreierlei muß stets hierbei in Erwägung gezogen werden. 

1. Mag man von Prüfongsreglements sehr gering denken^ mag man sagen^ 
wie schon oben erwähnt^ daß auch nach schweren Prüfungsordnungen die Prüfung 
leicht seinkann^ so steht doch im allgemeinen die Wirklichkeit in Übereinstimmung 
mit den Ordnungen^ oft genug freilich macht sie — geringe Ausnahmen zugegeben — 
die Bestimmungen milder als sie sind. Wo daher die Reglements streng sind^ 
müssen die Examina im allgemeinen streng sein; und selbst wenn hier die 
Praxis öfter schlaff ist^ ist sie doch noch nicht so schlaff, wie dort^ wo 
die Prüfungsordnungen an sich schon schlaff gehalten sind. Es wäre doch 
merkwürdig, jedenfalls gar nicht beweisbar, wenn und ob in einem Staate mit 
starren Reglements lauter nachsichtige Oberlehrer und Prüfungskommissare 
walteten, und in einem Staate mit laxen Anforderungen in überwiegender Zahl 
sehr gestrenge! Wie gesagt, der Satz kann nicht bestritten werden: leichte 
Prüfungsreglements müssen in der Praxis das Maß der Forderungen herabstimmen 
und die Prüfung noch leichter machen. Merkt man, daß oben nur ein 
sanftes Lüftchen weht, fächelt man unten auch nur ein wenig. 

2. Gewiß wirken auch bei jeder Reifeprüfung viele Imponderabilien mit, 
gewiß bleibt jede Reifeprüfung ein kleines wissenschaftlich-pädagogisches Problem, 
das fast immer von neuem gelöst werden muß, schließlich läuft es oft auf eine 
Art Kompromiß hinaus zwischen starren Gesetzesanforderungen und billigen 
Rücksichten auf den Prüfling. Die Frage ist nur die, ob nicht in vielen Ord- 
nungen schon durch die Fassung der gesetzlichen Anforderungen, 
z. B. auch durch jene Sicherheitsformeln, von vornherein dieser Kompromiß 
durchaus zugunsten des Prüflings entschieden ist. 

3. Selbst die genaueste Statistik über das Verhältnis der Durchgefallenen 
mit Einschluß jener heimlich Durchgefallenen zu den „Reifen^^ kann diese 
bange Frage allein auch nicht sicher beantworten; daneben müßte man schon 
einen Einblick erhalten können in die Prüfungsarbeiten selbst, besonders in die 
deutschen Aufsätze; und damit man diese kennen lerne, könnten solche Arbeiten 
wohl einige Zeit nachher, wenn etwas Gras über die Prüfung gewachsen, im 
nichtwissenschaftlichen Teile der Schulprogramme zu Nutz und Frommen der 
Mit- und Nachwelt veröffentlicht werden. Vorläufig aber wird jeder zu den 
deutschen Unterrichtsverwaltungen das Vertrauen haben, daß sie trotz mancher 
bedenklichen Paragraphen die Reifeprüfung nicht zu einer bloßen Form machen 
werden; ihnen gegenüber ist ein „Videant consules" nicht nötig. 



IV. DIE AUFSICHTSBEHÖRDEN FÜR DAS HÖHERE 

LEHRAMT. 



A. 6i6 Zentralbehörden (Ministerien usw.). 

Äußere Organisation. 

GeBohiolitliclieS; Namen. 

Sireng logisoh genommen^ müßten die höchsten Staatsbehörden immer nur 
zwei größere Zentren haben: Ministerium des Äußern und Ministerium des Innern, 
und als Abzweigungen des letzteren müßten dann die Ressorts der Justiz, 
des Unterrichts, des Handels, der Finanzen u. a. sich ergeben. Jetzt frei- 
lich bestehen, eigentlich in wenig folgerichtiger Art, nebeneinander die 
Ministerien des Äußern, der Finanzen, des Innern, des Kultus usw., als ob die 
Verwaltung des Kultus und der Finanzen nicht innere Angelegenheiten eines 
Staates wären. Die geschichtliche Entwickelung zeigt aber die richtige Logik: 
manche Zentralbehörden für den Unterricht sind aus dem Ministerium des 
Innern herausgewachsen, so vor allen die preußische: das preußische Kultus- 
ministerium war ja nach dem Publikandum vom 16. Dezember 1808 noch 
eine Unterabteilung des Ministeriums des Innern; es war dies das De- 
partement G, während das Departement A die allgemeine Polizei, B Handel 
und Gewerbe, D das Postwesen umfaßte^). Endlich erfolgte dann unter dem 
3. Not. 1817 die bekannte Verordnung: „Der Minister des Innern gibt das 
Departement für den Kultus und den öffentlichen Unterricht und das damit in 
Verbindung stehende Medizinalwesen ab. Die Würde und Wichtigkeit der 
geistlichen und der Erziehungs- und Schulsachen macht es rätlich, diese einem 
eigenen Minister anzuvertrauen, und ernenne dazu den Staatsminister Freiherm 
y. Altenstein''. 

In Österreich ist das „Kultusministerium" an Stelle der Studienhof- 
kommission von 1760, welche einige Zeit lang, von 1791 an, ihre Geschäfte an 
die böhmische Hofkanzlei abgeben mußte, aber 1808 wiederhergestellt wurde, 
erst im Jahre 1848 als „Ministerium des öffentlichen Unterrichts" er- 
richtet worden, also ein Menschenalter später als das preußische; seine Wirk- 
samkeit erstreckte sich als „Ministerium des Kultus und Unterrichts" aber nur 
bis zum 20. Oktober 1860; damals wurde es wieder aufgehoben, und die oberste 
Leitung der administrativen und politischen Angelegenheiten einem Staats- 



1) Y. ROnne, Das Unterrichtswesen des preußischen Staates, 1854 1, S. 249. 
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ministerium übergeben^ neben welchem ein ^^Bat des öffentlichen ünter- 
richts^' als Beirat wirkte. Bald trat wieder eine Änderung ein^ schon nach 
sieben Jahren. Durch ein kaiserliches Handschreiben vom 2. März 1867 wurde 
ein eigenes ^^Ministerium für Kultus und Unterricht^' wieder errichtet^ welches 
heute noch besteht. Ein Zusammenhang mit dem Ressort des Innern fand auch 
hier insofern statt^ als vor 1848^ zur Zeit der Studienhofkommission^ die Kultus- 
angelegenheiten in einem geistlichen Departement der Hofkanzlei^ bezw. des 
Ministeriums des Innern entschieden wurden. 

Nur noch ein Staat läßt diese Entstehung des „Kultusministeriums'' aus 
dem des Innern schon in dem Namen erkennen: das bayerische Kultus- 
ministerium; das 1849 von dem des Innern abgetrennt wurde, heißt jetzt noch: 
;;Staatsministerium des Innern für Kultus und Unterricht"; aber auch in 
Württemberg und in Sachsen sind die Kultusministerien aus dem des 
Innern entstanden^ und im Großherzogtum Hessen ist jetzt noch die Ab- 
teilung für das Schulwesen dem Ministerium des Innern untergeordnet; 
eine Loslösung dieser Abteilung von diesem Ministerium wäre wohl bei der 
Kleinheit der Yefhältnisse nicht geboten. 

Dieser letztere Umstand^ die geringe Ausdehnung einzelner Bundesstaaten^ 
hat natürlich auf die Ausgestaltung der einzelnen Ministerien eingewirkt, und 
so erklärt sich manche auf den ersten Anblick be&emdliche Verbindung oder 
Unterordnung von Ministerien oder deren Ressorts. Es mögen zuerst die amt- 
lichen Namen der ^^Unterrichtsministerien" mehrerer Staaten folgen, dem auf- 
merksamen Leser sagt der Name an und für sich schon vieles , meist sind 
deshalb auch die Namen anderer Bessorts beigegeben: 

Baden: 

1. Departement des Auswärtigen (Ministerium des Gfroßherzoglichen 
Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten); 

2. Departement der Justiz, des Kultus und Unterrichts (Ministe- 
rium der Justiz usw.); 

3. Departement des Innern (Ministerium des Innern); 

4. Departement der Finanzen (Ministerium der Finanzen). 
Königreich Sachsen: 

1. Ministerium des Königl. Hauses; 

2. Departement der Justiz; 

3. Departement der Finanzen; 

4. Departement des Innern; 

5. Departement des Kultus und öffentlichen Unterrichts; 

6. Departement der auswärtigen Angelegenheiten; 

7. Departement des Krieges. 
Württemberg: 

1. Departement der Justiz; 

2. Departement der auswärtigen Angelegenheiten; 

8. Departement des Innern; 

4. Departement des Kirchen- und Schulwesens; 
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5. Departement des Eriegewesens; 

6. Departement der Finanzen. 

Mecklenburg-Schwerin: 

1. Ministerium der auswärtigen Angelegenlieiten; 

2. Ministerium des Innern; 

3. Ministerium der Finanzen; 

4. Ministerium für die Justiz mit den Abteilungen für geistliche, 
Medizinal- und Unterrichtsangelegenheiten. 

Großherzogtum Sachsen-Weimar: 

1. Das Departement des Großherzoglichen Hauses, das Departement des 
Äußern und des Innern; 

2. Das Departement der Justiz; 
8. Das Departement des Kultus; 
4. Das Departement der Finanzen. 

Hessen: 

1. Ministerium des Innern [dazu gehörig a) Abteilung für Schul- 
angelegenheiten, b) Abteilung für öffentliche Gesundheitsflege, c) Ab- 
teilung für Landwirtschaft, Handel und Gewerbe]; 

2. Ministerium der Justiz; 

3. Ministerium der Finanzen. 

Oldenburg: 

1. Ministerium des Innern, des Ghroßherzoglichen Hauses und der aus- 
wärtigen Angelegenheiten; 

2. Ministerium der Finanzen; 

3. Ministerium der Justiz, der Kirchen und Schulen und der 
Militärangelegenheiten. 

Man sieht, wie mit dem Staatsumfange die Zahl der einzelnen Ministerien sich 
vermindert, auch wie manche Ressorts zusammengelegt sind, so in Baden, 
Sachsen- Weimar, Oldenburg. Aber das ist das Gemeinsame, alle diese 
Staaten können noch ein Staatsministerium oder Gesamtministerium bilden, welches 
sich aus Ministem zusammensetzt, mögen es deren auch nur drei sein. Etwas 
anders gestaltet sich die Sache — und zwar in beiden Staaten ganz verschieden- 
artig und eigentümlich — in Anhalt und Braunschweig. 

Anhält: 

Hier existiert zwar ein Staatsministerium, aber die einzelnen Ressorts 
haben keinen besonderen Minister an der Spitze, werden teils unmittel- 
bar vom Staatsministerium beaufsichtigt, wie das dortige Landgericht, 
die Amtsgerichte und die Staatsanwaltschaften, teils mittelbar; in 
diesem Falle sind besondere „Verwaltungen^^ vorhanden. Die Gliederung 
ist, abgesehen von einigen Yerwaltungszweigen, folgende: 

1. Justiz. Yerwaltungsgerichtsbarkeit ; 

2. Kultus. A. Die evangelische Landeskirche, B. Katholischer Kultus, 
G. Israelitischer Kultus; 
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8. Verwaltung des Innern und des Schulwesens. 
Regierung^ Abteilung des Innern^ Regierung^ Abteilung für 
das Schulwesen (in nichtamtlicher Art genannt: Oberschul- 
behörde) ; 

4. Finanzdirektion; 

Braunschweig: 

Auch hier existiert ein Staatsministerium und innerhalb desselben far 
drei Verwaltungen ^^Ministerialdepartements^^; daher ein Minister für 
Finanzen^ der augenblicklich auch Präsident ist^ für das Innere^ für Kultus 
und Justiz. Hierbei besteht aber für Braunschweig die staatsrechtliche 
Eigentümlichkeit^ daß das Ministerium so streng als geschlossene Gesamt- 
heit auftritt^ daß es dort einen ^^Justizminister^^ usw. nicht gibt; sondern 
bloß einen ^^Minister für das Justizdepartement^ ja daß eine amtliche 
Bekanntmachung über die Verteilung der einzelnen Ver- 
walitungszweige unter die Mitglieder des Staatsministeriums 
nicht existiert, obgleich sie Yom Landtag im Februar 1889 angeregt 
wurde; yergl. Rhamm, die Verfassungsgesetze des Herzogtums Braun- 
schweig; 1900; S. 193. Anmerkung: Hiemach kann also jeden 
Augenblick für den Kultusminister der Minister des Innern ein- 
treten und umgekehrt: man kann also hier weder yon einem Kultus- 
ministerium noch von einem Justizministerium sprechen ^ e» besteht 
eben nur ein Staatsministerium. 

Die obersten Schulbehörden der beiden Hansestädte Hamburg und 
Bremen werden bei den Zwischen-(Provinzial-)behörden betrachtet werden. — 
Aus dieser Zusammenstellung der Zentralbehörden ergibt sich schon das eine, 
daß; wie in Braunschweig Kultus und Justiz zusammengehören^ auch Baden 
und Mecklenburg-Schwerin ein abgesondertes Unterrichtsministerium nicht 
haben, sondern in beiden Staaten die Zentralbehörde für den Unterricht mit 
derjenigen für die Justiz verbunden ist, wobei in Mecklenburg-Schwerin die 
;;Unterrichtsabteilung^^ dem Justizministerium subordiniert; in Baden Kultus und 
Unterricht dem Justizdepartement koordiniert sind; hierbei muß der eine Um- 
stand gleich noch erwähnt werden; daß in dem nördlichen Großherzogtum auch 
keine Proyinzialbehörde existiert; während in dem südlichen Baden durch das 
Vorhandensein des Oberschulrates als einer Zwischenbehörde der Mangel einer ganz 
selbständigen obersten Behörde wieder etwas ausgeglichen wird. Auf andere; 
schon im bloßen Titel liegende Unterschiede werden wir spater bei der inneren 
Organisation dieser Behörden zurückkommen.^) 



^) Die Beichsschulkommission, deren Kompetenzen oben S. 10 kniz gestreift wurden, 
ist hier nicht erwähnt worden; es hätte nur wieder abgedruckt werden können, was z. B. 
im Statistischen Jahrbuch (Mushacke) 1904/5 1. Abt. S. Y zu lesen steht. Eine ganz kurze, 
nicht vollständige Aufzählung der Aufsichtsbehörden ist zu lesen in dem bei Teubner heraus- 
gegebenen „Handbuch für Lehrer höherer Schulen^. 
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Leiter und Mitglieder der Zentralbehörden. 

Die Vorsitzenden der obersten Unterrichtsbehörden führen in Österreich, 
Preußen, Bayern, Württemberg den Titel , Jilinister" , auch im König- 
reich Sachsen, obwohl hier, wenigstens nach dem Staatshandbuch für 1901, 
die amtliche Benennung ist : „Departement des Kultus und des öflfentlichen Unter- 
richts'', wie „Departement des Innern''; der gleichlautende Titel besteht für die 
Vorsitzenden der Zentralbehörden in Oldenburg und Mecklenburg-Schwerin, 
wo übrigens statt „Departement" überall „Ministerium" zu lesen ist. Nur im 
Großherzogtum Baden, wo bekanntlich „Departement" die amtliche Be- 
zeichnung ist, heißen die Vorsitzenden „Präsidenten". 

Der preußische Kultusminister hat, wie seine preußischen Kollegen, den 
Vorzug, in der Person des Unterstaatssekretärs einen Stellvertreter zu haben, 
selbst das große, komplizierte österreichische Ministerium hat für seinen Chef 
keinen besonderen Stellvertreter; in Bayern ist für eine Stellvertretung im 
Behinderungsfalle des Chefs durch Urlaub, Krankheit usw. gesorgt, indem ein 
Staatsrat im Nebenamte dieselbe übernimmt^). 

Aber wie in Bayern ein Staatsrat, so sind fast überall die Abteilungsdirek- 
toren, auch Direktoren oder ähnlich benannt, die natürlichen Stellvertreter der 
Minister oder Präsidenten, mit dem Unterschiede, daß, wo mehrere Abteilungen 
sind, dieser Direktor allein für seine Abteilung die Stellvertretung des Ministers 
hat, falls nicht besondere PaUe oder besondere Aufträge vorliegen. Wo also, 
wie in Sachsen, das Ministerium für Kultus und Unterricht in Abteilungen 
sich nicht gliedert, ebensowenig wie in Württemberg das „Departement des 
Kirchen- und Schulwesens", hat der dort einzige Ministerialdirektor gegebenen- 
falls die Stellvertretung, ebenso im Großherzogtum Baden. Wer in Mecklen- 
burg-Schwerin in Behinderungsfallen den Minister der Justiz, bez. in den 
Abteilungen für geistliche, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten zu vertreten 
hat, ist aus dem Staatskalender nicht ersichtlich, wahrscheinlich wird es durch 
den ältesten vortragenden Rat geschehen. 

Wie schon angedeutet, haben nur Preußen und Österreich als die größten 
Staaten mehrere Abteilungen in ihren Unterrichtsministerien. Das preußische 
zerfallt in vier Abteilungen^), sie werden von Ministerialdirektoren geleitet, alle 
sind Wirkl. Geh. Oberregierungsräte, einer mit dem Prädikat Exzellenz. Ebenso 
zerfallt das österreichische Unterrichtsministerium in vier Abteilungen, dort Sek- 
tionen genannt, an deren Spitze sich je ein Sektionschef befindet; an der Spitze 
der letzten, der vierten Sektion, war bis vor kurzem ein „Ministerialrat, mit 
dem Titel und Charakter eines Sektionschefs" (jetzt Sektionschef), so dass hier 
— abgesehen von dem fehlenden Unterstaatssekretär — an der obersten Leitung 
genau so viel hohe Beamte wie in Preußen stehen. Titel und Zahl der übrigeu 



1) Früher, 1898, gab es aach in Bayern einen Ministerialdirektor, das war aber nur 
eine TituIarauBzeichnung far einen Ministerialrat. 

^ Vgl. Das höhere Schulwesen in Preußen, Bd. 4 v. Wiese-Irmer. 1902. S. 102. Die 
4 Abteilungen sind bezeichnet I, n* , IIb , KL 

H. MoTsoh, Das höhere Lehramt. 14 
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Mitglieder der Ministerien sind natürlich sehr yerschieden in den verschiedenen 

Staaten^ wir müssen uns hier begnügen^ mehr eine statistische Übersicht^) 

zu geben ^ da wir auf ihre Befugnisse und ihre Stellung weiter unten^ bei der 

inneren Organisation zu sprechen kommen: 

In Baden sind 7 Bäte im Ministerium tätig; Titel in aufsteigender Linie: 
Ministerialrat; Geh. Oberregierungsrat, Geh. Bat U. (bez. I.) Klasse. 

Bayern: 10^ als Begierungsräte^ Oberregierungsräte^ Ministerialräte; 5 juristische 
Hilfsarbeiter. 

Württemberg: 4^ als Ministerialräte, 2 als Begierungsräte. 

Königreich Sachsen: 6, 8 als Geh. Begierungsräte; 2 Geh. Schulräte, 1 Geh. 
Bat; auch schultechnisch gebildet ; hier ist aus dem Titel schon die ver- 
schiedene Vorbildung ersichtlich^ femer 8 Hilfsarbeiter^ (2 juristische 
Sekretäre ; 1 Honorarprofessor Ton der Technischen Hochschule), 
1 Ministerialdirektor, der auch als vortragender Bat tätig ist. 

Mecklenburg-Schwerin: 4 im Justizministerium überhaupt, als Ministerial- 
räte, Geh. Ministerialräte; in der Abteilung für ünterrichtsangelegen- 
heit 1 Ministerialrat, 8 Schulräte, 1 Hilfsarbeiter. 

Die Abteilungen für Schulangelegenheiten in Hessen und Sachsen- 
Weimar (Departement des Kultus) und in Oldenburg werden bei den 
Zwischenbehörden besprochen werden; nicht zu erwähnen sind Anhalt und 
Braunschweig, da hier nur ein Gesamtministerium vorhanden ist. 

Was endlich die beiden Großstaaten anbelangt, so haben wir in Preußen 
312) vortragende Bäte (nach Wiese -Irmer IV 1902, S. 110/111), 11 Hilfs- 
arbeiter; die amtlichen Titulaturen sind bekanntlich: Geh. Begierungs- und 
vortragender Bat, später Geh. Oberregierungsrat, Wirkl. Geh. Oberregierungs- 
rat; einige haben aber auch höhere Titel, so Wirkl. Geh. Bat, obgleich sie 
Ministerialdirektoren mit dem Titel: Wirkl. Geh. Oberregierungsrat (der weniger 
bekanntlich bedeutet als der Wirkl. Geh. Bat) unterstellt sind. Mehrere unter 
diesen tragen den Titel ihres Spezialfaches: Geh. Medizinal-, Geh. Obermedizinal- 
rat, auch Geh. Oberbaurat und 1 Oberkonsistorialrat, der evangelische Feld- 
propst der Armee. Augenblicklich sind 4 von ihnen technische Bäte für das 
höhere Unterrichtswesen, unter ihnen einer, für die Angelegenheiten der höheren 
Schulen katholischer Beligion und was damit zusammenhängt; sie gehören der- 
jenigen Abteilung an, welcher u. a. auch das höhere ünterrichswesen unterstellt 
ist; einer von ihnen gehört auch zu einer der andern Abteilungen. 

Wie man bei uns, allerdings in nicht offizieller Weise, von Dezernenten 
spricht, so neimt man in Österreich die Vorstände der einzelnen Ministerial- 
departements „Beferenten'^ mit amtlicher Bezeichnung; es gibt deren 22 in 



^) Die Angaben teils auf Grund persönlicher Erkundigungen, teils auf Grand von 
Staatshandbüchem ; da nicht immer die allemensten benutzt werden konnten, ist es möglich, 
daß die Zahlen und Titel mit dem augenblicklichen Stand nicht ganz übereinstimmen. 

^ Nach adem Taschenkalender für Verwaltongsbeamte* 1905 haben sich die Zahlen und 
Titel wieder etwas geändert, wie sie ja selbstverständlich kaum längere Zeit stabil sind. 
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ordentlicher Verwendung, die in aufsteigender Linie Sektionsräte, Ministerial- 
räte genannt werden und verscliiedenen Rangklassen angehören können; 
auch hier kommt es Yor, daß man Sektionsrat mit dem Titel und Bang des 
höhergestellten Referenten, eines Ministerialrates, sein kann; zu diesen ordent- 
lichen Referenten kommt eine Zahl von augenblicklich 13 in außerordentlicher 
Verwendung stehenden Beratern, teils mit dem Titel und Rang eines Hofrates 
teils mit dem Titel und Rang ihres ursprünglichen Amtes, z. B. Direktor der 
Handels- und nautischen Akademie, Professor an einer Staatsmittelschule usw. 
Indessen nur 1 yon diesen außerordentlichen Mitgliedern ist „Referent^ 
deren Zahl auf 23 nunmehr steigt. Diesen 23 Mitgliedern, welche den Räten, 
speziell den vortragenden Räten in Preußen entsprechen, gesellen sich nun aber 
in Österreich noch 37 Beamte zu, die in aufsteigender Linie „Ministerial- 
Konzipisten (10), Ministerial- Vizesekretäre (15) und Ministerial- Sekretäre (12) 
amtlich benannt werden. Nach dem Titel zu urteilen, erscheint es für uns auf 
den ersten Blick, als ob diese Ministerial-Eonzipisten, Ministerial- Vizesekretäre, 
Ministerial- Sekretäre Beamte ohne akademische Bildung wären und vielleicht 
dort die Rolle unserer Subaltembeamten spielten. Lidessen schon der Umstand, 
daß fast überall hinter den Namen JXJDr. steht, spricht dagegen, und in 
der Tat sind diese drei Beamtenkategorien dort keine Beamten, wie unsere 
Kanzleiräte in den Ministerien, sondern studierte Männer, „Konzeptsbeamte^^; 
aus der Ghruppe der Ministerialsekretäre nimmt man dort meist den Ersatz f(ir 
die Räte, Ministerialräte und Sektionsräte her, und in der Regel erfolgt im 
Falle einer erledigten höheren Stelle das Aufrücken in die nächst höhere 
Klasse des „Konzepts-Konkretalstatus^^ nach dem Dienstalter. 

Schließlich kommen noch zu diesen Gruppen ca. 17 studierte Beamte in 
„außerordentlicher Verwendung'^, z. B. Bezirkskommissäre aus verschiedenen 
Kronländem, die nicht „fachliche Berater^' sind und etwa unsem „Hilfsarbeitern" 
entsprechen. Im ganzen werden dann im österreichischen Ministerium ca. 86^) 
studierte höhere Beamte sein. 

Ein ziemlicher Unterschied zwischen dem österreichischen und preußischen 
Unterrichtsministerium ist hier hervorzuheben. Wie schon oben angedeutet, wird 
der Ersatz für die österreichischen höheren Stellen im Ministerium fast immer 
aus der Zahl dieser Ministerialsekretäre genommen, die schon längere Zeit 
in demselben tätig waren und nun langsam aufrücken; in Preußen dagegen 
werden bei Besetzung erledigter Stellen von vortragenden Räten die Ersatz- 
männer fast immer aus andern oder ähnlichen Verwaltungen erst in das Unter- 
richtsministerium hineinverpflanzt, da ein so zahlreicher, in die Geschäfte ein- 
gearbeiteter Nachwuchs wie in Österreich bei uns nicht vorhanden ist. Das 
österreichische Unterrichtsministerium ergänzt sich also viel mehr 
aus sich selbst als das preußische. Auch ist in Österreich die Zahl 



^) Nach der ZeitBchrift für Osten. Gymnasien 1903, S. 848 arbeiten im k. k. Ministerium 
126 Juristen tmd , einige Philosophen'; diese Zahl, wird mir versichert, ist aber viel zu hoch 
gegriffen. 
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derer; die man in Preufien ^^Subaltembeamte'^ nennt^ yiel geringer im YerliSlir 
nis zu den höheren Beamten, dort ca. 86 zu ca. 40 (Rechnungsräte, Bechnunge- 
revidenten usw.), in Preufien ca. 31 (dazu ca. 11 HiKsarbeiter) zu über 100 
nicht-studierten Beamten. 

Gliederung der Ministerien. 

Bei kleineren Zentralbehörden wäre eine nach außen kenntliche Gliederung 
überflüssig. Freilich ist sie dort eigentlich vorhanden, wo das Unterrichts- 
ministerium mit einem andern zusammengeschweifit ist; bei dem Departement 
der Justiz, des Kultus und Unterrichts in Baden bestehen zwar nominelle 
Abteilungen nicht, doch sind faktisch zwei Yorhanden: a) für die Justiz, b) für 
Unterricht und Kultus (erangelisch, katholisch, israelitisch) ; merkwürdig sind 
die Abteilungen in Württemberg und in Hessen: Die Ministerialabteilung für 
die höheren Schulen dort ist ebensogut eine Abteilung des „Departements des 
Kirchen- und Schulwesens^' wie eine selbständige Zwischenbehörde unter der Zentral- 
behörde, gerade so steht es in Hessen, wo die „Abteilung für Schulangelegen- 
heiten'' zugleich Abteilung des Ministeriums des Innern wie auch eine Zwischen- 
behörde ist. Wie in Mecklenburg-Schwerin das staatsrechtliche Verhältnis 
der Abteilung für die geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten" 
zu dem Justizministerium ist, ist auch nicht klar ausgesprochen; es heißt: „in 
besonderen Abteilungen mit ihm verbunden". 

Im Königreich Sachsen ist keine Gliederung vorhanden, wohl auch nicht 
nötig; das letztere schiene vielleicht geboten in Bayern bei einer gröfieren 
Zentralbehörde, ist aber auch hier nicht der Fall. Preufien hat die bekannten 
drei Abteilungen, welche, da die zweite geteilt, eigentlich vier sind: 1. Abteilimg 
für geistliche Angelegenheiten. Ha. Erste Abteilung für Unterrichtsangelegen- 
heiten. Hb. Zweite Abteilung für Unterrichtsangelegenheiten. IE. Abteilung für die 
Medizinalangelegenheiten. Die Abteilung Ha bearbeitet u. a. das höhere Unterrichts- 
wesen, die Abteilung IIb u. a. das gesamte Mädchenschul- und Yolksschulwesen. 

In Österreich sind, wie erwähnt, vier Sektionen vorhanden, und bei der Aus- 
dehnung der Behörde daneben oder darunter der Ziffer nach 21 Departements. 
Jedes dieser Departements steht unter einem „Referenten", meist einem Ministerial- 
rat oder Sektionsrat, mit Ausnahme von dem Departement IX (den didaktatisch- 
pädagogischen Angelegenheiten) und bis vor kurzem dem Departement 
XVI a (u. a. Lehrmittel für Schulen aller Kategorien), gerade diese zwei stehen 
(standen) unter jenen zu „aufierordentlicher Verwendung" einberufenen Beiräten, 
mit dem Rang und Titel eines Hofrates. Aus dem „Jahrbuch für das höhere 
Unterrichtswesen in Osterreich" 1903 sind auf Seite 4 bis 6 diese Dezernate, die 
Namen der Referenten, ihr Geschäffcskreis bis in alle Einzelheiten ersichtlich, 
eine Offenheit, die man leider bei andern Ministerien vermifit; nicht abge- 
druckt freilich ist dort die Verteilung der Departements unter die vier Sektionen. 
Dieselbe ist folgende: 

Zur ersten Sektion gehören: Departement I, I», IX, X. XVI, TXT (im all- 
gemeinen: Kirche, Mittelschul wesen, höhere Mädchenschulen usw.). 
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Zur zweiten Sektion gehören: Departement VIII, XV, XVI, XVI*, XVII 

xvm, XIX. 

Zur dritten Sektion gehören: Departement V, XI, XU, XÜI, XX. 
Zur vierten Sektion gehören: Departement HI, IV, VI, Vll. 

Damit nun der Gesohäftskreis aUer 4 Sektionen deutlich wird, folge hier 
die Referatseinteilung: 

Referatseinteilung ^). 



Departement I. 

1. Legislative Angelegenheiten der katho- 
lischen Kirche aller Riten, ausgenommen 
Agenden der galizischen Landesgesetzgebnng. 

2. Administrative und judizielle Ange- 
legenheiten der katholischen Kirche des 
lateinischen Ritus (mit Ausnahme der 
Galizien betreffenden Agenden und der ad- 
ministrativen Bauangelegenheiten), nament- 
lich: Ausübung der staatlichen Gerechtsame 
gegenüber der Kirche auf dem Gebiete der 
Verwaltung und der instanzmaßigen Judikatur 
als: Mitwirkung bei der Errichtung, Ver- 
änderung und Aufhebung, bei der Besetzung 
und Enthebung von kirchlichen Ämtern und 
Pfründen; Aufsicht über die Ausübung der 
kirchlichen Amtsgewalt; Entscheidung über 
die Verpflichtung zu Leistungen für Kultus- 
zwecke aus dem Grunde der Zugehörigkeit 
zu einer kirchlichen Gemeinde, über die Ein- 
bringung sonstiger kirchlicher Abgaben und 
Gebühren, insbesondere der Stolgebühren ; Ab- 
änderungen der Stolatazordnnungen; Ge- 
währung des staatlichen Beistandes für die 
Durchführung kirchlicher Anordnungen und 
Entscheidungen; Angelegenheiten der theo- 
logischen Diözesan- und Zentrallehranstalten ; 
Patronatsangelegenheiten einschließlich der 
Entscheidung letzter Instanz über den Bestand 
kirchlicher Patronate und über Patronats- 
leistongen; Handhabimg der Staatsaufsicht 
tmd des staatlichen Schutzes bezüglich des 
kirchlichen Vermögens; Konkurrenzwesen; 
Aufsicht über die klösterlichen Genossen- 
schaften, namentlich Genehmigung von Nieder- 
lassungen derselben; Dotationswesen der 
römisch-katholischen Kirche einschließlich der 
Kongrua- tmd Pensionsangelegenheiten. 



Veranschlagung und^ Verwendung der 
Religionskredite. Sammlungen für kirchliche 
Zwecke. Kirchliche Stiftungen. 

3. Angelegenheiten der alt katholischen 
Kirche. 

4. AnerkennungvonReligionsgesellschaftien. 
Referent: Min.-R. Dr. Ritt. Hussarek 

V. Heinlein. 

Departement la. 

Literkonfessionelle Verhältnisse in ad- 
ministrativer, legislativer und judizieller Be- 
ziehung, einschließlich der Verhältnisse der 
kath. Riten untereinander. 

Administrative und judizielle Angelegen- 
heiten der kath. Kirche des griechischen 
und armenischen Ritus, sowie die auf 
Galizien bezughabenden administrativen und 
judiziellen Angelegenheiten des lateinischen 
Ritus, mit Ausschluß der administrativen 
Bausachen. 

Die auf die kath. Kirche aller drei Riten 
bezugnehmenden Agenden der galizischen 
Landesgesetzgebung. 

Die Galizien betreffenden judiziellen Agen- 
den in ünterxichtsangelegenheiten. 

Referent: Sekt.-R. Dr. Koller. 

Departement H^). 

Evangelische Kirche A. u. H. B. u. z,: 
Oberkirchenrat A. u. H. B. Evangelisch- 
theologische Fakultät, Gnadenversorgung für 
Witwen und Waisen nach evangelischen 
Funktionären. Staatsunterstützungspauschale 
für die evangelische Kirche A. u. H. B. Bau- 
angelegenheiten der evangelischen Zwecken 
gewidmeten Gebäude und Lokalitäten . Kultus- 
angelegenheiten der Hermhuter Brüderkirche, 
dann der gesetzlich nicht anerkannten evan- 



1) Es blieb weiter nichts übrig, ab diesen wortgetreuen Abdruck zu geben; ein Zu- 
sammenziehen der Referatsgebiete hätte leicht ein falsches Bild geliefert. 

^ Das Departement U ist gegenwärtig keiner der bestehenden Sektionen angegliedert. 
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gelischen BeligionsgenoBBenschaften (Menuo- 
niten, Methodisten usw.). 

Referent: Min.-R. Dr. Ritt. y. Haymerle. 

Departement m. 

Eultusangelegenheiten der griechisch- 
orientalischen Kirche. Griechisch-orientalisch- 
theologische Lehranstalten. Bukowinaer 
griechisch-orientalischer Religionsfond ein- 
schließlich der Voranschläge und Rechnungs- 
abschlüsse. 

Referent: Min.-R. Freih. v. Mustatza. 

Departement IV. 

Angelegenheiten der israelitischen Reli- 
gionsgesellschaft in legislativer, admini- 
strativer und judizieller Beziehung, insbe- 
sondere: Genehmigung der Errichtung neuer 
Eultusgemeinden und der Änderung in der 
Abgrenzung der Eultusgemeindesprengel, Ent- 
ziehung der staatlichen Anerkennung be- 
stehender Eultusgemeinden; Zuweisung der 
außerhalb der Eultusgemeindeeinteilung leben- 
den Israeliten; Genehmigung der Statuten 
fOr die Eultusgemeinden, sowie der Änderung 
derselben; Bestimmungen über die Qualifi- 
kation der Rabbiner; Genehmigung zur Be- 
stellung gemeinsamer Rabbiner für mehrere 
Eultusgemeinden; Ligerenz auf Leistungen 
zu Eultuszwecken; Staatsaufsicht. 

Aufsicht über die staatlich subventionierte 
israelitisch-theologische Lehranstalt in Wien. 
Gewährung von Subventionen aus dem israe- 
litischen Normalschulfonde für Galizien imd 
die Bukowina. — Agenden der Baron Hirsch- 
Stiftung zur Beförderung des Yolksschul- 
unterrichtes in Galizien und in der Bukowina« 

Referent: Sekt.-R. Dr. Pilat. 

Departement Y. 

Bauangelegenheiten sämtlicher katho- 
lischer und griechisch-orientalischer Eirchen, 
Pfarrhäaser und sonstiger kirchlichen Zwecken 
gewidmeter Gebäude (Seminare usw.) nebst 
BeschafiEung der inneren Einrichtung. Be- 
willigung der Geldmittel für diese Bauten 
aus dem Religionsfonde und dem Eultusetat, 
sowie aus kirchlichen IMitteln einschließlich 
der Gewährung von Darlehen u. Subventionen. 
Haus- und Grundankäufe zu diesen Zwecken. 
Bewilligung von Sammlungen zum Baue 
griechisch-orientalischer Eirchen- und Pfarr- 
häuser. Bauangelegenheiten der dem (katho- 



lischen und griechisch-orientalischen) Reli- 
gionsfonde gehörigen oder aus dessen Mitteln 
auszuführenden weltlichen Gebäude. 
Referent: Min.-R. Lachmayer. 

Departement YL 

Allgemeine Universitäteangelegenheiten. 
Akademische Behörden. Universitätskanzlei. 
Quästur , Universitätsarohiv. Universitäts- 
kanzleifond , Universitätstitel. Yolkstüm- 
liche UniversitätBVorträge. Yorleseord- 
nungen. Statistische Ausweise. Promotion 
sub auspiciis Imperatoris. Disziplinarange- 
legenheiten. Studentenvereine. Subventionen 
für Studenten-Wohlfahrts- und Unterstützungs- 
vereine. Unterstützung für die Hörer an 
Hochschulen. Angelegenheiten des theo- 
logischen und des rechts- und staatswissen- 
schaftlichen Studiums und Prüfungswesens. 
Theologische und juristische Seminare. Sti- 
pendien für Rechtshörer italienischer und 
slovenischer Nationalität. — Theologische 
und rechts- und staatswissenschaftliche Fakul- 
täten : Personalangelegenheiten derProfessoren, 
Privatdozenten und theologischen Lehramts- 
adjunkten, Dienerangelegenheiten, Informa- 
tionsreisen der Universitätsprofessoren, Heran- 
bildung von Lehrkräften an Hochschulen. 
Wissenschaftliche Unternehmungen und 
Reisen, Lackenbacher sehe Stiftung. 

Referent: Min.-R. Dr. Ritt. Beck v. 
Mannagetta. 

Departement YH. 

Angelegenheiten des medizinischen, philo- 
sophischen, pharmazeutischen und tierärzt- 
lichen Studiums sowie des Hebammenunter- 
richtes. Medizinische und philosophische 
Fakultäten der Universitäten: Personalange- 
legenheiten der Professoren, Privatdozenten, 
Lektoren, Ac^'unkten und Assistenten; Demon- 
strator- und andere Institutsstipendien; Diener- 
angelegenheiten; wissenschaftliche Institute, 
Eliniken, Sternwarten, botanische G&Hien, 
Seminare (Stipendien) usw., sowie das land- 
wirtschaftliche Studium inErakau. Bibliotheks- 
und Archivswesen ; Universitäts- und Studien- 
bibliotheken. Institut für österreichische Ge- 
schichtsforschung in Wien und Istituto 
austriaco di studii storici in Rom. Eommis- 
sion für archäologisch-philologische Studien 
im Auslande. Akademien der Wissenschaften, 
Wissenschaftliche Gesellschaften und Vereine. 
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HifitoriBche MuBeen. WisBenBchafbliche £on- 
groBse und AusBtellungen. Zoologische Sta- 
tionen in TrieBt nnd Neapel. InformationB- 
reisen der UniverBitätsprofeBBoren, Heran- 
bildung von Lehrkräften an Hochschulen so- 
wie wissenBchaftliche Unternehmungen und 
Reisen bezüglich der mediziniBchen und 
philosophischen Fakultäten. Tiei&rztliche 
Hochschulen (Stipendien). Hebammenlehr- 
anstalten. 

Referent: Min.-R. Dr. t. Kelle. 

Departement YHI. 

Technische Hochschulen. HochBchulj für 
Bodenkultur in Wien. Statistische Zentral- 
kommission. Geolog. Reichsanstalt. Zentral- 
anstalt für Meteorologie und ErdmagnetiBmus. 
Astronomisch-meteorologisches Observatorium 
in Triest. Europ. GradmeBsungskommission. 
Grradmessungsbureau in Wien. Lehranstalt 
für orientalische Sprachen in Wien. 

Referent: Sekt.-R. Dr. Edl. y. Hampe. 

Departement IX. 

Alle didaktisch-pädagogischen Angelegen- 
heiten des Mittelschul Wesens (einschließ- 
lich der höheren MädcheuBohulen). 
Schulauffiicht rücksichtlich der Mit- 
telschulen. Lehrpläne, Approbation tmd 
Empfehlung von Lehrbüchern und Lehrmitteln. 
Lehrer- und Schülerbibliotheken; Außer- 
ordentliche Dotationen für Lehrmittelsamm- 
lungen aus dem betreffenden Pauschalkredite. 
Zeitschriften. Prüfungskommissionen für das 
Lehramt an Mittelschulen und Mädchenlyzeen. 
Tumlehrerbildungskurse. Bestellung. Be- 
förderung und Pensionierung des Lehrperso- 
nales. Fortbildungskurse. Bewilligung von 
Urlauben und Unterstützungen zu wissen- 
schaftlichen Zwecken. ReiBestipendien. Jahres- 
unterstützungen für Lehramtskandidaten. 
Schülerangelegenheiten (Aufnahme, Prüfungs- 
wesen, Disziplin). Schulhygiene. 

Referent: Hof-R. Dr. Huemer. 

Departement X. 

Alle administrativ-ökonomischen und judi- 
ziellen Angelegenheiten des MittelschulweBens. 
Errichtung, Erweiterung, Subventionierung, 
Verstaatlichung vonMittelschulen. Errichtung 
von Parallelklassen. Systemisierung von 
Stellen. Bestätigung der Lehrer im Lehr- 
amte. Alle BesoldungBangelegenheiten (Ge- 



halte, Quinquennalzulagen, Dienstalterszu- 
lagen). Gänzliche oder teilweise Beurlaubung 
von Lehrpersonen in Erkrankungsfällen, Be- 
willigung von Geldaushilfen. Disziplinar^ 
behandlung des Lehrpersonales. Einmalige 
Unterstützungen von Lehramtskandidaten. 
Ferien- und Schulgeldangelegenheiten, öko- 
nomische Programmangelegenheiten. Schul- 
diener. Regiekosten. Theresianische Akademie 
mit Ausschluß der Juristenabteilung. 
Referent: Sekt.-R. Dr. Erappel. 

Departement XL 

Lehrpläne, Unterrichtssprache, Lehrbücher 
und Lehrmittel für Volksschulen. Angelegen- 
heiten, betreffend die Lehrer- undLehrerinnen- 
bildungsanstaiten und das Zivilmädchen- 
pensionat (mit Ausnahme der dem Dep. XIV 
zugewiesenenBauangelegenheiten),Befähigung 
zum Lehramte. Prüfungskommissionen. Fort- 
bildung der Lehrer. Staatsvolksschulen und 
in die Kategorie der Volksschulen gehörige 
Privatlehranstalten. Taubstummen- und 
Blindeninstitute. Angelegenheiten der Zentral- 
direktion der Schulbüoherverläge. 

Referent: Sekt.-R. Dr. Heinz. 

Departement XH. 

Alle Angelegenheiten, betreffend die Schul- 
aufsicht, den Besuch, die Errichtung, Er- 
weiterung und Auflassung sowie Bauange- 
legenheiten öffentlicher (nicht staatlicher) 
Volksschulen. Schulsprengelregulierung. Mittel 
zur Erhaltung der Volksschulen inklusive der 
streitigen EonkurrenzföUe. Die Personal- 
angelegenheiten der Katecheten imd des Lelu> 
Personals an öffentlichen Volksschulen. 

Referent: Min.-R. Dr. Heidlmair. 

Departement XlII. 

Schulstiftungen und Studienstipendien. 
Angelegenheiten der Konvikte. Gnadensachen. 
Pensionsangelegenheiten der im Ruhestande 
befindlichen Beamten, Professoren, Lehrer, 
Diener imd deren Witwen und Waisen. 

Referent: Seki-R. Dr. Tobisch. 

Departement XIV. 

Bauangelegenheiten und Einrichtung sämt- 
licher Hochschulen sowie ihrer Institute, der 
Mittelschulen, Lehrer- und Lehrerinnen- 
bildungsanstalten, der Museen, der staatlichen 
gewerblichen Lehranstalten imd der Staats- 
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YolksBchulen und Abschluß Ton Ejiuf^ertragen 
zu diesem Zwecke. Alle Monumentalbauten. 
Administration der dem Ministerium für 
K. und U. imterstehenden Grebäude im allge- 
meinen. Mietverträge, betreffend die üntei^ 
bringnng von Staatsanstalten in Privat- 
gebäuden. 

Referent: Min.-B. Holenia. 

Departement XY^). 

Akademie der bildenden Künste in Wien. 
Kunstakademie in Prag. Kunstakademie in 
Krakau. Zentralkommission für Kunst- und 
historische Denkmale. Österr. archäol. Institut. 
Archäol. Museen und Sammlungen. Subven- 
tionierung von Kunst- und Musikinstituten 
sowie künstlerischer und asihilol. Unter- 
nehmungen -im allgemeinen. Kunstaufior&ge, 
Künstlerpensionen und -Stipendien. Künst- 
lerische Restaurierungen. Kunstausstellungen. 
Bilderbogen für Schule und Haus. 

Referent: Min.-R. Dr. Ritt. V: Wiener. 

Departement XVI. 

Gemeinsame Angelegenheiten des gewerb- 
lichen Bildungswesens, insbesondere: Gesetz- 
gebung, Zentralkommission und Zentralblatt 
für den gewerblichen Unterricht, Bestellung 
der Beiräte, Ernennung der Inspektoren, 
Heranbildung und Fortbildung der Lehrer, 
Ausstellungswesen , Lehrmittelwesen und 
Statistik, österreichisches Museum f&r Kunst 
und Industrie in Wien. Technologisches Ge- 
werbemuseum in Wien. Kunstgewerbeschulen 
in Wien und Prag. Graphische Lehr- und 
Versuchsanstalt in Wien. Lehr- und Versuchs- 
anstalt far Lederindustrie in Wien. Staat- 
liche Fachschulen für einzelne gewerbliche 
Zweige, ezkl. der Fachschulen für Weberei 
und Wirkerei. 

Referent: Min.-R. Dr. Müller. 

Departement XVIa^). 

Alle Geschäffesstücke, welche die vom Ver- 
leger oder Autor angesuchte Approbation 
oder Anempfehlung von Lehrmitteln fOr alle 
Kategorien von gewerblichen Lehranstalten 
und für den Zeichenimterricht an Volks- imd 
Bürgerschulen, Lehrer- und Lehrerinnen- 



bildungsanstalten und Mittelschulen betreffen. 
Beschaffung von Lehrmitteln für selbständige 
gewerbliche Fortbildungsschulen. Inspektions- 
berichte der Fachinspektoren für den Zeichen- 
unterricht an Mittelschulen, Lehrer- und 
Lehrerinnenbildungsanstalten. Erstattung Ton 
Referaten in der Ministerialkommission zur 
Förderung des Zeichenunterrichtes. 
Referent: Hof-R. Paulicek. 

Departement XYDL 

Staatsgewerbeschulen (höhere Gewerbe- 
schulen, Werkmeisterschulen) und verwandte 
Anstalten (Lehranstalt der Textilindustrie in 
Brunn , Privatgewerbeschulen). Staatliche 
Fachschulen für Textilindustrie (Spinnerei, 
Weberei, Wirkerei, Appretur) inklusive der 
Ausbildung von Lehrkräften für das Lehramt 
an Textüschulen. 

Referent: Min.-Sekr. Ritt. y. Förster. 

Departement XVnii). 

Allgemeine Handwerkerschulen. Fort- 
bildungsschulwesen (allgemeine und fachlich- 
gewerbliche Fortbildungsschulen, Mädchen- 
ibrtbildungsschulen usw.) einschließlich der 
bezüglichen Gesetzgebung und der Fort- 
bildung der betreffenden Lehrer. Subven- 
tioniemng von Provinzialgewerbemuseen, 
Museal- und gewerblichen Vereinen. Sub- 
ventionierung von nichtstaatlichen Fachschulen 
und Lehrwerkstätten für einzelne gewerbliche 
Zweige. AUgemeine Zeichenschulen. Allge- 
meine Angelegenheiten des Zeichenunterrichtes 
im gesamten Schulwesen > Prüfungskommis- 
sionen für das Lehramt des Freihandzeichnens 
an Mittelschulen. 

Referent: Sekt.-R. Purtscher Freiherr 
V. Eschenburg. 

Departement XIX. 

Kommerzielles Bildungswesen. Allgemeine 
Angelegenheiten. Höhere Handelsschulen. 
Niedere Handelsschulen. Kaufmännische Fort- 
bildungsschulen. StiftungRevoltella. Handels- 
und nautische Akademie in Triest. Nautisches 
Bildungswesen: Allgemeine Angelegenheiten. 
Nautische Schulen. 

Referent: Min.-Sekr. Dr. Dlabac. 



1) So war die Departementseinteilung noch im Anfang 1904; seit kurzem ist XVIa auf- 
gehoben, der Agendenkreis von XV und XVIII stark abgeändert worden. 
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Departement XX. 

Gebarung mit dem Stammvermögen der 
Beligions- und Studienfonde. Interkalar- 
angelegenheiten, Beligionsfondsbeiträge. Alle 
Angelegenheiten allgemein juristischer Natur, 
Bofeme sie außerhalb des Geschäftebereiches 
der einzelnen Fachdepartements gelegen sind, 
Erstattung von Gutachten und Äußerungen 
in allen das Ressort betreffenden Rechts- u. 
Gesetzesangelegenheiten. 

Referent: Min.-R. Dr. Hye. 



Departement XXI. 
(Budget- und Rechnungsdepartement.) 

Staatsvoranschlag u. Rechnungsabschlüsse. 
Voranschläge und Rechnungsabschlüsse nicht 
dotierter Fonde. Administrativer Rechnungs- 
hilfsdienst des Ministerialressorts. Anweisung 
der Dotationen und Prüfung der Dotations- 
rechnungen sämtlicher dem Ministerium für 
Kultus und Unterricht unmittelbar imter- 
stehenden Institute. 

Budgetreferent: Min.-R. Fesch. 

Vorstand des Rechnungsdepartements : 
Rechnungs-Dir. Holzknecht. 

Endlich gehören zu dem österreichischen Unterrichtsministerium noch: 

1. Die k. k. Zentraldirektion der k. k. Schulbücherverläge; 1887 
errichtet, an der Spitze steht ein Ho&at als Zentraldirektor, unter ihm 
8 höhere Beamte, darunter 1 Regierungsrat und 1 Professor in Prag. 

Unter dieser Behörde stehen: 

a) k. k. Schulbücherrerlagsdirektion in Wien, schon 1772 gegründet, 
mit einem Direktor an der Spitze und 2 Direktionsadjunkten 
nebst Kanzleibeamten; 

b) k. k. Schulbücherrerlagsdirektion in Prag; ebenfalls sehr alt, 1775 
gegründet. 

2. Die Zentralkommission für Angelegenheiten des gewerb- 
lichen Unterrichtes^); dieselbe ist bedeutend jünger als die eben 
genannte Zentraldirektion der k. k. Schulbücherverläge; während die 
letztere seit den Zeiten Maria Theresias besteht, besteht die Zentral- 
kommission erst seit 1882; sie setzt sich zusammen aus einem Sektionschef 
des Unterrichtsministeriums als Vorsitzendem, 1 Vertreter des Handels- 
ministeriums, 2 Referenten des Unterrichtsministeriums und derzeit 
38 Mitgliedern, außerdem kann sie sich durch „Ezperte^^ erweitem. 

Uns wird hier mehr die Zentraldirektion angehen, da sie mit dem höheren 
Unterrichtswesen enger verknüpft ist als die Zentralkommission für das gewerb- 
liche Schulwesen. 

Die dem Ministerium untergeordnete Zentraldirektion der k. k. Schul- 
bücherrerläge beschäftigt sich mit der Herausgabe Ton Lehrtexten für aUe 
Kategorien der Elementar- und Mittelschulen, auch der Blinden- und Taub- 
stummenschulen, der gewerblichen Schulen, der Handwerkerschulen, Werkmeister- 
schulen, Mädchenschulen, der Lehrer- und Lehrerionenbildungsseminare. Femer 
gibt sie auf diese Schulen bezügliche Drucksachen heraus, Schulgesetze, Schul- 
gesetzsammlungen, Normalien, Lehrpläne und Instruktionen, ebenso Lehrmittel. 

Natürlich hat neben dem Betriebe dieses staatlichen Buchhandels die Zentral- 
direktion der Schulbücheryerläge auch noch eine finanzieU-administrative Aufgabe: 

1) W&hxend des Draekes wurde am 6. April die Alleihöchste Verordnung in Preußen 
veröffentlicht über die Errichtung eines LandesgewerbeamteB und eines ständigen 
Beirates fOr das gewerbliche ünterrichtswesen. 
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sie hat nämlich den Fond der beiden Schulbücherverläge in Wien und Prag 
unter sich^ auch hat sie natürlich die Oberleitung der Schulbücherverlags- 
direktionen in Wien und Prag, endlich auch die Leitung der staatlichen Druckerei 
in Prag; der Wiener staatliche Verlag läßt bei einer Privatdruckerei drucken. 
Natürlich gibt sich die Zentraldirektion nicht selbst mit dem Verkaufe ab^ weder im 
großen noch im kleinen ; § 2 der Vorschriften des k. k. Schulbücher- Verlages 
in Prag lautet: Die k. k. Schulbücherverlagsdirektion in Prag führt als solche 
keinen Detailverschleiß^ die Schulbücherverläge geben die gedruckten Sachen zum 
Verschleiße an die Buchhändler und andere ab^ welche dazu berechtigt sind^ wobei 
zu bemerken^ daß sie die Bücher zu keinem höheren Preise als zu dem auf dem 
Titelblatt vorgedruckten verkaufen, sowie daß Lehrer sich mit dem Verschleiße 
nicht befassen dürfen; auch die gewährte Provision ist festgesetzt, sie schwankt 
innerhalb der österreichisch-ungarischen Monarchie zwischen 17^/o und 20^/o, 
im Auslande ist sie 25^/o. Ein Unterschied besteht zwischen Mittelschulen und 
gewerblichen Lehranstalten einerseits und allen andern Lehranstalten andemseits. 
Die Herausgabe der Lehrtexte für Mittelschulen und gewerbliche Lehr- 
anstalten ist auf jene Fälle beschränkt, in welchen das Bedürfnis durch den 
Privatverlag nicht ausreichend gedeckt ist und eine Abhilfe geboten erscheint. 
Deshalb erblickt man in dem „Katalog der Lehrtexte, Lehrmittel und Druck- 
sorten des k. k. Schulbücherverlages^^ in Prag (ausgegeben am 20. Juli 1903), 
übrigens in einem Exemplar deutsch und tschechisch, keine lateinischen 
Grammatiken, wohl aber unter „Mittelschulen": Großer Katechismus der katho- 
lischen Religion, weü es derselbe ist wie für Volksschulen, Regeln für deutsche 
Rechtschreibung, deutsche Sprachlehre für Mädchenlyzeen, Schule und Jugend- 
spiel, Leitfaden für Freunde des Jugendspieles, Lehrbuch der Stenographie, 
natürlich aber eine Disziplinarordnung für Mittelschulen Böhmens, Lehrpläne 
für Volksschulen, Lehrpläne und Instruktionen für den Zeichenunterricht, den 
Lehrplan für den Unterricht an den Gymnasien in Österreich, Prüfungsvorschriften, 
Verordnungen, und eine große Menge von Formularen, Tabellen, Katalogen usw., 
alles mit festgesetzten Preisen. — Obgleich die Lehrbücher für Mittelschulen 
und gewerbliche Unterrichtsanstalten im allgemeinen nicht von diesem staat- 
lichen Verlage hergestellt werden, ist der Gesamtumsatz doch ein großer: im 
Wiener Verlage beträgt er ca. 3 Millionen, im Prager Verlagsbezirke ungefähr 
1 Million Exemplare. 

Für die Abfassung und Herausgabe dieser Lehrtexte und Lehrmittel hat 
also die Zentraldirektion die nötige Sorge zu tragen, sie hat die diesbezüglichen 
Anträge an das Kultusministerium zu bringen, welches endgültig darüber Be- 
schluß faßt; das Ministerium hat so auch, allerdings auf Antrag der ihr unter- 
stellten Direktion, die Herausgabe aller neuen Lehrmittel zu beschließen, ebenso 
die Honorare für die Verfasser festzusetzen, die Preise, die Lieferungs- und 
andere Verträge, u. a. auch die jährlichen Armenbücherquota und ähnliches. 

Wir in Preußen haben erst seit ungefähr 5 Jahren, seit 1899, diesen so 
alten österreichischen Listituten etwas Ähnliches an die Seite zu stellen: die 
„Auskunftsstelle für höheres Unterrichtswesen"; sie hat es auch mit 
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Schulbücliem in erster Linie zu tun, freilich in etwas anderer Art: sie sammelt 
die an höheren Schulen Preußens eingeführten Lehrbücher, führt Statistik über 
die Verbreitung derselben und kontrolliert Neueinführungen. Zu diesem Zweck 
erschien 1901 im Teubnerschen Verlage zu Berlin und Leipzig ein „Verzeichnis 
der an den höheren Lehranstalten Preußens eingeführten Schulbücher'^; unter 
den Rubriken: 1. Religionslehre, 2. Deutsch, 3. Latein, 4. Griechisch, 5. Französisch, 
6. Englisch, 7. Dänisch, 8. Litauisch, 9. Polnisch, 10. Hebräisch, 11. Geschichte, 
12. Geographie, 13. Naturbeschreibung (Botanik, Zoologie, Mineralogie), 14. Physik 
und mathematische Geographie, 15. Chemie und Mineralogie, 16. Rechnen, 
17. Mathematik, 18. Gesang, 19. Handelslehre, — sind, alphabetiscli nach den 
Verfassern geordnet, die eingeführten Lehrbücher aufgezählt, hinter jedem eine 
Angabe darüber, in welcher Prorinz, an wie vielen und an welchen Anstalten 
(Gymnasien, Realgymnasien, Oberrealschulen und Realschulen) sie benutzt werden, 
natürlich mit Preisangabe, der Verlagsanstalt und ähnlichem. — Das war die 
nächste Aufgabe, die nunmehr erfüllt ist. Indessen man hat hier angefangen, 
auch außerpreußische, ja auch ausländisclie Schulbücher zu sammeln, ebenso 
wie pädagogische Spezialwerke, Werke über Gesetzgebung und Verwaltung der 
Schulen, auch Ordnungen und Gesetze, die sich auf das höhere Schulwesen be- 
ziehen, ein Umstand, der, wenn er dem Verfasser bekannt gewesen, ihm manche 
mühevolle, oft vergebliche Schreiberei nach außerhalb, erspart hätte. Das Institut 
das sich hoffentlich einmal zu einem Schulmuseum, wie es in Wien^) seit 
kurzem besteht, erweitem wird, ist noch wenig bekannt, wird wenig gebraucht, 
hier und da auch gemißbraucht. Der Titel „Auskunftsstelle für höheres Unter- 
richtswesen" ist nicht ohne Schuld an solchem Mißbrauch, er verleitet zu allerlei 
falschen Vorstellungen, auch im Publikum; der Leiter, Prof. Dr. Hom, plauderte 
im Pebruarheft der „Monatschrift für höhere Schulen" 1905 in guter Laune 
von solchem Mißbrauch, wie z. B. auch eine Mutter mit ihrem Sprößling zu ihm 
gekommen sei, um sich bei ihm Auskunft zu holen, wo es eine Schule gäbe, auf 
der „die Mathematik nicht zu schwer sei". 

So sind wenigstens in Preußen die Anfänge zu einer ähnlichen, direkt unter 
der Zentralstelle stehenden Behörde wie in Österreich vorhanden; die nun zu 
erwähnende Abteilung des österreichischen Ministeriums braucht bei uns deswegen 
keine solche Anregung zu geben, weil in Preußen die ganze Organisation anders 
ist: wir meinen die als ein Beirat zum österreichischen Ministerium gehörende 
„Zentralkommission für Angelegenheiten des gewerblichen Unter- 
richts". Diese Kommission entsprang dem sich ergebenden Notstand, als die 
zunehmende Entwickelung des gewerblichen Unterrichtswesens es unmöglich 
machte, technische Fragen auch noch vom Unterrichtsministerium, beziehent- 
lich dessen Räten, bearbeiten zu lassen. In andern Staaten, z. B. in Preußen, 

1) Das ÖBterieichiBche Schulmusenm, welchea Subvention erhält von der Ge- 
meinde Wien, von dem Lande Niederösterreich und dem UnterrichtBminiBterium, ist am 2. Febr 
1908 feierlich eröffiiet worden. Es ist errichtet worden durch die Hilfe und Wirksamkeit 
der .QesellBchafli för Gründung und Erhaltung eines österr. SchulmuBeumB in Wien^, vgl. 
den ersten Bericht dieser Gesellschaft, Wien 1903. — Die bis jetzt errichteten 14 (18) Ab- 
teilungen umfassen das Mittelschulwesen noch nicht. 
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fülirte dies dazn^ den gewerblichen Unterriclit ganz Tom KultuBministerium abzu- 
sondern^ in Österreich schuf man diese Kommission. Ein ^provisorisches Statut 
der Zentralkommission für Angelegenheiten des gewerblichen Unterrichts'' 
charakterisiert diese Kommission als Beirat des Ministers in allen Angelegen- 
heiten der gewerblichen Schulen^ Lehrwerkstätten, Versuchsanstalten usw. — Zum 
Bereiche der Beratung dieses Beirates gehören Gesetzesvorlagen über den ge- 
werblichen Unterricht, über die Errichtung B^gulierung, Umgestaltung usw. ge- 
werblicher Bildungsanstalten, und das Ausstellungswesen dieser Anstalten. 

Fragt man, wie der Verkehr dieses Beirates mit dem Ministerium ist, so 
steht der „Zentral-Kommission'' die Initiative zu in allen didaktischen und ge- 
werbepolitischen Angelegenheiten, mit der Maßgabe, daß, wenn mindestens fünf 
Mitglieder derselben in einer an den Vorsitzenden gerichteten Zuschrift die Be- 
ratung einer solchen Angelegenheit begehren, längstens binnen zwanzig Tagen, 
vom Tage der Überreichung der Zuschrift gerechnet, eine Sitzung einzuberufen 
ist. — Die Zentral-Kommission wird von der getroffenen Entscheidung in 
Kenntnis gesetzt, auch dann, wenn ihr Vorschlag abgelehnt oder abgeändert ist. 
Die Zusammensetzung dieser Kommission geschieht in der Weise, daß zu ihren 
Mitgliedern Männer ernannt werden, die sich auf den Gebieten der Volkswirtschaft, 
Technik, Kunst und im Gebiete der didaktischen Erfahrung hervorgetan haben; 
alle ernennt der Unterrichtsminister, die Halfbe auf Vorschlag des Handelsministers, 
auf 5 Jahre; nach Ablauf dieser Zeit können sie wieder bestellt werden; außer- 
dem delegiert der Handelsminister einen speziellen Vertreter seines Ressorts, 
der an den Verhandlungen teilnimmt und im Namen seines Ministers ein Veto 
mit aufschiebender Wirkung einlegen kann; den Vorsitz aber bei den Sitzungen 
führt ein Sektionschef des Unterrichtsministeriums. Abgesehen von diesen Mit- 
gliedern der beiden Ministerien, die stets in Wien sind, müssen von den andern sechs 
in Wien wohnen, die im Beichsrate vertretenen Länder und Königreiche haben 
je nach Bedürfais Vertreter zu entsenden; außerdem aber kann sich diese Zentral- 
kommission durch „Ezperte^^ verstärken; auch sind die administrativen Referenten 
im Unterrichtsministerium, ebenso wie die Inspektoren der gewerblichen Lehr- 
anstalten zur Teilnahme an den Sitzungen verpflichtet. — Die Zahl kann 
durch die Zuziehung der „Experten" vergrößert werden. 

Das bestimmt ausdrücklich § 2 der Geschäftsordnung dieses Beirates ^). Diese 
Geschäftsordnung bestimmt auch u. a., daß der Vorsitzende die Verhandlung eröffiiet, 
leitet, abstimmen läßt und schließt, daß er bei Stimmengleichheit den Ausschlag 
gibt. Sie setzt femer die Zahl der zur Beschlußfassung erforderlichen Mitglieder 
fest, die acht betragen (§ 6); sowie daß jeder Anwesende seine Stimme abgeben 
muß; jedem Experten und jedem Mitglied steht es frei, das Wort zu verlangen, 
ebenso ein Separatvotum abzugeben, welches dem Protokoll beigefügt werden 
muß; von dem Protokoll bekommt der Handelsminister jedesmal eine Abschrift. 

Ungeföhr um dieselbe Zeit nahmen beide Großstaaten, Preußen und 



1) GeBohäftBordntmg der ZentralkommisBion far Angelegenheiten des gewerblichen 
Unterrichtes^« 
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Österreich^ eine andere Gestaltung der Zentralleitong des gewerblicli- 
technischen Unterrichtswesens vor; nachdem 1878 die Überweisung des technischen 
Unterrichtswesens an das Kultusministerium in Preußen erfolgt war^ wurde 
dieser Zweig ihm 1884 wieder entzogen und dem Handelsministerium gegeben; 
2 Jahre vorher hatte man in Österreich die obige, halb dem Unterrichts-, halb 
dem Handelsministerium zugehörige Zentralkommission geschaffen. Man sieht, wie 
man diese Frage zu lösen versuchte: bei uns durch scharfe Trennung, in Oster- 
reich durch eine zwischen beiden Ministerien stehende „Behörde^^ Die letztere 
Lösung ist in abstrakt-logischem Sinne die richtigere, denn als Unterrichts- 
wesen gehört das gewerblich-technische Unterrichtswesen eben auch in das 
Unterrichtsministerium hinein; ob die Lösung aber für den Geschäftsgang praktisch 
war, wage ich nicht zu entscheiden. 

Innere Organisation. 

Medizin, technischer Unterricht, Kunst. 

Der Name: Ministerium für geistliche, Unterrichts- und Medizinalangelegen- 
heiten^', wie ihn das preußische Ministerium an der Spitze trägt, zeigt schon 
an, welche drei Gebiete diese Zentralbehörde in sich vereinigt; auch in 
Mecklenburg-Schwerin spricht man amtlich von den „Abteilungen für geist- 
liche, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten", die dem dortigen Justiz- 
ministerium angehängt sind. Jedenfalls gehört die Kirche in allen Staaten 
zum Bereich des Unterrichtsministeriums. 

Ein großes Schwanken bemerkt man aber, was die Medizin anbelangt. 
Nicht zum Unterrichtsministerium, sondern zum Ministerium des Innern ge- 
hört die Medizin: im Königreich Sachsen, in Baden, in Sachsen- 
Weimar, in Württemberg, Oldenburg; in Hessen ist für die „öffentliche 
Gesundheitspflege^' eine Parallelabteilung neben der Schulabteilung gebildet 
unter dem Ressort des Innern. Zu diesen Staaten gehört auch Bayern, denn 
auch hier ressortiert die ganze Medizinalverwaltung, wie auch eine „Abteilung 
für Landwirtschaft, Gewerbe und Handel", vom „Staatsministerium des Innern", 
dem der „Obermedizinalausschuß" als beratendes Organ zur Seite steht; aber 
alles, was Vorbildung und Prüfung der Arzte und Hebammen anbetrifft, unter- 
steht dem bayerischen Kultusministerium, wie dies übrigens auch im Königreich 
Sachsen der Fall ist, denn hier untersteht die „Prüfungskommission für Ärzte" 
dem Departement des Kultus und öffentlichen Unterrichts. 

So ist in diesen Staaten die Zentralbehörde wenigstens eines großen 
Teils der medizinischen Sorgen enthoben, und nur in den 3 Staaten: 
Mecklenburg-Schwerin, Preußen und Österreich ^) ist der Minister fast 
mit allen diesen Dingen noch belastet. In Preußen ist es seit der Errichtung 
eines besonderen Unterrichtsministeriums 1817 so geblieben, verschiedene Yer- 



^) Das .Sanitatswesen' gehört in öaterreich nicht zum ünterrichtBminiBterium, sondern 
zum Ministerium des Innern. 
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snche^ die Medizin unter das Ministerium des Innern zu bringen^ sind bei uns 
gescheitert. 

Ganz anders gruppieren sich nun die Staaten^ wenn man fragt, wie weit 
der Begriff ;,Unterricht, TJnterrichtswesen" bei ihnen sich erstreckt. Hier scheidet 
sich sofort Österreich von Preußen. Wie ein Blick in die eben mitgeteilten 
Gliederung der Sektionen und Departements in Osterreich zeigt, hat fast die ganze 
zweite Sektion daselbst mit ihren Departements XVI, (XVI*), XVII, XVQI sich 
mit den Angelegenheiten der Fach- und gewerblichen Lehranstalten zu be- 
schäftigen, so daß auch z. B. das ,,Osterreichische Museum fOr Kunst und In- 
dustrie" in Wien ebenso wie das „Technische Gewerbemuseum" dort von dieser 
Sektion ressortieren. Bis 1884 war, wie gesagt, bekanntlich das technische 
Unterrichts wesen in Preußen zusammen mit Universitäts- und Kunstangelegen- 
heiten Dezernat der betreffenden Abteilung; aber durch Erlaß vom 3. September 
1884 wurde dies gesamte Gebiet dem Ministerium für Handel und Gewerbe 
unterstellt, wo es auch bis heute noch verblieben ist. 

Auch drei andere Staaten haben es für notig gehalten, die oberste ünter- 
richtsbehörde von dem sogenannteu technischen Unterrichte zu befreien, nur 
mit dem Unterschiede, daß dieses zum Departement des Innern gekommen ist, 
wohl deshalb weil hier besondere Ministerien für „Handel und Gewerbe" fehlen 
und beides ebenfalls dem Ressort des Innern untersteht; es ist das Königreich 
Sachsen, Großherzogtum Sachsen-Weimar-Eisenach und Oldenburg. 
In dem ersten war es wohl wegen der reich entwickelten Industrie und den dort 
besonders zahlreichen Industrie- und Handelsschulen einfach unmöglich, deren 
Angelegenheiten auch noch im Unterrichtsdepartement bearbeiten zu lassen, 
und so gehören nicht zum sachsischen Kultusministerium, sondern zu dem 
des Innern: sämtliche technischen Staatslehranstalten zu Chemnitz, welche die 
dortige Königliche Gewerbe-Akademie, Baugewerken-, Maschinenbau-, Färber- 
und Gewerbezeichenschulen umfassen, ebenso die Baugewerbeschulen zu Dresden 
Leipzig, Plauen und Zittau (mit Tiefbauschule) und die Industrieschule zu 
Plauen; an ihnen ist eine sehr großes Personal von Lehrkräften tätig, welches 
einen besonderen Gewerbeschulinspektor hat. Diesem Ministerium des 
Innern sind auch die zahlreichen privaten, aber vom Staate unterstützten Klöppel- 
schulen im Erzgebirge und Yogtlande zugeteilt, sie haben jedoch einen besonderen 
Klöppelschulinspektor. — Vielleicht hat auch die übergroße Anzahl solcher 
Anstalten im Großherzogtum Sachsen zu gleicher Verteilung geführt, und 
demnach ist die Baugewerkenschule zu Weimar, je eine Gewerbeschule zu 
Weimar, Eisenach, Jena und Kaltennordheim, wie auch die Karl Friedrich- Acker- 
bauschule zu Zwätzen und eine Holzschnitzschule zu Empfertshausen dem 
Ministerium des Innern zugesellt, während die zwei Zeichenschulen zu Weimar 
und Eisenach, wie schon zu Goethes Zeiten, unter dessen Mitwirkung sie 1781 und 
1784 gegründet wurden, als Kunstinstitute vom Kultusdepartement abhängig sind. 
In den übrigen deutschen Staaten hat man aber den Fach- und technischen 
Unterricht beim Unterrichtsministerium belassen, so in Bayern, Baden, 
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Württemberg, in Mecklenburg-Schwerin, wo es nur Privat- öewerbe- 
Bchulen unter Btaatliclier Aufsicht gibt. — 

Hierbei ist zu erwähnen, daß, wahrend Bayerns zahlreiche technische 
Unterrichtsanstalten (zu ihnen werden bekanntlich auch die 4 Realgymnasien 
gerechnet), wie Industrieschulen, Realschulen, oft mit Handels -Abteilung, Bau- 
gewerkschulen, Webschulen, Kunstgewerbeschulen, eine Musikschule in Würzburg, 
auch eine Töpferschule und eine Eorbflechteschule, — direkt unter dem 
Ministerium stehen — daß man im 6roßherzogtum Baden eine eigene Zentral- 
mittelbehörde für diesen Zweig des Unterrichts im öewerbeschulrat seit der 
Verordnung vom 1. März 1892 geschaffen hat; er besteht aus einem Geh. Ober- 
regierungsrat ^s Vorsitzendem, 4 ordentlichen Mitgliedern (darunter 1 Baurat und 
1 Direktor einer Eunstgewerbeschule) und 6 außerordentlichen Mitgliedern, 
welche auch dem Stande des Kunstgewerbes angehören, unter ihnen ein SatÜer- 
meister und ein Edelsteinhändler; unter diesem Gewerbeschulrat steht wieder 
ein Gewerbeschulinspektor; ihm sind dann die Kunstgewerbeschulen (2), eine 
Baugewerkschule, je eine Uhrmacher- und Schnitzereischule, endlich 43 Gewerbe- 
schulen unterstellt. Durch diese Zwischenbehörde in Gestalt des Gewerbe- 
schulrates mit einem GewerbeschuUnspektor ist natürlich das badische Departement 
der Justiz, des Kultus und Unterrichts sehr entlastet; ähnlich wird wohl die 
oben erwähnte österreichische „Zentralkommission für Angelegenheiten 
des gewerblichen Unterrichts" wirken, mag sie auch unmittelbar zum Unter- 
richtsministerium gehören. Es wäre im Interesse des gewerblichen Unterrichts, 
vor allen Dingen auch zum Zwecke der Entlastung der Ministerien, sehr 
wünschenswert, wenn auch in anderen deutschen Staaten eine besondere Zwischen- 
behörde für den technischen Unterricht geschaffen würde. 

In Preußen stehen die Baugewerkschulen unter dem Regierungspräsidenten. 
Das Personal im Handelsministerium für das technische Unterrichtswesen ist 
nicht groß; eine Zwischenbehörde fehlt leider^), ebenso müssen die Verhältnisse 
in Bayern liegen, wo das Dezernat über diese Schulen in den Händen eines 
Ministerialrats im Kultusministerium liegt. 

Ähnlich wie mit der Medizin und dem technischen Unterrichtswesen 
sind einige Staaten auch mit der Kunstpflege verfahren. Zwar in Preußen, 
Österreich, Bayern, Baden, Sachsen-Weimar, Württemberg werden die 
darauf sich beziehenden Angelegenheiten von Räten des Kultusministeriums oder 
-Departements bearbeitet Anders notwendigerweise mußte sich die Sachlage in 
Hessen gestalten, die „Abteilung für Schulangelegenheiten" die selbst ja dem 
Ministerim des Innern gewissermaßen unterstellt ist, hat natürlich mit der Kunst- 
pflege nichts zu tun; sondern die Anstalten für Kunst haben selbständige Be- 
hörden, wie die Hofbibliothek-Direktion und Museums-Direktion, beide unter- 
stehen direkt dem Ministerium des Innern. Auch, was in Mecklenburg- 
Schwerin von Kunstverwaltung vorhanden, hat mit den Abteilungen für geist- 
liche, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten nichts zu tun, sondern ressortiert 
teils vom Ministerium des Innern (z. B. Kommission zur Erhaltung der Denk- 

1) YergL jedoch das kurzlich errichtete LandeBgeweibeamt, Anmerkung S. 217. 
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mäler) teils yom Finanzministeriain (z. B. das Hofiiheater). — Einzig und allein 
das Königreicli Sachsen hat aach hier reinen Tisch gemacht: es hat^ 
wie wir oben gesehen^ nicht nur die Medizin nnd den gesamten technischen 
Unterricht unter das Ressort des Innern gebracht^ sondern auch die gesamte 
Eunstpflege gehört nicht zum Kultusministerium, die Akademie der Künste in 
Dresden mit ihren Lehranstalten, die Kommission zur Erhaltung der Kunst- 
denkmäler in Dresden, die „Königlichen Sammlungen für Kunst und Wissen- 
schaft'^, Gemäldegalerie, Kupferstichkabinett, Skulpturensammlung, auch die 
Königliche Bibliothek, auch naturwissenschaftliche Museen bilden eine abgesonderte 
Behörde, unter einer Generaldirektion, deren Vorsitzender der sächsische Finanz- 
minister ist. ^ 

Medizin, Kunst, technisches TJnterrichtswesen sind also in yerschiedenen 
Staaten ganz yerschiedenen Ressorts zugegeben, nicht so das Hochschulwesen: 
dieses hat, was man nicht anders erwarten kann, stets seinen Platz in den 
Kultusministerien und zwar, was an und fiir sich nicht notwendig, stets in un- 
mittelbarer Weise, ohne jede Zwischeninstanz; Uniyersität und Technische 
Hochschule sind überall unmittelbar dem Kultusminister unterstellt, ein Beweis 
für die große Bedeutung dieser höchsten und yomehmsten ünterrichtszweige. 
Es fragt sich, ob dieses Dezernat allein in einer Hand liegt, oder mit andern 
Gegenständen yerbunden; damit kommen wir yon selbst auf die Untersuchung, 
welche yerschiedenartige Dezernate yon einem Dezernenten zusammen bearbeitet 
werden und das Ergebnis kann uns yielfaltig eine Antwort darauf geben, in 
welchem Maße diese Bearbeitung eine ganz fachgemäße ist. 

Verbindung einzelner Dezernate. 

Hochschulangelegenheiten sind einigen Staaten so wichtig, daß für sie be- 
sondere Referenten existieren, welche ausschließlich diese zu entscheiden haben: 
in Baden, in Hessen und in Sachsen- Weimar; in den beiden ersteren 
natürlich Uniyersität und polytechnische Hochschulen, im letzteren nur Uni- 
yersität; auch in Bayern bildet das Hochschulwesen ein besonderes Referat. 
Ebenso sind natürlich iu Preußen sowohl für die Uniyersitäten wie für die 
technischen Hochschulen besondere Dezernenten; beide Gruppen gehören zur 
ersten Abteilung für das Unterrichtswesen, welche ja auch die höheren Schulen 
umfaßt. 

So sind Uniyersität und technische Hochschulen fast überall yereinigt, 
anders in Österreich. Die Angelegenheiten der technischen Hochschulen ge- 
hören zum Departement VIH und zusammen mit Departement XVI, XVI a^), 
XVn, XVin *), die das technische Unterrichts wesen bearbeiten, gehören sie alle 
zur zweiten Sektion, dagegen werden Uniyersitätsangelegenheiten, die der 
theologischen und staatswissenschafQichen Fakultät in dem Departement VI, die 
der medizinischen und phüoBophischen Fakultät im Departement VH, ent- 
schieden, die zur yierten Sektion gehören; nicht unerwähnt darf hierbei 

^) Yergl. die Anmerkung bei der Referatseinteilnng , nach der jetzt XYIa nicht mehr 
existiert nsw. 
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bleiben^ daß der Chef gerade dieser ^^üniTersitätssektioii^^ ein früherer üniversitäts- 
Professor ist. Was zweckmäßiger ist von rein sachlichem Standpunkte aus^ ob 
Universität und Technisches zusammen, oder Technisches mit dem technischen 
Unterrichtswesen zusammen liegen, wird sich schwer sagen lassen. Ob es in 
Osterreich die technischen Hochschulen nicht als eine Art G^radverlust ansehen 
werden, wenn sie unter einen Hut mit dem technischen Mittelschulwesen ge- 
bracht sind; wird sich ebenso schwer sagen lassen. Mir scheint allerdings^ 
als spräche neben der sachlichen Zugehörigkeit vor allem die geschichtliche 
Entwickelung hierbei mit^): zusammen mit den Universitäten, die 500 Jahre, 
seit der ersten deutschen Hochschule zu Prag, allein blühten, haben sich die 
Polytechnika nicht entwickelt, sondern sind erst in den letzten Jahrzehnten aus 
den technischen Schulen gleichsam heraus entstanden. 

Während hier also Preußen und Österreich voneinander abweichen, stimmen 
sie darin überein, daß höheres und niederes Schulwesen weder zu derselben 
Abteilung (Sektion) gehören noch von demselben Dezernenten bearbeitet werden; 
doch darin gehen beide Staaten wieder auseinander, daß bei uns dem niederen 
Schulwesen das gesamte Mädchenschulwesen beigegeben ist, während dort die 
höheren Mädchenschulen zu den Mittelschulen (d. h. also höheren Schulen) 
gehören, aber die Lehrerinnenbildungsanstalten zu dem Yolksschulwesen. In 
Preußen unterstehen bekanntlich die Volksschulen, höheren Mädchenschulen, 
alle Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalten der Abteilung Hb, gewöhnlich 
dritte Abteilung genannt, die gesondert von der zweiten Abteilung (Ha) ist. 
In Österreich aber fallen Angelegenheiten der höheren Mädchenschulen dem 
Referenten für das Mittelschulwesen zu, gehören zum Departement IX und zur 
ersten Sektion; Angelegenheiten der Lehrerinnenbildungsanstalten zum Departe- 
ment XI und zur dritten Sektion; hier ist also nach meiner Ansicht bei uns schärfer 
und richtiger geschieden als dort. 

Wie es sonst mit der Vereinigung bez. Trennung einzelner Dezernate 
anderwärts steht, besonders was höheres und niederes Schulwesen anbelangt, 
läßt sich dahin beantworten, daß im sächsischen Ministerium getrennte 
Dezernate für höhere Schulen und Volksschulen bestehen, ebenso im 
bayerischen Ministerium. In Württemberg dagegen, wo im Gegensatz zu 
andern Staaten Gattungen und Arten der zu den höheren Schulen sich rechnenden 
Anstalten von den Gymnasien, Realgymnasien bis zu höheren und niederen 
Realschulen, ja bis zu den, für die humanistischen und realistischen Lehr- 
anstalten vorbereitenden Elementarschulen sehr mannigfaltig sind, reichen die 
Volksschulen, da sie unter örtlicher Aufsicht stehen, nicht einmal bis zu der 
„Kultministerialabteilung'% geschweige denn ins Ministerium mit ihren Ver- 
waltungsbeamten hinein. In Baden aber gibt es im Miuisterium besondere 
Dezernenten für niederes Schulwesen auch nicht, sondern das letztere wird 
zusammen mit dem Mittel- und gewerblichen Unterrichtswesen von demselben 
Rat bearbeitet. Die Kleinheit und Einfachheit der Verhältnisse in andern 



1) Übrigens ist die Einteilung der Sektionen und Departements keine fixe. 
H. Mors eh, Das höhere Lehramt. 15 
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Bundesstaaten heisclite natürlich oft eine Zusammenlegung nicht ganz passender 
Oeschäftskreise. soweit sich dies feststellen ließ. Im Großherzogtum Sachsen- 
Weimar z. B. ist das gesamte Schulwesen unter zwei Referenten geteilt^ der 
eine bearbeitet alle schultechnischen und Personalfragen^ der andere äußere 
Yerwaltungsgeschäfte. 

Zur Beurteilung der Frage^ mit welchem Maß von Sachkenntnis etwa in 
den obersten Zentralbehörden Schulsachen verwaltet werden^ ist^ wie angedeutet^ 
die Untersuchung nicht abzuweisen^ ob etwa heterogene^ Dezernate in einer Hand 
zusammenliegen^ daher ist die obige Zusammenstellung versucht worden. Eine 
ganz logische Abgrenzung kann es nirgends geben, und wo es eine solche 
vielleicht gibt, ist sie nicht ohne weiteres ersichtlich. Um so mehr wird es 
interessieren, daß wir in der Lage sind zur Ergänzung des eben über Bayern 
Gesagten, die dortige Einteilung der Dezernate wiederzugeben, auch wenn sie 
nicht überall unmittelbar höheres Schulwesen angehen» Die Teilung ist nach 
Gegenständen, nicht nach Provinzen geschehen und ergibt folgende Abgrenzungen: 

Katholischer Kultus, | allgemeine Angelegenheiten, Personalien, 

prolestantischer Kultus, j Etats wesen, Stiftungen. 

Volksschulen, 

Mittelschulen (humanistische und technische), 

Hochschulen, 

landwirtschaftliche und andere Fachschulen, 

Bauwesen, 

Kunstpflege, 

Erziehungsinstitute, Lehrerbildungsanstalten, wissenschaftliche und Kunst- 
sammlungen, Bibliotheken. 
Zur Begatachtung von Bausachen ist dem bayerischen Ministerium ein 
Referent der obersten Baubehörde, die im übrigen dem Ministerium des Innern, 
untersteht, ständig zugegeben. 

Sehr praktisch erscheint die in Österreich fast konsequent durchgeführte 
Trennung der juristisch-administrativen Seite von der rein- 
fachlichen, welche vielleicht auch anderwärts besteht, aber bei dem Mangel 
an Öffentlichkeit nicht ohne weiteres zu ersehen ist. So werden alle 
„administrativ - ökonomischen und judiziellen Angelegenheiten", ebenso alle 
finanziellen Sachen des Mittelschulwesens, Gehalte, die Bewilligung der in 
Österreich üblichen Quinquennalzulagen, Unterstützungen, Disziplinarsachen in 
dem Departement X entschieden, aber alle didaktisch-pädagogischen Ange- 
legenheiten, Lehrpläne, Empfehlung von Lehrbüchern usw. für Mittelschulen 
in dem Departement IX, freilich ist diesem die Schulhygiene angegliedert. 
Dieselbe Scheidung ist ersichtlich, wenn man die Angelegenheiten der öster- 
reichischen Volksschulen und ihre Bearbeitung im Departement XI und XU 
vergleicht. Ahnlich sind im österreichischen Ministerium die Bauangelegen- 
heiten zusammengefaßt. Departement V z. B. hat das Dezernat über die Bau- 
angelegenheiten sämtlicher katholischer und griechisch -orientalischer Kirchen 
Pfarrhäuser und sonstiger kirchlichen Zwecken gewidmeter Gebäude, Departe- 
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ment XIY Bauangelegenheiten und Einrichtuiig sSmtliclier Hodisohulen sowie 
ihrer Institate; der Mittelschulen^ Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalteii^ der 
Museen^ der staatlichen gewerblichen Lehranstalten^ der Staats-Volksschulen. 
Es wäre, meines Erachtens wenigstens, überflüssig, hieran eine Darstellung über 
die Kompetenzen der Ministerien überhaupt zu schließen; erstens würde dies 
eine ziemlich trockene Aufzählung vieler recht selbstverständlicher Dinge ergeben, 
zweitens würden sich nach der Ausdehnung der Staatsgebiete ebenso selbst- 
verständliche Unterschiede herausstellen, endlich kann das aUemötigste darüber 
erst später zur Besprechung gelangen bei den Provinzial- (Zwischenbehörden), 
wenn deren Befugnisse und Stellung zu den Ministerien behandelt werden. Jetzt 
aber soll, was eigentlich die Hauptsache ist, die Arbeitsart in den Zentral- 
behörden, soweit sie darstellbar, noch erörtert werden. 

Sitzungen, Instruktionen, Geschäftsordnung. 

Vielfältig gibt man sich der Vorstellung hin, als träten die Kultus- 
Ministerien als solche zu Gesamtsitzungen zusammen; sofort wird man jedoch 
diese Vorstellung aufgeben, wenn man an die Größe und Mannigfaltigkeit gerade 
dieser Zentralbehörden denkt. Am häufigsten tritt das königl.* sächsische 
Kultusministerium zusammen, wöchentlich nämlich zweimal, auch im braun- 
schweigischen Staatsministerium findet allwöchentlich eine Sitzung statt. 
Je größer der Umfang der Zentralbehörden, je weniger ist eine gemeinsame 
Beratung möglich, vielleicht auch weniger zweckmäßig. Schon in Bayern bei 
nur 10 vortragenden Räten finden in der Regel keine Sitzungen statt, in Öster- 
reich gehört eine Plenarsitzung zu den größten Seltenheiten, nur in den 
wichtigsten Fällen treten alle vier Sektionschefs und alle Referenten hier zu- 
sammen; aber auch in dem viel kleineren Württemberg finden Sitzungen in 
der Regel nicht statt, in Baden auch nur dann, wenn es sich um endgültige 
Beratung neuer Gesetzentwürfe, um Rekurse u. dergl. handelt. In Preußen 
versammelt der Minister „nach seinem Gutdünken die Räte zu Plenarsitzungen^^ 
Aber in Preußen und in Österreich handelt es sich noch um die Frage, wann 
und wie oft die Abteilungen oder SektTonen gemeinsam beraten. Bestimmte 
Festsetzungen gibt es auch hierfür nicht. Freilich viel öfter sind solche Ab- 
teilungs- oder Sektionssitzungen als Plenarsitzungen, aber auch hier wird dies 
sehr verschieden gehalten, weil das alles von der Entscheidung des Ministers 
oder des Abteilungschefs abhängt, und weil häufig der Minister den Vorsitz 
in diesen Abteilungssitzungen führt, häufig auch der Abteilungs- (Sektions-) 
Vorstand. 

Über die Anzahl der Sitzungen besteht also nur in Sachsen eine Art Vor- 
schrift, sonst nirgends, noch viel weniger über die Art der Geschäftsbehandlung 
in diesen Sitzungen. Maßgebend nämlich ist in keinem Staate irgend eine Instruk- 
tion für die Räte der Ministerien noch irgend eine Geschäftsordnung. In vielen 
Staaten sind überhaupt gar keine vorhanden, so in Hessen, Württemberg, 
Sachsen- Weimar, auch im Königreich Bayern sind im allgemeinen keine solche 
Vorschriften für die Räte da, in Österreich nur für die Formalia der Geschäfts- 
behandlung, sonst nicht. ^ 
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In Baden gibt es alte Instruktionen^ sie sind jedoch nicht mehr branchbar 
und in Vergessenheit geraten. In Preußen wären maßgebend „die Verordnung 
über die veränderte Verfassung aller obersten Staatsbehörden in der preußischen 
Monarchie" vom 27. Oktober 1810 und die ,^abinettsordre wegen der Geschäfts- 
führimg bei den Oberbehörden in Berlin" vom 8. November 1817^). Indessen 
die letztere handelt nur davon, welche Sachen ,von den einzelnen Ministerien 
dem Gesfimtministerium (Staatsministerium) vorzulegen sind, und in der ersteren 
stehen unter: „die Staatsminister und die Departementschefs", außer den sehr 
wichtigen Kompetenzabgrenzungen nach oben, den Befugnissen der Minister und 
Departementschefs, nur zwei Sätze, die uns hier vielleicht schon angehen, die 
über die Stellung der Direktoren in den Abteilungen und der vortragenden 
Räte ; aber detaillierte Geschäftsinstruktionen für beide sind hier nicht gegeben, 
diese, wenn vorhanden, kann nur der innere Dienst geschaffen haben, sie ent- 
ziehen sich also der Kenntnis. 

Entscheidung und Stellung der Mitglieder der Ministerien zu den 

Abteilungschefs und zu den Ministern. 

In allen Staaten gilt mit geringen Modifikationen der bekannte Grundsatz: 
„Die Gesamtheit der Ressortchefs, welche das Staatsministerium bilden, beraten 
unter dem Vorsitz ihres Chefs, der gewöhnlich den Titel Ministerpräsident 
führt, in kollegialischer Art, aber ihre ihnen untergebenen Ministerien werden 
von ihnen selbst bureaukratisch regiert. Alle in den Ministerien tätigen Räte 
vom jüngsten bis zum ältesten, ja bis zum Abteilungschef haben nur be- 
ratende Stimme dem Minister gegenüber. Gewiß finden, sei es bei den 
seltenen Plenarsitzimgen, sei es bei den Sitzungen der Abteilungen Abstimmungen 
statt, aber nur soweit der Vorsitzende es zuläßt; gewiß kommt es auf diesem 
Wege zu Majoritätsbeschlüssen, aber die Vorsitzenden stehen diesen durchaus 
frei gegenüber; sie haben nicht etwa bloß wie bei den Provinzialbehörden das 
Vetorecht, sondern können stets, ohne an jemanden zu berichten und von ihm 
die Entscheidung einzuholen, nur auf ihre eigene Verantwortung hin, jeden Be- 
schluß verwerfen oder ausführen lassen. Das ist das Wesen des bureau- 
kratischen Regiments^), das in allen Ministerien, auch in den Kultusministerien, 
herrscht. So erfolgt denn in allen deutschen Kultusministerien, auch in dem 
österreichischen, die letzte Entscheidung in irgend einer schultechnischen, 
juristischen oder Personalangelegenheit stets durch den Minister allein. Die 
Referenten, vortragenden Räte schlagen nur vor. Ob eine Beratung in einem 
größeren Kreise vorher stattfindet, ob dieselbe meist koUegialisch ist bei 
wichtigeren Sachen, wie in Baden, entscheidet stets der Minister; vielleicht 
nur noch in Hessen ist eine koUegialische Form der Beratung vorhanden. 



') Über die Geachichte der preußischen Verwaltung bes. E. Meier, Die Reform der 
VerwaltungBorganiBation unter Stein und Hardenberg. Leipzig 1881. 

8) Über die Notwendigkeit desselben in den obersten Zentralbehörden habe ich mich 
oben S. 61 ff. ausgesprochen. 
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Sonst herrscht in Bayern^ im Königreich Sachsen^ im Großherzogtum Sachsen- 
Weimar, in Württemberg, Oldenburg die Form, die bei bureaukratischem 
Regiment nicht anders möglich: die Dezernenten, Referenten, vortragenden Räte 
tragen ihre Ansicht dem Chef vor, und dieser gibt seine Entscheidung. Ob 
überhaupt und wie weit die Rate selbständig, ohne Vortrag, entscheiden können, 
ist durchaus dem persönlichen Willen des Ministers überlassen: er allein ist 
natürlich überall der einzig verantwortliche Beamte. 

Nur der Form, nicht dem Wesen nach, gestaltet sich die Entscheidung 
dort anders, wo größere Abteilungen mit einem besonderen Vorstand in den 
Ministerien bestehen: in Preußen wie in Österreich. Die Macht eines 
Abteilungs Vorstandes (Ministerialdirektors in Preußen, Sektionschefs in 
Osterreich) ist bekanntlich sehr groß; er ist in Preußen Stellvertreter des 
Ministers nach außen hin in allen der königlichen Genehmigung nicht be- 
dürfenden Angelegenheiten^), nach innen wird zwar der Geschäftskreis des 
Ministerialdirektors durchaus von dem Minister bestimmt, der ihm gewisse Dinge 
entziehen und der eigenen Entscheidung vorbehalten kann, aber innerhalb dieses, 
meist recht großen, von seinem Chef ihm überlassenen Kreises ist des Abteilungs- 
direktors Macht eine fast allgewaltige,- welche der ministeriellen beinahe gleich- 
kommt, in Preußen wenigstens. Vor allen Dingen findet gegen die geschäftsmäßig 
getroffenen Verfügungen eines Abteilungsdirektors in Preußen und Österreich 
ein Instanzenzug an die Person des Ministers nicht statt. Abweichende An- 
sichten eines Dezernenten könnten nur in Form einer Gegenvorstellung — 
a male informato ad melius informandum — weiter verfolgt werden; der- 
gleichen Gegenvorstellungen unterliegen aber wiederum der Entscheidung des 
Abteilungsdirektors; es müßte denn sein, daß der Minister angeordnet hätte, 
gewisse oder aUe Gegenvorstellungen seien ihm vorzulegen oder vorzutragen, 
was freilich sofort ein starkes Mißtrauen bezeugen und die Stellung des Ab- 
teilungschefs erschüttern würde. Wie die Stellung des Abteilungschefs im Grunde 
genommen eine von dem Minister ganz abhängige, tatsächlich aber eine fast 
von ihm unabhängige ist — schon deshalb, weil der oberste Leiter eines so 
komplizierten Organismus, wie es gerade ein Kultusministerium ist, in bezug 
auf Personal- und Sachkenntnis auf seinen Abteilungsdirektor sich verlassen 
muß — y so kann auch die Stellung eines vortragenden Rates in Preußen sehr 
machtvoll sein, obwohl er nach den Verordnungen nur eine beratende Stimme 
hat*); auch in den Sitzungen der Abteilungen hat allein der Abteilungsdirektor 
die entscheidende Stimme, braucht sich an die Abstimmung (wenn er überhaupt 
es zu einer solchen kommen lassen will) der Dezernenten nicht zu kehren; 



1) Das eclieint sich aus den im Zentralblatt nur mit der UnterBobrift des Ministerial- 
direkton versehenen Verordnungen zu ergeben. 

^ Verordnung über die veränderte Verfassung aller obersten Staatsbehörden in der 
preußischen Monarchie v. 27. Okt. 1810: Die Staatsminister und die Departementschefs. 
Gesetzsamml. 1810, S. 8: Die in jedem Departement angestellten vortragenden Rate haben 
bloß beratende Stimme, die Direktoren der einzelnen Unterabteilungen in solchen aber eine 
entscheidende; vgl v. Könne, Yerwaltungsrecht S. 66. 
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aber auch für den Minister sind die Meinungen einer Abteilung (Sektion) oder 
die ihres Direktors nicht bindend. Hierbei ist es selbstverständlich^ daß nicht 
aUe Sachen bis zur höchsten Spitze behufs ihrer Erledigung zu gelangen 
brauchen, in Österreich ebensowenig wie in Preußen; wie weit die Kompe- 
tenzen des vortragenden Referenten, wie weit die des Abteilungschefs reichen^ 
gehört natürlich zu den Mysterien der Zentralbehörden; immerhin ist es wahr- 
scheinlich, daß in jedem Augenblick die Kompetenz des einen durch den 
Nächst-Yorgesetzten und dessen Kompetenz wieder durch den Höchst- Vorgesetzten 
abgeändert werden kann; das ist eben das Wesen des bureaukratischen 
Regiments. ^) 

Fachmänner und Nicht-Fachmänner. 

Ist so im allgemeinen der mehr äußere Gang geschildert, auf dem schließlich 
in den Ministerien schultechnische Fragen, auch solche, die persönlicher oder 
judiziell-administrativer Art sind, zur Entscheidung kommen, so spricht natür- 
lich die Art der Vorbildung der Dezernenten hier ganz bedeutend mit. Und 
deshalb muß festgestellt werden, wie stark das fachliche Element in den Zentral- 
behörden vertreten ist. Zunächst ist hier hervorzuheben, daß alle jetzigen 
Kultusminister in Deutschland juristisch vorgebildet sind; auch sind, soweit mir 
bekannt, diese Posten in deutschen Landen immer von Juristen ausgefüllt gewesen, 
nur in Württemberg ist es einmal von 1857 — 61 vorgekommen, daß ein philo- 
logisch gebildeter Chef an der Spitze des Departements des Kirchen und Schulwesens 
gestanden hat. — Auch in Osterreich sind früher nur Juristen zum Posten eines 
Kultusministers erhoben worden, augenblicklich aber ist Österreich das einzige 
Land, in welchem ein Philologe diese oberste Behörde der „geistigen Interessen^' 
leitet; der jetzige Österreichische Unterrichtsminister war bekanntlich nach ab- 
gelegter Lehramtsprüfung Probekandidat und Supplent am akademischen 
Gymnasium in Wien, und dann, zur Universitätslaufbahn übergehend, wurde er 
ebendaselbst Universitätsprofessor, auch entfaltete er eine einflußreiche literarische 



1) Diese Unbestimmtheit, welche das oben notwendige bureaukratisclie System mit sich 
bringet, hat im kleinen in den unteren Behörden ähnliche Folgen. Deutlich wird dies, wenn 
man sich überlegt, welche Wirkung mit der Zeit jene Ausdrücke: ,in dem einen oder andern 
Fache*, „Meinungsverschiedenheit*, „Persönlichkeit' haben müssen. Zunächst werden sich 
manche über dieselben freuen, weil sie eine Freiheit in ihrer Auslegung zu gewähren 
scheinen. Dies ist aber gerade das Bedenkliche. Denn jeder Vorgesetzte (Anstaltsleiter 
oder Prüfungskommissar) wird dahin streben, daß seine persönliche Überzeugung auch die 
seiner Untergebenen wird. Sollte sich eine Differenz zwischen beiden Teilen ergeben, 
so wäre die Anrufung der nächst höheren Instanz ganz zwecklos, weil solche Aus- 
drücke, welche kein Mensch sicher zu definieren imstande ist, auch diese Instanz 
nicht fest umschreiben kann, sich auch wohl hüten wird, sie in ihrer Bedeutung 
festzulegen. Folglich wird fast alles von der Ansicht eines einzelnen Vorgesetzten 
abhängig sein, der es allein in seiner Macht hat, auf Grund dieser dehnbaren Aus- 
drücke Versetzungen und Prüfungen bald schwer, bald leicht zu machen. Vorzüglich in 
Norddeutechland, besonders in Preußen, wird dadurch ganz allmählich das Eollegialitäts- 
prinzip zurückgedrängt werden. Für das äußere Gedeihen mancher Anstalten mag ja das 
ganz vorteilhaft sein; daß es ihrem inneren Gedeihen frommt, wird wohl jeder bezweifeln. 
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Tätigkeit z. B. als Herausgeber der ^Zeitschrift für die österreicbischeii Gjrn- 
nasien."^) 

Österreich ist jetzt auch das einzige Land^ in welchem ein Philologe^ 
auch ein früherer Universitätsprofessor^ Direktor einer Ministerialabteilung ist: 
der Leiter der vierten Sektion im österreichischen Ministerium ist ein bekannter Ge- 
lehrter^ er leitete bis vor kurzem die Abteilung nicht als Sektionschef, sondern als 
Ministerialrat mit dem Titel und Range eines Sektionschefs. Ob in deutschen 
Staaten es möglich wäre, daß ein Nicht-Jurist zum Mioisterialdirektor auch nur 
in Stellvertretung aufrücke? Soweit man. urteilen kann, ist die Frage für ganz 
Deutschland zu verneinen; im Königreich Sachsen wenigstens ist den schul- 
technisch gebildeten Baten die Stelle des Ministerialdirektors verschlossen. Daß 
in Preußen eiu Mann aus dem Oberlehrerstande Abteilungsdirektor gewesen 
wäre, ist wohl nicht dagewesen; ebenso wie dies jetzt einfach unmöglich wäre. 
Ich brauche wohl kaum zu erwähnen, daß auch alle preußischen Kultusminister 
von Altenstein an stets Juristen gewesen sind mit Ausnahme eines, der nur sehr 
kurze Zeit amtierte. 

Was die Mitglieder des Ministeriums und ihre Vorbildung anbelangt, so 
mag folgende Übersicht uns belehren: In der Zentralbehörde sind 

in Bayern: 10 Räte — sämtlich Juristen, 

in Baden: 7 Räte — sämtlich Juristen, 

in Anhalt und in Braunschweig, d. h. in den Staatsministerien beider Staaten, 
sind sämtliche Mitglieder Juristen, 

in Württemberg — 4 Juristen, 1 Theologe, 

in Hessen — 4 Juristen, 1 Philologe, 

in Sachsen- Weimar — 2 Juristen, 1 Philologe, 

in Oldenburg — 1 Jurist, 3 Theologen und Philologen, 

in Mecklenburg-Schwerin im Ministerium 4 Juristen, in der Unterrichtsabteilung 
2 Theologen, 1 Phüologe«), 

im Königreich Sachsen — 3 Juristen, 3 schultechnisch gebildete Mitglieder, 

in Preußen — 18 (?) Juristen, 5 Räte, aus dem Oberlehrerstande hervorgegangen; 
von denen einer die katholischen Gymnasien unter sich hat, ein anderer 
Dezernent über Mädchen- und Volksschulwesen ist, so daß für die höheren 
Schulen nur 4 Räte aus dem Oberlehrerstande übrig bleiben. 

In Preußen, wie in den andern Staaten, sind natürlich für die geistlichen 
und Medizinalangelegenheiten, ebenso für Bausachen noch Fachmänner als Räte 
zur Begutachtung vorhanden, aber ihre Zahl ist abgesehen von den 4 Medi- 
zinern im preußischen Ministerium, verhältnismäßig noch etwas geringer als die 
der „Philologen", d. h. der früheren Schulmänner. Femer muß man ia Preußen 



^) Erst küizlich hat der österreichische Unterrichtsminister die griechiache Grammatik 
von Georg Gurtias in 22. Auflage nen herauBgegeben. 

^) Es ist möglich, daß seit Niederschrift des Obigen die Angaben, die z. T. den Staats- 
handbüchem entnommen teils nach persönlichen Erkimdigungen gegeben wurden, hier und da 
nicht mehr ganz richtig sind. 
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noch einen Unterstaatssekretär^ 4 Ministerialdirektoren zu den Jnristen hinzu- 
zahlen, so daß deren Zahl auf ca. 23 steigt. 

Abgesehen von dem Umstände, daß in Osterreich der Minister und ein 
Sektionschef Philologen sind, ist es dort, was die Zahl der schultechnisch Tor- 
gebildeten Räte betrifft, schlechter bestellt als bei uns: sämtliche in ordent- 
licher Verwendung stehende Referenten, die Vorsteher der Departements 
21 an der Zahl, sowie 3 Sektionschefs sind Juristen, ebenso natürlich die unter 
ihnen arbeitenden Ministerialsekretäre, Ministerialvizesekretäre und Ministerial- 
konzipisten. Der Vorstand des Departements IX (didaktische päda- 
gogische Angelegenheiten des Mittelschulwesens), welcher, früher 
Landesschulinspektor, jetzt Hofrat ist, steht aber in außerordentlicher Ver- 
wendung; zwar ist er den juristischen Referenten durchaus koordiniert, aber 
die Dauer seiner Verwendung im Ministerium ist zeitlich nicht bestimmt, 
nnd seine Stellung kommt hierin nur der eines Hilfsarbeiters in Preußen 
etwas gleich. Es ist dies eine sehr auffallende Tatsache; bis vor einigen 
Jahren, bis 1898, waren 4ie Geschäfte des jetzigen Departements IX (didaktisch- 
pädagogische Angelegenheiten) und Departements X (administrativ- ökono- 
mische Angelegenheiten) in einem Departement yereinigt, dann folgte 
wegen zu großer Ausdehnung und Überlastung die Trennung in die jetzigen 
beiden, Yon denen dem einen, dem didaktisch-pädagogischen, eben ein Fach- 
mann vorgestellt ist; — so mag die geschichtliche Entwickelung hier die 
Veranlassung gegeben haben und diesen Zustand entschuldigen. Es kommt 
noch hinzu, daß der Sektionschef der 1. Sektion, zu welcher das höhere Schul- 
wesen dort gehört, ein Jurist ist, ebenso wie in anderen Staaten; nur die 
4. Sektion, die hauptsächlich Universitätssachen bearbeitet, leitet dort ein 
Nicht-Jurist. — Aus dieser Darlegung ergibt sich dann der Schluß, wie wenig in 
allen Zentralbehörden das höhere Schulwesen durch Fachmänner, die früher 
der höheren Schule selbst angehörten, vertreten ist. Ferner, wie in fast allen 
schultechnischen Dingen die letzte Entscheidung juristischen Räten zukommt, 
in einigen Staaten z. B. in Bayern, schon wenn vortragende Räte diese Sachen 
in die Hand bekommen, in allen andern aber, wenn sie dem Abteilungsdirektor 
bezw. dem Minister vorliegen, nur in Österreich, wie gesagt, ist jetzt die aller- 
letzte Entscheidung in die Hand eines Mannes gelegt, welcher selbst im Schul- 
leben früher tätig war. Endlich ist hierbei nie außer acht zu lassen, daß, wenn 
auch schultechnisch gebildete Räte in geringer Zahl hier und da ihres Amtes 
walten, ihre fachliche Ansicht bei der bureaukratischen Verwaltung sämtlicher 
Zentralbehörden häufig gewiß nicht durchzudringen vermag, wobei aller- 
dings, wie oben auseinandergesetzt, vieles auf Persönlichkeiten ankommt. Da 
andere hieran sich anschließende Betrachtungen weiter unten erfolgen sollen, 
wollen wir nur noch die Organisation der höchsten Unterrichtsbehörden von einer 
andern Seite zu beleuchten versuchen. 

Bei der großen Mannigfaltigkeit der Verwaltungszweige überhaupt ist es 
ja unmöglich, ganz einheitliche Zentralbehörden zu schaffen; wollte man nur auf 
die Einheitlichkeit der Ministerien sehen, so würde man ihrer sehr viele, oft 
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mit zu kleinem Geschäftskreis, errichten müssen. Es werden stets einige Kessorts 
übrig bleiben, welche nur Anhängsel an größeren sind, besonders wird es sich 
in kleineren Staaten so fügen; auch hat die geschichtliche Entwickelung oft 
Gebiete nahe aneinander gerückt, die sonst ihrem Wesen nach getrennt liegen. 
Daher findet man mancherlei Ressortverbindungen, welche in der Sache nicht 
begründet sind, wenn z. B. in Baden, Bayern, Württemberg im Ministerium des 
Königlichen Hauses und des Äußeren neben den Angelegenheiten der Gesandt- 
schaften, der Eonsularbehörden und politischen Dinge auch die Sachen der 
Eisenbahn, Post und Telegraphie bearbeitet werden, die höchstens deswegen zum 
Ministerium des Auswärtigen gehören, weil sie (so könnte man scherzhaft sagen) 
auch nach außen befördern, während es doch sonst Institute sind, welche recht 
zum Innern des Landes gehören. Auch die Verwaltung der Forsten erblickt man 
hier unter der obersten Finanzyerwaltung (Baden, Bayern, Königreich Sachsen und 
Sachsen- Weimar), dort unter der des Innern (Württemberg), und solche nicht-sach- 
gemäße Zuteilungen wird man bei den obersten Bergbehörden, bei Abteilungen für 
Handel und Gewerbe und anderen vielfach finden. Eine Zentralbehörde hat 
sich immer am reinsten, um so zu sagen, zu bewahren gewußt, es ist die Justiz, 
auch da, wo, wie in Baden und Mecklenburg-Schwerin, eine Zusammenlegung 
mit anderen Ressorts nötig wurde; zur Justiz gehört notwendigerweise immer 
nur die Aufsicht über die Rechtsprechung in den drei Instanzen und die Auf- 
sicht über die yerschiedenen Strafanstalten, wozu in einigen süddeutschen Staaten 
noch diejenige über die Notariats- und Anwaltskammem kommt; so ist es auch 
in kleineren Staaten, in Hessen, in Sachsen- Weimar, Oldenburg geblieben. Selbst 
das Finanzministerium hat sich solche Einheit nicht bewahren können; am 
einfachsten zeigt sich hier das preußische Finanzministerium mit seinen drei 
Abteilungen für das Etats- und Kassenwesen, für die Verwaltung der direkten 
Steuern und für die Verwaltung der indirekten Steuern und den dazu gehörigen 
Behörden, die alle durch ein geistiges Band notwendig mit ihrer Oberbehörde 
verbunden sind, während in andern Ländern, wie schon oben gezeigt, durch gar 
mannigfaltige Anhängsel auch die Verwaltung der Finanzen beschwert ist, am 
meisten wohl im Königreich Sachsen, wo ihr außer der Forstverwaltung 
und dem Berg- und Hüttenwesen noch das gesamte Eisenbahn-, Post- und 
Telegraphenwesen in wenig organischer Weise angegliedert ist. Mögen sich 
also manche Zentralbehörden auch durch ihre Ponderabilien und Imponderabilien 
recht beschwert fühlen, es ist doch ersichtlich, die sogenannten ünterrichts- 
oder Kultusministerien haben sich das bunteste Kleid in allen Staaten 
gefallen lassen müssen. Die oben erwähnte preußische Kabinettsordre vom 
3. November 1817, die das preußische Unterrichtsministerium von dem des Innern 
abzweigte, betont richtig die „Würde und Wichtigkeit" dieses Ressorts; indessen 
gerade die „Würde und Wichtigkeit" der Kirche, wie die „Würde und Wichtigkeit" 
des gesamten Unterrichts und vielleicht ebenso die der Medizin hätte folgerichtig 
drei besondere getrennte Zentralbehörden schon damals gefordert und in der 
Folgezeit, wo die Ausdehnung der drei Teile sehr gewachsen, noch mehr; freilich 
das österreichische Kultusministerium vereinigt z. B. mit seinen verschiedenartigen 
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Kirchen (in Deutschland sind doch deren nur 3 vorhanden) noch vielmehr 
heterogene Elemente in sich^ was trotz der vortrefflichen klaren Einteilung in 
4 Sektionen und vor allen Dingen in diejenige der Departements sich nicht 
ableugnen läßt. Stellt man neben diese beiden Unterrichtsministerien andere 
Zentralbehörden^ wie die für ^^Landwirtschaft ^ Domänen und Forsten'% für 
„Handel und Gewerbe" (Preußen), wie das „Ackerbauministerium" und „Handels- 
ministerium" (Österreich), so erscheinen die letzteren schon in ihrem Namen 
fester und einheitlicher gefügt; auch die Erklärung, die Kultusministerien seien 
die obersten Verwaltungsbehörden für die Pflege „geistiger Interessen" kann 
über die Tatsache nicht hinweghelfen, daß gerade diese Zentralbehörden vielfach 
wenig einheitliche Körperschaften sind; gewiß bedeuten „Kirche, Unterricht, 
Medizin, Kunst^^ geistige Interessen, aber pflegt die Justiz keine geistigen Interessen? 
Dann könnte oder müßte man diese auch noch durchweg demselben Minister, 
dem Kultusminister, unterstellen; und die geistigen Interessen der Kirche, des 
wissenschaftlichen Unterrichtes, der Medizin, des technischen Unterrichts sind 
so verschieden, daß sie kaum von einem Manne in der Gegenwart wahrgenommen 
oder übersehen werden können. Diese Tatsache ist ja bekannt, überall zu- 
gestanden und wird als ein durch die Entwickelung gegebener Notbehelf nun 
einmal hingenommen. Aber der Ubelstand tritt da weniger hervor, wo man die 
Medizin ganz oder teilweis aus diesem Interessenbereich entfernt hat, wie in 
Württemberg, Oldenburg, zum größten TeU in Bayern und Österreich, oder 
wo man wenigstens das technische Unterrichtswesen anderwärts untergebracht 
hat, mögen auch wieder andere Ressorts darunter zu leiden haben. 

Von allen Zentralbehörden entspricht nach den oben angegebenen Tat- 
sachen offenbar das Departement des „Kultus und öffentlichen Unter- 
richts" im Königreich Sachsen am meisten dem Ideal eines Kultusministeriums; 
hat es doch nur den öffentlichen Kultus (die Sachen der evangelischen, katholischen, 
israelitischen Religion) unter sich, sowie den auf Wissenschaft beruhenden oder 
schließlich davon abhängenden Unterricht: Universität, höheres und niederes 
Unterrichtswesen nebst den Mädchenschulen und Taubstummenanstalten, trägt 
also als einziges aller Unterrichtsministerien einheitlichen Charakter 
an sich, weil Medizin, Kunst, technisches Unterrichtswesen aus ihm entfernt 
sind, wozu noch als ein die Einheitlichkeit fördernder Umstand kommt, daß der 
evangelische Kultus wie der katholische in Zwischenbehörden ihre besondere 
Aufsichts- und Verwaltungsorgane haben, so daß die 6 Räte im sächsischen 
Kultusministerium zu Dresden sich in erster Linie wohl ausschließlich dem 
öffentlichen Unterricht widmen können. Freilich zwei andere Umstände mögen 
dies wieder etwas beeinträchtigen: erstens findet hier eine Personalunion zwischen 
dem Unterrichtsministerium und dem Ministerium des königlichen Hauses dadurch 
statt, daß der Leiter des ersteren auch Leiter des letzteren ist, zweitens fehlt 
im Königreich Sachsen eine Zwischen (provinzial) behörde, so daß jegliche Vor- 
arbeit, wie sie in anderen Staaten durch ProvinzialschulkoUegien, Obersten 
Schulrat usw. geleistet wird, für die Räte des sächsischen Kultusministeriums 
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fehlt. Immerhin wird der einheitliche Charakter des sächsischen Kultus- 
ministeriums für andere Staaten vorbildlich bleiben. 

B. Zentralmittelbehörden (Zwischen- oder Frovinzialbehörden). 

a) Äußere Organisation. 

Namen, Geschichtliches. 

Wie oben angedeutet, wollten wir an dieser Stelle auch die beiden Schul- 
behörden von Hamburg und Bremen darstellen und der äußeren Zweck- 
mäßigkeit wegen müssen wir hier mit der Behörde beginnen, die in ihrer 
jetzigen Gestalt am jüngsten ist: es ist die Senatskommission für das 
Unterrichtswesen der freien Hansastadt Bremen: dieselbe besteht seit 1885^ 
sie ist an Stelle des ehemaligen Scholarchats getreten. Ihre Zusammensetzung 
ist durch die Verfassung von Bremen geregelt und bis auf weiteres festgesetzt. 

Eine größere Zahl solcher Schulbehörden ist um das Jahr 1870 entstanden 
darunter als die älteste diejenige der Schwesterstadt von Bremen: die freie und 
Hansastadt Hamburg hat unter dem 11. November 1870 ein Gesetz betr. das 
Unterrichtswesen ^) erlassen und damit an gleichem Tage die jetzige Ober- 
schulbehörde errichtet, von welcher uns nur die Sektion H (für das höhere 
und private Schulwesen) interessiert. 

Aus dem Jahre 1872 stammt der bayerische oberste Schulrat; eine 
königliche allerhöchste Verordnung vom 22. November 1872: „Die Ein- 
richtung einer technischen Oberleitung der humanistischen und technischen 
Mittelschulen betreffend", hat denselben ins Leben gerufen, ähnlich wie 1874 
im Großherzogtum Hessen durch eine Verordnung vom 3. August dieses 
Jahres an Stelle der dortigen früheren Oberstudiendirektion die jetzige be- 
sondere Abteilung des Ministerium des Innern trat^). Zu dieser Gruppe 
gehört auch noch Braunschweig: am 8. April 1876 kam dort ein Gesetz 
zustande „die Errichtung einer Oberschulkommission und die staatliche Be- 
aufsichtigung der Unterrichtsanstalten betreffend^ infolgedessen ist die jetzige 
„Oberschulkommission" in Braunschweig seit Neujahr 1877 tätig. Und 
kurz vorher 1874 war, gemäß eines vom anhaltischen Landtage gestellten An- 
trages, in Anhalt eine landesherrliche Verfügung ergangen^), kraft deren 
eine andere Organisation der oberen Verwaltungsbehörden eintrat; bei dieser 
wurde die Finanzverwaltung von der Regierung abgezweigt, die letztere in zwei 
Abteilungen getrennt in die Abteilung des Innern und in die Abteilung für 
das Schulwesen; seit dem 1. Januar 1875 fungiert dann diese Abteilung für 
das Schulwesen in Anhalt, welche im wesentlichen einem preußischen Provinzial- 
schulkoUegium entspricht Zwar wie in Braunschweig existiert auch hier noch 
als Oberbehörde ein Ministerium, aber wie in Braunschweig nur ein Gesamt- 



^) Siehe Gesetzsammlung der Freien und Hansastadt Hamburg. 6. Bd. 1870. S. 117 ff. 
2) Nodnagel S. 1. 
») Krüger S. 1. 
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ministerinm^ ohne daß besondere Ressortministerien vorhanden wären^ während 
in einem andern deutschen Bundesstaate von ähnlicher Ausdehnung (Olden- 
burg) ein Gesamtministerium mit drei getrennten Ressorts und eine schon am 
15. August 1858 eingerichtete Zwischenbehörde vorhanden ist in doppelter 
Gestalt: ein evangelisches Oberschulkollegium und ein römisch-katholisches Ober- 
schulkollegium. 

Viel älter; zum Teil noch aus der Zeit vor den deutschen Einigungskriegen^ 
sind die Zwischenbehörden Württembergs und Badens; am 2. Oktober 1866 
erging in Württemberg eine königliche Verordnung betreffend die Aufsicht 
über das Gelehrten- und Realschulwesen, auf Grund deren der bisherige „Studien- 
rat^^ als Zentralbehörde aufgehoben wurde und als eine besondere Abteilung 
des Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens unter der Bezeichnung: ,;Ab- 
teilung für Gelehrten- und Realschulen^^ (gewöhnlich Eultministerialabteilung 
genannt) fortbestand. Schon vier Jahre vorher war im benachbarten Baden 
der seit 1836 tätige Oberstudienrat außer Wirksamkeit gesetzt, da derselbe bis 
dahin noch zu eng mit den obersten Kirchenbehörden organisch verknüpft war, 
so in bezug auf den Vorsitz und auf die finanzielle Verwaltung ; an seine Stelle 
trat durch Verordnung vom 12. August 1862, die Beaufsichtigung und Leitung 
des Schulwesens im Großherzogtum betreffend, der jetzige Oberschulrat*}. 

Was die beiden Großstaaten Osterreich und Preußen anbetrifft, so ist die 
österreichische Zentralmittelbehörde, der Landesschulrat, ungefähr ebenfalls 
um diese Zeit, aber erst in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre ins Leben 
gerufen: freilich schon viel früher, nach dem Revolutionsjahre 1848, als nach 
Abänderung der alten „Studienhofkommission" durch kaiserliche Verordnung 
vom 23. März 1848 das Ministerium des öffentlichen Unterrichts eingerichtet 
wurde, wurden auch in Osterreich provisorische Landesschulbehörden eingesetzt; 
sie hatten, wie die heutigen, pädagogisch gebildete Fachmänner und „admini- 
strative Referenten^^ und bildeten einen ziemlich selbständigen Teil der politischen 
Landesbehörde. Aber ihre Dauer war nicht lang. Schon 1854 wurden sie 
wieder aufgelöst, und ihren Wirkungskreis übertrug man den politischen Landes- 
stellen. 1860 wurde auch das, 12 Jahre vorher gegründete Unterrichtsministerium 
aufgehoben, und erst als dieses am 2. März 1867 durch kaiserliches Handschreiben 
wieder hergestellt wurde, traten auch die Landesschulbehörden, wenn auch unter 
andern Namen, als Landesschulräte, wieder in Wirksamkeit. Das Eigen- 
tümliche bleibt, daß mittels kaiserlicher Entschließung vom 25. Juni 1867 
diese Landesschulbehörde zuerst für Galizien imd Lodomerien samt dem Groß- 
herzogtum Krakau entstand und daß für diesen einen Landesschulrat in sieben 
Artikeln mit vielen Absätzen ein ausführliches Organisationsregulativ gegeben 
wurde. ^) 

Erst ein Jahr später erschien dann das Gesetz vom 25. Mai 1868, welches 
die reichsgesetzliche Grundlage für die Zusammensetzimg der Landesschulräte 
bildete ; freilich für die Kompetenz dieser Behörde waren und sind immer noch 

1) Joofl S. 15 AT. 

2) Mayrhofer-Pace IV, S. 544 ff. 
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manche Bestimmongen aus den Jahren 1858/54 gültige welche für die damaligen 
Landesschulbehörden geschrieben waren. Der § 10 des obigen Gesetzes vom 
25. Mai 1868 lautet: Zur Leitung und Aufsicht über das Erziehungswesen^ dann 
über die Volksschulen und Lehrerbildungsanstalten werden in jedem Königreiche 
und Lande a) ein Landesschulrat als oberste Landesschulbehörde^ b) ein Bezirks- 
schulrat für jeden Schulbezirk, c) ein Ortsschulrat für jede Schulgemeinde 
bestellt. Die Einteilung des Landes in Schulbezirke erfolgt durch die Landes- 
gesetzgebung. — Zur Durchführung dieses Gesetzes, welches übrigens grund- 
sätzliche Bestimmungen über das Verhältnis der Schule zur Kirche enthielt, 
wurden dann auf Grund einer Ministerialverordnung vom 10. Februar 1869 
provisorische Anordnungen über die Schulaufsicht getroffen, welche derzeit nur 
mehr für Triest wirksam sind; für die übrigen Länder gelten die im Sinne der 
§§ 10 — 13 des Gesetzes vom 25. Mai 1868 erlassenen Landesgesetze über die 
Schulaufsicht. Doch soll im voraus gesagt werden, daß auf Grund jenes Er- 
lasses für Galizien von 1867 und des Gesetzes von 1868 trotz mancher Ver- 
schiedenheiten im einzelnen die österreichischen Mittelbehörden durchaus ein 
einheitliches Organisationsbild zeigen, wie wir nachher besonders aus ihrer Zu- 
sammensetzung ersehen werden. 

Der Zeit nach viel alter und in ihrer Entwicklung viel stabiler zeigen sich 
die preußischen Provinzialbehörden, sie stammen aus der Zeit nach den Be- 
freiungskriegen. Ihr Geburtsjahr ist das Jahr 1825, eigentlich freilich das Jahr 
1815, 'WO am 30. April die bekannte „Verordnung wegen verbesserter Ein- 
richtung der Provinzialbehörden" ^) erschien; hier lautet § 15: Für die Kirchen- 
und Schulsachen besteht im Hauptort jeder Provinz ein Konsistorium, dessen 
Präsident der Oberpräsident ist usw. § 16: Alle Unterrichts- und Bildungs- 
anstalten stehen gleichfalls unter diesen Konsistorien mit Ausnahme der Uni- 
versitäten, welche unmittelbar dem Ministerium des Innern (jetzt natürlich dem 
Kultusministerium) untergeordnet sind. — Aber erst zwei Jahre später erging 
unter dem 23. Oktober 1817 zugleich mit der bekannten Regierungsinstruktion 
für die politischen Verwaltungen auch die noch heute für die Provinzialschul- 
koUegien gültige Instruktion. Indes für die Kirchen- und Schulsachen war 
damals ein und dieselbe Behörde in Preußen zuständig, acht Jahr später, 1825 
unter dem 31. Dezember dieses Jahres erfolgte dann die Verordnung, welche 
diese Konsistorien in zwei Abteilungen trennte: „Allerhöchste Kabinettsordre 
vom 31. Dezember 1825, betr. eine Abänderung in der bisherigen Organisation 
der Provinzialverwaltungsbehörden" (Gesetzsammlung 1826, S. 5): B. Für die 
Geschäftsführung der Konsistorien bleibt die Dienstinstruktion vom 23. Oktober 
1817 mit folgenden Abänderungen maßgebend: 1) Das Konsistorium teilt sich 



1) Diese imd die folgenden Verordnungen sind natürlich in den betr. Jahrgängen der 
Gesetzsammlung for die Eönigl. Preußischen Staaten abgedruckt, einzelne, wie die Instruk- 
tion fOr die Oberpräsidenten von 1825, die Regiernngsinstruktion vom 23. Oktober 1837 
wieder abgedruckt im Anhang von: Die neuen preußischen Verwaltungsgesetze von M. y 
Brauchitsch (umgearbeitet und herausgegeben von Studt und Braunbehrens). 5. Bearbeitung. 
1896. Bd. 1. 
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in zwei Abteilungen^ die eine bearbeitet unter dem Namen Konsietorium die 
evangelischen geistliclien Sachen^ und die andere unter dem Namen: Provinzlal- 
Schulkollegium die dem Kollegium durch jene Dienstinstruktion überwiesenen 
Unterrichtsangelegenheiten. — Zwar haben einige Verordnungen z. B. eine 
solche Yon 1845 Abänderungen mit sich gebracht^ aber im wesentlichen sind 
unsere preußischen Provinzialbehörden seit nunmehr fast 80 Jahren so geblieben, 
wie sie damals konstituiert wurden, auch die neuen preußische Yerwaltungs- 
gesetze von 1888 haben diese Behörden kaum berührt. 

Die übrigen Staaten kommen hier nicht in Betracht: Mecklenburg- 
Schwerin und Sachsen-Weimar nicht, weil die dortigen Behörden zugleich 
Ministerial- und Zwischenbehörden sind; das Königreich Sachsen hat keine 
Pro nnzialbehörde. 

Unzweifelhaft haben geschichtliche Ereignisse überall die Organisation auch 
dieser mittleren Schulbehörden gefordert. In Preußen hat unmittelbar nach den 
Niederlagen Ton 1806/7 bekanntlich die gewaltige Persönlichkeit des Freiherm 
Yon Stein eigentlich alles Neue zum Teil erstrebt, zum Teil geschaffen; die oben 
erwähnte Verordnung von 1815 wegen „verbesserter Einrichtung der Provinzial- 
behörden^^ ist, wie schon der Titel sagt, eine Modifikation und Ausführung der 
von Stein noch kurz vor dem notwendigen Austritt aus dem Staatsdienst rechts- 
kräftig gewordenen Verordnung vom 26. Dezember 1808: wegen verbesserter 
Einrichtung der Provinzial-, Polizei- und Finanzbehörden (vergL G. S. 1808, 
S. 464 ff.), drei Tage vorher, unter dem 23. Dezember 1808 war die erste In- 
struktion für die Oberpräsidenten erlassen, unter demselben Datum, dem 26., 
die erste Geschäftsiustruktion für die Regierungen; nach dem Publikandum vom 
26. Oktober 1808 gehörten übrigens (§ 10) die Angelegenheiten des öffent- 
lichen Kultus und Unterrichts (d. h. auch höhere Schulen) vor die Regierungen, 
nur die Universitäten nicht. — Die durch die Kriege 1813/15 eingetretene Ver- 
größerung des Staates sowie der Wechsel in der obersten Verwaltung, zum 
Teil auch derjenige der Anschauungen unter Hardenberg ließ dann 1817 das 
Kultusministerium entstehen und mit den Instruktionen für die Konsistorien 
und Regierungen bald, 1825, die Zentralmittelbehörde. 

In gleicher Weise sind in Österreich die Niederlagen von 1866 die Ur- 
sachen von Neuorganisationen auf dem Gebiete des höheren Unterrichtes gewesen; 
es ist wohl kein Zufall, daß bald nach diesen Ereignissen das Kultusministerium wieder 
hergestellt wurde und die neuen Gesetze betr. der Landesschulräte herauskamen. Aber 
auch schon die Zeit von 1848 ist nicht ohne Einfluß geblieben; wie in Öster- 
reich das Kultusministerium damals überhaupt geschaffen wurde, so entstand 
bald darauf auch ein solches in Bayern (s. oben). Endlich ist in Deutschland 
für manche Bundesstaaten die große Zeit von 1870/71 folgenreich auf dem Ge- 
biete des höheren Unterrichtswesen gewesen, weniger unmittelbar als mittelbar 
durch den sich allmählich geltend machenden Umschwimg in sozialen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen, daher wohl die Neuordnung der Schulbehörden 
Hamburgs, Bayerns, Hessens, Braunschweigs, Bremens. Einzig und allein in 
Preußen ist die Zentralmittelbehörde, das ProvinzialschulkoUegium, von 1817 
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an fast drei Menschenalter hindurch, so gut wie gar nicht von den großen 
Geschichtsperioden in seiner Organisation tangiert worden.^) 

Vorsitzende und deren Stellvertreter. 

Bei einigen Staaten ist, wie schon oben kurz angedeutet, eine Art Personal- 
union zwischen der obersten Zentralbehörde und der Zwischenbehörde dadurch 
vorhanden, daß die Vorsitzenden der letzteren zugleich Mitglieder der Ministerien 
sind, ja, daß eigentlich die Minister selbst als Chefs auch dieser Behörde gedacht 
sind, sich aber in vielen Fällen durch Mitglieder ihres Ministeriums vertreten 
lassen. So ist das in Bayern der FaU: den Vorsitz des obersten Schulrates 
hat der Minister des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten (vgl. § 6 
der Verordnung): „bei Verhinderung desselben aber das hierfür bestimmte Mit- 
glied des obersten Schulrates''; zur Zeit hat aber, da für eine regelrechte Stell- 
vertretung nicht gesorgt ist, der älteste Ministerialreferent aus dem Ministerium 
tatsächlich den stellvertretenden Vorsitz. 

Ganz ebenso ist es im benachbarten Württemberg, auch hier präsidiert 
der Minister, trotzdem ein besonderer Direktor der Eultministerialabteilung 
vorhanden, sehr häufig selbst den Sitzungen; die Verordnung § 2 sagt aus- 
drücklich: „bei dieser Abteilung werden die wichtigsten Gegenstände . . . 
auf Grund der unter seinem Vorsitze zu haltenden Eollegialberatungen . . . 
erledigt." 

In Baden soU nach Joos S. 17 durch eine Verfügung schon vom Jahre 
1881 als Direktor (Leiter) des Oberschulrats ein Beamter bestellt sein, welcher 
zugleich dem Unterrichtsministerium als Rat angehört ; aber nach dem statistischen 
Jahrbuch von 1903/4 gehören weder der jetzige Direktor noch der versitzende 
Rat des badischen Oberschulrates dem dortigen Ministerium an. — In Hessen 
ist nach § 2 der Verordnung der „Referent für Schulangelegenheiten im 
Ministerium" zugleich Vorsitzender der hessischen Abteilung für Schulangelegen- 
heiten. Und für Braunschweig gilt der § 11 des Gesetzes vom 8. April 
1876: Den Vorsitz (in der Oberschulkommission) führt das mit dem Departement 
für geistliche und Schulsachen beauftragte stimmführende Mitglied des Herzogl. 
Staatsministeriums. Im evangelischen OberschulkoUegium zu Oldenburg ist 
der Vorsitzende ein Jurist, zugleich vortragender Rat im „Departement des 
Innem^^; dagegen steht das katholische Oberschulkollegium daselbst unter einem 
bischöflichen Offizial, mit dem Titel eines Geh. Oberkirchenrats, hat also einen 
Geistlichen zum Vorsitzenden. 

In allen andern Ländern mit eigenen Zwischenbehörden haben die letzteren 
auch ihre besonderen Präsidien, oft in größeren noch mit Stellvertretern, worauf 
wir bald noch zurückkommen. 

Nicht ohne Interesse ist die Feststellung, welche Vorbildung diese Chefs der 
Mittelbehörden genossen haben; hierbei ist natürlich, daß da, wo die Ministerien 



1) Erst ganz kürzlich, worauf wir noch zurückkommen, ist durch Hinzuziehung schul- 
technischer Mitarbeiter eine kleine Änderung versucht worden. 



fi 
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nur von Juristen in Besitz genommen sind und ein Mitglied des Ministeriums 
zugleich Chef der Zwischenbehörde ist^ die Leitung derselben in der Hand eines 
Juristen liegt. So werden jetzt die Zentralmittelbehörden von Juristen ge- 
leitet in: Bayern, Baden, Braunschweig, z. Teil in Oldenburg, Ham- 
burg, Österreich, wo das Präsidium der Landeschef (StattEalter) des betr. 
Kronlandes führt; natürlich liegt die Leitung der zum Justizministerium izi 
Mecklenburg-Schwerin gehörigen Unterrichtsabteilung auch in juristischer Hand. — 
Anders in Anhalt, Hessen, Württemberg, Bremen; in Anhalt ist 
der Vorsitzende theologisch, in Hessen und Württemberg philologisch vor- 
gebildet; in allen diesen Ländern sind dies Männern, die früher im praktiscilen 
Schuldienst waren; der Vorsitzende in Bremen ist Historiker seinem Fach nach. 
Ja, in Württemberg ist der Direktor der Kultministerialabteilung seit Gründniig 
dieser Zwischeninstanz stets ein früherer Schulmann gewesen, wobei zu be- 
achten ist, daß de iure nach § 2 der Einsetzungsordre und de facto dieser 
Direktor den Vorsitz inne hat, außer in Angelegenheiten, die der Minister der 
Beratung unter seinem Vorsitz vorbehalten; er wird dieselbe Bolle spielen wie 
in Osterreich und Preußen die Dirigenten, Vizepräsidenten, Stellvertreter der 
Landeschefs. 

Diese beiden letzteren Großstaaten haben das Gemeinsame, daß die Leitung 
der Zentralmittelbehörde durchaus dem zukommt, welcher auch an der Spitze 
der politischen Landesverwaltung steht. In Preußen haben diese höchsten 
Provinzialbeamten durchweg den Titel „Oberpräsident", in Osterreich „Statt- 
halter" oder ,Jiandespräsident", in Preußen nach § 3 der Instruktion für die 
Oberpräsidenten vom 31. Dezember 1825: „In den Provinzialkonsistorien, Schul- 
und Medizinalkollegien haben die Oberpräsidenten den Vorsitz und die Leitung 
der Geschäfte"; was auch nach dem Gesetz über die allgemeine Landes- 
verwaltung von 1883 § 8 noch gültig ist. Für Österreich besagt dies jetzt das 
Gesetz vom 25. Dezember 1904 § 44, L.-G.-Bl. 97: „Der Landesschulrat be- 
steht 1. aus dem Landeschef oder seinem Stellvertreter als Vorsitzenden." 

In beiden Großstaaten ist die Stellvertretung nicht ganz einheitlich geregelt. 
In dem österreichischen Gesetz vom 18. April 1890 nämlich heißt § 1 : „Bei den 
Landesschulräten in Wien, Prag und Lemberg ist zur Vertretung des Statt- 
halters ein eigener Beamter zu bestellen. Derselbe wird über Vorschlag des 
Ministers für Kultus und Unterricht vom Kaiser ernannt, fährt den Titel Vize- 
präsident des k. k. Landesschulrates und steht in der V. Rangklasse." — So 
ist hier der Stellvertreter des Landeschefs ein für allemal bestimmt^ in allen 
andern Kronländem kann der Landeschef einen solchen selbst bestellen nach 
dem Ministerialerlaß vom 4. Juli 1870, doch „wird es sich aus Opportunitäts- 
rücksichten empfehlen, daß von einer solchen Wahl Umgang genommen und 
der zur Vertretung des Landeschefs überhaupt berufene Rat stets auch zum 
Stellvertreter im Landesschulrate bestimmt werde." 

In der Tat, nach dem Jahrbuch von 1903, amtiert in Niederösterreich, Böhmen, 
Galizien ein Vizepräsident neben dem Statthalter, in andern Ländern ein Stell- 
vertreter, der nicht den obigen Titel hat; in Kärnten, im Küstenland, Bukowina, 
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Dalmatien ist^ zur Zeit wenigstens^ kein ständig bestellter Stellyertreter. Indessen 
das eine ist klar: der Präses der Schnlaufsichtsbeliörde und sein Stellvertreter 
sind in Österreich immer Juristen; ja die Fortsetzung des oben zitierten 
Ministerialerlasses vom 4. Juli 1870: ,^erbei kann auch nicht unerwähnt 
bleiben^ daß bei der Bestimmung dieses Funktionärs auf die im § 38 sub 2 
bis 7 des Schulaufsichtsgesetzes bezeichneten Mitglieder des Landesschul- 
rates nicht gegriffen werden kann, weil die Yersehung der denselben ge- 
setzlich zugewiesenen Funktionen mit der gleichzeitigen Führung des Vorsitzes 
und der sonstigen dem Vorsitzenden übertragenen Geschäfte sich durchaus 
nicht yereinbaren läßt^'^) — dieser Passus gestattet es auch gar nicht, ganz 
entgegengesetzt der yereinzelten preußischen Praxis, daß andere als Juristen die 
Stellvertretung für den wirklichen Chef übernehmen können. 

In Österreich sind es drei Stellen, wo ein besonderer Vizepräsident 
die Provinzialaufsichtsbehörde leitet: Wien, Prag, Lemberg; in Preußen hat 
nur in Berlin und in der Provinz Brandenburg, für die ein Provinzial- 
schulkollegium besteht, der Chef einen besonderen Stellvertreter, welcher bei 
uns ebenfalls „Vizepräsident^^ heißt. Das Stellvertretungswesen ist bei uns 
nicht so klar geregelt wie in Österreich, man hat auf die älteren Instruktionen 
der Oberpräsidenten und der Regierungen von 1825 und 1817 zurückzugehen 
und diese in Verbindung zu setzen mit dem, was sich aus § 9 des Gesetzes 
über die aUgemeine Landes Verwaltung von 1883 und aus einer Eabinettsordre 
von 1881 ergibt. Nach dem Landes Verwaltungsgesetz von 1883 ist der Stell- 
vertreter des Oberpräsidenten den Regierungen gegenüber ein Oberpräsidialrat, 
vergl. § 9 des O.-G., aber: „Die zuständigen Minister sind befugt, in besonderen 
Fällen eine andere Stellvertretung anzuordnen ^/' Dies war für die kirchlichen 
Provinzialbehörden in Preußen, welche seit der Eabinettsordre vom 27. Juni 
1845 einen besonderen Vorsitzenden haben, den jetzigen Eonsistorialpräsidenten, 
nicht nötig, wohl aber für die ProvinzialschulkoUegien, in denen eigentlich die 
Regierungspräsidenten bisher die Stellvertretung auszuüben hatten. Und so 
ordnete denn die oben erwähnte Eabinettsordre vom 28. November 1881 an 
„für diejenigen Provinzen, in welchen das Organisationsgesetz eingeführt ist 
oder eingeführt werden soll, daß bei den ProvinzialschulkoUegien, sofern für 
dieselben nicht besondere Dirigenten bestimmt sind oder künftighin bestellt 
werden, die Präsidenten der am Ort befindlichen Regierungen die Vertretung 
des Vorsitzenden in Behinderungsfällen zu übernehmen und die Geschäfte 
ständiger Direktoren zu führen haben. Die Stellvertretung des Regierungs- 
präsidenten in diesen Fallen erfolgt der Regel nach durch das jedesmal an- 
wesende dienstälteste Mitglied der Behörde. Der Minister der Geistlichen . . . 
ist befugt, in besonderen Fällen eine andere SteUvertretimg anzuordnen.^^ 

Augenblicklich ist denn in Preußen der Tatbestand folgender: Abgesehen 



1) Mayrliofer-Pace lY, S. 547/48 Anmerkung. 

^) Vgl. Anmerkung 6 su § 9 des L.-Y.-G. yon y. BrauchitBch (5. Bearbeitung von Studt 
und Brannbehrene). 

fl. Morsch, Das höhere Lehramt. ]6 
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also Yon Berlin^ wo ein juristisch Yorgebildeter Vizepräsident fungiert^ haben 
statt der Oberpräsidenten an fünf Stellen (Westpreußen, Pommern, Posen, West- 
falen , Rheinprovinz und Hohenzollemsche Lande) ^) Regierungspräsidenten, 
den stellvertretenden Vorsitz inne, an fiinf Stellen Mitglieder des Provinzial- 
BchulkoUegiums, und zwar zweimal die Justitiare, in Schlesien und Hannover, 
an drei Stellen, in Ostpreußen, Sachsen und Hessen - Nassau technische Räte; 
nur diese drei letzteren sind natürlich aus dem Oberlehrerstande hervor- 
gegangen, alle andern Stellvertreter, die Regierungspräsidenten und die beiden 
Justitiare sind Juristen ; übrigens führen fast sämtliche Stellvertreter, abgesehen 
von ihren sonstigem Charakter, Oberregierungsrat oder Geh. Regierungsrat, 
den Titel: Direktor. 

b) Innere Organisation. 

Mitglieder, ihr Amt und ihre Vorbildung. 

Die Zusammensetzung der Zentralmittelbehörden ist eine sehr mannig- 
faltige, offenbar hat man, vorzüglich bei den Behörden jüngeren Datums, ver- 
sucht, nach drei Rücksichten hin sie auszugestalten. Erstens wollte man 
diese Behörden und durch sie die höheren Schulen stets in Eontakt halten mit 
der Wissenschaft und zog in ihren Kreis Lehrer der Hochschulen, sowohl der 
theoretisch-wissenschaftlichen wie der praktisch-wissenschaftlichen, daneben wollte 
man offenbar die Mitglieder dieser Behörden nicht von der Praxis des Schul- 
lebens gänzlich abschließen und setzte sie fast ganz aus praktischen Schul- 
männern zusammen, welche dann im „Nebenamt'^ als Mitglieder dieser Behörde 
fungieren, oder man ließ praktische Schulmänner, Direktoren, Oberlehrer, 
Professoren höherer Lehranstalten in irgend einer Form an den Sitzungen teil- 
nehmen. 

Zweitens sollten die Räte der Zwischenbehörden auch von Laien- 
elementen, wenn nötig, sich beraten lassen können, und deswegen wurden Ver- 
treter der Gemeinden zugleich Mitglieder der Behörden. 

Drittens gibt es allerdings Staaten, welche gar keine dieser Rücksichten 
kennen, weder Männer der Wissenschaft noch Männer der Schulpraxis noch 
Laien an den Verhandlungen dieser Schulbehörde teilnehmen lassen. — Natürlich 
sind überall Juristen vorhanden, wie bei uns die Justitiare, in Osterreich die 
administrativ-ökonomischen Referenten, ebenso hier und da Bauräte, Medizinal- 
räte, auch Eirchenräte. Zur ersten Gruppe, in der Lehrer von Hochschulen 
und praktische Schulmänner in dieser Behörde sitzen, gehören: Bayeriij 
Baden, Württemberg, Braunschweig; zur zweiten Gruppe, welche be- 
sonders durch die Teilnahme von Laien charakterisiert wird, gehört außer 
Braunschweig, das auch hier genannt werden muß, vor allem Österreich, 

1) Nacli Wieee-Irmer 1902 S. 113 ff.; nach dem Kalender f&r Verwaltungsbeamte 1905 
hat sich dieser Bestand ein wenig geändert in bezng auf Schlesien und HannoTer; die aus 
dem Oberlehrerstande herrorgegangenen Dirigenten sind in Ostpreußen, Sachsen und in 
Hessen-Nassau geblieben. 
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dann aber auch Bremen und Hamburg^); übrigens sind auch hier yerb*eter 
der Schulpraxis^ welche noch unterrichten^ aber in anderer Weise als bei der 
ersten öruppe tätig. 

Zur dritten Gruppe, bei welcher man weder praktische Schulmänner 
noch Universitätslehrer noch Laien findet, gehört Anhalt, Hessen, Preußen, 
Oldenburg. 

Wir lassen die Mitglieder der Zentralmittelbehörden folgen, indem wir 
diese Gruppeneinteilung beibehalten und zugleich angeben werden, welcher Art 
ihre schulmännische Vorbildung (Altphilologen, Neusprachler usw.) bei jedem 
ist, so weit sich dies feststellen läßt. 

I. In Bayern besteht der oberste Schulrat aus: 2 Universitätsprofessoren, 
2 Professoren der technischen Hochschule, 5 Rektoren von humanistischen 
Gymnasien, 2 Rektoren von Realgymnasien, 1 Rektor einer Realschule und 
1 Obermedizinalrat fQr hygienische Angelegenheiten^); bis auf den letzteren 
sind alle „ordentliche^^ Mitglieder ; einer der praktischen Schulmänner ist außer 
Dienst, drei von diesen wohnen außerhalb Münchens, alle verwalten das Amt 
als Nebenamt neben ihrer Tätigkeit als Hochschullehrer oder als Rektor und 
beziehen dafür eine Remuneration von 1000 Mk., die auswärtigen von 750 Mk. 
jährlich, diese letzteren werden zu besonderen Plenarsitzungen einberufen und 
erhalten dann im Falle „ihrer Einberufung die regulativmäßigen Tagegelder 
und Vergütung der Reisekosten^' (§ 8 der Verordnung). Von den im ganzen 
12 ordentlichen Mitgliedern sind ihrem Studiengange nach: 6 Vertreter der 
klassischen Philologie, 8 Vertreter der Mathematik und Physik, 1 Vertreter der 
neueren Sprachen, l Vertreter der Naturwissenschaft, 1 Vertreter der sogenaimten 
Realien (Deutsch, Geschichte und Geographie in technischen Anstalten). — 
Vorsitzender: der Minister, im Falle der Verhinderung als Stellvertreter z. Z. 
der Referent des Ministeriums für humanistische Gynmasien. Genau ebenso ist 
die Einrichtung der Zwischenbehörde in Braunschweig, die 1885 vielleicht nicht 
ohne Nachahmung der bayerischen, gegründet ist. Man sieht dieselben Prinzipien 
verwirklicht: Heranziehung von praktischen Schulmännern im Nebenamt und 
seit kurzem auch eines Hochschullehrers von der technischen Hochschule (früher 
ein juristisch gebildeter Oberbürgermeister an seiner Stelle). Außer diesem 
Hochschulprofessor, der jüngst erst eingetreten, sitzen in der braunschweigischen 
Oberschulkommission augenblickUoh 3 Gymnasialdirektoren, von denen 2 in Braun- 
schweig, 1 in Wolfenbüttel wohnt. AUe drei sind Vertreter der altklassischen 
Richtung ; Mathematik und Naturwissenschaft; vertritt der eben jetzt in die Be- 
hörde berufene Professor der technischen Hochschule. 

Die Zahl der Mitglieder ist hier ebensowenig fest bestimmt wie in Bayern, 
die braunschweigische Verordnung spricht ebenso wie der bayerische § 2 nur 
von einer „angemessenen^^ Zahl von stimmführenden ordentlichen Mitgliedern. 



^) Die bei vielen Meoklenburgischen höheren Schulen bestehenden „Scholarchate* sind 
hier nicht behandelt. 

^ Nach dem Peraonalstatus der Gymnasien, Progymnasien usw. im Königreich Bayern 
Tom 1. Februar 1905. 

16* 
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Doch ^y werden auch außerordentliche Mitglieder ernannt, welche nur in be- 
sonderen Fällen mitwirken, dann aber dieselben amtlichen Befugnisse haben 
wie die ordentlichen Mitglieder.'^ § 11: „Den Vorsitz führt das mit dem 
Departement für geistliche und Schulsachen beauftragte stimmführende Mitglied 
des Herzoglichen Staatsministeriums/' 

In Baden sind schon weniger aktive Schulmänner im Oberschulrat, aber 
es sind wie in Bayern und Braunschweig Lehrer der Hochschulen vertreten. 
Zu unterscheiden sind ordentliche und außerordentliche Mitglieder, erstere 
lebenslänglich, letztere auf drei Jahre berufen; augenblicklich sind drei außer- 
ordentliche vorhanden: 2 Universitätsprofessoren und 1 Gjmnasialdirektor. — 
Von den ordentlichen Mitgliedern ist nur einer noch als Leiter eines Gym- 
nasiums im Schuldienst, ein anderer ist Professor an der technischen Hoch- 
schule. Außerdem fungiert ein wissenschaftlich gebildeter Hilfsarbeiter, ein 
Professor, als Zeicheninspektor für Mittelschulen ebenfalls ein Oberschulrat. 
Die ältesten Mitglieder heißen „Geheime Räte", andere „Geh. Hofräte" und „Ober- 
schulräte". — Ihrer Vorbildung nach haben 4 altklassische, 2 neusprachliche, 
2 theologische und 2 mathematische Studien gemacht. — Als Direktor ist ein 
Jurist angestellt und außerdem ein stellvertretender Vorsitzender, ebenfalls ein 
Jurist, beide gehören nicht dem Ministerium an. 

Weiter ab steht dann Württemberg. Nur insofern ist noch die Organi- 
sation im Prinzip ähnlich derjenigen der vorher genannten Staaten als noch 
ein aktiver Schulmann, aber auch nur einer, sich unter der Zahl der Räte der 
EultministerialabteUung befindet, aber kein Universitätsprofessor. Zwei andere 
Abweichungen treten hervor: der Vorsitzende, wie bekannt, ist Philologe, und 
ein Mitglied, der Justitiar, gehört zugleich dem württembergischem Ministerium 
an. Fünf schultechnische Referenten sind vorhanden, 1 Delegierter des evangelischen 
Konsistoriums, 1 Delegierter des katholischen Kirchenrats und 1 Finanzmann; 
als außerordentliches Mitglied wirkt dann ein Realgymnasialdirektor, der, wie 
die 5 Referenten, den Titel „Oberstudienrat" hat; auch ein Ehrenmitglied 
existiert mit demselben Titel. — Von den fünf schultechnischen Referenten ge- 
hören zwei der humanistischen, drei der realistischen Richtung an. Der Vor- 
sitzende ist altklassischer Philologe. 

U. In der zweiten Gruppe, welche durch die Heranziehung von Laien 
charakterisiert wird, ist zuerst Osterreich zu nennen, offenbar hat die öster- 
reichische Schulgesetzgebimg von 1868 als die erste, welche dies Prinzip ver- 
wirklichte, auf andere eingewirkt. Der § 10 des Gesetzes vom 25. Mai 1868 ') 
heißt: Zur Leitung und Aufsicht über das Erziehungswesen, dann über die 
Volksschulen und Lehrerbildungsanstalten werden in jedem Königreiche und 
Lande a) ein Landesschulrat als oberste Landesschulbehörde, b) ein Bezirksschulrat 
für jeden Schulbezirk, c) ein Ortsschulrat für jede Schulgemeinde bestellt. Die 
Einteilung des Landes in Schulbezirke erfolgt durch die Landesgesetzgebnng. 
— Auf Grund dieses Reichsgesetzes sind dann in den folgenden Jahren für 



1) Mayrhofer-Pace IV, S. 497. 
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jedes Kronland die betreffenden Landesgesetze erlassen, fiir Niederösterreicli z. 6. 
1870 galt ein Gesetz, dessen § 33 lautete^): Der Landesschulrat bestellt 1. aus 
dem Landeschef oder seinem Stellvertreter als Vorsitzenden ; 2. aus Tier vom 
Landesausschusse abgeordneten Mitgliedern; 3. aus einem Referenten für die 
administrativen und ökonomischen Angelegenheiten; 4. aus den Landesschul- 
inspektoren; 5. aus einem katholischen und evangelischen Geistlichen nnd einem 
Bekenner des israelitischen Glaubens; 6. aus drei von dem Gemeinderat der 
Reichshaupt- und Residenzstadt Wien gewählten Mitgliedern ; 7. aus den Fach- 
männern im Lehrwesen. 

So waren die Bestimmungen für den niederösterreichischen Landesschulrat ; 
für die übrigen gelten ähnliche Anordnungen und Gesetze, sie sind nur in 
einigen Punkten (vgl. die nationalen Sektionen in Böhmen) von dem nieder- 
österreichischen Schulaufsichtsgesetz abweichend, einige solcher Abweichungen 
werden nachher erwähnt werden, sie beziehen sich hauptsächlich auf gewisse 
Modalitäten bei der Wahl der Gemeindevertreter; denn das ist das Eigenartige 
in der Zusammensetzung der österreichischen Landesschulräte: einige Mitglieder 
werden ernannt, andere gewählt. 

Von diesen Mitgliedern ernennt der österreichische Kaiser natürlich den 
Landeschef und seinen Stellvertreter, außerdem aber, auf Vorschlag des öster- 
reichischen Kultusministers 1. die Referenten für die administrativen und öko- 
nomischen Angelegenheiten ; 2. die Landesschulinspektoren ; 3. die Vertreter der 
Religionsgenossenschaften; 4. die Mitglieder des Lehrstandes. 

Jedoch die Vertreter des Laienelementes kommen durch eine Wahl 
(vergl. § 33, 6 des früher gültigen Gesetzes vom 12. Oktober 1870, jetzt 
§ 44 des oben zitierten) in den Landesschulrat. Hier sind zwei Gruppen 
von österreichischen Provinzen wohl zu trennen; einige Länder schicken 
Vertreter nur ihres Landesausschusses in die Schulaufsichtsbehörde: Küsten- 
land (Triest, Görz und Gradiska, Istrien), Tirol, Voralberg und Dal- 
matien^). Alle übrigen Länder, d. h. also Niederösterreich, Oberösterreich, 
Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain, Böhmen, Mähren, Schlesien, Galizien, 
Bukowina schicken sowohl Vertreter ihrer Landesausschüsse als auch 
Vertreter ihrer Landeshauptstädte in den Landesschulrat, so daß also 
z. B. in der niederösterreichischen Zentralmittelbehörde Vertreter der Stadt 
Wien wie Abgeordnete des niederösterreichischen Landesausschusses sitzen, ebenso 
wie im schlesischen Landesschulräte solche der Stadt Troppau und solche des 
schlesischen Landesausschusses usw. 

Die Art dieser Wahl ist nicht überall gleich, weder bei den Abge- 
ordneten des Landesausschusses noch bei denen der Hauptstädte. In manchen 



1) Jetzt dafür gültig das oben zitierte Gesetz v. 25. Dez. 1904, § 44, welches in § 44 
denselben Wortlaut hat. 

^ Also die Hauptstädte GOrz, Pare'nzo, Innsbruck, Bregenz und Zara haben keine 
Vertreter im Landesschulräte, wohl aber: Wien, Linz, Salzburg, Graz, Elagenfurt, Laibach, 
Prag, Brfinn, Troppau, Erakau, Czemowitz. — Übrigens auch die Zahl der Vertreter der 
Beligionsgesellschaften schwankt je nach der Zahl der Bekenner in einer Provinz. 
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Ländern werden diese Laien aus dem LandesansscliiiBse einfach aus dessen Mitte, 
in manchen von demselben frei gewählt; in Tirol (vergl. Gesetz Yom 1. Mai 
1904, L.-G.-Bl. 41) wendet man beide Modalitäten an. Anch der Wahlmodus 
der Vertreter der Hauptstädte ist nicht überall der gleiche, in fast allen Kron- 
ländem werden sie allerdings von der Gemeindevertretung gewählt aus irgend 
einem Kreise der Bevölkerung, nur in Bukowina und in Mähren müssen sie immer 
aus der Gemeindevertretung selbst genommen werden. 

Auch die Zahl dieser Mitglieder ist selbstverständlich überall verschieden, 
sie richtet sich nach der Größe des Landes und der Städte. Der Landes- 
ausschuB von Niederösterreich sendet 4 Vertreter in die Provinzialschulbehörde, 
deren 3 derjenige von Vorarlberg, die Landesausschüsse der übrigen Kron- 
länder 2, nur Böhmen und Tirol wegen der Zweisprachigkeit der Bevölkerung 
senden 6 in den Laudesschulrat, dort 3 deutsche und 3 böhmische Vertreter, 
hier 3 deutsche und 3 italienische (Mayrhofer-Pace IV, S. 549). Von den 
Landeshauptstädten hat Wien als die größte 4, Prag 2, alle übrigen nur 
1 Vertreter ins „Provinzialschulkollegium^^ zu schicken. Rechnet man zusammen, 
so hat Böhmen im Landesschulrat eine sehr große Anzahl von Laien, näm- 
lich 8 (2 Vertreter von Prag, 6 Vertreter des böhmischen Landesausschasses), 
ebenso Niederösterreich auch mit 8 Vertretern des Laienelementes ^) (4 aus Wien, 
4 aus dem niederösterreichischen Landesausschusse) usw. 

Die Funktionsdauer der Vertreter des Landesausschusses richtet sich nun 
in der Bukowina, in Kärnten, Krain, Mähren, Oberösterreich, Salzburg und 
Tirol einfach nach der Dauer ihres Mandats als Mitglied des LandesauBBchusses 
überhaupt, das Gleiche gilt in der Bukowina und Mähren für die Vertreter der 
Landeshauptstadt. „Die Funktionsdauer der frei gewählten Delegierten des 
LandesausBchusses in Tirol, die Funktionsdauer der Vertreter des Landesaus- 
schusses und der Landeshauptstadt in den übrigen Ländern, endlich in allen 
Ländern die Funktionsdauer der Vertreter der Religionsgenossenschaft und des 
Lehrstandes ist zeitlich fest abgegrenzt und beträgt in Oberösterreich drei, 
in den übrigen Ländern sechs Jahre." (Mayrhofer-Pace, a. o. 0.) 

Einfacher gestaltet sich die Remuneration dieser Mitglieder; diejenigen 
Mitglieder des Landesschub-ates, welche mehr als 8 Kilometer vom Amtssitze 
desselben wohnen, haben Anspruch auf Vergütung der Reisekosten und Zehrungs- 
auslagen. Die Vertreter des Lehrstandes erhalten eine Funktionsgebühr, die 
vom Minister bestimmt wird (§ 5 des Gesetzes vom 26. März 1869). 

Wenn in dem früheren österreichischen Gesetz vom 12. April 1870 (für 
Niederösterreich) § 33, 7 vom Landesschulrat gesagt war, er solle auch aus 
„drei Fachmännern im Lehrwesen^^ bestehen, so gilt dies auch jetzt nach 
dem neuen Gesetz; unter „Lehrwesen" ist aber Mittelschul- wie Hochschul- 
wesen zu verstehen, auch Gewerbeschulwesen, Blindenschulwesen und ahn- 
liche. — Diese drei Vertreter sind also nicht immer Oberlehrer, Mittelschul- 
lehrer, wie sie in Österreich heißen, sondern auch Universitätsprofessoren, auch 



1) Die LandesauBBcbüsBe können natürlich unter den „Laien" auch Schulmänner senden. 
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Direktoren Yon Gewerbescholen^ Blindenanstalten^ ja es kann Yorkommen, daß 
mitunter, wohl mehr zufallig, durch kaiserliche Bestätigung auf Grund der 
ministeriellen Vorschläge gar kein aktiver Mittelschullehrer im Landes- 
Bchulrate sitzt; augenblicklich ist dies der Fall in Nieder osterreich, wo ein 
Uniyersitatsprofessor aus der philosophischen Fakultät, ein Direktor einer 
Blindenanstalt und ein ehemaliger Landesschulinspektor Vertreter des Lehr- 
wesens sind. — In Vorarlberg z. B. sitzt ein Direktor eines Staatsreal- und 
Obergymnasiums mit einem VolksschuUehrer, in Steiermark ein emeritierter 
Uniyersitatsprofessor mit einem Staatsgymnasialdirektor, in Tirol sitzen 3 Direk- 
toren zusammen mit einem Mittelschulprofessor im Landesschulrat. 

Man sieht, das im obigen Schulaufsichtsgesetz ausgesprochene Prinzip der 
Zusammensetzung ist zwar überall durchgeführt, aber doch nicht pedantisch, 
sowohl bei den Vertretern des Laienelementes wie bei denjenigen des Lehr- 
standes hat man den im Wortlaut des Gesetzes liegenden Spielraum befolgt 
und verschiedenartig, je nach Größe und Eigentümlichkeit des Landes die 
Zwischenbehörde zu gestalten versucht. Dies gilt auch von der Zahl der 
Landesschulinspektoren (unsem Provinzialschulräten), ihre Zahl für jedes Eron- 
land ist nicht dieselbe, im Gegensatz zu den Vertretern des Landesausschusses, 
der Religionsbekenntnisse und des Lehrstandes, deren Zahl gesetzlich normiert 
ist; so sind denn z. B. in Vorarlberg und Schlesien nur 2 Landesschul- 
inspektoren angestellt, in vielen Ländern 3, in Mähren 7, in Galizien 11, in 
Niederösterreich 7, in Böhmen wohl wegen der doppelten Nationalität 13, — 
die größte Zahl. Demnach ist die Mitgliederzahl der österreichischen Zwischen- 
behörden eine sehr verschiedene, im Verhältnis zu andern Ländern, besonders 
zu dem andern Grroßstaat Preußen, eine sehr große. Vorarlberg hat die geringste 
Zahl, mit dem Vorsitzenden und einem Stellvertreter 18 ; die an Zahl stärksten 
Landesschulräte haben Niederösterreich und Böhmen. 

Sehr ähnlich der österreichischen Provinzialschulbehörde ist die ham- 
burgische Oberschulbehörde, für deren Zusammensetzung außer dem oben 
erwähnten Gesetze vom 11. November 1870 noch das „revidierte Gesetz über 
die Organisation der Verwaltung vom 2. November 1896"^) wichtig ist. Schon 
die große Zahl (18) der Mitglieder dieser hamburgischen Behörde fallt auf und 
gestattet, sie der österreichischen Organisation anzugliedern. Sie besteht aus 
3 Mitgliedern des Senats, von denen eins den Vorsitz führt, 2 Schulräten 
(einem für das höhere und einem für das Volksschulwesen), 2 vom Senate be- 
rufenen Schultechnikem (einem Vertreter der gymnasialen und einem solchen der 
realistischen Anstalten), 2 von der Schulsynode, der die hamburgische Lehrerschaft 
(s. unten § 30 des Gesetzes) gesetzmäßig zusammenfassenden Körperschaft, ge- 
wählten Vertretern, femer aus 2 Vertretern der Geistlichkeit, 1 Seminardirektor 
und 6 von der Bürgerschaft zu delegierenden Mitgliedern. Es sind also im 
ganzen 18 Mitglieder. — Nach § 2 des Gesetzes von 1870 „bekleiden die nicht 
dem Senate angehörenden Mitglieder, mit Ausnahme der Schulräte und des 



1) Siehe GeBetzsammlung der Freien und Hansestadt Hamburg. Bd. 38. 1896. S. 99 ff. 
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Seminardirektors^ ihr Amt 6 Jahre, von den durch die Bürgerschaft gewählten 
Mitgliedern treten alle 3 Jahre 3 aus, von den Deputierten des Ministeriums^) 
und der Schulsynode tritt alle 3 Jahre einer aus; femer dürfen unter den 6 
Bürgerdeputierten nicht mehr als 2 dem Lehrerstande angehören. Dies Gesetz 
gibt in § 30 und 31: ^,Von der Schulsynode'^ auch Auskunft über diese 
Körperschaft; sie besteht demnach aus den Vorstehern und festangestellten 
Lehrern der öffentlichen und den Yorstehem der nicht-öffentlichen Schulen des 
hamburgischen Staates . . . femer ,,wählt die Schulsynode ihren Vorstand nach 
Stimmenmehrheit und stellt ihre Geschäftsordnung selbständig fest/' „Die 
Schulsynode hat sich auf Anordnung der Oberschulbehörde oder nach 
ihrer eigenen Geschäftsordnung zur Vornahme der ihr überwiesenen 
Wahlen sowie zur Beratung der von der Oberschulbehörde erforderten Gut- 
achten und der etwa an die letztere in Schulangelegenheiten zu stellenden 
selbständigen Anträge zu versammeki/' ,,In den Versammlungen kann die Ober- 
schulbehörde sich durch Kommissare vertreten lassen, denen auf Verlangen 
jederzeit das Wort zu erteilen ist''; femer „ist die jedesmalige Tagesordnung 
dem Vorsitzenden der Oberschulbehörde mindestens drei Tage vor der Ver- 
sammlung zuzustellen". Die Schulsynode der Hamburger Lehrer — derjenigen 
der höheren Schulen wie der Bürger- und Volksschulen — ist also ein Fach- 
parlament, das zu der Oberschulbehörde seines Staates jene 2 Vertreter aus 
eigener Wahl sendet. 

Die Vertretung der Bürgerschaft, welche schon im Gesetz von 1870 be- 
stimmt ist, hat dann das revidierte Gesetz von 1896 nochmals fixiert; nach § 3 
desselben gibt es hier Behörden, welche nur aus Senatsmitgliedem oder aus 
Senatsmitgliedem und von der Bürgerschaft erwählten Mitgliedern bestehen. In 
§ 4 werden dann die ersteren, in § 5 die letzteren aufgezählt: „Für die folgen- 
den Zweige der Staatsverwaltung bestehen aus Senatsmitgliedem und von der 
Bürgerschaft erwählten Mitgliedern zusammengesetzte Behörden (Deputationen): 
1. die Finanzdeputation . . . usw., 2. die Oberschulbehörde. — Die Ähnlichkeit 
mit der österreichischen Zentralmittelbehörde ist in die Augen springend: die 
Geistlichkeit, die Lehrerschaft, die Bürgerschaft nimmt Teil an der Schulver- 
waltung; freilich auch die unterschiede sind klar: die Anteilnahme der Lehrer- 
schaft ist noch freier, ihre Vertreter wählt sie sich selbst, in Österreich werden 
sie von der Krone auf Vorschlag des Ministers ernannt — und es fehlt in 
Hamburg selbstverständlich, weil solche nicht vorhanden, die Beteiligung einer 
Hochschule. Bei der obersten Schulbehörde für Bremen sind diese Prinzipien 
in der Zusammensetzung bei weitem nicht so konsequent durchgeführt. Die 
Senatskommission für das Unterrichtswesen der freien Hansestadt 
Bremen besteht zur Zeit aus 4 Mitgliedern, von denen eins der beiden nicht- 
juristisch gebildeten (siehe oben S. 240) zugleich als Vorsitzer und sog. Lispektor 
des höheren Schulwesens in Stadt Bremen, das andere nicht-juristische (firüher 
Oberrealschuldirektor) Lispektor des Schulwesens der Hafenstädte Bremerhaven 



1) Unter , Ministerium* ist hier das Kollegium der Geistlichkeit zu verstehen. 
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und Yegesack ist^ während der für das Schulwesen (unmittelbar das höhere) des 
gesamten Staatsgebietes als Aufsichtsbeamter berufene Schulrat nicht Mitglied 
dieser Unterrichtskommission ^ sondern deren fachlicher^ ständiger Berater und 
Begutachter ist. Neben dieser ünterrichtskommission besteht aber nach § 54 
Nr. 13 sowie nach § 55 — 63 des Gesetzes v. 1. Januar 1894, die Deputationen 
betr., für die Stadt Bremen eine ständige Schuldeputation, die sowohl für das 
höhere wie für das niedere Schulwesen zuständig ist. 

Diese ständige Schuldeputation zählt 12 aus der Mitte der Bürgerschaft 
von dieser zu wählende Vertreter, die nach einem hier nicht näher zu er- 
wähnenden Wahlmodus (§ 6 ff. des angeführten Gesetzes) zu wählen sind. 
Dazu kommen als Kommissare des Senats die Mitglieder der Senatskommission 
für das TJnterrichtswesen (s. o.), femer gehören zu ihr (§ 56) der Schulrat und 
der Schulinspektor (des Volksschulwesens), welche ihr „mit beratender Stimme 
beigeordnet sind'^; desgleichen „zwei aus dem Lehrerstande zu erwählende 
praktische Lehrer; die letzteren werden nach Einholung eines Gutachtens der 
Schuldeputation vom Senat auf drei Jahre erwählt und ernannt; von den der 
Deputation beizuordnenden Lehrern muß einer aus den Vorstehern oder ordent- 
lichen Lehrern der Volksschulen, einer aus denen der übrigen Lehranstalten 
gewählt werden" (§ 57). Im Gegensatz zu Hamburg fehlt also hier die Ver- 
tretung der Geistlichkeit, obgleich natürlich unter den zwölf Bürgerdeputierten 
Geistliche sein können, ebenso fehlen die Deputierten einer Schulsynode, welche 
in Bremea nicht existiert. Die Senatskommission für das ünterrichtswesen mit 
der Schuldeputation zusammen, den Vertretern des Lehrstandes, dem Schulrate 
und dem Schulinspektor ergibt also eine Behörde von 20 Mitgliedern. 

Zu den Staaten, welche dem Laienelement Anteilnahme an der Verwaltung 
der höheren Schulen gestatten, gehören noch Baden, Braunschweig, das 
Königreich Sachsen und Württemberg. Freilich dürfen diese Staaten 
eigentlich hier nur anhangsweise behandelt werden, weil die Vertreter der 
Bürger nicht einer Zentralmittelbehörde beigegeben sind, sondern dem Direktor 
einer höheren oder mittleren Lehranstalt, immerhin bilden sie eine Behörde, in 
der, wie in den obigen, auch andere Berufsarten ihren Platz haben, die gleich- 
sam zwischen der Schule und der unmittelbar vorgesetzten Behörde steht und 
deren Eigenart eben in der Berufung von Laien zu erblicken ist, weswegen wir 
sie auch hier anreihen. Li Baden sind es die Beiräte, in Braunschweig 
die Kuratorien, im Königreich Sachsen die Schulkommissionen, in 
Württemberg die Studienkommissionen. 

Die Einrichtung der Badischen Beiräte stammt aus dem Jahre 1886^), 
wenigstens rührt aus jenem Jahre ihre Zusammensetzung her; der in dieser 
großherzoglichen Verfügung in § 29 c bestimmte Geschäftskreis mit der Ge- 
schäftsordnung ist dann im Mai 1893 durch eine andere Verordnung etwas ab- 
geändert worden. Nach jenem älteren Erlaß wird für jede einzelne Gelehrten- 
schule zur Mitwirkung bei der Beaufsichtigung und Leitung der Anstalt ein 

») JooB S. 69 ff. 
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Beirat bestellt. Den Beirat bilden 1. zwei bis vier von dem Oberschulrat ans 
der Zahl der Einwohner des Sitzes der Anstalt auf die Dauer von sechs Jahren 
zu ernennende Mitglieder^ von welchen mindestens eines der Gemeinderat 
(Stadtrat) in Vorschlag bringt. Die nähere Bestimmung der Gesamtzahl der 
Mitglieder, sowie der Zahl der von der Gemeindebehörde Vorzuschlagenden trifft 
für jede Anstalt auf unbestimmte Zeit das Ministerium der Justiz, des Kultus 
und Unterrichts. 2. Der Direktor der Anstalt. 3. Ein weiterer Lehrer der 
Anstalt, welcher auf den Vorschlag der Lehrerkonferenz von dem Ober- 
schulrat auf die Dauer von drei Jahren bezeichnet wird. 4. Ein am Sitze der 
Anstalt wohnender Arzt, welchen das Ministerium der Justiz, des Kultus und 
Unterrichts im Benehmen mit dem Ministerium des Lmem auf die Dauer von 
sechs Jahren ernennt. Im Staatsdienst stehende Arzte sind verpflichtet, einer 
an sie ergehenden Berufung Folge zu leisten. Der § 29 b besagt dann, daß 
den Vorsitzenden des Beirates aus der Zahl der unter Ziffer 1 bezeichneten 
Mitglieder das Ministerium bestimmt, femer, daß der Direktor dessen Stell- 
vertreter ist, sowie daß zum Schriftführer des Beirates ein Mitglied desselben 
oder irgend ein anderer bestellt werden soll; jeder Lehrer der betr. Anstalt ist 
aber zur unentgeltlichen Besorgung des SchriftfiLhreramtes verpflichtet, über 
den Geschäftskreis und die Geschäftsordnung des Beirates werden wir weiter 
unten handeln. 

Li Braun schweig erblicken wir etwas Ahnliches in den Kuratorien, 
welche aus dem Jahre 1876 stammen, in welchem jenes oben erwähnte „Gesetz, 
die Einrichtung einer Oberschulkommission und die staatliche Beaufsichtigung 
der TJnterrichtsanstalten betreffend" gegeben ist; §§ 21 — 32 regeln Zusammen- 
setzung, Geschäftskreis und Geschäftsordnung dieser Kuratorien. Jede höhere 
Lehranstalt hat ein solches Kuratorium, wie in Baden jede einen Beirat hat; 
nur in der Stadt Braunschweig kann ein gemeinsames Kuratorium fQr die 
dortigen höheren Lehranstalten bestellt werden, was auch geschehen ist. Die 
Mitgliederzahl ist kleiner als bei den Beiräten. Die Direktoren der Gymnasien 
sind vermöge ihres Amtes stimmberechtigte Mitglieder des Kuratoriums; „Aie 
Ernennung der übrigen Mitglieder sowie die Bestimmung darüber, wer den 
Vorsitz führen soll, erfolgt durch landesherrliches Reskript, kann aber auch 
jederzeit widerrufen werden", so heißt es in § 22. Augenblicklich ist kein 
Direktor Vorsitzender eines Kuratoriums, augenblicklich sind die übrigen Mit- 
glieder teils Bürgermeister, teils Superintendenten, Konsistorialräte, Kreisdirektoren, 
Geh. Finanzräte, gehören also sämtlich akademisch gebildeten Kreisen an. Das 
Amt ist übrigens ein Ehrenamt und kann nur abgelehnt werden, wenn die 
Gründe dafür vom Staatsministerium anerkannt werden. Der hauptsächlichste 
Unterschied zwischen den badischen Beiräten und diesen braunschweigischen 
Kuratorien ist wohl der, daß dort stets ein Oberlehrer aus dem Kollegium und 
ein Arzt zugehörig sein müssen, während dies in Braunschweig nur mög- 
lich ist. 

Genau so ist es im Königreich Sachsen in den Schulkommissionen, 
den Gymnasial- und Bealschulkommissionen, vgl. das sächsische Gesetz vom 
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22. Aug. 1876 (Gesetz über die Gymnasien^ Bealscliulen und Seminare)^): auch 
hier brauchen Oberlehrer als solche nicht Mitglieder zu sein^ ja^ hier ist auch 
der Direktor de iure Tom Vorsitz ausgeschlossen. 
Nach § 6 ff. bestehen diese Schulkommissionen 

1. aus einem juristisch befähigten Mitgliede des Stadtrates oder der Stadt- 
gemeindC; welches Tom Stadtrate ernannt wird; 

2. aus zwei wissenschaftlich gebildeten Männern der Gemeinde ^ welche 
auf Vorschlag des Stadtrates von der obersten Schulbehörde ernannt 
werden, und 

3. dem Direktor (Rektor) der Anstalt. 

Den Vorsitz und das directorium actorum führt das vom Stadtrat ernannte 
Mitglied. Der Direktor (Rektor) ist stimmberechtigtes Mitglied der Schul- 
kommission. Eine Eigentümlichkeit dieser sächsischen Behörde ist es, daß sie 
nur bei städtischen Anstalten, nicht bei königlichen eingerichtet ist, anders als 
in Baden und Braunschweig, wo sie bei allen Anstalten, gleichgültig, ob 
städtischen oder staatlichen Patronats, fungiert. Einige Modifikationen ergeben 
sich nun in Sachsen aus der politischen Stellung und Ghröße der Gemeinden. 
§ 7 nämlich lautet: „Empfängt eine Stadtgemeinde zur Unterhaltung der Ge- 
meindeanstalt Tom Staate entweder gar keinen oder doch nur einen solchen 
festen jährlichen Zuschuß, der weniger als ihr eigener jährlicher Aufwand für 
die Anstalt beträgt, so kann der Stadtrat, sofern und so lange demselben 
wenigstens drei wissenschaftlich gebildete Mitglieder angehören, die Funktionen 
der Schulkommission übernehmen. Er hat jedoch solchenfalls zur endgültigen 
Beschlußfassung in Angelegenheiten, in denen er die Funktion der Schulkom- 
mission ausübt, den Direktor (Rektor) der Anstalt zuzuziehen.'^ Von dieser 
Möglichkeit, daß nämlich einfach der Stadtrat (Magistrat) die Schulkommission 
ist, haben mehrere Städte Gebrauch gemacht, nämlich Dresden, Leipzig, Zwickau, 
Freiberg, Plauen. Nun aber kann unmöglich der Stadtrat in Gesamtheit ohne 
weiteres sich fortgesetzt mit Angelegenheiten der höheren Schulen beschäftigen, 
daher werden zur Vorbereitung solcher Sachen Ton Stadträten dieser Städte 
Ausschüsse eingesetzt; was z. B. Dresden anbelangt, so haben sich diese Auf- 
sichtsfunktionen nach folgenden Bestimmungen gebildet (v. Seydewitz § 7 An- 
merkung): „Von dem Stadtrat zu Dresden ist in Gemeinschaft mit dem Stadt- 
yerordnetenkoUegium nachstehendes Regulativ für die Verwaltung des höheren 
Unterrichtswesens aufgestellt worden: § 1. Der Rat übernimmt die Funktionen 
der Schulkommission für das Gymnasium und die beiden Realschulen auf Grund 
des § 7 des Gesetzes vom 22. August 1876. § 2 bestimmt dann, daß zur 
Vorberatung der Angelegenheiten der höheren ünterrichtsanstalten ein ständiger 
Ausschuß niedergesetzt wird, welcher aus drei Mitgliedern des Rates, drei Mit- 
gliedern der Stadtverordneten und zwei andern wählbaren Bürgern zusammen- 
zusetzen ist. In den Sitzungen des Ausschusses ist für die Angelegenheiten der 

1) V. Seydewitz, Codex des im EöDigreiche Sachsen geltenden Kirchen- u. Schulrechte. 
Supplementband. 1879. S. 463 ff. — J. F. Kretzschmar, Das höhere Schulwesen im König- 
reich Sachsen. Leipzig 1903. S. 13 ff. 
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einzelnen Schulen der Rektor bez. Direktor der beteiligten Schule als stimm- 
berechtigtes Mitglied hinzuzuziehen. § 3 besagt, daß von den drei Mitgliedern 
des Rats und der Stadtverordneten je zwei, und daß ebenso die beiden zuge- 
wählten Bürger wissenschaftlich gebildet sein müssen; ein letzter Paragraph be- 
stimmt dann, daß bei Anwesenheit von mindestens fünf Mitgliedern der Ausschuß 
beschlußfähig ist. Diese ,,Aus8chüBse^, welche also statt der Schulkommissionen 
in einigen Städten amtieren, unterscheiden sich schon in der Zahl wesentlich 
von ihren Vorbildern: die Schulkommissionen zählen nur 4 Mitglieder, diese 
Ausschüsse deren 9; auch in den letzteren können Oberlehrer tätig sein, sei es 
als Mitglieder der Stadtverordneten, sei es als zu den wählbaren Bürgern ge- 
hörig. Den Vorsitz führt in beiden nicht der Direktor, der bei den Ausschüssen 
sogar nicht standiges Mitglied zu sein braucht, sondern nur zu gewissen Sitzungen 
hinzugezogen werden muß. Die Zeit der Mitgliedschaft ist bei den Ausschüssen 
auf 1 Jahr festgesetzt, ausgenommen von dem Vorsitzenden dieser Ausschüsse*, der 
Vorsitzende derselben ist nämlich der Vorstand der Verwaltungsabteilung für 
das höhere Unterrichtswesen und führt als ständiges Mitglied den Vorsitz. 

Ähnlich in der Zusammensetzung, aber, wie sich unten ergeben wird, in 
ihren Befugnissen ganz verschieden von den sächsischen sind die Stndien- 
kommissionen in Württemberg; auch sie sind eine Art Laienbehörde, anch 
sie sind nur für nicht-staatliche Lehranstalten vorhanden. Ein Oesetz v. I.Juli 
1876 (Fehleisen S. 160 ß.y) gab eine Instruktion „betr. die Aufsicht über die der 
Oberstudienbehörde nicht unmittelbar unterstellten drei- oder mehrklassigen 
Gelehrten- und Realschulen, ebenso über die zwei- und einklassigen (jelehrten- 
und Realschulen in Württemberg'^ Für diese ist eine besondere Ortsschul- 
behörde bestellt, die den Namen Studienkommission führt.'' Art 4: Die 
Ortsschulbehörde besteht: 1. aus dem Ortsvorsteher, 2. aus dem OrtsgeisÜichen 
(bez. aus 2 Ortsgeistlichen bei konfessionell gemischten Behörden); 3. bei 
größeren Anstalten (d. h. bei solchen aus drei oder mehr Klassen) aus dem 
Schul vorstand, bei kleineren aus sämtlichen Hauptlehrem; 4. aus drei bis vier 
weiteren Mitgliedern, welche von dem Gemeinderat oder Bürgerausschaß oder . . • 
von dem Stifbungsrat und Bürgerausschuß aus^den nicht-geistlichen Mitgliedern 
derselben oder der sonstigen Ortseinwohnerschaft auf je 3 Jahre zu wählen 
sind. — Der Ortsschulbehörde steht es frei, zu ihren Beratungen in einzelnen 
Fällen die übrigen Lehrer oder einzelne derselben sowie sonstige Sachverständige 
beizuziehenu — Art. 6 regelt dann die Vorstandsfrage für diese Studienkommissionen. 
Die Vorstandschaft in der Ortsschulbehörde und die Führung ihrer Geschäfte 
sowie die Erledigung der minder wichtigen laufenden Angelegenheiten (nament- 
lich im Falle der Dringlichkeit) steht dem Ortsvorsteher, in Gemeinden, in 
denen Gelehrten- oder Realschulen mit weniger als drei Schülerklassen allein 
oder neben einer größeren Anzahl bestehen, dem Orts Vorsteher und dem 
Ortsgeistlichen und zwar in paritätischen Orten demjenigen, der in der Ge- 
meinde überwiegenden Konfession gemeinschaftlich zu. Aber bei den Ver- 

1) Yeigl. betr. der Stadienkommissionen auch die neusten Yerfagungeu vom 28. Joli 
1903 und 11. November 1904. 
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handlangen selbst führt der Ortsvorsteher den Vorsitz. — Da der Geistliche 
nach Art. 7 die Bemfang in diese Kommission ablehnen kann, so kommt dann 
die Yorstandschaft dem Ortsvorsteher allein zu. 

III. Wir gelangen znr dritten Gruppe, zu denjenigen Zwischenbehörden, 
welche in ihrer Zusammensetzung keine Fühlung mit den Universitäten, keine 
Fühlung mit aktiven Schulmännern, keine solche mit Laien haben; selbst- 
redend ist bei einigen Staaten hier manches sozusagen zu entschuldigen, wenn 
z. B. eine Hochschule nicht vorhanden ist, wie dies in Anhalt der Fall ist; 
abgesehen von einem Oberbaurat als technischem Mitglied setzt sich das 
anhaltinische Kollegium der Abteilung für das Schulwesen zusammen aus einem 
Theologen von dem dortigen Konsistorium und einem Begierungsrat (Justitiar) 
aus der Abteilung des Innern; die einzigen, welche Mitglieder nur der Ober- 
schulbehörde sind, sind der Vorsitzende (s. oben) und ein Geh. Schulrat, 
früherer Gymnasialdirektor; Mitgliederzahl im ganzen 5. 

Das Großherzogtum Hessen hat zwar eine Universität und technische Hoch- 
schule, aber in der Abteilung für Schulangelegenheiten haben sie keine Berater. 
Nach § 2 der Verordnung vom 27. September 1899 besteht die hessische „Ab- 
teilung für Schulangelegenheiten^^: 

1. Aus dem Referenten für Schulangelegenheiten bei Unserem Ministerium 
des Innern als Vorsitzendem; 

2. aus zwei oder mehreren Räten, welche die Befähigung für das höhere 
Lehramt, das Richteramt oder das höhere Verwaltungsamt besitzen. 

Mit Einschluß des Vorsitzenden müssen mindestens zwei Mitglieder der 
Abteilung die Beföhigung für das höhere Lehramt besitzen. — Die jetzige Ab- 
teilung besteht aus dem Vorsitzenden, der Philologe ist, femer zwei früheren 
Schulmännern und einem Juristen; außerdem wird ein außerordentliches 
Mitglied aufgezählt, ein Direktor einer höheren Lehranstalt, im ganzen also 
5 Mitglieder. 

Die oldenburgische Zwischenbehörde, das „Evangelische Oberschul- 
kollegium'', setzt sich aus dem Vorsitzenden und aus 4 Mitgliedern zusammen; 
2 von ihnen sind schultechnisch vorgebildet, 2 andere theologisch; der eine 
Schultechniker, ist, ähnlich wie in Hessen, zugleich Mitglied des oldenburgischen 
Staatsministeriums und Referent für das höhere Schulwesen daselbst. Der Vor- 
sitzende ist hier, wie gesiegt, Jurist. Das römisch-katholische Oberschul- 
koUegium, dessen Vorsitzender ein bischöflicher Ofüzial ist, hat einen Schul- 
rat und einen Geheimen Justizrat zu Mitgliedern; der Vorsitzende muß hier 
immer ein katholischer Kirchenbeamter sein; keins dieser Mitglieder ist zugleich 
Referent im Staatsministerium, Departement für Kirchen und Schulen; der 
Referent aus dem evangelischen OberschullkoUegium ist zugleich Referent über 
die nicht dem evangelischen Oberschulkollegium unterstellten höheren Schulen. 

Als letztes Glied in dieser ganzen Reihe, als letztes Glied der dritten 
Gruppe muß noch kurz derjenige Staat behandelt werden, der zu allererst diese 
Zentralmittelbehörden schuf: Preußen. So wie sie 1825 ins Leben gerufen 
worden, sind sie geblieben bis heute, wie die Schwesterbehörden in Anhalt, 
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Hessen^ Oldenburgs ohne den Beirat der Männer der Wissenschaft, ohne wirk- 
liche, fortdauernde Verbindung mit der Schulpraxis, ohne Unterstützung des 
Laienelementes. Die 2iahl der schultechnischen Provinzialschulrate in den 
preußischen Provinzialbehörden schwankt zwischen 4 und l, am meisten, 
4 Mitglieder haben die Kollegien von Berlin-Brandenburg und Rheinprovinz- 
HohenzoUem, über mehrere Provinzen ist nur 1 Provinzialschulrat gesetzt: 
Ostpreußen, Westpreußen, Pommern, Schleswig -Holstein. Hierzu treten noch 
die 8 (9) schultechnischen Mitarbeiter, mit deren Einsetzung man in Preußen 
seit einigen Jahren endlich einen Schritt zur Weiterbildung dieser Behörden 
getan hat, während in den beiden andern oben genannten Staaten man bei dem 
alten System zu beharren scheint. Zählt man diese Mitarbeiter hinzu, so 
haben auch die 4 oben bezeichneten preußischen Provinzen 2 schultechnische 
Mitglieder. 

Über die Vorbildung dieser Räte läßt sich im allgemeinen sagen ^), daß 
eine große Zahl unter ihnen klassische Philologen, mehrere Mathematiker, 
Theologen und Historiker und nur zwei, soweit bekannt, Neuphilologen sind. 
Ehe die schultechnischen Mitarbeiter eingeführt wurden, kam es vor, daß in 
Provinzen, wo nur ein Provinzialschulrat für höhere Schulen existierte^ sich 
gar kein Mathematiker befand; und, soweit bekannt, sind noch jetzt die 
ProvinzialschulkoUegien in Ostpreußen, Westpreußen, in der Rheinprovinz, 
vielleicht auch in Hannover, ohne ein mathematisches Mitglied. 

Geschäftskreis, Kompetenzen. 

Hier ist im voraus zu bemerken, daß die Darstellung auf Vollständigkeit 
verzichten muß, weil in vielen Punkten der Geschäftskreis dieser Behörden 
sich nicht ganz sicher feststellen ließ, und darauf verzichten kann, weil 
manches so selbstverständlich ist, daß es keiner besonderen Erwähnung bedarf. 
Dann ergibt sich hier von vornherein ein ziemlicher Unterschied zwischen 
großen und kleinen Staaten, bei den ersteren wird manche Entscheidung durch 
die Zentralmittelbehörde getroffen werden müssen, welche bei den letzteren die 
Zentralbehörde (Ministerium) oder der Landesherr treffen kann, einfach des- 
wegen, weil hier die Zahl der zu bearbeitenden Sachen viel geringer ist. In 
vielen Fällen wird es übrigens am besten sein, den Text der Verfügungen, die 
den Geschäftskreis regeln, zum Abdruck zu bringen. 

Wie die Ministerien, so umfassen diese Zwischenbehörden mit geringen 
Ausnahmen in ihrem Geschäftskreis das gesamte Schulwesen: höhere Schulen, 
Mädchenschulen, Volksschulen, Fachschulen. Bayern ist in der glücklichen 
Lage, seinem obersten Schulrate einen Wirkungskreis gegeben zu haben, der 

l) Eine nicht ganz sichere Featstellung ergab für 1903 im ganzen unter 26 Pro- 
vinzialßchubr&ten 5 Theologen, 11 Altphilologen, 5 Hiatoriker, 2 Neusprachler, 8 Mathe- 
matiker, unter den 9 schultechnischen Mitarbeitern am meisten Mathematiker: 5, 8 Neu- 
sprachler, 1 Altphilologen und 1 Theologen (?). — Natürlich kombinieren sich hier und da 
die Fakultäten, einige Altphilologen haben noch geschichtliche, einige Historiker noch eine 
deutsche Fakultät und ähnliches. 



B. ZentralmittelbehOrden (Zwischen- oder ProvinzialbehOrden). 255 

zwar der kleinste im Yergleicli zu denen aller andern Behörden, aber doch der 
allein zuireflFende ist. Der oberste Schulrat hat nämlich nichts mit dem Volks- 
schulen und Mädchenschulen zu tun, sondern allein mit dem, was man sonst 
im allgemeinen höheres Schulwesen nennt. Er hat die Aufsicht über die 
humanistischen Mittelschulen d. h. Gymnasien (45), Progymnasien (29) und 
Lateinschulen (9), und die in Bayern sogenannten technischen Mittelschulen d. h. 
Realgymnasien (4), Realschulen (55), Industrieschulen (4) und Handelsschulen (4) 
und über die militärberechtigten Privatanstalten. Femer ist der bayerische 
oberste Schulrat in der glücklichen Lage, daß er sich mit allen äußeren An- 
gelegenheiten dieser Anstalten nicht zu beschäftigen braucht: Alle räumlichen, 
baulichen, hygienischen Verhältnisse stehen unter Aufsicht der königlichen 
Ereisregierungen, die zu diesem Zwecke durch einen Administrativreferenten, 
den Kreismedizinalrat und ein Mitglied der Kreisbaubehörde periodische Visita- 
tionen vornehmen und dann an das Staatsministerium berichten; diesen Kreis- 
regierungen steht auch die Beurlaubung von Lehrern zu, bei denen kein Ersatz 
nötig ist, ebenso die Anstellung von Nebenlehrem d. h. solchen, die bei uns 
technische heißen. 

Dadurch ist der bayerische oberste Schulrat von mancherlei Geschäften be- 
freit, welche andern Scbulbehörden gewiß lästig fallen. Desto mehr kann er sich 
dem widmen, was ihm durch § 1 der Verfügung bestimmt ist: „Die oberste 
fachmännische Beratung und Bearbeitung der Angelegenheiten der huma- 
nistischen und technischen Mittelschulen ; und nach § 4 hat derselbe besonders 
die Entschließungen und Verfügungen auf die von seinen Mitgliedern im Auf- 
trage des Staatsministeriums des Linem für Kircben- und Schulangelegenheiten 
vollzogenen Visitationen der Mittelschulen zu entwerfen und die Qualifikationen 
des Lehrpersonals dieser Anstalten gutachtlich festzustellen; auch andere auf 
das Schulwesen bezügliche Gegenstände können dem obersten Schulrat zuge- 
gewiesen werden, wie auch aus seiner Mitte selbständige Anträge gestellt werden 
können.^^ Alles in allem genommen, hat der oberste Schulrat in Bayern un- 
gefähr folgenden Geschäftskreis: Bescheide auf die Jahresberichte der Anstalten, 
diese Bescheide gehen nach Beratung im obersten Schulrat dann an das 
Ministerium, das den endgültigen Bescheid erteilt; Vornahme von Visitationen 
und Bescheide hierauf, Prüfung der Lehrmittel, Entscheidung über neue Lehr- 
mittel, Lehrbücher, Bestimmung der Prüfungskommissionen für das höhere Lehr- 
amt, Feststellung der Aufgaben für die Reifeprüfung, alle wichtigeren Personalien 
des Lehrpersonals, wichtigere Personalien von Schülern (etwaige Beschwerden 
der Eltern), welche ans Ministerium gelangen, und ähnliches. 

Li allen diesen schultechnischen Sachen, besonders in Einführung neuer 
Lehrmittel, auch bei außerordentlichen Aufgaben: wie bei neuen Organisations- 
entwürfen, neuen Schul- und Prüfungsordnungen, ist der oberste Schulrat gut- 
achtliches Zentralorgan; obgleich das bayerische Ministerium überall das letzte 
Wort zu sprechen hat — fest sind die Kompetenzen nicht abgegrenzt — , wird 
es wohl nur selten, in zwingenden Fallen über schultechnische Fragen anders 
entscheiden als die Zentralmittelbehörde. 
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Aach die württembergische Knltministerialabteilung braudite 
sich bis vor karzem nur mit den höheren Knabenschulen zu befassen, gemäß 
§ 1 der Einsetzungsordre, nach welcher ihr die nächste Aufsicht über das 
Gelehrten- und Realschulwesen zukommt, aber seit kurzem, seit dem Gesetz 
vom 27. Juli 1903^ hat sie auch die Aufsicht über die höheren Mädchenschulen 
zuerteilt bekommen, die bis dahin der „Kommission für die höheren Mädchen- 
schulen^^ unterstellt waren. Die Volksschulen stehen nicht unter der Kultus- 
ministerialabteilung, sondern unter kirchlicher Verwaltung: das württembergische 
CFangelische Konsistorium ist die evangelische Oberschulbehörde für die evan- 
gelischen, der württembergische katholische Kirchenrat in Gemeinschaft mit dem 
bischöflichen Ordinariat ist die katholische Oberschulbehörde für die katho- 
lischen Volksschulen. Nur die Elementarschulen, die für die humanistischen 
und realistischen Lehranstalten vorbereiten — meist entsprechend uj)pem Vor- 
schulen — , werden von jener Behörde beaufsichtigt. In Württemberg ist be- 
kanntlich die Art der höheren Schulen eine sehr mannigfaltige, und so unter- 
stehen der Knltministerialabteilung außer den evangelisch-theologischen Semisarien 
die Gymnasien, Progjmnasien, Lateinschulen, die Realgymnasien, Realprogym- 
nasien, Reallateiuschulen, die Realschulen (Realanstalten mit vier oberen Jahres- 
kursen, Realanstalten mit zwei oberen und solche mit einem oberen Jahreskursus, 
und die niederen Realschulen), die Bürgerschule in Stuttgart. 

Die Mitglieder der Behörde, mit Einschluß des Vorsitzenden, haben sich 
dies Gebiet ungefähr so geteilt: der Vorsitzende hat das Dezernat über jene Seminare, 
zwei Mitglieder haben ein solches über die Gelehrtenschulen, drei ein solches 
über die Realanstalten und Realschulen, usw. Die Dezernate wechseln, wemi 
auch nicht häufig. 

Sonst ist die Kompetenz dieser württembergischen Behörde im allgemeinen 
gleich derjenigen der bayerischen und aller ähnlichen Behörden. Die königliche 
Verordnung vom 2. Oktober 1866 drückt sich im § 2a viel unbestimmter 
und allgemeiner aus als die betreffende bayerische, sie spricht von „wichtigeren 
Angelegenheiten, insbesondere von denjenigen, welche bisher vom Studienrat . . • 
dem Ministerium'^ vorzulegen waren. Wie in Bayern, bedarf die Einführung 
neuer Lehrpläne und Prüfungsordnungen der ministeriellen Genehmigung, sonst 
ist die Abteilung in allen andern schultechnischen Fragen (Einführung neuer 
Lehrbücher, Abgrenzung der Pausen und ähnliches) tatsächlich selbständig, 
wenn sie im übrigen auch nur begutachtend, wie die bayerische, auftritt. In 
Personalfragen hat sie das Vorschlagsrecht. Im übrigen muß gesagt werden, 
daß diese Abteilung dem Ministerium gegenüber weniger selbständig ist als die 
bayerische Behörde, wenn in Württemberg nach § 2a alle wichtigeren 
Gegenstände auf Grund der unter seinem Vorsitz abzuhaltenden Kollegial- 
beratung von dem Minister selbst entschieden werden, während nach § 2b alle 
übrigen Gegenstände von dem Abteilungs vorstand zur Erledigung gebracht 
werden sollen. — Was Anstellung der „Oberlehrer" anbelangt, so hat diese Be- 
hörde ebenso wie bei Ernennung der Anstaltsleiter das Vorschlagsrecht dem Mini- 
sterium gegenüber; der Landesherr hat zuletzt natürlich das Recht der Ernennung^ 
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Übrigens bestellt in Württemberg — soweit mir bekannt, allein in ganz Deatscb« 
land — das Meldewesen; bei freiwerdenden Stellen laufen bei der Enlt- 
ministerialabteilung Meldungen ein, ein besonderes Formular dazu ist in dem 
Buche von Felileisen S. 200 abgedruckt. 

Viel ausgedehnter ist der Geschäftskreis des badischen Oberschulrats. 
Der badische Oberschulrat hat es mit dem gesamten unteren und mittleren 
Schul- und Unterricht swesen zu tun, ebenso mit dem gesamten wirt- 
schaftlich-administrativen Teil — Da uns hier nur das mittlere Schulwesen 
(d. h. die höheren Schulen) angeht, so müssen wir uns hier auf die Befugnisse 
beziehen, welche dem früheren badischen Oberstudienrat ^) über die höheren 
Schulen zustanden und in der Einsetzungsordre vom 12. August 1862 auf 
die neue Behörde, den Oberschulrat, übergingen ; so kommt auch diesem Ober- 
schulrat jetzt zu die „Überwachung des Vollzuges der auf die Gelehrtenschulen 
und höheren Bürgerschulen bezüglichen Gesetze und Verordnungen, die Ge- 
nehmigung der jährlichen Schulschematismen und der Verteilung der Lehr- 
fächer und Unterrichtsstunden unter die Lehrer, Bestimmung über den Anfang 
und die Dauer der Ferien 2), über die Zeit der Prüfungen, die Abordnung von 
Prüfungs- und Visitationskommissaren . . . alle Anträge auf Beförderung, 
Besserstellung, Versetzung und Entlassung der Lehrer^'; femer kommt jetzt 
dem Oberschulrat zu die unmittelbare Verwaltung und Verwaltungsaufsicht 
der Landes- und Distriktsstiftungen, der Ortsstiftungen, die Verleihung mancher 
Unterrichtsstipendien und andere finanzielle Obliegenheiten, deren Details aus- 
einander zu setzen hier nicht unsere Aufgabe sein kann; bekanntlich sind für 
diese Geldsachen wie für Bausachen im Oberschulrat juristische oder kamerar 
listische Räte bestellt. 

Der badische Oberschulrat hat aber nicht nur laufende Geschäfte zu er- 
erledigen, sondern auch außerordentliche, die ihm bei besonderen Anlässen über- 
tragen werden können, so z. B. Fragen über erhebliche Änderungen der Lehr- 
pläne, Anordnung von Visitationen, Erörterung allgemeiner Fragen, wenn solche 
nötig erscheinen; eine ganz spezielle Aufgabe hat er außerdem zu besorgen, wie 
denn der seit 1896 bekanntlich ihm beigegebene Zeichen ins pektor an den Ober- 
schulrat zu berichten hat. Zur Vornahme dieser außerordentlichen Aufgaben 
werden übrigens jene außerordentlichen Mitglieder auf 3 Jahre mit denselben 
Befugnissen wie die ordentlich^i von dem Landesherm ernannt. Manches 
davon ist jetzt auch in Baden einheitlich für immer geregelt, so daß die 
Zwischenbehörde sich nicht jedesmal darum zu bekümmern braucht^), z. B. sind 
jetzt auch die Prüfungen für das Lehramt an den höheren Schulen geregelt. 

Die etatsmäßige Anstellung, Ernennung der Professoren und Direktoren, 
ebenso Mehrbewilligung in ihren Gehältern, schließlich ihre Zurnhesetzung erfolgt 
durch den Landesherm. 



^) S. JooB S. 25 ff. 

^ Die Ferien in Baden sind jüngst duich die neue Dienstinetniktion von 1904 ge- 
regelt, § 23. 

») Joo8 S. 26. 
H. MoTBoh, Das höhere Lehramt 17 
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In vielen Dingen ist der badische Oberscliulrat selbständig, namentlich im 
Yolksschulgebiete, ebenso in der Ernennung und Versetzung der nicht vom 
Landesherm angestellten Lehrer an den Mittelschulen und Lehrerseminaren, 
hier ist die Instanz des Ministeriums nicht mehr nötig. Wenn es sich aber 
um Strafversetzung oder Dienstentlassung der nichtstaatlichen MittelBchullehrer 
handelt; so ist allerdings die ministerielle Entscheidung einzuholen, welche über- 
haupt in allen Rekursen gegen Verfügungen des Oberschulrats den Ausschlag gibt. 

Für Disziplinarfölle gegen Mittelschullehrer, die vom Landesherm ange- 
stellt sind, ist ein besonderer Disziplinarhof vorhanden, natürlich auch anderen 
Beamten gegenüber. 

Die Verteilung der Dezernate im Oberschulrat ist übrigens eine solche, daß 
schultechnische Angelegenheiten nur von den schultechnisch vorgebildeten Räten 
bearbeitet werden. 

Der Geschäftskreis der Oberschulkommission in Braunschweig ist 
deutlich und genau in § 15 ff. angegeben. Ihre Oberaufsicht erstreckt sich auf 
die „sämtlichen inneren und äußeren Angelegenheiten dieser Lehranstalten^'; 
namentlich soll sie dafür Sorge tragen, daß geeignete Lehrkräfte vollständig 
vorhanden, daß die für die Zwecke der Gynmasien bestimmten Oebände, 
Lehrmittel usw. in ordnungsmäßigem Zustande sind ; sie wird regelmäßig Be- 
richte der Kuratorien und Direktoren einfordern, auch Visitationen vornehmen 
lassen. — Sehr wichtig ist § 16: Die Oberschulbehörde verfügt und entscheidet 
innerhalb ihres amtlichen Wirkungskreises selbständig ; allgemeine Instruktionen 
zu erlassen, ist sie ebenfalls selbständig befugt, jedoch kann das herzogliche 
Staatsministerium anordnen, daß für bestimmte Fälle seine vorgängige Erlaubnis 
erforderlich sei; auch dürfen diese Instruktionen nichts enthalten, was mit da 
bestehenden Gesetzen oder Verordnungen im Widerspruch steht; und solAe 
Instruktionen können jederzeit vom braunschweigischen Ministerium beseitigt 
oder abgeändert werden. 

Im allgemeinen ist es hier, wie wohl anderwärts auch: in schultechnischen 
Sachen ist diese Behörde selbständig, ja sogar Lehrpläne und PrüfongB- 
ordnungen, die sonst fast überall erst an die Zentralstelle gehen, oft von dieser 
ausgearbeitet und verfügt werden, verfügt in Braunschweig die Zwischenbehörde, 
wobei aQerdings zu beachten ist, das der betreffende Minister zugleich Vor- 
sitzender derselben ist. 

An das Ministerium gelangen meist nur Vorschläge betreffend Anstellung, 
Beförderung der Oberlehrer, Direktoren, die zuletzt der Landesherr genehmigt 

Den Geschäftskreis der Kuratorien in Braunschweig, der ziemlich be- 
deutungsvoll ist, werden wir weiter unten darstellen im Zusammenhange mii 
denjenigen Behörden, die Laien als ständige Berater in ihrem Kreise haben. 

Somit gelangen wir zur zweiten Gruppe von Zentralm ittelbehörden, 
unter denen wir zuerst die österreichischen Landesschulräte und deren 
Geschäftskreis betrachten wollen. Die gegenwärtige Organisation der Schul- 
aufsicht beruht auf dem kaiserlichen Handschreiben vom 8. März 1867, mit 
welchem das österreichische Ministerium für Kultus und Unterricht wieder- 
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hergestellt wurde^ auf der kaiserlichen Entschließung Tom 25. Juni 1867, 
mit welcher das Regulativ, betreffend die Einsetzung eines Landesschulrats ftir 
Galizien (Mayrhofer-Pace IV, 544 ff.) die kaiserliche Genehmigung erhielt, end- 
lich auf dem Gesetz vom 25. Mai 1868 (R.-G.-Bl. 48), wodurch grundsätzliche 
Bestimmungen über das Verhältnis der Schule zur Kirche erlassen wurden. 
Zur Durchführung dieses Gesetzes wurden mit der Ministerialverordnung vom 
10. Februar 1869 (R.-G.-B1. 19) provisorische Anordnungen über die Schul- 
aufsicht getroffen, welche derzeit nur mehr für Triest wirksam sind (vgl. S. 287). 
— Für die übrigen Länder gelten die seit 1869 erschienenen Landesgesetze 
über die Schulaufsicht. 

Damach gelten für fast alle Eronländer folgende Grundsätze: 

Dem Landesschulrat unterstehen 1. die dem Wirkungskreis der Bezirks- 
schulräte zugewiesenen Schulen und Erziehungsanstalten; 2. die Bildungs- 
anstalten für Lehrer und Lehrerinnen der Volksschulen samt den zu ihnen ge- 
hörigen ÜbungSBchulen; 3. die Mittelschulen (Gymnasien, Realgymnasien, Real- 
schulen) sowie alle der in das Gebiet derselben fallenden Privat- und Spezial- 
lehranstalten, sofern dieselben unter der obersten Leitung des Unterrichts- 
ministeriums stehen. Dann gelten, was die Kompetenz anbelangt, zumeist folgende 
Bestimmungen: Der Landesschulrat hat in Angelegenheiten der ihm 
unterstehenden Schulen den früheren Wirkungskreis der politischen Landes- 
stelle ^) und, unbeschadet der den kirchlichen Oberbehörden vorbehaltenen 
Rechte, den der kirchlichen Oberbehörden und Schuloberaufseher; er übt das 
staatliche Aufsichtsrecht über den Religionsunterricht aus. Außerdem kommt 
dem Landesschulrate zu: 1. die Überwachung der Bezirks- und Ortsschulräte, 
die Aufsicht und Leitung der Lehrerbildungsanstalten; 2. die Bestätigung der 
Direktoren und Lehrer an aus Gemeindemitteln erhaltenen Mittelschulen unter 
Wahrung der diesen Gemeinden usw. zustehenden Rechte; 3. die Begutachtung 
von Lehrplänen, Lehrmitteln und Lehrbüchern für Mittel- und Fachschulen; 

4. die Erstattung von Jahresberichten über den Zustand des gesamten Schul- 
wesens im Lande an das Ministerium (nach Mayrhofer-Pace IV, S. 547). 

5. Die Bescheide gegen Beschwerden gegen Verfügungen der Bezirksschulräte. 
So der Geschäftskreis der Gesamtbehörde; ebenso ausführlich sind die In- 
struktionen für die einzelnen Landesschulinspektoren; eine solche 
Instruktion wurde schon 1869 erlassen^), ist aber kürzlich am 3 November 1899 
wiederholt und erneuert worden^). Sie umfaßt, wie die ältere, 3 Teile: A. All- 
gemeine Bestimmungen. B. Von den Inspektoren der Lehrerbildungsanstalten 
und Volksschulen. C. Von den Inspektoren der Mittelschulen. — Aus den all- 
gemeinen Vorschriften sei hervorgehoben, daß nach § 1 die Landesschul- 
inspektoren „mit aller Aufmerksamkeit'^ darüber zu wachen haben, daß die 



A'^' 



1) Diese BeBtimmungen der früheren politischen Landesstelle bei Mayrhofer-Pace lY 
S. 546 Anmerkung 3. 

^ Mayrhofer-Pace IV, S. 554 ff. Anmerkung. 

8) Zeitschrift für österr. Gymnasien 1900. 51, 5, S. 461 ff. 

17* 
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Schule nicht zu politischen, nationalen oder konfessionellen Umtrieben miß- 
braucht werde^ daß (§ 6) die Inspizierung der Lehranstalten die wichtigste Obliegen- 
heit der Landesschulinspektoren ist, nach Beendigung solcher Inspektionen 
haben sie einen Bericht der Behörde vorzulegen, in welchem sie auch ihre 
mündlich erteilten Weisungen zur Kenntnis bringen müssen (§ 8). 

Aus dem Teile C weisen wir besonders auf etwas hin , was Behon 
1869 in der österreichischen Instruktion stand, nämlich die Aufstellung von 
sogenannten Gymnasial- und Realschulinspektoren, über deren Befugnisse 
§17 sich ausspricht: Der Gymnasialinspektor hat bei dem Besuche der 
Realschulen seine Aufmerksamkeit ausschließlich auf die Behandlung der 
humanistischen Lehrgegenstände und deren Erfolge zu richten. Dasselbe gut 
für den Realschulinspektor bezüglich des Unterrichtes in den Reallehrgegen- 
ständen an Gymnasien. Nach § 19 haben sich bei der Reifeprüfung die In- 
spektoren in der Weise zu unterstützen, daß der Gymnasialinspektor die Wahl 
der von den Realschulabiturienten schriftlich zu bearbeitenden Aufgaben aus 
den humanistischen Fächern und die Prüfung der über die Elaborate Ton den 
Lehrern ausgesprochenen Zensur vorzunehmen, der Realschulinspektor dagegen 
die gleiche Pflicht rücksichtlich der realistischen Fächer, insoweit diese einen 
Gegenstand der schriftlichen Prüfung bilden, zu erfüllen hat. Zu den 
humanistischen Fächern werden (§ 17 der älteren Instruktion) gerechnet: 
Sprachen, philosophische Fächer, Geschichte, Geographie (in ihrer Verbindung 
mit der Geschichte), zu den Reallehrgegenständen: Mathematik, beschreibende 
Naturwissenschaften, Physik, Geographie, insofern sie als selbständiger Gegen- 
stand erscheint. Zeichnen. 

Über Revisionen, Berichte werden wir in einem besondem Abschnitt 
handeln, und es erübrigt noch, über die Pflichten und Rechte der übrigen Mit- 
glieder der österreichischen Landesschulräte das Nötige zu sagen. Der Vor- 
sitzende des Landesschulrates verteilt die Geschäfte unter die einzehien Mit- 
glieder; daher können, wie auch anderwärts, die Dezernate wechsebi und nach 
dem Gesetze vom 26. März 1869 (R.-G.-B1. 40) kann ein Landesschulinspektor auch 
das Referat für die ökonomischen und administrativen Schulangelegenheiten mit 
Genehmigung des Ministers zugewiesen bekommen^), ja nach Bedarf können 
auch die dem Lehrstande angehörigen Mitglieder oder auch andere mit den 
vollen Funktionen eines Landesschulinspektors in vorübergehender Weise 
betraut werden, obgleich selbstverständlich der unmittelbare Einfluß auf die 
didaktisch - pädagogischen Angelegenheiten der Schulen den Landesschul- 
inspektoren zuerst zusteht. Ein Schulvisitationsrecht haben also die Vertreter 
des Lehrstandes, der Gemeinden, der Landesausschüsse, der Religionsgesellschaften 
an und für sich nicht, nur in Istrien und Kärnten ist dies der Fall^ wo 
ihnen dies ausdrücklich durch Landesgesetze gestattet ist, aber sie haben als 
Schulvisitatoren auch hier nicht das Recht, selbständige Anordnungen zu 



1) Mayrhofer Face IV, S. 558. 
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treffen. — Daß diese Mitglieder keine bloße Statisten zu sein brauchen, werden 
wir auch weiter unten sehen. 

Was Ernennung, Beförderung und ähnliches anbelangt, so ist hier, wie 
auch in Baden, ein unterschied zwischen staatlichen und nichtstaatlichen 
höheren Lehrern. Die Ernennung der Direktoren, provisorischen und wirklichen 
Lehrer sowie der Hilfslehrer an nichtstaatlichen Mittelschulen bestätigt der 
Landesschulrat. Die provisorischen und wirklichen Lehrer an den Staats- 
gymnasien und Realschulen sowie die Direktoren an den Staatsrealschulen in 
Böhmen, Dalmatien, Istrien, Niederösterreich und Salzburg ernennt der Minister; die 
Direktoren aller Staatsgymnasien und die Direktoren der Staatsrealschulen (mit 
Ausnahme jener in den soeben erwähnten Ländern) werden nach Vorschlag des 
Ministers vom Kaiser ernannt. 

Rücksichtlich der staatlichen Mittelschullehrer ist der Landesschulrat die 
Disziplinarbehörde erster Instanz, zweite Instanz ist das Ministerium. — Bei 
Disziplinarstrafen gegen die vom Kaiser ernannten Direktoren ist kaiserliche 
Genehmigung einzuholen. 

Die der österreichischen Zentralmittelbehörde so ähnliche Hamburger 
Oberschulbehörde hat ebenfalls das gesamte Schulwesen Hamburgs unter 
sich, nur mit dem Unterschiede der unmittelbaren und mittelbaren Aufsicht; 
nach § 9 des hamburgischen Gesetzes von 1870 stehen „unter der unmittel' 
baren Aufsicht und Verwaltung der Oberschulbehörde sämtliche öffentliche 
wissenschaftliche Anstalten, die Gelehrten- und die Realschule des Johanneums, 
das Seminar und die Gewerbeschule. 

In § 10 heißt es: Über alle sonstigen öffentlichen, sowie über die nicht 
öffentlichen für die schulpflichtige Jugend bestimmten Schulen übt die Ober- 
schulbehörde die Oberaufsicht aus; in § 11: Wegen Beaufsichtigung der samt' 
liehen Schulen in sanitärer Beziehung hat die Oberschulbehörde sich mit den 
kompetenten Medizinalbehörden in Verbindung zu setzen. — Nachdem in § 4 
gesagt ist, daß die hamburgische Oberschulbehörde „zum Zwecke der Er^ 
ledigung der ihr obliegenden Geschäfte nach eigener Bestimmung sich in die 
erforderliche Anzahl von Sektionen zu teilen habe'^, wird in § 14 ausdrücklich 
hervorgehoben, daß „die Wahl der Gymnasialprofessoren, der Direktoren der 
öffentlichen wissenschaftlichen Anstalten, der Gelehrten-, der Real-, der Gewerbe« 
schule und des Seminars, sowie die Wahl des Schulrats und der Professoren der 
Gelehrtenschule, endlich die Wahl der Hauptlehrer der öffentlichen Volksschulen 
durch die ges amte Oberschulbehörde erfolgen soll, welche sich von der betreffenden 
Sektion einen Wahlaufsatz, der Wahl&eiheit unbeschadet, vorlegen lassen kann^^« 
Natürlich „diese Wahlen erfolgen mit Vorbehalt der Bestätigung durch den 
Senat, welcher den Gewählten beruft". — § 16: „Die Wahl der in § 16 nicht 
erwähnten fest angestellten Lehrer erfolgt unter Zuziehung des Leiters der betr. 
Schule durch die kompetente Sektion, beziehungsweise Schulkommission, jedoch 
unter Vorbehalt der Bestätigung durch den Senat, welcher den Gewählten be- 
ruft." — Die letzte Entscheidung also in allen wichtigen Sachen, so auch bei 
der Versetzung in den Ruhestand (§ 18)^ liegt bei dem Senate, welchem auch 
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jährlich ein zur Mitteilung an die Bürgerschaft bestimmter Bericht über den 
Stand des gesamten Unterrichtswesens Ton der Oberschulbehörde za erstatten 
ist (§ 21). 

Eine Eigenart des hamburgischen Schulwesens ist die Hamburger Schul- 
synodC; von welcher die Oberschulbehörde über wichtigere Angelegenheiten 
und GesetzesTorlagen Gutachten zu veranlassen hat (§ 20). Von dieser Schul- 
synode handeln § SO und 31. Damach besteht die Schulsynode ^^aus den Vor. 
stehem und fest angestellten Lehrern der öffentlichen und den Vorstehern der 
nicht-öffentlichen Schulen des hamburgischen Staates ^ die Schulsynode wählt 
ihren Vorstand nach Stimmenmehrheit und stellt ihre Geschäftsordnung selb- 
ständig fest. Die Schulsynode hat sich auf Anordnung der Oberschulbehörde 
zu versammeln nach ihrer eigenen Geschäftsordnung zur Beratung der von 
der Oberschulbehörde erforderten Gutachten und der etwa an die letztere in 
Schulangelegenheiten zu stellenden selbständigen Anträge.^' Wenn also hier die 
' Schulsynode das Recht hat^ selbständig Anträge aus ihrer Mitte zu stellen, zu 
beraten und an die Behörde dann gelangen zu lassen, so ist sie doch insofern 
der Oberschulbehörde unterstellt, als sie „die jedesmalige Tagesordnung dem 
Vorsitzenden der Oberschulbehörde mindestens drei Tage vorher anzumelden hat^'. 
So die Hamburger Schulsynode dem Gesetze nach. In der Wirklich- 
keit sehen die Verhältnisse etwas anders aus. AUe festangestellten ham- 
burgischen Lehrer sind Mitglieder dieser Synode. Da nun aber die über- 
wiegende Mehrzahl der Lehrer Volksschullehrer sind, so haben die wenigen 
Oberlehrer in dieser Körperschaft nur geringen Einfluß. Ja, es ist den Ober- 
lehrern nicht gelungen, da die nötige Zweidrittelmajorität fehlte, eine besondere 
Sektion in dieser ungefähr 2300 Lehrer ganz verschiedener Vorbildung um- 
fassenden Körperschaft zu bilden, und wenn auch augenblicklich noch ein aka- 
demisch gebildeter Direktor Vorstand der Synode ist, wird auch dieser Poeten 
bald von einem Volksschullehrer besetzt sein; dann werden die Oberlehrer sich 
gänzlich zurückziehen und für das höhere Schulwesen wird die hamburgische 
Schulsynode von gar keiner Bedeutung mehr sein. — Allerdings könnte sie, 
wenn ihre Zusammensetzung eine andere wäre, auch hier viel leisten^ wie sie 
tatsächlich für das Volksschulwesen vieles getan hat. Die Schulsynode hat ja 
doch nach dem Gesetz das Recht von Initiativanträgen, und wirklich hat die 
Oberschulbehörde fast immer in vielen unterrichtlichen, hygienischen, baulichen 
Fragen denselben Folge gegeben. — Es ist schade, daß das Gesetz von 1870 
nicht eine Trennung der Oberlehrer- und Lehrersynode vorgesehen hat, sonst 
könnte sich wirklich auch für das höhere Schulwesen die Hamburger Schul- 
synode zu dem entwickeln, was sie für das niedere ist: zu einem Fach- 
parlament. ^) 

Das revidierte Gesetz von 1896 spricht von einem Unterrichtsgesetz; aber 
dasselbe ist bis jetzt, da Senat und Bürgerschaft sich nicht einigen können, 
nicht erschienen; auf dieses Gesetz hoffen die Hamburger Oberlehrer und er- 

^) Freilich sind nach der Ansicht von zuständiger Seite diese Verhältnisse noch nicht 
geklärt und lassen ein völlig abschließendes Urteil nicht zu. 
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warten^ daß dann auch die Schnlsynode in einem für sie günstigen Sinne neu 
konstituiert wird. 

Diese größeren Aufsichtsbehörden: Oberschulbehörde mit ihren Sektionen, 
die Schulsynode mit ihren Sektionen und ihren Ausschüssen, können natürlich 
in corpore die Aufsicht nicht führen , dazu haben sie die oben erwähnten 
höheren Schulbeamten, die Schulräte. Die zweite Sektion der Oberschulbehörde^ 
welche das höhere Schulwesen und das Privatschulwesen unter sich hat, hat 
zwei solche höhere Auf Sichtsbeamten: den Schulrat und den Schulinspektor, 
jenen für das öffentliche höhere Schulwesen, diesen für die in Hamburg bekannt- 
lich zahlreich vorhandenen Privatschulen, höhere Knaben- wie höhere Mädchen- 
schulen, so daß uns hier nur der Geschäftskreis des Schulrats angeht. Dem- 
selben kommt, wie überall den analogen Beamten, die Aufsicht und Ober- 
leitung der höheren Schulen zu, worüber er ebenso wie über Einführung von 
Lehrplänen, Lehrmitteln als Mitglied der Oberschulbehörde hier zu berichten 
hat. Li allen diesen Dingen ist die hamburgische Oberschulbehörde tatsächlich 
selbständig, obgleich es nicht genau fixiert ist, in welchen Dingen die Ent- 
scheidung des Senats noch angerufen werden muß, jedenfalls geschieht es in 
schultechnischen Fragen nicht. Ebensowenig haben die übrigen Mitglieder der 
Oberschulbehörde, die Vertreter der Bürgerschaft, des Lehrstandes, der Geist- 
lichkeit eine fest umschriebene Aufgabe. 

Der Geschäftskreis der obersten Unterrichtsbehörde in Bremen scheint 
noch weniger nach oben hin abgegrenzt zu sein als derjenige in Hamburg. 
Der Senat kann in allen wichtigeren Fragen das letzte Wort sprechen. Der 
„Lispektor für das höhere Schulwesen", welcher zugleich, augenblicklich 
wenigstens, Vorsitzender der jetzt aus 3 Mitgliedern bestehenden Senatskommission 
ist und besser Dezernent hieße, hat über manches selbst zu entscheiden, 
manches bei der Senatskommission einzuleiten und durch diese wieder den Senat 
zur Entscheidung anzurufen; der Schulrat führt die Aufsicht über das gesamte 
Schulwesen, allerdings über das niedere nur als Oberaufsicht; er hat neben der 
Aufsicht auch Gutachten zu erstatten, Mithilfe in der laufenden Verwaltung zu leisten, 
Prüfungen aller Art abzuhalten bez. zu leiten. Aber beide können nichts ohne die 
Senatskommission, diese wieder oft genug nichts ohne die oben genannte ^chul- 
deputation. Ja, für Anstellung, Beförderung, Pensionierung ist die letzte Instanz 
natürlich der Senat; in andern Dingen muß die Senatskommission wieder die 
Schuldeputation zu Rate ziehen, z. B. bei Neuerungen in betr. der Lehrpläne 
oder Lehrbücher. Der Geschäftskreis der Schuldeputation ist in §§ 55 — 63 der 
Bremischen Verfassung v. 1. Januar 1894 zu lesen (cf Gesetzblatt 1894, S. 43/44), 
darnach gehören zum Wirkungskreis der Schuldeputation sämtliche Schulen der 
Stadt Bremen, desgleichen die Verwaltung des Vermögens dieser Schulen; nach 
§ 58 hat die Deputation ihre Aufmerksamkeit auf alles, was den . . . Schulen 
forderlich sein kann, zu richten, darüber zu beraten und dem Senate auf dessen 
Aufforderung oder auch unaufgefordert gutachtlich zu berichten, sowie die ihr 
zur Förderung des Schulwesens oder zur Beseitigung etwaiger Mängel desselben 
angemessen erscheinenden Maßregeln bei dem Senate zu beantragen; alljährlich 
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hat sie dem Senate einen Bericht zu erstatten. Nach dem folgenden § 59 ist 
jedes Mitglied der Deputation befugt , die Schulen zu besuchen und sich von 
ihrem Zustande zu unterrichten ^ Anträge darüber zu stellen und Beschluß- 
fassungen herbeizuführen. Nach § 60 hat die Senatskommission für das 
Unterrichtswesen nach Anhörung der Deputation die Schulplane und Schul- 
bücher^ sowie die Vorschlage wegen der Unterrichtszeit zu genehmigen. In 
diesem Kreise der zwei Behörden stehen (§ 56) der Schulrat und der Schul- 
inspektor der Senatskommission als beratende Gutachter gegenüber, sie gehören 
zugleich der Schuldeputation als beratende Mitglieder an und haben nur eine 
^^beratende Stimme^^^) 

Enger natürlich ^ deswegen fester umgrenzt sind die Wirkungskreise der- 
jenigen mit Laienelementen durchsetzten Behörden, welche sich den einzehien 
höheren Schulen selbst und deren Leitern anschließen: Die Geschäftskreise der 
badischen Beiräte, der braunschweigischen Kuratorien, der Schulkom- 
missionen im Königreich Sachsen und der örtlichen Studienkommissionen 
für die zweiklassigen Schulen im Königreich Württemberg, die noch zu 
den höheren Schulen gerechnet werden. 

Mit der Einsetzung der Beiräte in Baden unter dem 10. Mai 1886 war 
auch ihr Geschäfbskreis gegeben. Zu den Gegenständen, bei welchen eine Be- 
teiligung des Beirates einzutreten hat, gehören: 1. Beratung organisatorischer 
Fragen allgemeiner Art. 2. Verhandlungen, welche die Herstellung oder 
Änderung der Anstaltsgebäude betreffen. 8. Alle Maßnahmen, welche auf die 
Fürsorge für die Gesundheit der Schüler sich beziehen. 4. Die Aufstellung des 
Entwurfes des Voranschlages über Ausgaben und Einnahmen der Anstalt. 
5. Mitwirkung bei Schulgeldbefreiungen durch Abgabe von Gutachten über den 
Grad der Dürftigkeit der Bittsteller. 6. Beratungen über die Art und Weise 
der Handhabung der Disziplin im allgemeinen und Stellung hierauf bezüglicher 
Anträge bei der Oberschulbehörde. 7. Beschlüsse der Lehrerkonferenz, welche 
die Ausweisung von Schülern aus der Anstalt aussprechen, bedürfen der 
Zustimmung des Beirates. Wird letztere versagt, ist vor der Eröffnung und 
dem Vollzuge des Ausweisungsbeschlusses die Entscheidung der Oberschul- 
behörde anzurufen. Nur in dringenden Fällen kann durch die Lehrerkonferenz 
die sofortige Entfernung eines Schülers verfügt werden; der bezügliche Kon- 
ferenzbeschluß ist mit einer Darstellung der tatsächlichen Verhältnisse des 
Falles dem Beirat zur Kenntnisnahme und sofortigen gutachtlichen Äußerung 
an den Oberschulrat mitzuteilen. 

Die später im Januar 1893 auch für die badischen Realmittelschulen 
eingesetzten Beiräte zeigen einen analogen Geschäftskreis; der obige aus dem 
Jahre 1886 stammende Geschäftskreis ist 1893 in unwesentlichen Dingen etwas 
geändert und dann auch für die Realmittelschulen gültig geworden; aber 
eine wichtige Bestimmung (§ 10) ist hinzugekommen: „Dem Vorsitzenden des 
Beirates und jedem Mitgliede desselben ist gestattet, die Anstaltsräume von Zeit 

1) Yergl. § 9 der Dienstanweisung für den Schubat in Bremen v. 6. Juni 1898. 
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zu Zeit zu besuchen, auch nach Benehmen mit der Anstaltsdirektion dem Unter- 
richt anzuwohnen; jedenfiallB wird der Beirat bei den Jahresprüfungen wie bei 
allen sonstigen öffentlichen Akten der Anstalt vertreten sein/' 

Sehr ähnlich sind die Kompetenzen der braunschweigischen Kura- 
torien, welche in dem obigen Gesetz unter c) § 21 ff. genau angegeben sind. 
Die Kuratorien, örtliche Hilfsorgane der Oberschulkommission, haben auf Auf- 
forderung an diese zu berichten. Über Gegenstände, welche den Unterricht 
unmittelbar betreffen, kann der Direktor ohne Torgängige Beratung und Mit- 
wirkung des Kuratoriums berichten, doch ist er zu Mitteilungen dem letzteren 
gegenüber verpflichtei Wie in Baden hat dann das Kuratorium finanzielle 
Aufgaben: unter Aufsicht der Oberschulbehörde die Verwaltung der Fonds und 
der Finanzen der Anstalt, Entwerfong des Gymnasialetats; die Anstaltskasse ist 
dem Kuratorium untergeordnet, die jährliche Rechnung wird zur Prüfung dem 
Kuratorium überreicht. 

Alle inneren Angelegenheiten werden zwar Tom Direktor selbständig ver- 
waltet unter eigener Verantwortlichkeit, nur in folgenden Dingen ist eine Be- 
schlußfassung des Kuratoriums als Gesamtvorstandes herbeizuführen: wenn nach 
Ansicht des Direktors einem Lehrer oder Unterbeamten eine Zurechtweisung 
durch den Gesamtvorstand erteilt werden muß, weil die früheren eigenen Er- 
innerungen des Direktors sich als fruchtlos erwiesen haben oder weil der Fall 
eine besonders ernste Rüge verdient hat. Zweitens, wenn unfreiwillige Ent- 
lassungen gegen Schüler verfügt werden sollen; drittens, wenn Differenzen der 
Lehrer untereinander oder zwischen Lehrern und Eltern der Schule zu erledigen 
sind, deren gütliche Ausgleichung dem Direktor nicht hat gelingen wollen und 
worüber allein zu entscheiden derselbe Anstand nimmt. — Allgemeine Bestim- 
mungen besagen noch, daß, unbeschadet der dem Direktor zuständigen inneren 
Leitung, die Mitglieder des Kuratoriums berechtigt und verpflichtet sind, auch 
den inneren Angelegenheiten ihre Aufmerksamkeit zu widmen und, ohne störend 
einzugreifen, den Direktor zu unterstützen. Im Streite zwischen dem Direktor 
und dem Kuratorium hat die Oberschulkommission die Entscheidung. Falls 
Lehrer, Unterbeamte, Eltern über den Direktor Beschwerde führen zu können 
glauben oder bei Streitigkeiten zwischen Direktor und Lehrerkollegium und 
einzelnen Lehrern hat das Kuratorium gütliche Ausgleichung zu versuchen; ge- 
lingt diese nicht, so entscheidet die Oberschulkommission. 

lii einem Punkt hat diese Behörde dieselbe Befugnis wie der badische 
Beirat: nämlich die Mitwirkung bez. Zustimmung bei Ausweisung eines 
Zöglings, aber in Braunschweig ist insofern die Kompetenz noch viel größer, 
als diese auch mit Laien gebildeten Kuratorien eine gewisse Disziplinargewalt 
über die Lehrer, ja auch über den Direktor haben, falls Beschwerden über ihn 
eingehen oder es zu Streitigkeiten zwischen ihm, den Lehrern oder Eltern 
kommt. 

Die sächsischen Schulkommissionen ähneln betr. der Zustimmung bei 
Entlassung eines Schülers etwas darin den beiden andern Behörden, daß sie 
bei Entlassungen ebenfalls mit zu entscheiden haben, indessen nur in zwei Fällen, 
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nämlich nicht bei Entlassungen Ton irgend einer Lehranstalt (Dimission), sondern 
erst bei sogenannten Exklusionen (AusschlieBungen von allen Anstalten des 
Königreichs Sachsen)^ die erst dann einzutreten hat^ wenn über einen Schüler 
zum dritten Mal die Strafe der Dimission verhängt ist; diese Exklusion ist 
nach Anhörung der Schulkommission von der obersten Schulbehörde 
(Ministerium) auszusprechen (§14 des Gesetzes v. 22. August 1876). Zweitens 
aber haben die Schulkommissionen schon bei Dimissionen dann zu entscheiden^ 
wenn der Beschluß des Lehrerkollegiums über die Dimission nicht einstimmig 
gefaßt ist. ;,Zur Verfügung derselben (der Dimission) ist ein Beschluß der 
Lehrerkonferenz erforderlich. Ist derselbe nicht einstimmig gefaßt, so ent- 
scheidet die nächste Aufsichtsbehörde'^ (§14 Abs. 3). 

Was die Machtbefugnisse über die Lehrer anbelangt, so sind diese Schul- 
kommissionen bei Urlaubsgesuchen und Personalangelegenheiten zu hören; vgl. 
zu § 24 dieses Gesetzes: Über Urlaubsgesuche beschließt die oberste Schulbehörde 
auf Bericht der Schulkommission. Doch ist der Direktor befugt, in dringenden 
Fällen bis zu drei Tagen sich selbst und bis zu sieben Tagen den Lehrern 
Urlaub zu erteilen. Jedoch ist von der Beurlaubung die Schulkommission in 
Kenntnis zu setzen. — Im übrigen ist der Geschäftskreis dieser Behörden, 
welche bekanntlich im Gegensatz zu Baden nur bei städtischen Anstalten vor- 
handen sind, in § 8 des obigen Gesetzes bestimmt. Den Schulkommissionen 
steht zu: 

a) Die nächste Aufsicht über die Anstalt, namentlich in bezug auf Unter- 
richt und Schulzucht, b) Die Vermittelung des Geschäftsverkehrs zwischen 
dem Direktorium der Anstalt einerseits und der Verwaltungsbehörde und dem 
Ministerium andrerseits, c) Die Begutachtung der Personalangelegenheiten der 
Lehrer, namentlich der Gesuche um Beförderung, Gehaltsverbesserungen und 
Unterstützungen, d) Die Präsentation der von der KoUaturbehörde ernannten 
Lehrer unter Vorlegung der Zeugnisse behufs Genehmigung der Anstellung und 
e) die Ausführung aller Aufträge und Anordnungen der obersten Schulbehörde. 

Bedenklich in ihrer allgemeinen Fassung erscheint hierunter § 8 a, wonach 
„die nächste Aufsicht, namentlich in bezug auf Unterricht und Schulzucht den 
Schulkommissionen zusteht^^ Damach hätten die Schulkommissionen auch das 
Recht, in den Lehrstunden zu hospitieren; indessen eine jüngst am 20. Februar 
1903^) ergangene Verfügung des sächsischen Kultusministeriums erkennt an, 
daß, obgleich dies Recht in Anspruch genommen werden könnte nach § 8 a, 
doch bis jetzt niemals die Schulkommissionen dasselbe ausgeübt hätten und er- 
wartet „im Interesse einer gedeihlichen Weiterentwickelung des städtischen 
höheren Schulwesens", daß es bei dem Herkommen verbleiben möge; femer 
müsse man in Betracht ziehen, daß die innere Leitung der Schule durchaus 
dem Direktor zukomme und daß das obige Recht erst dann in Ejraft trete, 
wenn die Leitung der Schule zu Beschwerden oder ernstlichen Bedenken Ver- 
anlassung gäbe. 



1) KretsBchmar S. 16/17. 
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Auch den andern Punkt^ die Handhabung der Schuldisziplin, die auch nach 
dem WorÜaut unmittelbar in der Hand der Schulkommissionen zu liegen 
scheint; hat das sächsische Kultusministerium schon unterm 1. April 1879 dahin 
erläutert; daß nur in den oben erwähnten Fällen (bei der Voraussetzung der 
Nichteinstimmigkeit der Lehrerkonferenz) die Zuweisung der Entscheidung an 
die Kommission zu erfolgen habe; in der Natur der Sache läge es ja, daß für 
die Handhabung der Schuldisziplin in erster Linie Direktor und Lehrer ver- 
antwortlich seien. So ist tatsächlich im Königreich Sachsen durch diese nach- 
träglichen Verfügungen im Gegensatz zu Braunschweig und Baden die Kom- 
petenz «der Schulkommissionen recht eingeschränkt. 

Nicht scheint dies der Fall zu sein im Königreich Württemberg bei den 
Studienkommissionen; diese letzteren sind nur bei den sogenannten ein-; 
zwei- und mehrklassigen Gelehrten- und Realschulen (vielleicht entsprechend 
unsern Progymnasien , RealprogymnasieU; wenn sie noch in der Entwickelung 
begriffen sind und nicht bis Untersekunda reichen) eingerichtet; dieselben werden 
jedoch in Württemberg; abgesehen von der untersten Klasse, von akademisch 
gebildeten und höher geprüften Lehrern geleitet und rechnen dort; wo sie 
auch stark besucht sind; zu den höheren Schulen. Wir werden jedoch nur 
einzelne; sehr bedeutungsvolle Befugnisse dieser y;Studienkommi8sionen^^ hervor- 
hebei^; da die Listruktion für dieselben (Fehleisen S. 164 — 176) vom 1. Juli 
1876 sehr detailliert ist. Diese Ortsschulbehörde ; die den Namen ;;Studien- 
kommission^' führt und bekanntlich aus dem Ortsvorstand; dem OrtsgeistlicheU; 
aus dem Schulvorstand (bei kleineren aus sämtlichen Hauptlehrem) und aus 
drei bis vier Mitgliedern des Gemeinderates oder Bürgerausschusses besteht; hat 
u. a. Kenntnis vom Stand und der Wirksamkeit der Anstalt zu nehmen; zu 
diesem Zwecke ist sie befugt; ihren Vorstand zum Besuch einzelner Schulstunden 
nach vorheriger Ankündigung abzuordnen; den Schulprüfungen und Visitationen 
beizuwohnen; wobei bei der Auswahl des Prüfungsstoffes die Wünsche der 
Studienkommission zu berücksichtigen sind. Femer ist die Tätigkeit der Studien- 
kommission eine begutachtende; die sich hauptsächlich auf Anträge; Vor- 
schlage; Äußerungen; sei es der vorgesetzten Behörde; sei es der unterstellten 
Lehrer bezieht und zwischen beiden Instanzen zu vermitteln hat; dann aber hat 
sie auch eine selbständig verfügende Tätigkeit (§ 10; 1 — 8); sie hat über 
die Anschaffung von Lehrmitteln; über Zuerkennung von Prämien zu beschließen 
im Einvernehmen mit dem Lehrer; sie hat den Lehrer in der Schuldisziplin^ 
besonders bei unregelmäßigem Schulbesuch der Schüler zu unterstützen; sie hat 
aber auch Beschwerden der Schüler oder ihrer gesetzlichen Vertreter 
gegen Strafverfügungen im Einverständnis mit dem betreffenden Lehrer zu er- 
ledigen; im Falle der Meinungsverschiedenheit an die vorgesetzte Behörde zu 
berichten; femer hat ;;die gleiche Behandlung stattzufinden bei Beschwerden 
wegen verweigerter Au&ahme oder Promotion eines Schülers; sie hat die 
Termine der Ferien zu bestimmen, den Lehrern bis 3 Tage Urlaub zu erteilen 
und bei Erkrankungen derselben für Vertretung zu sorgen". 

Ganz besondere Tätigkeit liegt nun dem Vorstande der Kommission ob: 
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er hat gegenüber den Lebrem die Einhaltung der ihnen obliegenden Dienst- 
pflichten^ insbesondere auch hinsichtlich der Annahme von Geschenken 
und Belohnungen (!) in bezug auf das Amt zu überwachen und auch dem 
außeramtlichen Verhalten des Lehrers seine Aufmerksamkeit zuzuwenden; er hat 
zwar die Rechte des Lehrers zu achten^ ist aber im Falle der Verletzung dienst- 
licher Pflichten doch befugt , Erinnerungen oder Ermahnungen zu erteilen; er 
soll Meinungsverschiedenheiten ausgleichen, er hat das Recht^ das in jeder 
Schülerklasse zu führende Schülerverzeichnis und Diarium zu prüfen usw. — 
Auch Strafbefugnisse gegenüber den Schülern hat die Studienkommission (§ 15): 
1. diejenige des Lehrers, 2. Verweis und Verwarnung vor versammelter Studien- 
kommission ^ 3. Karzer bei Tage bis auf 12 Stunden gegen Schüler von mehr 
als 12 Jahren; 4. Bedrohung mit Ausschließung; 5. Ausschließung aus der An- 
stalt. Zwar heißt es, daß „Schulvorstand nebst Lehrerkonvent und Studien- 
kommission in einem der Hauptsache nach koordinierten Verhältnisse zueinander 
stehen und verkehren sollen, daß „Fragen, welche das Technische des Unter- 
richts betreffen, der selbständigen Verfügungsgewalt der Studienkommission ent- 
zogen sind% aber es ist nicht abzusehen, wie bei Erörterung über Anschaffung 
von Lehrmitteln z. B., bei Prüfung von Beschwerden der Schüler und Eltern, 
die Studienkommission nicht doch fortgesetzt rein technische Dinge des Unter- 
richts berühren und entscheiden soll. Jedenfalls, vergleicht man die Beiugnisse 
dieser württembergischen Studienkommissionen mit denen in Sachsen, ja selbst 
mit denen der braunschweigischen Kuratorien, so ist ihnen eine unverhältnis- 
mäßig große Gewalt über Lehrer, Schule und Schüler beigelegt, die 
größte, die eine z. T. mit Laien besetzte Aufsichtsbehörde hat. 

Wir wenden uns zum Geschäftskreis der Behörden der dritten Gruppe, die 
fast nur aus ehemaligen Schulmännern bestehen, zu denen Anhalts, HeBBens, 
Oldenburgs, Preußens. Die anhaltische Einsetzungsordre sagt, daß die 
obere Leitung und Beaufsichtigung des Landesschulwesens auf die Regierung 
und zwar auf die Abteilung für das Schulwesen übergehen; Beschwerden über 
Verfügungen der oberen Schulaufsichtsbehörde gehen an das Staatsministerium. 
— In schultechnischen Dingen hat die Oberschulbehörde auch hier die letzte 
Entscheidung, abgesehen freüich von durchgreifenden Reformen. Über persön- 
liche Angelegenheiten der Oberlehrer, ihre Anstellung, Beförderung hat sie nur 
an das Ministerium zu berichten, welches landesherrliche Genehmigung z. 6. 
bei der Ernennung zum Direktor, bei der Charakterisierung zum Professor 
nachsuchen muß. Es ist auch hier nicht fest bestimmt, welche Beschlüsse 
noch die ministerielle Bestätigung nötig haben und welche nicht. Übrigens 
hat diese Behörde auch die Leitung des niederen Schulwesens unter sich. Die 
Verteilung der Dezernate ist aber eine solche, daß der Dezernent für höhere 
Schulen nicht zugleich auch die Volksschulen unter sich hat. 

Im Großherzogtum Hessen hat die Ministerialabteilung für Schulangelegen- 
heiten auch das gesamte Schulwesen unter sich, § 3 der Verordnung vom 
3. August 1874 führt u. a. folgende Punkte auf: 1. die Überwachung der ge- 
hörigen Vollziehung und Befolgung der das Schulwesen regelnden Gesetze, 
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Verordnungen und Reglements; 2. die obere Leitung und Aufsicht über sämt- 
liche höhere Schulen mit Ausnahme der Landesuniyersität und der poly- 
technischen Schule; 3. die obere Leitung und Aufsicht über die Seminarien 
fQr Lehrer und Lehrerinnen, über die Präparanden- und Taubstummenanstalten; 
4. die obere Leitung und Aufsicht über sämtliche Volksschulen und Privat- 
bildungsanstalten ; 5. die Aufsicht über sämtliche Kreisschulkommissionen, Sc&ul- 
Yorstände und deren gesamten Geschäfbskreis ; 6. die Aufsicht über sämtliche 
Vorsteher und Lehrer an den nach 2. 3. und 4. der Aufsicht der Ministerial- 
abteilung unterstehenden höheren Schulen, Lehranstalten und Volksschulen: 
7. . . . die Verwaltung der Schulfonds. — Eine Verordnung von 1879 be- 
stimmt dann, daß die Ministerialabteilungen (also auch die für die Schulangelegen- 
heiten) die Disziplinargewalt über ihre Beamten haben. 

Bei diesen festen Normen ist denn der Geschäftskreis der hessischen Be- 
hörde ziemlich so wie anderwärts. Wenn es sich um Personalien handelt, um 
Berufung neuer Lehrkräfte, um deren Beförderung, so hat die Schulabteilung 
dem Ministerium Torzuschlagen ; in letzter Hinsicht liegt dergleichen in den 
Händen des Landesherm. In den schultechnischen Sachen ist auch diese Behörde 
wohl ihr eigener Herr. Freilich, da ihr Vorsitzender zugleich Mitglied des 
Ministeriums ist, wird das letztere immer, wie in Bayern, bei der Entscheidung 
mitreden. 

Die Verteilung der Geschäftskreise der Referenten liegt auch hier durch- 
aus bei dem Vorsitzenden, der Änderungen eintreten lassen kann. Natürlich 
geschieht dies selten und nicht ohne Not. Auch hier wird darauf geachtet, 
daß alle höheren Schulen von einem Referenten, die niederen von den beiden 
andern geleitet werden, so daß eine sachgemäße Trennung für sachgemäße Be- 
handlung sorgt. 

Wie die anhaltische und hessische, so haben auch die oldenburgischen 
Zwischenbehörden, das evangelische und römisch-katholische OberschuIkoUegium, 
das gesamte Schulwesen, höheres und niederes, unter ihrer Verwaltung, im 
Unterschiede bekanntlich von der bayerischen und württembergischen Zentral- 
mittelbehörde. Selbständig sind diese Behörden, wie die andern, in schul- 
technischen Dingen, so bei Einführung neuer Lehrbücher, Abgrenzung der Lehr- 
pensa und ähnlichem. Doch grundsätzliche Änderungen, wie neue Prüfungs- 
ordnungen, sei es für Versetzungen, sei es für die Reifeprüfung, würden, wie 
in andern Staaten, nur mit Genehmigung des Staatsministeriums, Departement 
für Kirchen und Schulen, vor sich gehen können. Die Oberschulkollegien 
schlagen die staatlichen Oberlehrer dem Ministerium zur Bestätigung vor, die 
nicht-staatlichen, welche von Gemeinden dem evangelischen OberschuIkoUegium 
präsentiert werden, bestätigt das letztere. Direktoren werden in jedem Fall vom 
Großherzog in letzter Instanz bestätigt. 

Der Ereis der Dezernate ist ungefähr folgender: 1. Generalien; 2. Be- 
ziehungen zur Kirche, Schulpflichtigkeit; 3. sämtliche äußere Angelegenheiten; 
4. höhere und Mittelschulen und ein Teil der Volksschulen; 5. den großem 
Teil der Volksschulen und das Allgemeine betreffend die Volksschulen. Diese 
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Kreise sind nicht so deutlich abgegrenzt wie diejenigen in den vorigen 
Zwischenbehörden; besonders fällt es auf, wie höhere Schulen und Volksschulen 
zum Teil Ton demselben Dezernenten bearbeitet werden. Die Teilung der 
Arbeitsgebiete ist fest, ein Wechsel kommt nur bei Personalveränderungen vor, 
und dann — zum Unterschiede von Hessen — bestimmt das evangelische Ober- 
schulkollegium als Kollegium , nicht der Vorsitzende in bureaukratischer 
Weise allein, in welcher Weise der Wechsel sich vollziehen soll; das Mini- 
sterium natürlich hat dann auch hier das Bestätigungsrecht. Die Kompetenzen 
der Zentralbehörde sind auch in Oldenburg nicht ganz scharf von denen der 
Zwischenbehörde gesondert, mehr freilich, wie es scheint, als anderwärts; zu 
dem Obigen muß noch hinzugefügt werden, daß z. B. außerordentliche Oeld- 
bewilligungen, Urlaubsbewilligungen außerhalb der Ferien von der Zentral- 
behörde ausgehen. 

Wenn wir nun den Wirkungskreis der preußischen Provinzialschul- 
kollegien betrachten, so haben dieselben nicht den Vorzug, wie die bayerische 
Schulbehörde, ausschließlich höhere Schulen zu verwalten, sondern nur in der 
Art wie die württembergische, im allgemeinen über höhere Schulen die 
Aufsicht zu führen, ausgenommen die Provinzialbehörde von Berlin-Brandenburg, 
die auch das gesamte Elementarschulwesen Berlins unter sich hat. Bis zum Jahre 
1872 allerdings waren die nicht bis Untersekunda reichenden, also nicht mit 
Berechtigung ausgestatteten Progymnasien, auch die sogenannten höheren Bürger- 
schulen den Regierungen unterstellt, bis dann diese Beteiligung der Regierungen 
an der Verwaltung der höheren Schule durch Kabinettsordre vom 3. Januar 
1872 aufgehoben wurde; jetzt stehen auch die Privatanstalten, welche den 
Lehrplan öflE^ntlicher höherer Schulen haben, unter ihrer Aufsicht. Nicht in 
ganz gleicher Weise konnte mit den höheren Mädchenschulen verfahren werden; 
nur diejenigen der höheren Mädchenschulen, die mit Lehrerinnenbildongs- 
anstalten und der Berechtigung zu Entlassungsprüfungen versehen sind, können 
auf Antrag des Oberpräsidenten in den Aufsichtsbereich der Provinzialschul- 
koUegien überführt werden, diese Überführungen werden der Reihe nach im 
Zentralblatt ^) bekannt gemacht. Ebenso wie für manche Mädchenschulen ist 
das Provinzialschulkollegium die Provinzialinstanz für sämtliche königliche 
Präparandenanstalten, königliche Seminare (die privaten Präparandenanstalten 
stehen unter den Regierungen, private Seminare gibt es nicht) und die Schulen 
für nichtvoUsinnige Kinder, Taubstummen- und Blindenanstalten, obwohl die 
letzteren durchweg provinzialständische Anstalten sind, welche auch aus Pro- 
vinzialmitteln erhalten und deren Lehrer vom Provinzialausschuß angestellt 
werden. — Die Gewerbeschulen, Fachschulen, welche in letzter Hinsicht von 
dem preußischen Handelsministerium ressortierten, haben als Zwischeninstanz 
die Regierungen, wie sämtliche Elementarschulen, ebenso wie die Mittelschulen, 
deren Begriff nicht ganz fest umschrieben ist, unter denen man in Preußen (im 
Gregensatz zu Osterreich, wo Mittelschulen „höhere Schulen^' sind) im allgemeinen 
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die nicht mit Berechtigung versehenen Schulen^ also gehobene Yolksschnlen zu 
verstehen hat. 

Demgemäß ist das Ressort der preußischen Zentralmittelbehörden nicht so 
einheitlich wie das der bayerischen^ braunschweigischen^ aber doch^ da das ge- 
samte Elementarschulwesen nicht zu ihm gehört^ bei weitem nicht so aus- 
gedehnt wie bei den analogen Instanzen in Baden^ Österreich, Hessen, Anhalt^ 
Oldenburg. Über die Art, wie diese immerhin noch recht verschiedenen 
Schulen, höhere Schulen — Gymnasien, Realgymnasien, Oberrealschulen — , 
Realschulen, höhere Mädchenschulen, Seminare, Präparandenschulen, vielleicht 
auch noch höhere Privatknabenschulen, Taubstummen-, Blindenanstalten und 
ähnliche — geleitet werden sollen, gibt die noch jetzt in Kraft stehende, 
alte Instruktion vom 23. Oktober 1817 Auskunft; der Geschäftskreis der 
preußischen Schulkollegien umfaßt: 1. alle sich auf den pädagogischen Zweck 
der Unterrichtsanstalten im allgemeinen beziehende Gegenstände-, 2. Prüfung 
der Grundpläne oder Statuten der Schulen und Erziehungsanstalten; 3. die 
Prüfung neuer, die Revision und Berichtigung schon vorhandener Schul- 
ordnungen und Reglements, nicht minder die Abgabe zweckmäßiger Vorschläge 
behufs Abstellung der beim Erziehungs- und Unterrichtswesen eingeschlichenen 
Mißbräuche und anzutreffenden Mängel; 4. Prüfung der im Gebrauch befindlichen 
Schulbücher; Bestimmung derjenigen, welche abzuschaffen oder neu einzuführen, 
nach vorheriger Genehmigung des vorgesetzten Ministeriums; 5. Abfassung 
neuer Schulbücher . . . ; 8. Anordnung der Abiturienten- Prüfungskommissarien 
und Prüfung der Verhandlungen der Abiturientenprüfungen bei den Gelehrten- 
schulen; 9. die Aufsicht, Leitung und Revision der Gelehrtenschulen, welche 
zur Universität entlassen; 10. die Anstellung, Beförderung, Disziplin, Suspension 
und Entlassung der Lehrer dieser Anstalten. 

Femer ist die ganze äußere Verwaltung der höheren Schulen, das Kassen- 
und Etatswesen den preußischen Provinzialschulkollegien zugeteilt. 

Die Art der Anstellung, Beförderung der Oberlehrer hat in Preußen mannig- 
fach gewechselt; die Anstellung selbst geschah und geschieht noch durch die 
Provinzialbehörde; bei städtischen Anstalten hat die letztere nach dem Vor- 
schlage der betreffenden Ortsbehörde nur das Bestätigungsrecht. Früher, als 
der Unterschied zwischen „ordentlichen Lehrern" und „Oberlehrern" bestand, 
war die Ernennung zum letzteren auf Vorschlag der Zwischenbehörde erst 
durch den Minister möglich. Nachdem jetzt seit dem 28. Juli 1892 alle Lehrer 
den Titel „Oberlehrer" führen und in der Regel nach dem Dienstalter zur An- 
stellung gelangen, hat die Provinzialschulbehörde zweimal im Jahre, am 1. Mai 
und am 1. November eine Liste der zum Professor zu charakterisierenden Ober- 
lehrer an das Ministerium einzureichen; seit ganz kurzer Zeit soll dabei nicht 
das Datum der Anstellung, sondern das Datum der Erlangung der An- 
stellungsfahigkeit ausschlaggebend sein. Die Professorenpatente sind in 
Preußen vom Minister unterzeichnet, nicht wie in kleineren Staaten vom Landes- 
fdrsten. Erst die Ernennung zum Direktor^) vollzieht auf Vorschlag des 

^) BeBtimmt festgesetzt in der Kabinettsordei yom 81. Dezember 1825, B. 8. 
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Ministers der König. Auch andere Personalfragen der Oberlehrer werden in 
Preußen natürlich nur von der Zwischenbehorde entschieden, so die Versetzung 
der Oberlehrer von einer Anstalt an die andere, die Zwischenbehörde ist auch 
Disziplinarbehörde erster Instanz. Über Revisionen der unterstellten Schulen 
und die dabei stattfindende Beaufsichtigung der Oberlehrer, über Berichte wird 
an besonderer Stelle gesprochen werden; nur was die Beaufsichtigung des 
Religionsunterrichts betrifft, soll kurz erwähnt werden, daß nach der alten In- 
struktion vom 14. Mai 1829 die Oeneralsuperintendenten das Recht haben, ent- 
weder selbst oder durch Mitglieder des betreffenden Konsistoriums als ihre 
Stellvertreter Visitationen ohne Auftrag des Ministers — alle 4 — 6 Jahre soU 
in einem Bezirk solch ein Visitationszyklus beendet sein — selbständig vorzu- 
nehmen; Berichte über diese Besichtigungen gehen aber an das Ministerium, 
welches dann die Provinzialbehörden zu weiteren Anordnungen ermächtigt; 
nur diese, die ProvinzialschulkoUegien also, haben in bezug auf den Religions- 
unterricht Verfügungen zu treffen, die Generalsuperintendenten nicht. — Eine 
ähnliche Einwirkung ist den katholischen Bischöfen auf den katholischen 
Religionsunterricht schon durch die Konsistorialordnung von 1817 § 8 vor- 
behalten. 

So ist denn in den obigen Personalsachen diese preußische Behörde selb- 
ständig, ebenso wohl in allen rein-schultechnischen Dingen, wie es § 4 der 
obigen Instruktion besagt; dieses Recht erstreckt sich natürlich auch auf die 
Genehmigung der Lehrerpensen- und Stundentabelle der einzelnen Anstalten, 
die zeitig genug, 4 Wochen, vor Beginn eines neuen Schulhalbjahres einge- 
reicht werden sollen. 

Nach oben hin ist die Kompetenz auch dieser Behörde nicht fest abgegrenzt. 
Gültig ist immer noch der § 10 der Instruktion für die Provinzialkonsistorien; 
„Außer denjenigen Fällen, wo sie nach den vorstehenden Bestimmungen an das 
vorgesetzte Ministerium berichten müssen, dient ihnen darüber teils die Ana- 
logie der Regierungsinstruktion, teils der allgemeine Grundsatz, daß sie nur 
innerhalb schon gegebener Vorschriften und Bestimmungen handeln dürfen, 
zur Norm, dergestalt, daß sie in allen Fällen, wo es auf Feststellung von all- 
gemeinen Grundsätzen, auf neue Anordnungen und Einrichtungen, oder Ver- 
änderungen und Abweichungen von bereits bestehenden, ankommt, und außer- 
dem in allen Fällen, wo es nach der Analogie der Regierungsinstruktion nötig 
sein würde, die Genehmigung des ihnen vorgesetzten Ministeriums einholen 
müssen. In allen Fällen aber, wo es bloß auf Anwendung und Ausführung 
schon bestehender Vorschriften und Grundsätze ankommt, können sie ohne 
weitere Anfrage verfügen." — Auch in der Instruktion von 1825, die die Trennung 
der Provinzialkonsistorien in „Konsistorien" und „ProvinzialschulkoUegien" ver- 
fügte, wird B. 9. noch einmal auf die „analogische Befolgung" der Vorschriften 
hingewiesen, welche die Regierungsinstruktion erlassen hat. — Der Begriff 
„Analogie" wird aber immer subjektiver Deutung anheimfallen, besonders, wenn 
nun noch in hypothetischer Form hinzugesetzt ist: „wo es nach der Analogie 
der Regierungsinstruktion nötig sein würde". — Immerhin ist soviel klar, daß 
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alle Neaerangen durchaus der ministeriellen Bestätigung bedürfen; so könnte 
ein preußisches ProvinzialschulkoUegium keine allgemeine Schulordnung für 
seine Proyinz (eine allgemeine fQr die ganze Monarchie und auf Grund der- 
selben besondere ProTinzialschulordnungen will § 7 der Instruktion Ton 1817 
vorsehen)^ keine neue Dienstanweisung^ keine neue Prüfangsordnung für die 
Schulen erlassen ohne ministerielle Erlaubnis. Bekannt ist es, daß die 
ProTinzialschulkoUegieU; wie der bayerische oberste Schulrat u. a.; der Zentral- 
behörde gegenüber oft eine begutachtende Rolle spielen, so z. B. jüngst ge- 
wiß auch Tor Einführung der neuen Lehrpläne und Lehraufgaben, zu denen 
sie ihre Ansichten zuvörderst zu äußern hatten^). 

Sitzungen, Instruktionen, Art der Geschäftsbehandlung. 

In vielen Staaten treten die Zwischenbehörden regelmäßig wöchentlich zu 
Plenarsitzungen zusammen, so in Anhalt, Baden, Bayern, Braunschweig, 
Württemberg, Preußen; in andern nur einmal monatlich, so in Hamburg, 
in Österreich wenigstens einmal im Monat, wobei zu bemerken, daß in den 
Kronländem dies verschieden gehandhabt wird; in Bremen tritt die Senats- 
kommission ,piach Bedürfnis^' zusammen. Vielfältig sind nun auswärtige Mit- 
glieder, z. B. in Bayern und Österreich, vorhanden ; in Bayern werden solche 
nur in wichtigeren Fallen zu den Sitzungen einberufen; in Österreich fordern 
die Schulaufsichtsgesetze zur Beschlußföhigkeit des Landesschulrats nur die An- 
wesenheit der „Mehrheit der Mitglieder'', in Steiermark die „Hälfte der Mit- 
glieder''. 

Es fragt sich nun, ob es für diese Sitzungen allgemeine Instruktionen für 
die Mitglieder gibt und eine Geschäftsordnung, welche den Gang der Ver- 
handlung in äußerlicher Beziehung regelt. Geheime, nicht zur Veröffentlichung 
bestimmte Instruktionen sind in Anhalt und in Württemberg vorhanden, 
gar keine in Baden, Hessen, Sachsen-Weimar, Bremen; in Bayern 
verheißt § 6 der Einsetzungsordre vom 22. November 1872: „Im übrigen 
wird die formelle Behandlung der Geschäfte des obersten Schulrats seitens 
unseres genannten Staatsministeriums nach Bedürfais durch eine besondere In- 
struktion geregelt werden", aber dies Bedür&is scheint nicht eingetreten zu 
sein, denn bis heute ist eine solche Instruktion nicht herausgekommen. Aus- 
führliche Instruktionen oder Geschäftsordnungen sind vorhanden in Braun- 
schweig, Oldenburg, Hamburg, Österreich, Preußen; hierbei wäre noch 
zu unterscheiden zwischen den Dienstanweisungen für die einzelnen Mitglieder 
(Schulräte) und für das Zusammensein derselben in den Sitzungen, beides, In- 
struktionen für die Landesschulinspektoren, wie Geschäftsordnungen für das 
Plenum ist eigentlich nur in Osterreich vorhanden. 



^) Der YollBtaudigkeit halber sei erwähnt, daß auch in FreuBen bei städtischen höheren 
Lehranstalten Ortsschulbehörden, welche z. T. aus Laienelementen bestehen, vorhanden sind. 
Dieselben haben jedoch, ganz im Gegensatz zu den obigen analogen Behörden in Braun- 
schweig, Sachsen, Württemberg, mit den inneren Angelegenheiten der höheren Schulen 
durchaus nichts zu schaffen, vergl. Wiese-lxmer S. 116 ff. 

H. Moreoh, Das höhere Lehramt. 18 
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Die braunschweigische GeBchäftsordnimg für die herzogliche Ober- 
schulkommission bestimmt in § 18, daß die Geschäftsbehandlung koUegiaüsch 
sei und bei Gleichheit der Stimmen der Vorsitzende entscheidet; der letztere 
ist jedoch ermächtigt , diejenigen Verfügungen alleüi zu erlassen ^ welche zur 
Vorbereitung demnächstiger Beschlüsse nötig sind und in eiligen Fällen ebenso 
zu handeln. Merkwürdig ist hier die Bestimmung^ daß Mitglieder bei Sachen^ 
an denen sie persönlich beteiligt sind, wie bei amtUchen Verfügungen der 
Direktoren, Kuratorien, nicht bloß sich ihrer Stimme zu enthalten, sondern auch 
bei solchen Abstimmungen abwesend sein müssen; auch die Geschäftsführung 
der Kuratorien ist kollegialiscb (§ 32). 

Während für Bremen keine Geschäftsordnung existiert, ist eine solche 
für die Hamburger Oberschulbehörde vorhanden; dieselbe gut für jede ver- 
fassungsmäßig eingesetzte Verwaltungsbehörde in Hamburg, vergl. § 7 des 
revidierten Gesetzes über die Organisation der Verwaltung vom 2. November 
1896; Nummer 2 — 6 desselben besagen, daß die Verwaltungsbehörden Zahl und 
Zeit ihrer Sitzungen zu bestimmen haben, daß aber jeder Vorsitzende außerordent- 
liche Sitzungen berufen kann, aber auch daß „auf Verlangen von mindestens 
der Hälfte der nicht zum Senate gehörigen Mitgliedern^ der Vorsitzende dazu 
verpflichtet ist. § 3: Jede koUegialisch beschließende Verwaltungsbehörde ist 
verpflichtet, über ihre Verhandlungen und Beschlüsse ein Protokoll zu fuhren, 
§ 4: Zur Fassung eines gültigen Beschlusses ist die Gegenwart von wenigstens 
der Hälfte der bürgerlichen Mitglieder, sowie mindestens eines Senatsmitgliedes, 
Syndikus oder Senatssekretärs erforderlich. § 5 : Die Beschlüsse werden mit 
absoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Der Minorität steht es zu, ihre Ansichten 
zu Protokoll zu geben oder bei Vorschlägen oder Berichten an den Senat die- 
selben besonders zu motivieren. Bei Stimmengleichheit entscheidet, wenn nicii^ 
die Geschäftsordnung der Behörde für solchen Fall Vorschriften enthalt, der 
Senat, dem der Vorsitzende zu dem Ende die Sache vorzutragen hat. § 6 entr 
hält Vorschriften über das Vetorecht des Vorsitzenden, das wir besonders be- 
sprechen werden. 

Die Geschäftsführung im österreicliisclien Landesschulrat^) hat trotz 
einiger Abweichungen im kleinen durch alle Kronländer dieselben Grandzüge. 
Sehen wir davon ab, daß der an Mitgliederzahl so große böhmische Landes- 
schulrat sich in Sektionen teüt und daß dort Plenar- und Sektionssitzungen 
stattfinden, so gibt es, abgesehen von Niederösterreich und Tirol, überall 
ordentliche und außerordentliche Sitzungen; beide beruft der Vorsitzende, 
die außerordentlichen kann er jederzeit einberufen, muß es aber tun, wenn 
zwei — in Mähren drei — Mitglieder es verlangen. In Niederösterreich und 
Tirol verlangen die Schulaufsichtsgesetze, ohne zwischen ordentlichen und außer- 
ordentlichen Sitzungen zu unterscheiden, daß der Vorsitzende die Sitzungen 
einberuft und einberufen muß, wenn drei Mitglieder es verlangen. 

Beschlußfähig ist eine solche Sitzung in Österreich, wenn die Anwesen- 



1) Vergl. Mayrhofer-Pace IV, 551 ff. 
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lieit der Mehrheit der Mitglieder vorhanden ist (in Steiermark heißt es: die 
Anwesenheit des Vorsitzenden nnd der Hälfte der Mitglieder); nur für Nieder- 
österreich und Tirol ist noch besonders vorgeschrieben^ daß als Erfordernis der 
Beschlußfähigkeit einer Sitzung auch noch eine ausdrücklich vorhergegangene 
Einladung an alle Mitglieder gehört. 

Was das Stimmrecht der Mitglieder anbelangt^ so haben in allen Fragen 
alle Mitglieder^ auch die Vertreter des Laienstandes^ das gleiche 
Stimmrecht; nämlich eine beschließende Stimme, ja in Kärnten haben die Ver- 
treter des Landesausschusses bei allen Ernennungen, beziehungsweise Be- 
stätigungen des Lehrpersonals sogar zwei Stimmen. 

Überall ist vorgeschrieben, daß, wenn es sich um persönliche Interessen 
eines Mitgliedes handelt, dasselbe weder an den Beratungen noch an der Ab- 
stimmung teilzunehmen hat. 

Ebenso klar sind die Anordnungen in bezug auf die Behandlung der 
Qeschäfte. Angelegenheiten, rücksichtlich deren eine Entscheidung zu treffen, 
eine Ernennung oder Bestätigung einer solchen zu beschließen, oder ein Gut- 
achten oder ein Antrag an das Ministerium für Kultus und Unterricht zu er- 
statten ist, werden kollegial isch behandelt, sonstige Angelegenheiten werden 
unter der eigenen Verantwortung des Vorsitzenden erledigt, welcher in jeder 
Sitzung die in der Zwischenzeit getroffenen Verfügungen dem Landesschulrate 
mitzuteilen hat. In dringenden Fällen jedoch kann der Vorsitzende auch rück- 
sichtlich derjenigen Angelegenheiten, welche koUegialisch zu behandeln sind, 
in allen Kronländem mit Ausnahme von Oberösterreich, unmittelbare Ver- 
fügungen treffen; er muß jedoch ohne Verzug und jedenfalls in der nächsten 
Sitzung die Genehmigung des Landesschulrats einholen. 

Beschwerden gegen Entscheidungen des Landesschulrats gehen an das 
Ministerium für Kultus und Unterricht. Sie sind in der Regel beim Landes- 
schulrat anzubringen und haben aufschiebende Wirkung, sofern dies binnen 
14 Tagen (in Vorarlberg binnen 8 Tagen) nach Eröffnung der angefochtenen 
Entscheidung geschieht. 

Die Geschäfte hat der Vorsitzende zu verteilen, nur für Niederösterreich 
lautet, abweichend hiervon, eine Bestimmung, daß der „Landesschulrat die Ge- 
schäfte unter seine Mitglieder verteilf^ Soweit die Instruktion für den 
Landesschulrat in seiner Gesamtheit. 

Die Anweisungen für die Landesschulinspektoren gehen dahin, daß dieselben 
zuächst dazu berufen sind, den unmittelbaren Einfluß auf die didaktisch-päda- 
gogischen Angelegenheiten der Schulen, periodische Inspektionen, Leitung der 
Prüfungen, Überwachung der Wirksamkeit der Schuldirektionen, der Orts- und 
Bezirksschulräte und Bezirksschulinspektoren usw. zu üben. Aber der Landes- 
chef kann für einzelne Falle Funktionen dieser Art auch an die Vertreter des 
Lehrstandes übertragen. 

Der Minister kann indessen, insofern nicht durch die Landesgesetze etwas 

anderes bestimmt wird, auch die dem Lehrstande angehörigen Mitglieder des 

Landesschulrats oder auch andere praktische Schulmänner mit den vollen 

18' 



276 ^' ^16 Aufsichtebehörden för das höhere Lehiamt. 

Funktionen eines Landesschulinspektors in vorübergeliender Weise betrauen^ 
ebenso wie derselbe einem Landesschulinspektor das Referat für die ad- 
ministrativ-ökonomischen Angelegenheiten geben darf. 

In Istrien und Kärnten übrigens ist nicht nur den Vertretern des Lehr- 
standes^ sondern auch den übrigen Mitgliedern^ also Vertretern der Geistlichkeit^ 
des Gemeindeausschusses ein Schulvisitationsrecht ausdrücklich eingeräumt, doch 
dürfen sie nicht selbständige Anordnungen treffen. 

Über manche Einzelheiten der Instruktion für die österreichischen Landes- 
Schulinspektoren werden wir weiter unten berichten unter ^^Revisionen'^ und 
^^erichte'^ Über das Vetorecht des Vorsitzenden des österreichischen Landes- 
schulrats im folgenden Abschnitt. — 

Für Preußen sind, was Stimmrecht der Mitglieder und den Geschäftsgang 
anbelangt, außer der Instruktion für die Provinzialkonsistorien vom 23. Oktober 
1817 und der Eabinettsordre vom 31. Dezember 1825, betreffend eine Ab- 
änderung in der bisherigen Organisation der Verwaltungsbehörden, auch 
noch die RegierungsinstruktioD von 1817, die dasselbe Datum trägt wie 
die für die Provinzialkonsistorien von 1817, und einige Bestimmungen des 
L.-V.-G. von 1883 nebst Ministerialerlassen von uns heranzuziehen. — Die In- 
struktion für die Regierungen vom 23. Oktober 1817 ist deswegen wichtig, 
weil für die Provinzialkonsistorien eine besondere Geschäftsordnung nicht 
gegeben wurde, vielmehr lautet § 15 der Instruktion für die Provinzial- 
konsistorien: „Soviel endlich das Verhältnis des Oberpräsidenten, als Präsi- 
denten des Konsistoriums, zu den Mitgliedern desselben, das Verhältnis der 
letzteren unter sich und zu den Subalternen, die Dienstdisziplin und Verant- 
wortlichkeit der bei dem Konsistorium angestellten Mitglieder und Beamten und 
den Geschäftsgang anbetrifft, so findet darüber analogisch alles dasjenige 
Anwendung, was in dieser Hinsicht in der Regienmgsinstruktion vorgeschrieben 
ist". Genaueres über die Art der Einberufung, über die Beschlußföhigkeit, wie 
es z. B. in Österreich vorgeschrieben, daß, wenn 3 Mitglieder die Einberufung 
verlangen, der Vorsitzende dieselbe anordnen muß, ist in Preußen nicht zn 
ersehen. Da nach § 3 der Instruktion für die Oberpräsidenten von 1825 die- 
selben den Vorsitz und die Leitung der Geschäfte haben, sein Stellvertreter 
der Regierungspräsident ist bez. besondere Dirigenten, auf die dann die Rechte 
des Oberpräsidenten übergehen, so müssen der Vorsitzende der preußischen 
ProvinzialschulkoUegien und die Stellvertreter unumschränkte Vollmacht 
haben zu bestimmen, wie oft und wann sie Sitzungen einzuberufen haben und 
wann das Kollegium beschlußfähig ist. Die Sitzungen der Provinzialschul- 
koUegien finden übrigens, soweit bekannt, regelmäßig wöchentlich einmal statt 

Daß die innere Verfassung kollegialisch ist, und alle Geschäfte desselben 
nach Mehrheit der Stimmen entschieden werden, bei deren Gleichheit indessen 
die des Vorsitzenden den Ausschlag gibt, sagt § 13 der Konsistorialinstruktion. 
In Österreich entscheidet bei Stimmengleichheit der Vorsitzende; das Schul- 
auf sichtsgesetz für Niederösterreich bestimmt ausdrücklich, daß der Vor- 
sitzende nur bei Stimmengleichheit seine Stimme abgibt. 
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Während bei den preußischen Regierungen nur die Begierungsräte als 
Juristen (vergl. B. V. a — d der Kabinettsordre vom 31. Dezember 1825) ein 
„volles Votum" haben, die technischen Mitglieder dagegen, nämlich die Geist- 
lichen, Schul-, Medizinal- und Bauräte, auch die technischen Forstbeamten, nur 
in Angelegenheiten, welche zu ihrem Geschäfkskreis gehören, ein „volles Votum'^ 
besitzen, die Assessoren allein in den von ihnen bearbeiteten Sachen, müssen die 
Provinzialschulräte ein volles Votum haben, vergl. die Justitiare nach Analogie 
der Begierungsräte, analog auch den Mitgliedern der Medizinalkollegien (vergl. 
§ 3 der betreffenden Instruktion), von denen es heißt: „Die darin angestellten 
Ärzte haben in allen Angelegenheiten eine volle Stimme, die übrigen Mitglieder 
selbige nur bei denjenigen Gegenständen, welche ihre besondere Kunst und 
Wissenschaft betreffen". 

Zu den Sitzungen der Provinzialschulkollegien sollen nun nach § 13 der 
Instruktion alle Jahre wenigstens einmal die „bei den Kirchen- und Schul* 
kommissionen angestellten geistlichen und Schulräte" (vergl. § 2, 6 der Be- 
gierungsinstruktion und § 18), d. h. also die jetzigen unter dem Begierungs- 
präsidenten stehenden Begierungs- und Schulräte, welche die Volksschulen unter 
sich haben, hinzugezogen werden ; was ihr Stimmrecht anbelangt, so lesen wir: 
„sie haben bei ihrer Anwesenheit Sitz und Stimme in demselben". 

Die erst seit kurzem zu einigen Provinzialschulkollegien gehörenden Ober- 
lehrer oder Professoren, die schultechnischen Mitarbeiter, haben nach der 
Kabinettsordre vom 12. Januar 1908 Stimmrecht nur in den von ihnen be- 
arbeiteten Sachen, stehen also hierin hur den Assessoren bei den 
Begierungen gleich (vergl. die Kabinettsordre vom 31. Dezember 1825). 
Es hat sich das Stimmrecht dieser Mitarbeiter nach preußischem Verwaltungs- 
recht zu einem vollen Votum nun einmal nicht ausdehnen lassen; aber be- 
zeichnend ist es doch, daß diese schultechnischen Mitarbeiter, welche schon 
längere Zeit als festangestellte Staatsbeamte (oft auch zur IV. Bangklasse ge- 
hörig) tätig waren, Assessoren gleichgestellt werden, die in ihrem Dienst- und 
Lebensalter viel jünger sind und eine Bangstufe tiefer stehen als die Professoren ; 
bezeichnend ist es auch, daß man den österreichischen Kollegen, Mittel- 
schulprofessoren, wenn sie als Vertreter des Lehrstandes im Landes- 
schulrat sitzen, ohne Bedenken dort Stimmrecht über alle Dinge ein- 
geräumt hat. 

Mag nun also betr. Einberufung, Beschlußfähigkeit, Stimmrecht in Preußen 
manches besser angsbedürftig sein, so sind über den Geschäftsgang dieser Pro- 
vinzialbehörden ausführliche Vorschriften vorhanden, freilich ist auch hier nur die 
„Analogie" der Begierungsinstruktion maßgebend, aUes also, was hier über die 
Geschäftsbehandlung gesagt, ist auf die Provinzialschulkollegien anzuwenden, 
d. h. alles, was Abschnitt III § 22 ff. daselbst zu lesen ist. Damach wird 
jedem Mitgliede des Kollegiums ein bestimmter Wirkungskreis von vornherein 
zugewiesen, wobei „mit der Verteilung der Geschäfte so wenig als möglich zu 
wechseln ist". Jeder Dezernent (Beferent) erhält einen Kodezementen (Kor- 
referenten). Nachdem bei dem Vorsitzenden die eingegangenen Sachen erbrochen 
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sind^ werden sie zuerst dem zuständigen Korreferenten zugeschickt, der sich 
davon unterrichtet, auf dem Stücke es vermerkt oder sogleich sein Qutachten 
beifügt. ,,Der Referent hat dann die eigentliche Bearbeitung der Sache und den 
Vortrag darin, er beratet sich zuvor mit dem Korreferenten'^ Bei Verschieden- 
heit der Meinung kann der Korreferent die seinige zwar auf dem Stücke vor- 
merken, er darf aber darin ohne Einverständnis mit dem Referenten nichts ab- 
ändern, dagegen ist der Korreferent verpflichtet u. a. dafür zu sorgen, daß keine 
faktischen Irrtümer bei der Sache obwalten, daß sie dem Beschluß des Kollegiums 
gemäß abgefaßt werde, wenn sie darin vorgetragen, daß keine Sache ohne Vor- 
trag abgemacht werde, welche dazu hätte gelangen sollen. 

Die sehr wichtige Frage, welche Sachen nun dem Beschlüsse des Gesamt- 
kollegiums unterliegen oder vom Präsidenten bez. von einem Dezernenten allein 
abgemacht werden müssen, entscheidet § 27 dahin, daß folgende Gegenstände 
u. a. stets zum Vortrag gebracht werden: 1. alle Sachen von Wichtigkeit; 
2. alle Vorstellungen und Beschwerden^); .... 5. alle Geldzahlungen; 6. alle 
vom Präsidium ausdrücklich zum Vortrage geschriebenen Sachen; 7. aUe zur 
Abmachung ohne Vortrag geeignete Sachen, über welche der Korreferent mit 
dem Referenten .... nicht einverstanden ist (27). 

Der Dezernent ist aber verpflichtet, alle bloß einleitenden und vorbereitenden 
Verfügungen, sowie überhaupt aUe Sachen, die ihren gewiesenen Gang, ihre 
Norm und Form haben, wenn er nicht erhebliche Zweifel hat, ohne Vortrag 
anzugeben und abzumachen. Zum Vortrag kommen die Sachen erst dann, wenn 
es auf materielle Entscheidung ankommt ; beruht diese aber auf unzweifelhaften 
ausdrücklichen Vorschriften, so sind die Dezernenten berechtigt, sie ebenfalls 
ohne Vortrag abzumachen. In allen Fällen, welche der Dezernent ohne Vortrag 
abmacht y muß solches aber ausdrücklich von ihm auf dem Stück bemerkt 
werden (§ 26). 

Was die Befugnisse des Vorsitzenden, Präsidenten, Abteilungsdirektois bei 
den Regierungen^) anbelangt, so ist eben schon erwähnt, daß ihm das Recht 
zusteht, bestimmte Sachen fiir den Vortrag im Plenum vorzuschreiben, ebenso 
aber auch (§ 40), außerordentliche Sitzungen anzuberaumen; eilige Sachen, 
welche nicht wichtig genug sind, um eine außerordentliche Versammlung des 
Kollegii zu veranlassen, kann der Präsident sich in Gegenwart des be- 
treffenden Direktors (nämlich der Regierungsabteilung) von dem Departements- 
rat allein vortragen und das Erforderliche darauf verfügen und abgehen lassen* 
Von dem Beschlüsse muß aber das Kollegium am nächsten Vortragstage be- 
nachrichtigt werden (§ 40). 

In dem Gesetz über die allgemeine Landesverwaltung von 1883 spriclit 
sich § 24 über diese Rechte des Präsidenten noch allgemeiner aus: „auch ist 
der Regierungspräsident befagt, ... an Stelle des Kollegiums unter persön- 



1) Einige Punkte, welche nur die fOr die Regierangen einsohlägigen Geschäfte anbe- 
langen (z. B. alle Entreprise- und andere Kontrakte) sind ausgelassen. 
^) Auf sie gehen die Rechte des Präsidenten über, § 41. 
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licher Verantwortliclikeit Verfügungen zu treffen, wenn er die Sache für eil- 
bedürftig hält'^; hier ist Yon der noch 1817 ausgesprochenen Ver- 
pflichtung, davon Mitteilung in der nächsten Sitzung zu machen, 
nicht mehr die Rede, wie denn überhaupt 1888 die Stellung des Regierungs- 
präsidenten im Verhältnis zu der Instruktion Yon 1817 bedeutend im bureau- 
kratischen Sinne gestärkt ist. ^) 

Ähnlich sind also diese Verordnungen über den Geschäftsgang in Öster- 
reich und Preußen, aber freilich dort kürzer, schärfer präzisiert, schon des- 
wegen, weil der Hinweis auf die Analogie einer andern Instruktion nicht nötig 
ist; auch sind in Österreich (Mayrhofer-Pace S. 553) durch die Au&ahme der „Er- 
nennung'^, ,^estätigung einer solchen^', die stets in pleno koUegialisch abzu- 
machen sind, die Rechte des Kollegiums viel mehr gesichert als bei uns, wo 
dergleichen Tom Dezernenten ohne Vortrag, selbständig, erledigt werden kann; 
es ist gut, daß in Österreich, die Begriffe: „wichtige, eilige Sachen^', welche 
leicht bei uns durchaus der subjektiven Auffassung des Vorsitzenden unterliegen, 
noch durch die obige Einschränkung definiert sind. — 

Hinzugefügt muß hier werden, daß bei so alten, unbestimmten Vorschrifiien 
der Geschäftsgang in den preußischen Provinzialbehörden möglicherweise mit 
der Zeit anders geworden ist, ja daß auch hier vielleicht Verfügungen, den 
inneren Dienst betreffend, ergangen sind, die sich durchaus der Kenntnisnahme 
entziehen. Höchstwahrscheinlich wird man wohl mit der Behauptung recht 
haben, daß in Preußen die Persönlichkeit des Vorsitzenden einen größeren Ein- 
fluß auf den Geschäftsgang hat als in Österreich, wo die Bestimmungen ge- 
nauer und exakter sind. 

Vetorecht des Vorsitzenden der Zentralmittelbehörden. 

Sehr wichtig ist es festzustellen, wie weit das Einspruchsrecht des Vor- 
sitzenden einem Kollegium gegenüber reicht; ist dasselbe unumschränkt, so 
kann ganz Yon selbst, wenn auch de iure eine kollegialische Beratung in den 
Zentralmittelbehörden Yorgeschrieben ist, diese kollegialische Verwaltung oder 
Erledigung der Geschäfte in jedem Augenblick zu einer bureaukratischen werden. 

Nur in drei Staaten hat der Vorsitzende dieser Schulbehörden gar kein 
Einspruchsrecht in Anhalt, iu Oldenburg, in Braunschweig; in Braun- 
schweig geht dies aus § 18 hervor: „die Geschäftsordnung ist koUegialisch, 
bei Gleichheit der Stimmen entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. — Es 
ist jedoch der Vorsitzende ermächtigt, diejenigen Verfügungen allein zu erlassen, 
welche zur Vorbereitung demnächstiger Beschlüsse nötig sind, auch kann derselbe 
in eiligen Fällen die erforderlichen Anordnungen provisorisch treffen." Hier liest 
man nirgends etwas von einem Vetorecht. 

Ganz eigenartig gestaltet sich diese Angelegenheit in den Staaten, bei 

1) Ob diese 1888 gegebenen Bestimmaugen der Rechte des Regienmgspr&sidenten 
„analog* auf den Vorsitzenden (Direktor) des ProvinzialschulkoUegiums zu übertragen sind, 
darüber vergl. § 9 des L.-V.-Q. 8, Anmerkung 6, worüber noch später zu handeln sein wird. 
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deren Mittelbehörden durch die Person des Vorsitzenden eine Art Personalunion 
mit der obersten Instanz^ dem Ministerium^ stattfindet. In Bayern ist zwar ge- 
sagt (§ 4), daß ^^der oberste Schulrat alle zur Zuständigkeit unseres Ministeriums 
gehörigen Angelegenheiten der humanistischen und technischen Mittelschulen^ 
soweit dieselben zur kollegialen Behandlung geeignet sind^ zu be- 
raten habe'', aber da der Minister selbst Vorsitzender bei diesen Beratungen ist^ 
oder sein Stellvertreter^ ein juristisches Mitglied des Ministeriums^ so braucht 
er weder eine Abstimmung vornehmen zu lassen noch sich an Majoritäts- 
beschlüsse zu kehren; unter diesen Umständen kann^ wenn dies auch tatsäch- 
lich wohl selten geschehen wird^ aus der kollegialen Verfassung eine bureau- 
kratische gemacht werden. 

Auch in Württemberg spricht § 2 von den unter Vorsitz des 
Ministers zu haltenden Kollegialberatungen ^ welche bei ^^wichtigeren^^ Gegen- 
ständen stattfinden sollen^ während alle übrigen Gegenstände von dem Ab- 
teilungsvorstand kollegialisch oder bureau mäßig zur Erledigung gebracht 
werden ; Verwaltungsstreitsachen aber ^^koUegialiscV behandelt werden 
sollen. — Aber hier in Württemberg kann sich zwar der Vorstand der 
Ministerialabteilung seine Entscheidung nicht vorbehalten^ wohl aber der 
Minister^ der eigentlich der Vorsitzende ist. Da es also durchaus in des 
Ministers Hand liegt^ gefaßte Beschlüsse anzunehmen oder abzulehnen, so ver- 
wandelt sich auch hier die kollegialische Behandlung je nach Ansicht desselben 
sofort in eine bureaukratische. Gar keine Bestimmung darüber, ob die Ge- 
schäfte kollegialisch oder bureaukratisch zu behandeln sind, findet man in 
Baden in den Einsetzungs Verordnungen des Oberschulrates; in Wirklichkeit 
ist die Geschäftsbehandlung eine zwischen beiden Möglichkeiten schwankende. 
Jedenfalls hat der Vorsitzende des Oberschulrats auch hier das Recht, etwaige 
nach seiner Ansicht nicht gerechtfertigte Beschlüsse an das Ministerium zur 
Entscheidung zu bringen, so daß also auch hier das Vetorecht ein nicht an 
bestimmte Falle gebundenes ist. Ganz ebenso liegt die Sache in Hessen nnd 
Sachsen-Weimar. Im ersteren Staate kann man ja die Zentralmittelbehörde 
auch als einen Teil des Ministeriums betrachten ; die Art der Geschäftserledigong, 
über welche bei der Konstituierung nichts gesagt ist, ist demgemäß mehr eine 
ministerielle, bureaukratische als kollegialische, schon deshalb, weil die Ent- 
scheidung formell lediglich in der Hand des Vorsitzenden liegt, der die volle 
Verantwortung trägt, der auch darüber zu bestimmen hat, ob Abstimmxmgen 
stattfinden sollen oder nicht. Noch vielmehr der ministeriell -bureaukratischen 
Artgleicht die GeschäftsbehandlungimDepartementinSachsen-Weimar, wo sich 
auch der Departementschef die Entscheidung vorbehält, nicht anders wird es 
in der an das Ministerium eng angegliederten Unterrichtsabteilung in Mecklen- 
burg-Schwerin sein. Überall wird in den Zentralmittelbehörden die Ent- 
scheidung in allen Fragen des höheren Schulwesens dort sich bureaumäßig ge- 
stalten, wo, wie z. B. in Baden, Hessen, Sachsen- Weimar, weder bestimmte In- 
struktionen für die einzelnen Mitglieder noch für die Führung der Geschäfte in 
pleno vorhanden sind. 



B. Zentralmittelbebörden (Zwischen- oder Provinzialbehörden). 281 

Im allgemeinen wird das auch so in Bremen sein^ wenn auch nicht in 
dem Maße wie in den eben erwähnten Staaten. Die Beschlüsse der Senats- 
kommission für das Unterrichtswesen erfolgen zwar nach Majorität, aber der 
Vorsitzende ist stets^ ohne daß die Falle genauer bestimmt sind, in der Lage, 
diese Ansicht der Majorität dem Plenum des Senates zu unterbreiten, bevor er 
die Ausführung des Beschlusses zuläßt. 

Kurz hier noch einiges über die Geschäftsführung der Laienbehörden in 
Baden, Württemberg, Braunschweig. 

Während in Baden und Württemberg die Zentralmittelbehörden, wie ge- 
sagt auch bureaukratisch regiert werden können trotz kollegialischer Verfassung, 
ist dies bei den dortigen Laienbehörden nicht möglich. Die Verfassung der 
badischen Beiräte ist streng kollegialisch (§3, 5), zur Beschlußfassung ist die 
Anwesenheit von wenigstens vier Mitgliedern erforderlich ; die Beschlüsse werden 
mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden, welcher gar kein Einspruchsrecht hat; wohl aber 
kann nach § 5 die Minderheit verlangen, daß ihre abweichende Stimmenabgabe 
in das Sitzungsprotokoll aufgenommen und bei den Anträgen oder Gutachten 
an die Oberschulbehörde dieser zur Kenntnis gebracht werde. 

Ähnlich besagt Artikel 6 für die württembergischen Studienkommis- 
sionen, daß bei den kollegialischen Verhandlungen der Ortsschulbehörde stets 
der Vorsitz vom Ortsvorsteher geführt wird, dem Geistlichen die erste ordent- 
liche, dem Ortsvorstande im Falle der Stimmengleicheit die entscheidende 
Stimme zukommt. — 

Was die Kuratorien in Braunschweig anbelangt, so kann man sich 
denken, daß dort, wo das Kollegialprinzip bei der oberen Schulbehörde so 
streng durchgeführt ist, auch bei der Laienbehörde dasselbe gilt. Li der Tat 
besagt § 32 der Geschäftsordnung der Kuratorien: Die Geschäftsführung ist 
kollegialisch, bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag. ^) 

Zuletzt seien hier noch Hamburg, Osterreich und Preußen besprochen. 
Li den beiden ersten Staaten haben zwar die Vorsitzenden ein Vetorecht gegen- 
über der Schulbehörde, aber nur ein in betimmten Fällen gestattetes. Vergl. 
§ 7, 6 des revidierten Gesetzes über die Organisation der Verwaltung in Ham- 
burg: „Der Vorsitzende ist verpflichtet, gegen einen Beschluß, welcher nach 
seiner Ansicht der Verfassung oder einem Gesetze zuwiderläuft oder eine Über- 
schreitung der verfassungsmäßigen Geldbewilligungen veranlassen würde Ein- 
spruch zu erheben und die Sache dem Senate vorzulegen, welcher sodann über 
das erhobene Bedenken entscheidet/' 

Ganz analog heißt es in Österreich (nach § 37 Schulaufsicht für Nieder- 
österreich^) : „Der Vorsitzende gibt nur bei Stimmengleichheit seine Stimme ab. 

1) BeBtimmungen über die GeBchäftsfuhnmg der BächeiBchen GymnaflialkoinmiBsioneii 
scheinen nicht vorhanden zn Bein. 

*) Jetzt nach § 49 des Gesetzes vom 28. Dezember 1904, L.G.Bl. Nr. 97, wo der Wort- 
laut etwas anders ist. 
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Er ist berechtigt, die Ausführung von Beschlüssen , die nach seiner Ansicht 
gegen die bestehenden Gesetze verstoßen würden, einzustellen, worüber er 
sofort die Entscheidung des Ministeriums für Kultus und Unterricht einzoliolen 
verpflichtet ist^'; das ist für alle Kronländer gültig, nur für Tirol heißt es statt: 
„gegen die bestehenden Gesetze^': „gegen die bestehenden Vorschriften" (Mayr- 
hofer-Pace IV, S. 554). 

Etwas verwickelter, nach meinem Dafürhalten wenigstens, gestaltet sich 
diese Frage für Preußen Drei Arten von Vorgesetzten haben die preußischen 
Zentralmittelbehörden für das höhere Schulwesen : die eigentlichen Vorgesetzten 
sind ja stets die Oberpräsidenten, deren Stellvertreter teils die Regierungs- 
präsidenten, teils die besonders für einige Provinzen als Direktoren bestellten 
Mitglieder des Kollegiums (Provinzialschulräte oder Justitiare) sind, ja in einem 
Falle fungiert ein juristisch gebildeter Vizepräsident, so daß man also auch 
vier Arten von Vorgesetzten zählen kann. 

Die Instruktion für die Oberpräsidenten vom 23. Oktober 1817, die in 
§ 4 von einer „besonderen Verantwortlichkeit^^ spricht, „mit denen sie die 
ihnen anvertrauten Geschäfte als beständige Kommissarien des Ministeriums^ 
leiten, ist gleich im Eingange der Instruktion vom 31. Dezember 1825 auf- 
gehoben, und daher von dieser letzteren, welche durch das Gesetz über die 
allgemeine Landesverwaltung von 1883 in diesen Punkten nur hier und da abge- 
ändert ist (vergl. AnhangJB zu Bd. 1 bei Studt und Braunbehrens), überall auszugehen. 
§ 3 der Instruktion von 1825 hat den bekannten Passus: „In den Provinzial- 
konsistorien, Schul- und Medizinalkollegien haben die Oberpräsidenten den Vor- 
sitz und die Leitung der Geschäfte". — Nach § 6 nun der Verordnung, be- 
treffend die Ressortverhältnisse der Provinzialbehörden für das evangelische 
Kirchenwesen, ist zwar der Vorsitz in den Konsistorien nicht unmittelbar meiir 
mit dem Amt des Oberpräsidenten verbunden, sondern vorbehalten worden, in jedem 
einzelnen Falle wegen Ernennung des Vorsitzenden besonders zu bestimmen; 
aber für die Schwesterbehörden, die Provinzialschulkollegien, gilt immer noch 
jener § 3 der Instruktion von 1825. — Das Gesetz von 1883 berührt diese 
Stellung nicht, der § 9 dieses Gesetzes behandelt nur die Frage der Stellyer- 
tretung. — Ob nun aus dem obigen § 3 der Instruktion von 1825 ein be- 
schränktes oder unbeschränktes Vetorecht gefolgert werden kann, ist aus den 
Worten wohl kaum herauszulesen. Doch ist an einem unbeschränkten Veto- 
recht der preußischen Oberpräsidenten den Provinzialschulkollegien gegenüber schon 
deswegen kaum zu zweifeln, weil sie immer noch beständige Kommissare des 
Ministers mit besonderer Verantwortlichkeit sind; sie müssen also in- 
folge der Verantwortlichkeit, welche sie dem Minister gegenüber tragen, das Ein- 
spruchsrecht gegenüber allen ihnen unterstellten Kollegien haben ; das folgt auB 
dem Begriff des ministeriellen Auftrages. Möglicherweise ist ein solches ihnen 
auch in irgend einer Ministerialverfügung ausdrücklich zugesprochen; doch da 
dies den „inneren Dienst" (vergl. S. 281 oben) betrifft, ist sie vielleicht nicht 
veröffentlicht. Jedenfalls berichtet bei sachlichen Meinungsverschiedenheiten 
zwischen dem Oberpräsidenten und dem Provinzialschulkollegium, der erstere 
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an den Minister^ der sich dann die Entscheidung Yorbehalt. So ist wenigstens 
ein aufschiebendes Vetorecht nicht in Frage zu stellen. 

Der Stellvertreter des Oberpräsidenten ist beim Medizinalkollegium jetzt 
fast überall der Oberpräsidialrat^ der bekanntlich der ständige Stellyertreter des 
Landeschefs in allen Dingen ist^ beim Proyinzialschulkollegium ist die Stell- 
vertretung besonders geregelt durch die Kabinettsordre vom 28. November 1881 
nebst dem dazu gehörigen Ministerialreskript (Zentralblatt für den gesamten 
Unterricht 1882, S. 321); in dieser heißt es: „. . . . wo für letztere (Provinzial- 
schulkoUegien) besondere Dirigenten oder Direktoren bestellt sind, behält es 
bei der bisherigen Organisation auch femer sein Bewenden'^ Es sind demnach 
teils jene oben erwähnten Regierungspräsidenten, teils jene besonderen Direktoren 
Stellvertreter des Oberpräsidenten. Was die Rechte des Regierungspräsidenten 
anbelangt, so kann seine Befugnis abgegrenzt gedacht werden nach der Re- 
gierungsinstruktion von 1817, ergänzt durch die Kabinettsordre vom 31. Dezember 
1825 betreffend eine Abänderung usw. — Da, wie oben angeführt, nach § 10 
der Dienstinstruktion für die Provinzialkonsistorien von 1817 für die letztere 
überall die „Analogie der Regierungsinstruktion^^ eintreten soll, so hätten die 
Regierungspräsidenten den Provinzialschulkollegien gegenüber die Rechte, wie 
sie Nummer V feststellt: „Stimmenmehrheit entscheidet bei diesen Ver- 
sammlungen, doch verbleibt dem Präsidenten das in § 39 der Instruktion von 
1817 dem Präsidio beigelegte Recht, der Ausführung des Beschlusses, unter den 
dort näher bezeichneten Modifikationen, Anstand zu geben'^ — Der § 39, 3 
dieser Instruktion von 1817 gibt dem Präsidium (damals war noch ein Regierungs- 
präsidium vorhanden, bestehend aus dem Präsidenten und den beiden Direktoren, 
welches schon 1825 in einen Einzelvorstand, den Regierungspräsidenten, verwandelt 
wurde) die Befugnis, wenn es mit den materiellen angegebenen Verfügungen 
und gefaßten Beschlüssen nicht einverstanden ist, dieselben nochmals in pleno 
zum Vortrag bringen zu lassen. ... „Bei dem im Plenum gefaßten Beschlüsse 
hat es zwar dann sein Bewenden; doch kann das Präsidium, wenn es auch als- 
dann von der Richtigkeit des Beschlusses überzeugt ist, der Ausführung des- 
selben auf seine Verantwortung hin Anstand geben und die Entscheidung des 
Oberpräsidenten einholen, sobald nicht Gefahr im Verzuge ist und alle Mit- 
glieder des Präsidiums gleicher Meinung sind. Ist aber weder das eine noch 
das andere der FaU, so muß der Beschluß des Kollegiums ohne weiteren An- 
stand ausgeführt werden.^' Die Dienstinstruktion für die Provinzialschul- 
kollegien (Provinzialkonsistorien) von 1817 ist noch in Kraft, in derselben wird 
ausdrücklich auf die „Analogie'^ der gleichzeitigen Regierungsinstruktion ver- 
wiesen, also gilt offenbar noch heute für den Regierungspräsidenten als Vor- 
sitzenden der preußischen Provinzialschulkollegien das eben dargestellte Ein- 
spruchsrecht. 

Was nun die andern Direktoren als Vorsitzende anbelangt, so gilt für sie 
offenbar auch noch § 41 der Regierungsinstruktion, wo von den Rechten und 
Pflichten der früheren Abteilungsdirektoren bei den Regierungen die Rede ist 
und es heißt: „Sie haben überhaupt in Beziehung auf ihre Abteilung alle 
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Rechte und Pflichten , welche dem Präsidenten über das Ganze zustehen und 
obliegen^^ 

Demnach hätten also diese Vorsitzenden ein unbegrenztes Einspruchsrecht 
mit der Pflicht^ die Entscheidung des Oberpräsidenten einzuholen. 

Nicht unerwähnt darf hier die Frage bleiben, ob etwa durch die veränderte 
Stellung des Regierungspräsidenten^ welche nach dem Gesetz von 1883 ein- 
getreten ist^ auch seine Rechte als Vorsitzender des Provinzialschulkollegiums 
sich irgendwie anders gestaltet haben. Der § 24 des Gesetzes besagt: ^^Der 
Regierungspräsident ist befugt, Beschlüsse der Regierung oder einer Abteilung 
derselben, mit welcher er nicht einverstanden ist, außer Kraft zu setzen, und, 
sofern er den Aufenthalt in der Sache für nachteilig erachtet, auf seine Ver- 
antwortung anzuordnen, daß nach seiner Ansicht verfahren werde.'^ Dazu An- 
merkung (5. Bearbeitung von Studt und Braunbehrens): „Die auf Grund der 
Vorschriften des § 24 vom Regierungspräsidenten erlassenen Verfügungen ver- 
treten die Stelle eines Eollegialbeschlusses. . . . Dem Kollegium steht ein 
Beschwerderecht nicht zu.'^ — Wenn etwa dieses neue, ganz und gar 
bureaukratische Recht nach „Analogie^' auch auf den Regierungspräsidenten 
als Vorsitzenden der Provinzialschulkollegien zu übertragen wäre, so wäre 
allerdings die kollegialische Verfassung dieser preußischen Zentralmittelbehörden 
aufgehoben, auch sie würden dann durchaus stets bureaukratisch regiert. 

Auffallend bleibt in Preußen, daß weder das Vetorecht des Vorsitzenden 
direkt mit Worten ausgesprochen noch, da es offenbar zu Recht besteht, irgend- 
wie umschrieben ist, wie ja es überhaupt sonderbar ist, daß die ganze Geschäfts- 
behandlung nur nach „Analogie^^ einer recht alten Instruktion vor sich zu 
gehen hat. Sieht man die österreichischen Verhältnisse an, so sind sie viel 
klarer ; „die Landeschefs in Osterreich sind für ihre, sowie für die Amtsführung 
der ihnen unterstehenden politischen Landesbehörde verantwortlich"^), das 
Prinzip der Verantwortlichkeit ist also hier wie bei uns vorhanden; aber das 
hindert nicht, daß bestimmte Gegenstände der Kollegialberatung ausdrücklich 
vorbehalten sind, die beim Landesschulrat wir oben bezeichnet haben, das 
hindert nicht, daß gerade durch diese genaue Begrenzung des Vetorechts in 
Österreich im Landesschulrat eine wirklich kollegialische Geschäftsführung statt- 
finden muß. 

Zum Schluß dieses recht verwickelten, fast „heiklen'^ Kapitels möchte icb 
doch manchen recht billigen Einwendungen von vornherein begegnen. Ich 
weiß wohl, daß selbst dort, wo, wie in Anhalt, Oldenburg, Braunschweig^ 
eine streng kollegialische Verfassung der Mittelbehörden, sogar ohne Veto- 
recht des Vorsitzenden vorhanden ist, diese durch allerhand Mittel und 
durch den Einfluß einer machtvollen, bedeutenden Persönlichkeit als Vor- 
sitzenden außer Kraft gesetzt werden kann oder von selbst außer Kraft 
tritt. Auch in Österreich und anderwärts, wo dem Buchstaben nach alles 
viel geregelter ist als in Preußen, kann natürlich durch mancherlei Umstände 



1) StaatsgnmdgeBetz vom 21. Dezember 1867 bei Mayrhofer-Paoe 1, S. 30. 
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— wer kann überall hinter die KaÜBBen sehen? — in den Uittelbettörden 
ebenso wie in den Lehrerkollegien der Mittelschulen die gesetzmäßige Freiheit 
wieder paralysiert werden. Geht es doch im großen mit den „freiheitlichen 
Verfassungen" der Staaten hier nnd da ebenso! Aber wie Yerfassm^en doch 
notwendig sind, so kann man auch nur wUnacben, daß für Behörden nnd 
Behordenkollegien Yorschriften zunächst wenigstens auf dem Papier stehen. 
Sind gar keine oder so gut wie gar keine Vorschriften Torbanden, so droht 
die Gefahr der Anarchie oder des Despotismus im kleinen (vergl. oben S. 108). 



In den meisten Staaten ist die Frist nicht bestimmt, innerhalb deren 
Revisionen von selten der Mitglieder der Anfsichtsbebörden stattfinden sollen. 
In Bayern ist darüber nichts angeordnet, in Braunscbweig nach % 15 soll 
die Oberacholbehörde „von Zeit zn Zeit nach Bedürfnis Visitationen" Tomehmen-, 
ebenso liegt dies in Hamburg durchaus in dem ErmeBsen des Sehulrats, bez. 
der Behörde, ebenso in Bremen in dem Ermessen des ,,Inspektors", nicht 
anders in Hessen in demjenigen des Referenten, nicht anders in Sachsen- 
Weimar. — Dagegen ist ein fester Turnus dafür angesetzt iu Baden, Oster- 
reich, Preußen, Württemberg, Oldenburg; in Baden ein aweijähriger, 
in größeren Amtsbezirken ein dreijähriger, ebenso in Österreich, in Preußen 
ein Tierjähriger, in Württemberg ein vier- bis fünfjähriger, in Oldenburg 
ein sechsjähriger. In Anhalt endlich aollen „Teilrerisionen" in der 
Regel in jedem Semester stattfinden, dieselben erstrecken sich nur auf einen 
Tag, Gesamtrevisionen finden viel seltener, nach „Bedarf", statt; jene würden 
Ton der Zwi sehen b eh örde, dieee von der Zentralbehörde ausgeben. Dieser 
Unterschied wäre natürlich noch bei größeren Staaten hervorzuheben, und es 
ist selbstredend, daß besonders, was Österreich nnd Preußen anbelangt, die oben 
genannten Fristen nur von den Zwischenbehörden gelten; wann von seiten der 
Ministerien revidiert wird, ist natürlich nicht fixiert nnd kann nicht fixiert 
werden. 

Hier und da erfahren wir auch einiges über die Art dieser Revisionen. 
In Baden nimmt ein ordentliches Mitglied des Oberschulrats dieselbe vor, mit- 
unter aber auch ein UniverBitätsprofessor als außerordentliches Mitglied dieser 
Behörde; auch in Bayern kann ein Universitätspro fesser diese Fnnktion aus- 
üben, möglicherweise auch in Heesen, wo es dem Referenten vorbehalten iat, 
Fachmänner hinzuzuziehen. Daß auch in Österreich UniverBitätsprofessoren, 
aber auch Leiter und Lehrer der höheren Schulen (Mittelschulen) solche 
Revisionen vornehmen können, ist aus der Organisation der dortigen Landes- 
Bchnlräte ersichtlich; bei uns in Preußen, wohl auch in Württemberg ist 
solche Revision gänzlich ausgeschlossen, wenn nicht zn ganz besonderen 
Zwecken eine Revision solcher Art ausnahmsweise einmal angeordnet würde. 
— In Österreich und, wie wir hinzufügen können, auch in Bayern, ist 
dafür Sorge getn^en, daß Dezernenten realistischer Vorbildung „Realia", 
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solche mit humanistischer Vorbildung ^^Humaniora^^ inspizieren ^ ja^ wie oben 
dargestellt^ geht in Österreich dies Prinzip so weit^ daß viele höhere Lehran- 
stalten eigentlich unter zwei Dezernenten stehen^ von denen der eine die Lehrer 
der Sprachen^ der philosophischen Fächer^ der Geschichte und Geographie, der 
andere die der Mathematik, der Naturwissenschaften, Physik, auch der Geographie 
inspiziert. Mag auch bei der Verteilung der betreffenden Dezernate die nötige 
Rücksicht und Vorsicht geübt werden, fast in allen übrigen Staaten kommt es 
ja Tor, daß Realgymnasien, Oberrealschulen, Realschulen unter der Aufsicht 
von solchen Inspizienten stehen, die auf der Uniyersität nur Sprachstudien, 
oft nur altklassische, getrieben, wahrend Mathematiker humanistische Lehran- 
stalten unter ihrer amtlichen Obhut haben und revidieren; z. B. ehe bei uns 
in Preußen die schultechnischen Mitarbeiter an die Provinzialschulkollegien 1901 
berufen wurden, standen in einigen Provinzen sämtliche realistischen An- 
stalten unter dem einzigen dort für die höheren Schulen angestellten Provinzial- 
schulrate, der aber durchaus humanistische Vorbildung genossen ; und auch jetzt 
noch bestehen gleiche oder ähnliche Verhältnisse. 

In einem andern Staate, Braunschweig, ergibt sich infolge der Zusammen- 
setzung der Aufsichtsbehörde, in welcher die Direktoren der Hauptstadt sitzen, 
die merkwürdige Erscheinung, daß der eine in seiner Eigenschaft als Mitglied 
der herzoglichen Oberschulkommission zur Revision der Anstalt seines Kollegen 
erscheint, und daß bald nachher nach Vertauschung der Rollen der eben revi- 
dierte Kollege im Auftrage der Aufsichtsbehörde ebenfalls als dessen Mitglied 
die Anstalt seines Kollegen einer Revision unterzieht. 

Noch einiges über Dauer und Art dieser Revisionen. In Preußen dauern 
diese größeren Revisionen meist 4 Tage, in Württemberg bei Vollanstalten 
8 — 14 Tage, in Österreich noch länger: 2 — 3 Wochen; meist existiert darüber 
keine Verfügung, nur die Praxis hat sich so herausgebildet. In Württem- 
berg, auch in Baden, werden diese Revisionen vorher angesagt^), weil der 
Rektor vorher einen Plan ausarbeiten muß, in welcher Folge die Klassen hinter- 
einander geprüft werden sollen; in Österreich geschehen sie urplötzlich. In 
Baden ist ein Unterschied zwischen der Revision eines ordentlichen Mitgliedes 
des Oberschulrates und eines außerordentlichen, eines Universitätsprofessors: 
der letztere hört nur zu und berichtet im Geheimen an den Oberschulrat, der 
erstere hält Konferenz ab und berichtet dann an die vorgesetzte Behörde. 
Solche Konferenzen nach den größeren Revisionen sind allgemein üblich, ebenso 
der von dem Inspizienten abzufassende allgemeine Bericht. 

Dieser schriftliche Bericht bleibt in Preußen beim Provinzialschul- 
kollegium liegen, und von dem Ergebnis solcher Revisionen ist nur in dem 
alle 4 Jahre zu erstattendem Verwaltungsberichte dem Minister kurz Mitteilung 
zu machen. 2) 



^) Nach einer württembergiBehen Verfügung ?om 22. November 1904 „unangekOndigi 
oder höchstens 1 — 2 Tage vorher angekündigt **. 
^ Beier S. 8. 
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In Bayern, wo diese Berichterstattung übrigens jahrlich ist, wird ein be- 
sonderer Bericht über solche Revisionen gemacht, der an das Ministerinm, von 
dort an den obersten Schulrat geht, wo er vorgetragen wird; und auf Grund 
des Vortrages wird jedesmal ein ausführlicher Bescheid an die Anstalten er- 
lassen Auch in Österreich wird ein Sonderbericht an den Landesschulrat 
von den Inspizienten aufgesetzt. 

Hier in Österreich sind auch wieder eingehende und nach meinem Dafür- 
halten recht zutreffende Anordnungen über die Art solcher Revisionen gegeben 
in §§ 15 — 18 der oben erwähnten Instruktion von 1899, welche ja schon in der 
alteren von 1869 fast ganz enthalten ist. Damach soll der Inspizient die in 
der Tätigkeit eines Lehrers wahrgenommenen Mängel und Fehler nur in Gegen- 
wart des Direktors besprechen, femer soll in der Konferenz der Zustand der 
Schule in freimütiger, aber das Ansehen des Lehrstandes immer schonender 
Weise erörtert werden. Nur der „Gymnasialinspektor^^ hat hinsichtlich des Ge- 
samtzustandes der humanistischen Anstalten und der humanistischen Fächer, nur 
der „Realschulinspektor^^ über den Gesamtzustand der realen Anstalten und der 
Realien zu urteilen. Schriftliches Lob, schriftlichen Tadel, schriftliche Weisungen, 
welche die ganze Anstalt oder einzelne Lehrpersonen betreffen, zu erlassen, ist 
keiner von ihnen berechtigt; diese werden auf Antrag der Inspektoren erst 
von der Landesschulbehörde erteilt. 

In bezug auf diese Revisionen wird wohl am allerersten leider der Satz gelten, 
daß vieles hier eben auf dem Papier steht und daß dieselben bei der geringen Zahl 
der Yisitatoren nicht sehr häufig stattfinden; bekannt ist es z. B., daß die 
Stuttgarter höheren Schulen so gut wie nie revidiert werden, und daß es in 
Preußen höhere Schulen gibt, welche trotz des angeordneten Revisionstumus 
von 3, 4 Jahren innerhalb von 20 Jahren einer größeren, mehrtägigen 
Revision nicht unterzogen sind. Wohl aber ist es bekannt, daß in Österreich 
solche fast genau nach den Yorschriffcen alle 2 — 3 Jahre stattfinden. 

Berichte. 

Auch hier, wie bei den Revisionen, ist in einigen Staaten nichts Genaueres 
festgesetzt. In Braunschweig, Hamburg, Bremen, Sachsen -Weimar, Hessen 
werden solche Berichte über die Anstalt und ihre Lehrer nach Bedür&is ein- 
gereicht, eine Zeit ist hier nicht fixiert, auch nicht im Königreich Sachsen. 

In Baden jedoch berichtet der Direktor alle zwei Jahre über den Stand 
der Anstalt und die Ergebnisse der Prüfungen, dagegen findet in Osterreich, 
Bayern, Württemberg solche Berichterstattung jährlich statt. In Bayern 
wird von allen Anstalten am Schluß des Schuljahres berichtet über den Stand 
der Disziplin, über den Aszensus, über den Verlauf und die Ergebnisse der 
Prüfungen; dabei werden die einschlägigen Protokolle mit eingereicht. Der 
oberste Schulrat nimmt eine Beratung darüber vor und berichtet an das 
Ministerium, welches dann nach kurzer Zeit seine Entschließung kundgibt. 
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Ebenso findet in Österreich alle Jahre etwas Gleiches statt; bekanntüch^ 
wie schon oben erwähnt^ werden hier zwei Berichte abgesandt: ein öffentlicher, 
vom Lehrerkollegium in der Konferenz festgesetzter, und ein geheimer des 
Direktors, so daß der Landesschulrat durch Yergleichung heider in der Lage 
ist, sich ein einigermaßen objektives Urteil zu bilden. 

Auch in Württemberg hat der Vorstand am Schluß eines jeden Schul- 
jahres über den Zustand der Anstalt, insbesondere über den Fleiß, das Betragen 
und die Fortschritte der Schüler nach den einzelnen Klassen, desgleichen über 
das dienstliche Verhalten und die Leistungen der Lehrer unter Anschluß 
der Rechenschaftsberichte der letzteren^) über den von ihnen erteilten 
Unterricht, sowie der Zeugnistabellen der Schüler und einer Auswahl unter den 
Prüfungsarbeiten der letzteren einen umfassenden Vortrag an die Ministerial- 
abteilung zu erstatten (§ 34 der Dienstvorschrift). 

Während in Oldenburg alle 3 Jahre solche Berichte eingesandt werden 
müssen, geschieht dies in Anhalt und in Preußen alle 4 Jahre; &üher war 
dieser Turnus in beiden Staaten ein dreijähriger, bis seit 1897 bei uns und 
auch in Anhalt ein vierjähriger eingeführt wurde. Da im letztem Staate in 
besonderen Verfügungen auch auf die Art der preußischen Berichterstattung 
als mustergültig hingewiesen wird, genügt es, wenn wir kurz erwähnen, was dar- 
über in Preußen vorgeschrieben ist. 

In Preußen ist zu unterscheiden der Verwaltungsbericht der Direktoren 
über ihre Anstalt von dem der Provinzialschulkollegien über sämtliche Anstalten 
der Provinz; über den ersteren finden sich genauere Vorschriften in den Dienst- 
instruktionen für die Direktoren der einzelnen Provinzen, in einzelnen derselben 
ist eine nach Monatsdaten geordnete Tabelle für die Absendung aufgesteUf-^ 
welche in ähnlicher Weise als Anhang für die Dienstinstruktionen anci 
in Anhalt sich findet; hierauf brauchen wir nicht näher einzugehen, da des 
Interessanten und Beachtenswerten sich nicht allzuviel vorfindet; wohl aber 
soll eine kurze Darstellung der Verwaltungsberichte der preußischen Provinzial- 
schulkollegien^) folgen. 

Dieser Verwaltungsbericht, jetzt auch nur alle 4 Jahre zu erstatten, soll 
einen allgemeinen und einen besonderen Teü umfassen. Der allgemeine Teil, 
welcher nur Beobachtungen enthalten soll, die die ganze Provinz betreffen, 
gliedert sich in a) Statistisches, b) Unterricht, Lehrpläne, Lehrmittel, c) Dis- 
ziplin, d) Lehrpersonal, e) Äußerungen über besondere Gegenstände, deren Be- 
handlung in den Verwaltungsberichten von der Zentralinstanz angeordnet ist, 
oder die das Provinzialschulkollegium seinerseits zum Vortrag zu bringen für not- 
wendig erachtet. Unter „Statistisches^^ ist notwendigerweise zu befassen das Maß der 
Beteiligung der Bevölkerung an dem Besuche höherer Lehranstalten überhaupt uni 
einzelner Kategorien derselben insbesondere, femer der Prozentsatz der Ver- 
setzungen und des Bestehens der Reifeprüfungen. In beiden Fallen 



1) Auch in der neusten Dienstvorschrift von 1904 in § 34 ist dieser Passus beibehalten. 

2) Verf. V. 28. März 1887 bez. v. 17. Juli 1894 (Beier S. 8 ff.). 
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ist eine Yergleicilnng mit dem ZuBtand der vorigen Periode beizufügen. Unter 
der Rubrik ^^ehrpersonal^' werden insbesondere die wissenschaftliclie Betätigung 
der Direktoren und Lehrer^ ihre Teilnahme an Vereinen und Versammlungen 
und die Qualifikation von Oberlehrern für Direktorstellen zu er- 
wähnen sein. 

Der besondere Teil der Berichterstattung umfaßt alle der jedesmaligen 
Berichterstattung unterliegenden höheren Lehranstalten der Provinz (gym- 
nasiale einerseits und realistische Anstalten andrerseits), nach Schularten und 
innerhalb derselben nach dem Alphabet geordnet. Hinter dem Namen jeder 
einzelnen Anstalt ist die Namenschiffire des betr. Referenten in Klammern bei- 
zufügen. 

Um die Berichterstattung zu vereinfachen wird jedoch ein eingehender 
Bericht nur über diejenigen Anstalten erwartet, die im Laufe der ver- 
flossenen Verwaltungsperiode von den Provinzialschulräten revidiert 
worden sind, unter Angabe des Datums der Revision. 

Bei allen übrigen Anstalten genügt es, wenn nur dasjenige erwähnt wird, 
was als besonders fordernd oder hemmend für die Entwickelung der Schule an- 
gesehen werden kann — In einer ergänzenden Verfügung vom 8. Juli 1896 
wird dann, unter Beifügung eines Schemas für die Beteiligung der Bevölkerung 
an dem Besuch der höheren Schulen, in bezug auf die Versetzungen noch 
mitgeteilt, daß Durchschnittsangaben über den Prozentsatz der Versetzten 
und das Wachsen oder Fallen dieses Prozentsatzes genügen; erhebliche Ab- 
weichungen aber von diesem Durchschnittssatz bei einzelnen Klassen oder 
Schulen seien besonders hervorzuheben. — Endlich wird auch noch ein Schema 
hinzugefügt, welches veranschaulichen soll, wie viel Zeit die Schüler bis zur 
Reifeprüfung, bez. bis zur Abschlußprüfung (jetzt bis zur Versetzung nach 
Obersekunda) gebraucht haben. 

Zu allerletzt sei erwähnt, daß nicht über alle Anstalten zu demselben 
Termin berichtet werden soll, sondern über die Realanstalten 1902, 1906, 1910 
usw., über die gymnasialen Anstalten in den vierjährigen Zwischenterminen 
1900, 1904, 1908 usw. — 

Es braucht wohl kaum hier gesagt zu werden, daß auf dem Gebiete des 
höheren Schulwesens ebenso wie auf militärischem nur recht häufige, uner- 
wartete Selbstbesichtungen einen wirklichen Einblick in die Verhältnisse der 
Anstalten gewähren können. Aber in fast allen Staaten ist die Zahl der Schul- 
aufsichtsbeamten im Verhältnis zu dem zu beaufsichtigenden „Lehrpersonal^^ 
eine viel zu geringe. 

■ 

Zahlen beweisen in solcher Hinsicht sehr viel; leider können sie augen- 
blicklich nicht für alle Staaten gegeben werden, und auch, wenn dies möglich 
war, nur annähernd. 

In Preußen gibt es nach dem Kalender von Kunze (1904) ungefähr 8500 

H. Morsch, Das höhere Lehramt. 19 
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von Provinzialscliulräteii zu beaufsichtigende „höhere Lehrer^^ (Direktoren 
Professoren, Oberlehrer und Kandidaten aller Art), dazu sind vorhanden 26/27 
Provinzialschulräte und 9 sehultechnische Mitarbeiter an den Provinzialscliul- 
kollegien, falls die letzteren auch zu den wirklichen Aufsichtsbeamten gezaMt 
werden dürfen. — 

In Osterreich sind vorhanden: in Niederösterreich 7 Landesschal- 
inspektoren, in Oberösterreich 2, Salzburg 2, Kärnten 3, Steiermark 4, Krain 2, 
Küstenland 3, Tirol 3, Vorarlberg 2, Böhmen 13, Mähren 7, Schlesien 2, 
Galizien 11, Bukowina 1, Dalmatien 2, im ganzen 64 Landesschulinspektoren ^). — 
Zu diesen Aufsichtsbeamten können wir in Österreich noch einige wenige Ver- 
treter des Lehrstandes rechnen, welche doch, allerdings nicht zu häufig (ähn- 
lich wie die 9 schultechnischen Mitarbeiter in Preußen) als „Revisoren" ver- 
wandt werden. 

Nun hat aber die Organisation der österreichischen Landesschulräte z. B. 
gegenüber den preußischen Provinzialschulkollegien den einen Nachteil, daß 
u. a. auch die sämtlichen Volksschulen (was in Preußen ja nur für Branden- 
burg-Berlin zutrifft) ihnen unterstehen und dadurch sehr viele Landesschul- 
inspektoren ihre Kjräfte in die Aufsicht über recht verschiedenartige Schulen 
zersplittern müssen. 

Soweit ich habe feststellen können, widmen nur 11 der österreichischen 
Landesschulinspektoren sich ausschließlich der Inspektion der höheren E[naben- 
schulen, sehr viele (ca. 20) derjenigen der höheren Knaben- und Mädchen- 
schulen, Lehrerinnenbüdungsanstalten , viele (ca. 24) sind nur zur Inspektion 
der Volksschulen vorhanden. Es ließ sich aber leider bisher nicht zahlen- 
mäßig nachweisen, wieviel Beamte in den Landesschulräten über die ca. 5255 
„Lehrpersonen" der Mittelschulen die Aufsicht führen-, jedenfalls müflsen es 
mehr als 11 -}- 20 = 31 sein. Immerhia wird der Wert der für Österreich auf 
den ersten Blick so günstigen Zahlen — ca. 64 Aufsichtsbeamte für ca. 5255, 
in Preußen 27-1-9=36 für ca. 8500 — doch wieder herabgedrückt. 

Wieder wirkt etwas ausgleichend der schon oft erwähnte Umstand, daß in 
Österreich die Inspektion mehr fachgemäß ist, weU die humanistisch vorge- 
bildeten „Schulräte^^ dort die Humaniora auf den Mittelschulen, die realistiBch 
vorgebildeten die Realien zu revidieren haben, wenigstens ist es so in sehr 
vielen Kronländem. Es ist ja auch offc darüber geklagt, auch amtlich zuge- 
standen worden, daß bei uns die Arbeitslast der Provinzialschulräte sehr groß 
sei und sie ihre eigentliche Aufgabe kaum erfüllen können. Einige Zahlen^ 
welche sich aus dem oben erwähnten Jahrgang von Kunzes Kalender ergeben; 
werden dies veranschaulichen: Ein Provinzialschulrat in Hannover und einer in 
Hessen-Nassau haben die geringste Zahl von Beamten unter sich, nämlich iM 



^) Nach dem Jahrbuch von 1905; an zwei Stellen funktioniert derselbe LandesBchul- 
inspektor fOr Schulen verschiedener Länder, den Personen nach wären es also wohl 
nur 62. 
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und 148 (d. h. Direktoren, Professoren, Oberlehrer usw,), alle übrigen haben 
weit über 200 unter sich, sehr viele über 300, nahezu 400; manche Provinzen 
haben nur einen einzigen Provinzialschulrat für das höhere Schulwesen, welcher 
292, 297, 308 Untergebene hat! 

Sehen wir uns in einigen andern Staaten um! 

In Bayern sind ca. 1067^) Gymnasiallehrer, Professoren und Rektoren 
und 12 Aufsichtsbeamte im „obersten Schulrat". In Württemberg kommen 
auf je einen technischen Referenten etwa 1 1 Rektoren und 180 Oberlehrer, wo- 
bei die seminaristisch gebildeten mitgezählt sind. In Baden gibt es 5 Ober- 
schulräte und ca. 480 diesen untergebene Direktoren und höhere Lehrer. In 
Braunschweig werden die Personalien von sämtlichen Oberlehrern, die ca. 150 
betragen, von einem Schulrat bearbeitet, der zugleich öymnasialdirektor ist. 
In Sachsen-Weimar unterstehep ca. 88 höhere Schulbeamte einem Referenten 
im Departement des Kultus, in Oldenburg ebenso deren 82 dem einen 
Dezernenten, in Anhalt sind 7 Direktoren, 72 Oberlehrer (Professoren), 
12 Hilfslehrer und Kandidaten, 14 technische Lehrer, 15 VorschuUehrer, im 
ganzen 120 unter einem Dezernenten. — Das sind allerdings viel weniger als 
bei uns in Preußen, weniger als in Österreich, oft auch noch zu viel, wie in 
Württemberg. Indessen weit übertreffen werden alle diese Zahlen von der 
Zahl der höheren Lehrer (Rektoren, Oberlehrer, Hilfslehrer, Kandidaten), die 
dem einen Rat im Ministerium des Königreichs Sachsen unterstehen, wo 
es bekanntlich keine Provinzialbehörde gibt: es sind ca. 1090 ausschließlich der 
technischen Lehrer. 

Man sieht den großen Notstand, welcher hier fast überall, am meisten in 
den Großstaaten, besonders in Preußen, am auffallendsten im Königreich 
Sachsen, herrscht. Das hat man natürlich immer empfunden, oft ausge- 
sprochen und um Abhilfe gebeten, aber die finanziellen Quellen, welche 
sich militärischen Zwecken bereitwilligst erschließen, sind für andere Bildungs- 
aufgaben leider fast immer gesperrt. 

Es blieb so vielen Staaten nichts anderes übrig als in vielen Fällen eben 
mit den in verschiedenen Zeitfristen abzugebenden Berichten sich zu be- 
gnügen, um über den Zustand ihrer höheren Schulen und die Qualifikation der 
Oberlehrer sich einigermaßen auf dem Laufenden zu erhalten. 

Es mag ja sein, daß in andern Verwaltungszweigen, in dem der Porst- 
wirtschaft, des Baufaches usw., wo es sich mehr um Sachen handelt, eine 
schriftliche Berichterstattung, natürlich eine objektiv gehaltene, am Platze sei, 
um den vorgesetzten Behörden eine Richtschnur zu geben. Aber im Schul- 
wesen, dem höheren wie dem niederen, ist das Objekt stets lebendes Menschen- 
material, wie beim Militär. Und was würde man sagen, wenn jahrelang der 
Brigade- oder Divisionskommandeur sich nur auf die schriftlichen Berichte der 



^) £. Brand, StatistiBches. Blätter f. bajer. Gymnasial Schulwesen 1905, S. 214 ff. Die 
Lehrer am Königl. Kadettenkorps in München sind hier mitgerechnet. 
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Regimentschefs verließe^ ohne sich jemals selbst von dem Zustande der Tmppen 
zu überzeugen ; sie vor sich paradieren oder exerzieren zu lassen? Mau 
würde das einfach für einen Zustand ^,aus der guten^ alten Zeit^^ halten. Etwas 
Ähnliches aber erlebt man in dem höheren Schulwesen mancher deutschen 
Staaten. Diese ewig schwankenden^ sich entwickelnden^ bald zurückgehenden^ 
bald dann schnell vorwärtseilenden jungen Menschenbilder, wie sie das Er- 
ziehungsobjekt ausmachen, unterwirft man nur selten, sehr selten einer „Okular- 
inspektion^^, weil es eben an Männern dazu fehlt, man begnügt sich mit 
papiemen Zeugnissen, die jahrelang meist von demselben Direktor an den- 
selben Vorgesetzten gehen. Ob und wie man sich daraus ein objektives Urteil 
bilden kann, ist vielen schon immer zweifelhaft gewesen. — 

Wenn so hier einer viel häufigeren, eingehenderen Revision durch eine 
recht große Anzahl von Revisoren das Wort geredet wird, so möge man das nicht 
mißverstehen: es sollen unter solchen Revisionen keine „hochnotpeinlichen 
Staatsaktionen^' gemeint sein, die Lehrende oder Lernende fortgesetzt in Beun- 
ruhigung und Aufregung bringen. Das letztere geschieht jetzt viel mehr, 
wenn der Ausnahmefall eines solchen revidierenden Besuches eintritt. Bei den 
Revisionen kann es sich in der weit überwiegenden Zahl derselben nur um Be- 
obachtungen handeln, um Sammeln von Stoff zur allmählichen Urteilsbildung, 
zu etwaigen Umänderungsvorschriften, speziellen Verfügungen ; nur nicht gleich 
Einschreiten, Dazwischenfahren, Umstürzen ! Der Revisor soll sein, wie eine 
Biene, die von Pflanze zu Pflanze fliegt (Münch, Junikonferenz 1900, S. 136), 
in ähnlichem Sinne hat sich auch jüngst Matthias ausgesprochen in der 
Monatschrift für höhere Schulen 1905, S. 7 — 8. Von solchen Schulaufsichts- 
beamten muß das Wort gelten: ruhig mag ich ihn erscheinen, ruhig gehen 
sehen — die beiden nächsten Verse des Toggenburgers woUen wir lieber nicht 
zitieren. 



Allgemeine Betrachtung. 

Vielleicht erwartet man nun, daß ich nach dieser vergleichenden Übersicht 
über so viele und so verschiedenartige Schulverwaltungen eine Art Ideal von 
einem neuen Verwaltungsbau für höhere Schulen konstruieren wolle; gewiß 
ließe sich solch ein Gebäude aus den Bausteinen anderer aufführen. Und ins 
Reich der Utopie würde man es deswegen nicht gleich verweisen können, weil 
es sich stets an vorhandene, noch bestehende Bauten anschlösse, wohl aber 
deswegen, weil, zunächst wenigstens, kaum irgendwo eine solche Idealbehörde 
eingerichtet werden wird. 

Aber es soll doch diese ganze, gewiß manchem zu weitläufig erscheinende 
Zusammenstellung nicht einen negativen Abschluß erhalten, und so will ich 
es doch unternehmen, obschon ich voraussehe, wie sehr gerade positive Vor- 
schläge der Kritik anheimfallen, wenigstens einige Grundlinien zu zeichnen; 
hierbei habe ich allerdings mein engeres Vaterland zunächst im Auge. 
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Bei der Einrichtung einer derartigen Schulyerwaltung muß als Grundsatz 
gelten: die im höheren Lehrstande liegendenden intellektuellen und 
moralischen Kräfte^ die jetzt teils schlummern^ teils in einseitig theoretischer^ 
fast nur in wissenschaftlicher Arbeit sich betätigen, müssen in viel höherem 
Maße als bisher zur Verwaltung des höheren Schulwesens heran- 
gezogen werden. Das würde besagen: Heraushebung des höheren 
Schulwesens aus den Angeln der inneren Verwaltung oder der 
inneren Verwaltungsprinzipien, Trennung desselben von der inneren Ver- 
waltung, wie sie bei der Justiz überall schon längst eingetreten ist. 

Die Schaffung einer besonderen, nur das Unterrichtswesen leitenden Zentral- 
behörde würde freilich nicht nur in Preußen, sondern in fast allen Staaten 
beinahe eine Verfassungsänderung bedeuten, sie ist also fürs erste aussichtlos. 
Aber ohne allzugroße Schwierigkeit ließe sich, um die Verwaltung im obigen 
Sinne selbständig zu machen, wohl folgendes als ausführbar in Erwägung 
ziehen: 

1. Errichtung eines Oberschulrates oder Landesoberschulamtes^), 
wie der evangelische Oberkirchenrat, utiter dem Ministerium, über den Pro- 
vinzialschulkollegien. Die Ansätze zu einer solchen obersten Fachbehörde 
haben wir in Preußen im Oberschulkollegium unter dem Minister von Zedlitz 
1788 gehabt, in Österreich in dem „Rat des öffentlichen Unterrichtes*' von 
1860/67. Wie dieser Oberschulrat zu besetzen sei, zeigen die analogen süd- 
deutschen obersten Schulbehörden, unter welchen allerdings Zwischenbehörden 
nicht arbeiten, ebenso wie auch die Zusammensetzung des evangelischen Ober- 
kirchenrates in Preußen. Vor allen Dingen müssen nicht bloß juristische 
Verwaltungsbeamte, nicht bloß zu Verwaltungsbeamten gewordene Männer aus 
dem höheren Lehramte hier tätig sein, sondern, wie in Bayern, wie im evan- 
gelischen Oberkirchenrat ^), auch Männer der Wissenschaft, Professoren der 
Hochschulen, aktive Inhaber des höheren Lehramtes, Anstaltsleiter oder Ober- 
lehrer, die auf 3 — 5 Jahre gleichsam abkommandiert würden, oder besser, in 
ihrer sonstigen amtlichen Tätigkeit wesentlich entlastet, ständige Mitglieder 



1) Yergl. das jüngst, den 5. April 1905, eingerichtete Landesgewerbeamt nebst ständigen 
Beirat fEbr das gewerbliche Unteirichtswesen nnd die Gewerbeförderung. 

2) Nach Goßner, Preußisches evangelisches Kirchenrecht S. 47/48, besteht der E.-O.-E. 
aus dem weltlichen Präsidenten, dem geistlichen Vizepräsidenten und aus weltlichen und 
geistlichen Bäten. Für Beratung gewisser Angelegenheiten erweitert sich der E.-O.-K. durch 
Zutritt außerordentlicher Beisitzer, der Mitglieder des General- bez. Provinzialsynodal- 
vorstandes. — Was die augenblickliche Zusammensetzung dieser Behörde anbelangt, so ist 
unter den 11 ordentlichen Mitgliedern nur ein ÜniTersit&tsprofessor, die Mehrzahl sind Fach- 
männer, Geistliche. Unter den 7 außerordentlichen Mitgliedern sind 3 Mitglieder des 
Laienstandes (1 Minister, 2 Rittergutsbesitzer) , nur ein üniversitätsprofessor, sonst Geistliche, 
unter den 5 Ersatzmännern derselben auch nur 1 Universitätsprofessor und 1 Vertreter des 
Laienelementes, sonst Geistliche. Die Männer der Wissenschaft wie die Männer des Laien- 
elementes haben hier zu wenig Vertreter. 
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dieser obersten Behörde wären; freiKch bloß im »^ebenamt^^, wie in Bayern, 
dürften sie hier nicht sein. — 

Das Verhältnis dieser obersten schultechnischen Behörde zu dem Kultus- 
ministerium wäre dann in ähnlicher Weise zu regeln, wie das des eyangelischen 
Oberkirchenrats, es müßte ein besonderes Ressort des Oberschulrats, ein be- 
sonderes des Ministeriums xmd ein gemeinschaftliches Ressort des Kultus- 
ministeriums und des Oberschulrates geben, wie es das „Ressortreglement für 
die eyangelische Kirchenverwaltung vom 29. Juni 1850" für Preußen festgesetzt 
hat, vergl. Öoßner, preußisches evangelisches Kirchenrecht, Berlin, wo man 
S. 199 ff. die Bestimmxmgen nachlesen kann. Wie aus diesen Bestimmungen 
ersichtlich ist, hat der Oberkirchenrat die Aufsicht über die rein kirchlichen 
Angelegenheiten; die höhere Verwaltung der den Provinzialregierungen über- 
tragenen Angelegenheiten, der Staatsfonds, Regulierung von Interimistika, Ver- 
änderung bestehender und Bildung neuer Pfarrbezirke u. a. gehört teils zum 
eigenen Ressort des Ministeriums teUs zum gemeinschaftUchen Ressort beider 
Behörden. Nach diesen Gesichtspunkten wäre auch bei der Abgrenzung der 
Kompetenzen dieser Oberschulbehörde gegen das Kultusministerium zu ver- 
fahren. 

2. Umänderung und Erweiterung der jetzigen Provinzialbe- 
h Orden. Die Zahl der Auf Sichtsbeamten für die höheren Schulen muß ganz 
bedeutend an diesen Behörden vermehrt werden, diese Behörden müssen aber 
umgestaltet werden; in welcher Weise dies zu geschehen hätte, dafür gibt die 
Art der österreichischen Landesschulräte wie einige süddeutsche oberste Schal- 
behörden reichlich Fingerzeige. In jeder Provinzialbehörde müßte unter den 
Schulräten die Wissenschaft ebenso vertreten sein wie die Schulpraxis, 
Hochschullehrer, natürlich auch solche der technischen Hochschulen, dürften 
ebensowenig fehlen, wie Mitglieder aus den Kollegien der höheren Schalen.^} 
Ob auch, wie in Österreich, Vertreter der Glaubensbekenntnisse und Abgeordnete 
von Gemeinden mit herangezogen würden, bleibe dahingestellt ; selbstverständlich 
müßten, wie in der obersten Schulbehörde, dem Landesoberschulamt, alle 
diese gleiches, volles Stimmrecht haben. Bei einer solchen, viel stärkeren 
Besetzxmg der Stellen einer Provinzialbehörde wird dieselbe dann, was ihre eigent- 
liche Aufgabe ist, erfüllen können: Beaufsichtigung xmd Leitung der höheren 
Schulen, nicht bloß der Lehrenden, sondern auch der Lernenden; sie wird 
sich mehr um Versetzung, Versetzungsprüfungen, Schwierigkeit und Leichtig- 
keit der schriftlichen und mündlichen Aufgaben, Innehaltung der Klassenziele 
xmd amtlichen Lehrpläne u. a. kümmern und das Schülermaterial kennen lernen; 
von dem die Provinzialbehörden jetzt oft nur bei der Reifeprüfung einen sehr 
geringen Bruchteil sehen. 



1) Von allen norddeutschen Staaten hat Preußen allein bis jetzt durch Ernennung 
der 9 schultechniBchen Mitarbeiter bei den Frovinzialschulkollegien einen bescheidenen An- 
fang mit Durchführung dieses Prinzips gemacht. 



J 
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Natürlich^ will man diese Beaufsichtigiing auch wirklicli durchfuhren^ müßte 
man so ziemlich für alle Fächer der Schulwissenschaften in dieser Behörde 
Vertreter haben ^ Altsprachler^ Neusprachler, Mathematiker, Historiker, auch 
„Schulhygieniker;'' ich kann wohl an Osterreich noch einmal erinnern, hier hat 
man, wie bekannt. Gymnasial- und Realinspektoren, viele Anstalten stehen 
so unter zwei Inspektoren. Der juristische Yerwaltungsbeamte muß natürlich 
auch Sitz und Stimme in dieser so sehr erweiterten Landesschulbehörde haben, 
durchaus nicht immer als Vorsitzender. 2 Vorsitzende, einer als stellver- 
tretender, wären wohl nötig, einer von diesen müßte stets ein Nichtjurist 
sein. — Solche Provinzialbehörde wäre dann, unmittelbar unter jenem Ober- 
schulrat (Landesoberschulamt) stehend, von dem Oberpräsidium natürlich los- 
gelöst. — 

So wäre, dünkt mich, das erfüllt, was man jetzt vermißt bei vielen nord- 
deutschen Mittelbehörden: Zusammenhang mit der Wissenschaft, Zu- 
sammenhang mit der Schulpraxis und dem wirklichen Leben, wirk- 
liche Beaufsichtigung der höheren Schulen. 

Endlich müßte das jetzt bei der Verfassung dieser Behörden schwankende 
System, das bald bureaukratisch, bald kollegialisch ist, in das der Kollegialität 
abgeändert, das Vetorecht des Vorsitzenden nach österreichischem Muster auf 
wenige, genau fixierte Falle bestimmt werden. Leider muß hier gesagt sein, 
daß der eine der beiden Großstaaten, Preußen, am wenigsten den obigen 
Forderungen genügt hat. Zwar fehlt es in Osterreich auch an einer schul- 
technischen Oberbehörde, das österreichische Unterrichtsministerium mit seinen 
ca. 126 Juristen und den wenigen Philosophen d. h. schultechnisch gebildeten 
Mitgliedern wird, obwohl ihr Chef aus dem Mittelschullehrerstande hervor- 
gegangen ist, doch nicht als solche Behörde sich fühlen können; aber die 
durchaus nicht bureaukratisch organisierten Landesschulbehörden in Österreich 
bilden hier ein bedeutendes Gegengewicht, wie es in Preußen absolut nicht vor- 
handen ist. Die Geschichte des preußischen höheren Schulwesens zeigt denn 
auch, daß der preußische Behördenorganismus sofort nicht ausreichte, wenn wirklich 
etwas Neues geschaffen werden sollte. Immer mußten in solchen Fällen erst 
besondere Organe ganz plötzlich zusammengesetzt werden, wie schon in der 
Einleitung S. 5 kurz erwähnt wurde, so 1849 bei den Verhandlungen über die 
Reorganisation der höheren Schulen (Berlin den 16. April bis 14. Mai 1849), 
so 1873, so bei der Dezemberkonferenz 1890 und bei der Junikonferenz 1900. 
Die Zusammensetzung dieser „Konferenzen^^, die ja wohl noch in aller Er- 
innerung ist, ihre Bildung aus Schulmännern^), Hochschullehrern, Laien, Ver- 
waltungsbeamten, wies jedem Beobachter, was bisher uns fehlte, mag auch je 
nach der Stellung des Beobachters der eine dies Element, der andere jenes 
nicht stark genug gefunden haben. 



^) Die Landesschulkonfeienz von 1849 bestand nur aus Vertretern des höheren Lehi^ 
Standes. 
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3. Bei solcher Umgestaltung der Behörden dürfte aber auf die Gesamt- 
heit der Oberlehrer auch noch entsprechende Rücksicht genommen werden; 
jetzt existieren nur die Direktorenkonferenzen als eine Art von amtlicher Aub- 
kunftsstelle, von der sich der Staat, soweit er will, Rat holt. Es ist kein 
Grund vorhanden, nur die Direktoren in Preußen für solchen Rat kompetent 
zu erachten, die ca. 7000 Oberlehrer nicht. Zweierlei kann uns hier den Weg 
zeigen: erstens die Verhandlungen von 1849, die einen „Erziehungsrat des Be- 
zirks" und einen „Erziehungsrat der Provinz" verlangte, neben einem Erziehungs- 
rat bei jedem Gymnasium xmd, wenn man solche Vorschläge als einen über- 
wundenen Standpunkt ansehen woUte, zweitens das Vorhandensein der jetzigen 
Hamburger Schulsynode, deren Komposition freilich, wie oben gezeigt, S. 261/62, 
falsch ist. Behörden bei jeder höheren Schule, wie der oben erwähnte „Er- 
ziehungsrat der Gymnasien", wie die tatsächlich jetzt bestehenden braun- 
schweigischen Kuratorien, die sächsischen Schulkommissionen, die badisclien 
Beiräte, sind, da das unmittelbare Eingreifen der ihnen beigegebenen Laien- 
elemente in die fast neben ihnen sich abwickelnden Schulvorgänge sehr ge- 
fährlich ist, nach meinem Dafürhalten zu verwerfen. Anders aber steht es mit 
Oberlehrersynoden, nach Provinzen gebildet; solche müßten aus der Zahl 
der Oberlehrer durch freie Wahl hervorgehen, mit Beisitzern aus dem Laien- 
stande ; unerörtert bleibe hier, wie oft sich diese zu versammeln hätten, ebenso 
ob diese neben den Direktorenversammlungen fortbestehen oder ob die letzteren 
sich mit ihnen verbinden (das letztere wäre wohl zweckmäßiger), auch wie 
weit ihre Beschlüsse für die Unterrichtsverwaltung bindende Kraft haben soUten. 
Aber als selbstverständlich stellen wir folgende Forderungen auf: die Ober- 
lehrersynoden wählen sich ihren Vorsitzenden und beschließen nach absoluter 
Majorität, ein oder mehrere Regierungskommissare nehmen immer an den Be- 
ratungen teil, ihnen ist auf ihr Verlangen stets das Wort zu gewähren,- den 
Oberlehrersynoden gehen von den Regierungen alle das höhere Schulwesen be- 
treffenden Vorschläge, Änderungen, besonders die Ordnungen, betreffend die 
Prüfungen u. a. zur Begutachtung zu. Als eine Art Muster könnte nicht nni, 
wie gesagt, die Organisation der Hamburger Schulsynode (abgesehen von dem 
einen schon erwähnten Punkte) gelten, sondern auch mutatis mutandis die bei 
der kirchlichen und inneren Verwaltung bestehenden Verbände der Kreissynoden, 
der Provinzialsynoden, die des Provinzialrates und des Bezirksausschusses, wie 
die letzteren durch das Gesetz über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 bei uns in Preußen geschafften sind. 

Man hört da sofort den Einwand: wo sind im höheren Schulwesen die 
Gemeinden, auf denen sich diese kirchlichen und inneren Verwaltungsbehörden 
aufbauen ? Sollen — so könnte man spöttisch noch dazu fragen — die Schüler 
etwa diese Gemeinde bilden und diese sich an den Wahlen beteiligen ? — Frei- 
lich die Gemeinde, die von der Gesamtheit der Oberlehrer und Direktoren gebildet 
würde, wäre viel kleiner und deshalb eine Gliederung in kleinere und größere 
Verbände nicht angebracht, eine einzige Provinzialsynode der Oberlehrer würde 
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genügen ; ob die Proymzialsynoden za einer Generalsynode in größeren Staaten 
zusammentreten müßte^ überlasse ich praktischen Verwaltungsbeamten zur Er- 
örterung. Jedenfalls sieht man nicht ein^ warum das Maß von Selbstver- 
waltung und Freiheit^ welches andern Kreisen längst gewährt ist^ nicht auch 
den Oberlehrern verstattet werden sollte. Dadurch würde dem weiteren Vor- 
dringen des BureaukratismuS; wo ein Mann alles in der Hand hat^ wo diese 
entscheidende Instanz der Schulpraxis xmd dem öffentlichen Leben oft fem 
steht^ allmählich doch ein fester Damm entgegensetzt. ^) 

4. Viel strengere Durchführung des EoUegialitätsprinzips^ be- 
sonders in den Kollegien der höheren Schulen; Osterreich und die süddeutschen 
Staaten können hier für die norddeutschen^ besonders für Preußen^ vorbildlich 
sein^ wie die vielen Abweichungen in Einzelheiten der Dienstinstruktionen, der 
Yersetzungsordnungen , Reifeprüfungsordnungen usw. wohl hinreichend gezeigt 
haben. Man spricht jetzt so viel von dem Wetteifer der verschiedenen preußischen 
Anstaltsgattungen, der Gymnasien, Realgymnasien, Oberrealschulen, Realschulen, 
Reformgymnasien, Reformrealgymnasien und wie sie aUe heißen mögen, an ihren 
„Früchten^' sollen sie jetzt erkannt werden, ihre Erfolge soUen ausschlaggebend 
sein. Aber die Gebundenheit innerhalb der KoUegien ist infolge des Vor- 
herrschens des bureaukratischen Systems, wo ein Wille schließlich bei den 
Prüfungen den Ausschlag gibt, wo die Gesamtheit der Oberlehrer meist nur 
eine begutachtende Rolle spielt, noch viel zu groß, um überall von gleichen 
Bedingungen für diesen Wettlauf reden zu können. — In erster Linie müßten 
neue, auf dem Kollegialitätsprinzip sich aufbauende Dienstanweisungen dafür 
sorgen, daß überall, ohne der notwendigen individuellen Bewegungsfreiheit 
Schranken au&uerlegen, die Anforderungen an die Schüler, die Rechte und 
Pflichten der Lehrer die gleichen seien, damit nicht hier und dort durch zu 
großen Druck von oben die Gefahr der Beschönigung Platz greift, wie sie ja 
leider der Bureaukratismus (s. oben S. 62) ganz von selbst, ganz unabsichtlich 
mitunter hervorruft. 

Man sieht, wieviel hier zu tun wäre; es würde in den meisten Staaten eine 
ziemliche Umwälzung geben, wie damals, als die Rechtspflege von der Ver- 



1) Häufig genug hört man, nicht nur im Publikum und in der Fresse, sondern auch 
im Kreise von Fachleuten die Klage: .Es wird zn viel reglementiert*. Und yielleicht 
furchtet man, daß von den oben als notwendig hingestellten neuen Schulaufsichtsbehörden 
eine Vermehrung dieser Reglements erfolge. — Aber dies Wort: «Es wird zu viel regle- 
mentiert" gehört, was das preußische höhere Schulwesen anbelangt, zu jenen Zeitphrasen; 
Otto Seeck hätte es in sein treffliches Buch „Zeitphrasen" aufnehmen sollen. Wahrlich, 
wer bei uns das , Zentralblatt'', Abteilung «höhere Schnlen**, durchsieht, wird sich wundem 
über die sehr geringe Zahl von Verfügungen. Die neueren Anordnungen: Lehrpläne und 
Lehraufgaben, Versetzungsordnung und Beifeprüfungsordnung, lassen, wie oben gezeigt, einen 
sehr weiten, oft einen zu weiten Spielraum, der freilich augenblicklich bei der indivi- 
dualistischen Richtung sehr willkommen ist, aber gerade dadurch bureaukratischer Willkür 
▼on einzelnen Vorgesetzten Tür und Tor öffnet. Daher wird mancher mehr «Reglements'', 
d. h. mehr «gesetzmäßige Freiheit* wünschen. 
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waltxmg sich loslöste; es ist klar, die jetzige innerpoli tische Lage in den nord- 
deutschen Staaten ist kaum solcher ,,Schulreform^^ günstig. Aber deshalb muß 
doch uns immer das eine Ziel vor Augen schweben: 

Keine „Schulreform" ohne „Schulverwaltungsreform'^ 

Das wenige verschwindet leicht dem Blick, 
Der Torwarts sieht, wieviel noch übrig bleibt. 



V. 

A. TITEL UND RANG. 
B. GEHALT, PFLICHTSTUNDENZAHL, SCHULGELD. 
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V. A. Titel und Rang. 



A. Titel 

(Die StAaten alphabetisch geordnet, nur Bremen und Hamburg' 



Staat. 


Vor dem Amt. 


Im Amt. 
Titel (bez. Charakter). 


1« Anhalt« 


Candidatus probandus, Hilfs- 
lehrer. 


Oberlehrer. 

Professor nach 18 Dienstjahren. 

Leiter: Direktor. 


2. Baden. 


Lehramtspraktikant. 


Professor, sofort nach fester Anstellung. 
Leiter: Direktor, später zuweilen Hof- 
rat, Geh. Hofrat. 


3« Bayern« 


Lehramtskandidat; Assistent 
zur Aushilfe oder zur Ver- 
wesung von Klassenordi- 
nariaten. — Im allgem.: 
Gjmnasialassistent. 


1. Gymnasiallehrer, a) mit, b) ohne 
Aussicht auf Beförderung^. 

2. Gymnasialprofessor, a) nur mit 
Titel von solchen ohne deren Gehalt, 
b) auch mit dem Gehalt, beide ohne 
Anwartschaft auf weitereBef5rderung. 

3. Gymnasialprofessor (vollberech- 
tigt mit Anwartschaft auf weitere 
Beförderung). 

4. Studienrat (mit dem Range des 
Rektors und dem Gehalt eines Gym- 
nasialprofessors). 

5. Konrektor 4) (dem Rektor gleich an 
Rang und Gehalt). 

Leiter: Rektor, manchmal Ober- 
studienrat. 

GymnasialprofesBor 10 — 12 Jahre nach 
der Anstellung als Gynmasiallehrar. 


4« Brannschwelgr« 


Kandidat des höheren Schul- 
amts. 


Oberlehrer. 

Professor, in den letzten Jahren nach 

19 Dienstjahren. 
Leiter: Direktor, zuweilen Schnliat, 

Oberschul rat. 


5. Hessen. 


Lehramtsakzessist , nach Be- 
endigung des prakt. Vor- 
bereitungsdienstes : Lehr- 
amtsassesBor. 


Oberlehrer. 

Professor, meist nach 9 Dienstjahren. 

Leiter: Direktor, zuweilen Geh. Schalrat. 


6. Mecklenburgr- 
Sehwerln. 


Probekandidat, Hilfslehrer. 


Oberlehrer. 

Gy muasialprofesBor, unbestimmt, wann. 

Leiter: Direktor. 



^) Was das zur Charakterisierung als , Professor ** nötige Dienstalter anbelangt, so hat 

^) Die den Oberlehrern, Professoren in Anhalt, Oldenburg, Sachsen- Weimar zugesprochene 

3) Vergl. oben unter „Staatsprüfung* S. 39, 51 und 52. 

^) , Konrektor'' in Bayern erst 1904 für größere Anstalten geschaffen zur Unterstützung 
rektoren für „humanistische" Rektoren und umgekehrt. — Die für Konrektoren gegebene 
hälinissen angepaßt werden. 
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und Bangi). 

zuletzt; mehrere norddeutsche Kleinstaaten am Schluß der Tahelle.) 



Im Amt. 
Bang. 



Bemerkungen. 



Nicht gesetzlich geregelt, auch bei 
andern Beamten nicht; doch Ober- 
lehrer zur 5., Professor zur 4. Bang- 
klasse. 



Professor hoffähig*^), vergl. Krüger S. 343. Verf, 
V. 5. Nov. 1896. 



Offizielle Bangordnung nicht vorhanden ; 
Bang nach Gehaltsstufen. — Pro- 
fessor = Amtsrichter, Direkior^sLand- 
gerichtsrat. 



Angestrebt wird eine Gleichstellung von „Pro- 
fessor" = Landgerichtsrat, Direktor == Land- 
gerichtsdirektor. 



Gymnasiallehrer » Amisrichter (Klasse 
XI e). Gjmnasialprofessor == Land- 
gerichtsrat (Klasse Yll d). Bektor = 
Begierungsrat (Klasse Vb), Bektor 
als Oberstudienrat = Oberregierungs- 
rat (Klasse III), vergl. Bayer. Jahr- 
buch 1905. S. 414 ff. — .Studien- 
rat* als Titularauszeichnung für 
ältere Professoren erst 1 904 geschaffen, 
hat wie „Bektor* und .Konrektor* 
die Kompetenzen der , Kollegialräte ", 
d. h. Anspruch auf gewisse Benefizien, 
z. B. auf lebenslängliche Versorgung 
der Kinder. 



Die Gleichstellung mit den gleichartigen juristischen 
Beamten schon seit 1872. 



Nichts bestimmt. 



Bang nur nach Besoldung, vergl. Be- 
soldungstabelle bei Nodnagel S. 75/76. 
Professor hat den Bang eines .Bates''. 



Nach der Besoldungstabelle erhalten die Oberlehrer 
und Professoren genau dieselben Bezüge wie 
die Land- und Amtsrichter, stehen also im 
Bange ihnen gleich; nur die 20 dienstältesten 
Bichter haben nach 25 Diensljahren (Höchst- 
gehalt der Oberlehrer nach 21 Dienstjahren) 
500 Mk. mehr. 



Oberlehrer und Professoren haben keinen 
bestimmten Hofrang. 

Die Direktoren nehmen in der Hofrang- 
ordnung den 7. Platz ein. 



mir Herr Oberlehrer Dr. Linde in Helmstedt dankenswertes Material gegeben. 
Hoffähigkeit ist natürlich zunächst eine Folge der geringen Beamtenzahl in kleineren Staaten 



des Bektors, aber ihm dienstlich untergeordnet; oft zum Ausgleich, z. B. |,realistische* Kon* 
Normaldienstinstruktion kann nach Billigung des Ministeriums örtlichen und zeitlichen Ver- 
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Staat. 


Vor dem Amt. 


Im Amt. 

Titel (bez. Charakter). 


7« ÖBterreieh« 


Supplent. 


Wirkliche Lehrer an Mittelschulen; 
doch nach drevjährigem Probedienst, 
während dessen der volle Genuß der 
mit dem Lehramt verbundenen Be- 
züge gegeben wird, Professor, 
mitunter Schulrat. 

Leiter: Direktor, mitunter , Regierangs- 
rat*, mitunter nur , Schulrat'' (beides 
als Titel). 


8. Oldenburgr« 


Frobekandidat, Kandidat des 
höheren Schulamte, wiasen- 
Bchafbl. Hilfslehrer. 


Oberlehrer. 

Professor nach 12 — 16 Dienstjahren. 

Leiter: Direktor. 


9« Prenfien. 


Seminar-, Probekandidat (Kandi- 
dat des höheren Schulamts), 
wissenschaftl. Hilfslehrer. 


Oberlehrer. 

Professor (bis jetzt meist nach 17 Dienst- 
jahren; wird nach „dem Datum der 
Anstellungsföhigkeit* geändert. 

Leiter: Direktor, später oft Geh. Re- 
gierungsrat. 


10. Königreich 
Sachsen. 


Kandidat , Probelehrer (pro- 
bandus). 


Oberlehrer, Professor jetzt nach 18 bis 
19 Dienstjahren, mitunter ein älterer 
Professor «Studienrat*. 

Leiter: Rektoren, früher oft Oberschul- 
rat, jetzt Oberstudienrat (Oberschul- 
rat für Seminar direkteren usw.). 



^) Ein Vergleich mit Sachsen, Württemberg zeigt, daß die preußischen Oberlehrer in 
klagen haben, wohl aber, wenn sie auf Bayern, Sachsen-Weimar u. a. blicken. — 2) In der 
gemacht, alle Beamten in IV rangieren nach dem Datum ihrer Patente. Wohl aber ist der 
IV haben 500 JL^ solche mit dem persönlichen Charakter in IV haben nur 300 JL^ vergl. oben 
Kretzmar, S. 40. In die Finessen der sächsischen Hofrangordnung (Abt. lY, 18; IV, 14 usw.) 
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Im Amt. 
Bang. 



Bemerkungen. 



Anfange in der IX. Rangklasse, später, 
in der Regel aber nicht vor Erlangung 
der zweiten Quinquennalzulage, in der 
Yin. Rangklasse; später, in der Regel 
aber nicht vor Erlangung der vierten 
Quinquennalzulage, in der YU. Rang- 
klasse. 

Direktoren anfangs in der VII. Rang- 
klasse; später, nur ,in besonders be- 
rücksichtigungswürdigen Fällen, in 
der Regel nicht vor Erlangung der 
fünften Quinquennalzulage**, in der 
VI. Rangklas se. 

Schulrat in der VlLl., Regierungsrat in 
der VI. Rangklasse. 



Die österreichischen Rangklassen bedeuten nicht 
leere Ehren, sondern sind zugleich Gehalts- 
klassen; jede Klasse von Beamten hat ihren 
Grundgehalt, und ein Aufrücken in eine höhere 
Rangklasse ist mit der Aufrückung in die mit 
der Rangklasse verbundene höhere Gehalts- 
quote identisch, was bei uns in Preußen und 
anderwärts nicht der Fall ist. — 

Die IX. Rangklasse entspricht unsrerV., die VII. aber 
dort unsrer lU. Rangklasse, vergl. unten. 

Die österreichischen „Bezirksrichter" stehen gleich 
in der Vni. Rangklasse, Landgerichtsräte, 
Staatsanwälte in der VII., wie die Professoren 
und die Direktoren; freilich (s. Bemerkungen) 
lassen sich „Lehrer* und „Beamte" eigentlich 
gar nicht vergleichen. 



Nach ungedruckter Hofrangordnung. 

Oberschulrat, Direktor, Professor in der 
V. Rangklasse (= Landgeriohtsrat). 

Oberlehrer in der VI. Rangklasse (= Amts- 
richter). 



Oberlehrer hoffähig. 



Oberlehrer = V. Rangklasse der höheren 
Provinzialbeamten (unterste Klasse 
der sogenannten «höheren Beamten''). 

Professor » IV. Rangklasse; solche, 
welche vor dem betr. Dienstalter 
außer der Reihe „Professor* werden, 
bleiben zunächst in der V. Rangklasse. 

Direktor von Vollanstalten = IV. Rang- 
klasse als Amtscharakter (s. neben- 
stehende Spalte) schon seit 1848. 
Geh. RegierungsratauchlV.Rang- 
klasse nach Hofrangreglement vom 
19. Januar 1878 (s. unten). 

Direktor von Nichtvollanstalten, auch 
von höh. Töchterschulen = V. Rang- 
klasse, später BB IV. 



Amtsrichter, Landrichter = V. Rangklasse. 

Amtsgerichtsrat 1 

Landgerichtsrat > = IV. Rangklasse >). 

Regierungsrat j 

unterschied: bei den richterlichen und höheren 
Verwaltungsbeamten ist IV. Rangklasse Amts- 
charakter, wird eo ipso erreicht. 

Bei Professoren ist IV. Rangklasse nur .persön- 
licher Rang** und bedarf einer besonderen 
Ordre. Auf welcher allerhöchsten Kabinetts- 
ordre in Preußen dieser Unterschied beruht, ist 
nicht erfindlich. — So bleibt neben dem .Pro- 
fessor* der .Oberlehrer*, also: Professor Dr. N., 
Oberlehrer am .... Gymnasium; nicht aber: 
Amtsgerichtsrat N., Amtsrichter am .... Ge- 
richt*)! 



Professor nach der Ho&angordnung in 
der rV. Klasse, Abteilung 18. 

Studienrat = IV. Klasse Nr. 14. 

Rektoren = IV. Klasse Abteilung 9. 

Die Rektoren der Fürsten- und Landes- 
schulen gehen den andern Rektoren 
im Range vor in dieser IV. £[lasse^; 
vor diesen Rektoren die Universitäts- 

Erofessoren in Leipzig. — In Preußen : 
drektor = Universitätsprofessor. 
Oberstudienrat in UI, Abt. 9. 



Die Gjmnasialoberlehrer als solche haben gar 
keinen Hofrang; zum Vergleiche der Rang 
richterlicher Beamter: 

Amts- und Landrichter in IV, 18; 

Amts- und Landfferichtsräte in IV, 14; 

Oberamtsrichter m FV, 1; 

Landgerichtsdirektor in III, 9. 
Die Oberlehrer stehen also durchschnittlich eine 
Stufe tiefer als die betr. richterlichen Beamten; 
erst nach zirka 18 Diensljahren, wenn er .Pro- 
fessor* wird, kommt ein Oberlehrer zu dem 
Range eines Amtsrichters, erst, falls er .Ober- 
studienrat* geworden, in den Rang eines Land- 
geriohtsdirektors. 



bezug auf die viel umstrittene Gleichstellung mit den Richtern sich nicht zu sehr zu be- 
Hofrangordnung wird zwischen Amtscharakter und persönlichem Charakter kein Unterschied 
Unterschied vorhanden in bezug auf Umzugskosten. Beamte mit dem Amtscharakter der 
S. 17. Die Richter übrigens hatten vor 1898 auch nur den .persönlichen* Rang. — ^ Vergl. 
einzudringen, ist mir nicht gelungen; doch ist wohl klar, daß IV, 1 höher ist als IV, 18). 
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Staat. 


Vor dem Amt 


Im Amt. 
Titel (bez. Charakter). 


11« Sachsen- 
Weimar« 


ProbanduB, HilfBlehrer. 


Oberlehrer. 

Professor nach 15 Diensijahren. 
Leiter: Direktor, zuweilen Hofrat, Geh. 
Hofrat. 


12. Württemberg. 


Kandidat des humanistischen 
und realistischen Lehramts, 
Amtsverweser bei längeren 
Vertretungen mitRemunera- 
tion (auch Gymnasialyikar, 
Gymnasialassistent). 


Humanist. Anst. Bealist. Anst 

Lehrer d. Unterstufe, Sexta u. Vorschule. 

1. Präzeptor. 1. Eeallehrer. 

Lehrer der Mittelstufe (Tertiabis Quinta). 

2. Oberprazeptor. 2. Oberreallehrer, 
ev. nach 12 Diensigahren „Professor*. 

Lehrer der Oberstufe (Oberprima bis 
Untersekunda). 

8. Professor. 8. Professor. 

Leiter: Rektor, später zuweilen Ober- 
studienrat. 

Die Beförderung der unter 2. und 3. Auf- 
geführten in die höhere Rangklasse 
wird nur zu einem Drittel der Ge- 
samtzahl in Vorschlag gebracht wie 
in Preußen. 


18. Bremen 

und 
14. Hamburg. 


Probekandidat , wissenschaftl. 
Hilfslehrer. 


Oberlehrer. 

Professor, nach 20 Jahren in Bremen, 

nach 16—17 Jahren in Hamburg. 
Leiter: Direktor. 



In den 18 in der Tabelle nicht stehenden norddeutschen Staaten ist die Amtsbezeichnung 
Gotha in 12 — 14, in Sachsen- Altenburg in 13, in Reuß j. L. in 15 ^2« in Sachsen-Meiningen 
noch fehlenden Kleinstaaten ließ sich darüber nichts feststellen. Die Direktoren in diesen Staaten 

Mancherlei ließe sich ja bemerken zu diesen Titulaturen und Rangstufen, welche die 
Notwendigkeit, Beamte in einem geordneten Staatswesen eben nicht wild durcheinander 
laufen zu lassen, erschafifen, und die dann menschliche Torheit und Eitelkeit gemißbraucht 
haben: doch sei nur das AUemötigste gesagt. 

Zuerst sind die Amtsbezeichnungen für die Kandidaten des höheren Lehramts sehr 
bedauerlich; alle: „Probekandidat, Probelehrer, Hilfslehrer, Supplent," bezeichnen so etwas 
Unfertiges, wie es wohl in keinem andern hohem Stande, auch nicht im subalternen, den 
Amtsbewerbem geboten wird; wie stolz klingt dagegen schon „Regierungssupemumerar* ■ 
Erträglicher sind „ Lehramtspraktikant * und „Assistent"; aber das erste konnte ebensogut 
niederes Lehramt bezeichnen, es müßte also, wie im Postfach man jetzt unterscheidet: 
Oberpostpraktikant — Postpraktikant, heißen: Oberlehramtspraktikant; der „ Assis tent** klingt 
auch nach subalternen Laufbahnen. Wahrlich hier haben die Staaten ihre Pflicht, den 
Anwärtern des höheren Lehramtes durch entsprechenden Titel gerade beim Beginn der 
Laufbahn, gehörig zu unterstützen, recht versäumt; meist auch schädigen diese Bezeichnungen 
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Im Amt. 
Bang. 



Bemerkungen. 



Nach Hofrangordnung: 

Oberlehrer = Amt8-(Land-)richter; 
Professor = Amts-(Land'-)gerichtsrai. 
Direktor = Landgerichtsdirektor. 



Oberlehrer hoffähig; dies Vorrecht erstreckt sich 
tatsächlich nur auf die in der Großherzoglichen 
Residenz Weimar ansässigen Oberlehrer, Pro- 
fessoren usw. 



Nach Verfügung y. 12. März 1900 (Fehl- 
eisen S. 229/30): 1. Präzeptor und 
Reallehrer auf der IX. Rangstufe. 

2. Oberpräzeptor und Oberrei^ehrer 
auf der VIII. Rangstufe, können nach 
12 jähriger Dienstzeit als Professor 
auf die VII. Rangstufe konunen. 

3. Professor der Oberabteilung in der 
Vn. Rangstufe, kann nach 12 Jahren 
auf die vi. Rangstufe kommen. 

Leiter: Rektor, auf der VI. Rangstufe, 
später möglicherweise auf der V. Rang- 
stufe. 



Zum Vergleich mit den richterlichen Beamten 
diene der Hinweis, daß die württembergischen 
Landgerichtsräte auf der VI., die Landgerichts- 
direktoren auf der V. Stufe stehen. 



Eine Rangordnung existiert nicht; man 
könnte höchstens die Gehaltsstufen 
als Ersatz nehmen. — Wenn die Ge- 
haltsstufen als maßgebend ange 
nommen werden, stehen die Ober- 
lehrer, Professoren hinter den richter- 
lichen Beamten der beiden Hanse- 
städte so zurück, wie in keinem 
Bundesstaate; in Hamburg ist die 
Differenz inbezug auf die Endgehälter 
1000 Mk. (Oberlehrer 9000, Richter 
10000 Mk.), in Bremen 2500 Mk. 
(Oberlehrer Endgehalt 7000, Richter 
9500 Mk.)i). I 

bez. der Charakter: Oberlehrer, Professor, Direktor. „Professor* wird man in Sachsen-Coburg- 
in 15, in Lübeck nach 17—19 Dienstjahren, im Fürstentum Lippe in 19 Dienstjahren; in den 
heißen zuweilen noch Geh. Oberschulräte (Gotha), Oberschulräte, Schulräte, Hofrate, Geh. Hofräte. 

tatsächlich die Ausübung der Tätigkeit und tun dem Ansehen des ganzen Standes Abbruch 
genug; Gott sei Dank ist noch oft der „Doktor* da. — Wenn man z. B. in Preußen den 
„Studienreferendar'',^ „Studienassessor'' uns nicht , gönnt*, wie man z. B. in Hessen Lehramts- 
assessor sagt, so bliebe nur der etwas lange „Oberlehramtspraktikant* übrig I Warum erträgt 
man denn „Gewerbeassessor'', „Forstreferendar'', „Forstassessor", sogar , Bergreferendar ", 
„Bergassessor ", obgleich wahrlich die Kandidaten in den beiden letzten Berufsarten wenig 
zu referieren und selten bei Beratungen „Beisitzer" zu spielen haben? Das wäre doch beim 
höheren Lehramt noch eher der Fall! — , Referendar* und „Assessor" sind doch allgemeine 
Bezeichnungen für die Anwärter auf ein Amt mit akademischer Vorbildung, also sage man 
auch „Pfarramtsreferendar ", „Pfarramtsassessor*. — Titel sind aus dreierlei Ursachen offenbar 



1) Für Bremen vergl. : Die Lage der Oberlehrer in Bremen. Denkschrift. Bremen 1903. 
Verlag von Gustav Winter. 

2) „Gymnasialreferendar" paßt absolut nicht für die Kandidaten an Realanstalten. 
H. Mors oh, D9ß böhere Leltramt. 20 
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vorhanden: 1. um das Ansehen des staatlichen Amtsinhabers zu schützen und zu heben, 
2. um ihn von andern Beamten zu unterscheiden, 3. um seine Vorbildung und damit die Art 
seines Amtes von vornherein in der Ofifentlichkeit zu bezeichnen. Der ersten dieser Anforde- 
rungen genügt aber der mittelalterlich klingende „Präzeptor^ ebensowenig wie der „Kolla- 
borator**. Der zweiten vor allem nicht der «Professor^ ; wievielerlei Professoren gibt es, vom 
Professor, dem Mitglied der Akademie, bis zum Professor der Magie! Nicht angenehm ist es, 
wenn dann erst in der Gesellschaft ausgehorcht wird, zu welcher Sorte von Professoren man 
gehört! Man kann es den Universilfttsprofessoren nicht verdenken, wenn sie durch ZaB&tze 
„Hochschulprofessor'' oder ähnliches sieh abzusondern suchen, wie es ja auch schon gelehrte 
Zeitschriften, z« B. die Deutsche Literaturzeitung, tun; noch mehr aber müssen wir dagegen ums 
verwahren, daß unser Oberlehrer und Professor an nicht akademisch gebildete Lehrer, sei et 
der Volksschulen, sei es der Mittebchulen, gegeben wird. Die Hochschullehrer und die 
Oberlehrer-Professoren des höheren Lehramts haben doch dieselbe Vorbildung, arbeiten wissen- 
schaftlich, haben auch denselben Rang, außerordentliche Professoren den der V., ordentliehe 
den der IV. Rangklasse, wie wir; so ist es für die Universilfttsprofessoren nicht deprimierend, 
wenn ein „Schulprofessor* eben auch ein Professor ist, wohl aber für uns, wenn man uns 
mit Subaltembeamten H. Klasse, ohne Gymnasialbildung, ohne Hochschulbildung zusammentut. 
Der Oberlehrer — vergl. Förster, Oberförster — ist, vieUeicht als „Studienoberlehrer'', der 
einzig richtige Titel für Lehrer an höheren Schulen und sollte nur ihnen zukommen, auch 
statt des „Präzeptor'', , Gymnasiallehrer' im Süden in Aufnahme gelangen, der Professor aber 
ist nicht glücklich gewählt, er unterscheidet uns von andern Beamten nicht; er ist zu sehr 
Allerweltstitel, besonders in Baden und Österreich. 

Zu diesen Allerweltstiteln gehört auch Hofrat, Geh. Regierungsrat, wie sich in vielen 
Ländern ältere Gymnasialdirektoren nennen lassen müssen, ja Direktor selbst ist solch wenig 
charakteristischer Titel. Alle diese Titel, ebensowenig wie der Professor, genügen der zweiten 
Anforderung nicht, sie tragen keine unterscheidenden Merkmale an sich. Vor den Direktor mnß 
man erst allerhand vorsetzen, damit man keinen Theaterdirektor vor sich zu haben glaubt: 
Gymnasialdirektor, Realgymnasialdirektor, Progymnasialdirektor undRealprogymnasialdirektor, 
Oberrealschuldirektor! — Schöne Worte! Das richtigste bleibt, wie der höhere Titel im Kadetten- 
korps, Studiendirektor für einen Leiter einer höheren Lehranstalt; Studien, vermöge seines 
lateinischen Ursprunges, bezeichnet eben «gelehrte*' Studien, ein Gymnasialdirektor besstr: 
Studiendirektor, ist eben ein solcher, der junge Leute zu gelehrten Studien hinführen aoü. 
Für ältere Gymnasialdirektoren paßte dann ähnlich, wie in Bayern Oberstudienrat, Gfeheimar 
Studienrat. Ein solcher Allerweltstitel, der weder die Beamten von andern untfiischeidet 
noch ihre Vorbildung erkennen läßt, ist auch , Geheimer Regierungsraf ; lasse man denxoitei 
ihrem Präsidenten arbeitenden Regierungsräten diese Erhöhung, welche bekanntlich dm 
Träger nicht in die höhere Rangklasse (IH) versetzt, ihn dieser nur annähert; aber wm 
sollen Universitätsprofessoren (besonders die in der philosophischen Fakultät) mit dem «Gek. 
Regierungsrat* ? Auch für einen Gymnasialdirektor paßt dies nicht, beide stziluben sich meiBt 
innerlich gegen diese Verdunkelung ihrer amtlichen Tätigkeit, die auch durch den .Geh. 
Hofrat' in Baden und Sachsen-Weimar die Leiter höherer Lehranstalten sich gefallen lusen 
müssen, während in Sachsen, Bayern und Württemberg die mit „Studien" zusanmiengesetEten 
Amtsbezeichnungen praktischer sind, auch für das Publikum, das doch dann weiß, wen es 
vor sich hat. 

Für die wenigen aus dem Oberlehrerstande in die Provinzial- und Zentralbehörden 
aufrückenden Mitglieder geht dann die Verschleierung ihres Herkommens z. B. in Preußen 
immer weiter, wenn sie als Provinzialschulräte zu «Geh. Regierungsräten'' charakterisiert 
werden, während Geh. Studienrat viel inhaltreicher wäre. Im Ministerium und in den höheren 
Behörden hat man die früher dem Stande der Prediger, Ärzte, Bauräte Angehörigen richtig 
durch Wirkl. Oberkonsistorialrat, Geh. Ober-Medizinalrat, Geh. Oberbaurat gemäß ihrer Vor- 
bildung kenntlich gemacht; aber, wenn ein Oberlehrer ins preußische Ministerium kommt, 
wird seine Abkimft völlig verhüllt, man nennt ihn Geh. Oberregierungsrat, Wirklicher Geb. 
Oberregierungsrat, ebenso in Osteir^icb Hp&at statt Geh. Oberstudienrat. Bei uns muß 
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leider die Anrede «Geh. Rat* der Kürze wegen för die der ersten Rangklasse zugehörigen 
Wirklichen Geh. Oberregierungsräte, yieUeicht auch für die darüber stehenden Wirklichen 
Geheimen Räte, ebenso bei den dem Subaltemdienst entstammenden Geh. Rechnungs- und 
Kanzleiräten gebraucht werden. Wozu sind Titel aber vorhanden, wenn sie alles durcheinander 
bringen? Hier ist man in Bayern, z. Teil auch in Osterreich glücklicher gewesen; die Räte 
im Bayerischen Ministerium heißen fast alle „Ministerialräte'', auch in Osterreich wenigstens 
die höheren, allerdings sind dies alles Juristen. Der Usus, der ja tyrannus ist, heiligt hier 
ja alles, aber da auch Hofrangreglements schließlich nicht ganz fest sind, könnte wohl firüher 
oder später ein Staat sich einmal im Kachbarstaat bei Umänderungen etwas orientieren. 
Die deutschen Bundesstaaten, ebenso wie Österreich, sind Militärstaaten, und der Rang 
aller Zivilbeamten richtet sich durchaus nach dem der militärischen Chargen; will man sich 
▼ergewissem, wie hoch bez. niedrig ein Zivilbeamter steht, muß man zusehen, wo er nach 
dem Hofrangreglement 1} zu rangieren ist, d. h. neben welchem militärischen Amte. Es 
wäre schier unmöglich, auch zu kleinlich, die Hofzeremonielle aller deutschen Staaten darauf- 
hin zu untersuchen, nur Preußen soll hier mit Osterreich verglichen werden, damit es er- 
sichtlich sei, wie man höheres Lehramt hier und dort einschätzt; natürlich kann nur ein 
Auszug gegeben werden nach den unserer Aufgabe dienenden Zwecken. 

Die am Königl. preußischen Hofe erscheinenden Personen ordnen sich folgendermaßen 
Allen Rangklassen voran geht als erster der Oberstkämmerer, demnächst die General- 
fe Idmarschälle, Ministerpräsident, Ritter vom Schwarzen Adler, Kardinäle, aktive Staats- 
minister, die JVirklichen Geheimräte, die aktiven Generale der Infanterie und 
Kavallerie, die Präsidenten der parlamentarischen Körperschaften, die Oberpräsidenten, 
die aktiven Generalleutnants u. a., dann folgen: 

die aktiven Generalmajors, die Räte I. Klasse; 

die Obersten, die Räte H. Klasse (also u. a. die Geh. Oberregierungsräte in den 
Ministerien, Regierungspräsidenten, hier auch die Rektoren der Universitäten, die 
ständigen Sekretäre der Akademie der Wissenschaften); 
die Oberstleutnants, die Räte lU. Klasse, d. h. z. B. die Geh. Regierungsräte in 

den Ministerien, die Domherren usw.; 
die Majors, die Räte IV. Klasse, die Mitglieder beider Häuser des Landtages; hier- 
her kommen auch die Geh. Regierungsräte bei den Provinzialbehörden, Provinzial- 
Bchulräte, Gymnasialdirektoren, Land- und Amtsgerichtsräte, Professoren der Uni- 
versitäten und höheren Lehranstalten, Bauräte, Forsträte, Regierungsräte usw., 
welche alle im einzelnen in dem im Kalender für Yerwaltungsbeamte stehenden 
Verzeichnis unter der IV. Rangklasse genannt sind^; 
die Hauptleute und Rittmeister, Kammeijunker und HoQagdjunker, hieran 
schließen sich an die zur V. Rangklasse gehörigen Oberlehrer, Amts-, Landrichter, 
Oberförster usw., siehe Kalender für Verwaltungsbeamte; 
den Schluß bilden die Leutnants. 

In Osterreich ergibt sich folgendes Schema: 



Bangklaase 


MiUtfir 


Zivil 


I. Rangklasse. 


Feldmarschall (in Preußen General- 
feldmarschaU). 


Ministerpräsident. 


n. Rangklasse. 




Minister. 



1} Zuerst ist die Kabinettsordre vom 7. Juli 1817 für Preußen hier maßgebend; zuletzt 
das z. B. im Kalender für Verwaltuogsbeamte 1905 abgedruckte Hofrangreglement vom 
19. Januar 1878. 

*) Daß ein Unterschied zwischen dem Range als Amtscharakter und dem persönlichen 
Range hier nicht gemacht wird, ist oben gesagt. 

20* 



808 



V. B. Geh&Iter. 1. Direktoren. 



Bangklasse 


Hilitlr 


Zivfl 


iJI. BangklaBse. 


Feldzengmeister, General der Ka- 
vallerie (in Preußen: General 
der Infanterie und Kavallerie). 


Statthalter, Oberlandesgericbts- 
Präsident. 


rV. BAngklasse. 


FeldmarBchalleutnant (in Preußen: 
Generalleutnant). 


Sektionschef ( — Ministerialdirektor). 


y. RangklaBBO. 


Generalmajor. 


Ministerialrat , Hofrat, Landes- 
gerichtspräsident. 


VI. RangklaBBO. 


OberBt. 


Sektionsrat , Landesregierungsrat, 
Landesscbulinspektor , älterer 
Mittelschuldirektor , Landesge- 
richtsvizepräsident. 


Vil. Bangklaese. 


OberBtleutnant. 


Ministerialsekret&:,Mittelschuldirek- 
tor, älterer Professor an den 
Mittelschulen, Landesgerichtsrat. 


Ylll. KangklaBse. 


Major. 


Ministerialvizesekretär, Mittelschul- 
professor, Bezirksrichter. 


TX. BAngklasse. 


Hauptmann, Rittmeister. 


Ministerialkonzipist, jüngerer Mittel- 
schullehrer, Gferichtsadjunkt. 


X. RangklaBBO. 


Oberleutnant. 


Statthaltereikonzipisten. 


XI. Raugklasse. 


Leutnant. 





B. Ge- 

1. Direk- 

Reihenfolge der Staaten nach dem Höchstgehalt in absteigender Linie. 
Dabei ist zu bemerken: 1. meist sind nur die Vollanstalten berücksichtigt; 2. meist sind 
nur die staatlichen Anstalten in Betracht gezogen; die Bemerkungen enthalten ab und m 
die Gehälter an den nichtstaatlichen Anstalten; 3. die Reihenfolge ist deswegen keine 
absolut maßgebende, weil der Wert der Dienstwohnung oft nicht ermittelt werden konnte, 
ja manchmal Angaben nicht zu erlangen waren, ob Dienstwohnung vorhanden oder nickt; 
so müßte Braimschweig etwas höher rücken, auch andere Staaten, wie Reuß j. Linie, Honen, 
Sachsen-Meiningen stehen nicht ganz an ihrem Platze. — Bayern konnte nicht eingereilit 
werden, da das Höchstgehalt sich nicht berechnen läßt, siehe unter Bemerkungen; ebenso 
steht Österreich wegen seiner komplizierten Gehaltsverhältnisse an besonderer Stelle. 
Mit diesen Einschränkungen aber wird die Tabelle ein richtiges Bild liefern. — DW = 
Dienstwohnung, Wg » Wohnungsgeld. — Die folgenden Angaben beruhen teils auf 



Name des Staates 


Anfangsgehalt 
(Mindestgehalt) 


Endgehalt 
(Höchstgehalt) 


1« Hamburg 


an Yollanstalten: 

10000 + DW oder 1600 Wg 
= 11600 JC 


10 000 + DW oder 1600 Wg 
= 11600. 




an Nichtvollanstalten: 

8600; falls eine Dienstwohnung 
gewährt wird, werden JC 1400 
abgezogen. 


10400; falls eine Dienstwohnung 
gewährt wird, werden M 1400 
abgezogen. 


2. Lübeck 


an Yollanstalten: 
7500 


9500 
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Auffallend ist besonders im Vergleich zu Preußen die wesentlich höhere Stellung der 
Landesschulinspektoren; diese stehen dort in gleicher Linie mit den Obersten, bei uns stehen 
die Provinzialsohulräte, über deren zu niedrigen Rang mit Recht oft gctklagt ist, zusammen mit 
Beamten, die ihnen untergeben sind: Direktoren, Professoren. Auch sonst aber ergibt die Zu- 
sammenstellung, daß in Österreich, gemessen an den Militarchargen, die Zivilbeamten wesent- 
lich höher bewertet werden als bei uns. — Doch nun genug hiervon; wir könnten ja zitieren: 

«Setz* Dir Perrucken auf von Millionen Locken, setz' Deinen Fuß auf ellenhohe 
Socken, Du bleibst am Ende, was Du bist.* Doch leider denkt weder so die Welt noch 
mancher aus andern akademisch gebildeten Ständen mit besserem Titel und höherem Rang. 
So -schlage ich denn vor als der Erwägung wert diese Stufenfolge: Studienreferendar, 
-assessor; Oberlehrer (ev. Studienoberlehrer), nach 12 Diensigahren Studienrat ^) mit dem Amts- 
charakter in IV; (.Professor* nur bei wissenschaftlichen Leistungen nach Anhörung oder Vor- 
schlag dez Akademie der Wiss.), Studiendirektor, später Geh. Studienrat; Provinzialstudien- 
rat. Geh. Studienrat. — Zusammensetzungen mit „Ober-* bleibt für die Mitglieder der 
Zentralbehörden: Oberstudienrat, Geh. Oberstudienrat, Wirkl. Geh. Oberstudienrat. — Die 
höheren Lehranstalten mögen Studienanstalten heißen; Titulaturen, in denen «Schule^ vor- 
kommt, mögen bleiben fSr die nicht zu den , Studienanstalten* gehörenden Lehrer und Beamten. 



^) Dann würden in Preußen auch diese Patente vom Landesherm unterschrieben werden ; 
vergl. Verordnung über die veriUiderte Verfassung usw. v. 1810 (Ges.-Samml. 1810, S. 8/9): 
„Jedenfalls sind folgende Gegenstände an ünsre Allerhöchste Genehmigung gebunden: . . . 
6) Die Erteilung von Titeln, welche den Rats Charakter geben*. 

Mlter. 

toren. 

Kunzes Kalender 1903, teils auf dem Statistischen Jahrbuch (Teubner) 1904/5, teils auf per- 
sönlichen Anfragen an Ort und Steile. — Allen Amtsgenossen von nah und fern, die mir bei 
Aufstellung der Gehaltstabellen behilflich waren, aufrichtigen, herzlichen Dank! 

Gegen das Prinzip, die Gehaltstabellen nach dem möglicherweise zu erreichenden 
Höchstgehalt in einigen, mit hohem Wg. ausgezeichneten Städten aufzustellen, könnte man 
einwenden, dies liefere ein falsches Bild, weil nur (z. B. in Preußen) wenige Oberlehrer in 
solchen Städten amtierten; man hätte vielleicht die Berechnung des Durchschnittsgehalts 
verlangt. — Indessen ein solches Durchschnittsgehalt, wie es dann herausgereohnet würde, 
existiert nirgends, wird tatsächlich nirgends gezahlt, und die Tabellen würden sich von der 
Wirklichkeit sehr entfernen. Man muß also mit dieser neuen Einschränkung die Tabellen 
so hinnehmen. 



Zahl der 

Dienstjahre 

bis zum 

Höchstgehalt 


Aufrückungs- 
Zulage 


Aufrückungs- 
frist 


Pflicht- 
Stundenzahl 


Bemerkungen 








an Doppel- 

anstalten 

6—10, 

an einfachen 

10-14. 


1 


12 


600 


alle 4 Jahre. 




12 


500 


alle 3 Jahre. 


12—16 


Anrechnung für DW 1000 JL 
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y. B. Geh&Uer. 1. Direktoren. 



Name des Staates 


Anfangsgehalt 
(Mindestgehalt) 


Endgehalt 
(Höchstgehalt) 


8. Bremen 

1 

1 


an Yollanstalten: 

7000 + DW, wo DW vorhanden, 

gegen 10% Ahzog, oder Wg. 


8500 + DW mit lOO/o Abzug od. 
Wg. 




an Nichtvollanstalten: 

7000 + DW gegen lO^/o Abzug, 
wo solche vorhanden, oder Wg. 


8000 4- DW mit lO^/o Abzug od. 
Wg. 


4. Preußen 


an Yollanstalten: 
a) in Berlin 6000 + D W oder 
1500 Wg. 


a) in Berlin 7200 + DW oder 
1500 Wg = 8700. 




b) in Städten mit mehr als 50000 
E. n. in Orten I. Servisklasse : 
5100 + DW od. 1000 Wg. 


b) 7200 + D W od. 1000 Wg = 
8200. 




c) in den übrigen Stödten: 4800 
+ DW od. 900, 800, 700 Wg. 


c) 6900 und D W od. Wg (900, 800, 
700) — 7800, 7700 usw. 




an Nichtvollanstalten: 

a) in Berlin, in Orten der I. Ser- 
visklasse und in Städten mit 
mehr als 50000 E. 4800 + DW 
oder 1500, 1000 Wg = 6d00. 


a) 6300 + DW od. 1500 (1000) 
Wg — 7800. 




b) in den übrigen Städten: 4500 
+ D W od. 900, 700 Wg = 5400. 


b) 6000 + DW od. Wg (900, 700) 
— 6900. 


5« Königreich 
Saehsen 


an Yollanstalten: 
6600 + DW. 


7500 + DW. 




Wg nur in Würzen (900), in Zwickau (1200), 
in Zittau Rg. (1000). 

— 7800. = 8700. 




an Realschulen: 
5200 + D W oder 900 Wg = 6100. 


6200 -h D W oder 900 Wg= 7100. 


6. Anhalt 


an Yollanstalten: 
5400 + D W oder 900 Wg — 6800. 


7400 + DW od. 900 Wg = 8300 


7. Brannschweig 


an Yollanstalten: 
4800 + DW, die alle haben. 


7000 + DW, die alle haben. 


8. Meeklenhnrg- 
Schwerln 

t 


an Yollanstalten: 
d. h. an den großherzogl. Anstalten 
und in Wismar: 
i 6000 + D W, die mit 600 in Ab- 
zug gebracht wird. 


7000 -f- DW, die mit 600 in Ab- 
zug gebracht wird. 


1 

1 
1 


In Rostock: 

Gymnas. 6000 


6900 

• 


Kealgymnas. 6000 


6600 
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Zahl der 

Diensigahre 

bis zum 

Höchstgehalt 


Aufrüclmngs- 
Zulage 


Anfrückungs- 
frist 


Pflicht- 
Stundenzahl 


Bemerkungen 


10 


750 


2 mal nach 
5 Jahren. 


nicht 
festgesetzt. 


Dienstwohnung for die Direktoren 
haben von 4 Yollanstalten in 
Stadt Bremen 3. 


10 


500 


2 mal nach 
5 Jahren. 


nicht 
festgesetzt. 


Dienstwohnung f&r den Direktor hat 
eine tou 2 Kealschulen in Stadt 
Bmmen. 


9 


400 


3 mal nach 
3 Jahren. 


' 


, bis 
' 10—14 


Die Leiter städt. Anstalten haben 
oft ein höheres Gehalt, so in 
Berlin, 7200 7800 + DW oder 
1500 Wg, wovon 492 pensions- 
föhig; Charlottenburg, 6800 
7300 + DW oder 1500 Wg; 
Prankfurt a. M. 7200—9000, Kre- 
feld, Köln, Elberfeld u. a. vergl. 


15 


1X500 
4X400 


5 mal nach 
3 Jahren. 


15 


1X500 
4X400 


5 mal nach 
3 Jahren. 


Kunze-Kalender 1904. S. DL 


15 


800 


alle 8 Jahre. 


' 
1 


bis 
^ 10—14. 




15 


300 


alle 3 Jahre. 




12 


300 


alle 4 Jahre. 


au den 

Fürsten- 

schulen bis 

12, sonst 

bis 14. 


Die Leiter städt. Anstalten in Leip- 
zig, Dresden u. a. beziehen ein 
höheres Gehalt. 


9 


2X400 
1X200 


alle 3 Jahre. 


bis 16. 




15 


2X500 
2X400 
1X200 


alle 3 Jahre. 


12-16 


In Anhalt ist der volle Wert der 
DW pensionsberechtigt. 


12 


3X600 
1X400 


alle 3 Jahre. 


14—16 




8 


500 


2 mal nach 
4 Jahren. 


nicht 

gesetzlich 

geregelt. 


Dazu z. B. in Rostock 14 JC von 
jedem Abiturienten. — In den in 
der 2. Spalte nicht genannten 
Städten sind die Gehälter geringer: 
Güstrow 5700—6600, Waren 5600 
6400, Grabow u. Ribnitz 5000 


9 


800 


1 
alle 3 Jahre. 


6000; Teterow 3900—4800. 

i 


6 


800 


alle 3 Jahre. 
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V. B. Oeh&lter. 1. Diiektoien. 



Name des Staates 


Anfangsgehalt 
(Mindestgehalt) 


Endgehalt 
(Höchstgehalt) 


9, Mecklenbarg- 
Strelltz 


an Yollanstalten: 
6000 


7000 




an Nichtvollanstalten: 
Oberlehreigehalt -f 300 JC FZ 
= 8800. 


Oberlehrergehalt -f 300 Ul^ FZ 
= 6300. 


10. Sachsen- 
Altenborg 


an Vollanstalten: 
5000 


7000 


11. Beaß ft. L. 


an Yollanstalten: 
5800 


■ 

7000 


12. Reuß j. L. 


An den fürstlichen Gymnasien zu 
Gera n. Schleiz: 5800. 


An den fürstlichen Gymnasien zu 
Gera u. Schleiz: 7000. 




Am Stadt. Rg zn Gera: 6000. 


7000 


18. Elsafi. 
Lothringen 


an Yollanstalten: 
4800 


6900 



+ DW oder Wg, das mit 500 M 
pensionsberechtigt ist. 



an Nichtvollanstalten: 
4500 



5800 



wie oben 



14. Waldeck 
n* Pyrmont 



an Yollanstalten: 
4800 4- DW 



6900 + DW. 



15. Baden 



an Yollanstalten: 
nicht bestimmt. 



5500 
-|- 300 (1 mal nach Erreichung des 
Höchstgehalts). 



16. Oldenburg 



= 5800 + D W (s. Bemerkung) oder 
+ 1050 Wg 

= 6850. 



an Nichtvollanstalten; 
nicht bestimmt. 



5000 
+ 200 FZ 



= 5200 -|- D W (s. Bemerkung). 



an Yollanstalten: 
5300 



6800 
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Zahl der 
Dienslgahre 

bis zum 
Höchstgehalt 


Anfrücknngs- 
Zulage 


Aufrückungs- 
frist 


Pflicht- 
Stundenzahl 


1 

Bemerkungen 


10 


2X500 


alle 5 Jahre. 


In Neu- 

Strelitz 15, 

aber nicht 

gesetzlich 

geregelt. 


Keine DW. 

t 










« 


15 


400 


alle 3 Jahre. 


10-16 


/ 


9 


400 


alle 3 Jahre. 


unbestimmt. 


Keine DW, kein Wg. 


12 


400 


alle 4 Jahre. 


16 


D W wird mit 700 Jf angerechnet. 


12 


2X400 
1X200 


alle 4 Jahre. 


nicht 
festgesetzt. 


DW mit 900 «>^ angerechnet. 


15 


1X500 
4X400 


alle 3 Jahre. 


nicht 

festgesetzt, 

doch wie in 

Preußen. 


Wg wird z. Z. nur an einen Di- 
rektor staatl. Anstalten gezahlt, 
und zwar 2000 JL 


15 


3X300 
2X200 


alle 3 Jahre. 


wie oben. 




15 


1X500, 
sonst 400 


alle 3 Jahre. 


15 


Beitrag zur Witwenkasse 1 V2 % des 
Gehalts, sowie V12 des Anfangs- 
gehalts u. jeder Zulage; ebenso 
Anstellungssportel ^/i2 des ersten 
Gehaltes einschl. Wohnungsgeld. 


nicht 
bestimmt. 


500 


alle 3 Jahre. 


10-18 

je nach 

Große der 

Anstalt. 


Wg nach 5 Ortsklassen: I. (Baden, 
Heidelberg usw.) 1050, 900. H. 750, 
650. III. 600, 540. IV. 500, 450. 
V. 400, 350. Der zuerst ange- 
führte höhere Satz des Wg tritt 
nach 10 Dienstjahren ein. — 
Statt Wg oft DW. 


nicht 
bestimmt. 


500 


alle 3 Jahre. 


10 18 




10 


5X300 


alle 2 Jahre. 


10 12 
in der Regel. 


Kein Wg. 
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y. B. Geh&ltet. 1. DiMktoren. 



Name des Staates 


• 

Anfangsgehalt 
(Mindestgehalt) 


Endgehalt 
(Höchstgehalt) 

• 


17« Hessen 

1 


an Yollanstalten: 
5800 + D W, die mit lO^/o, 7 V2 %, 
5^/0 der Besoldung in Abzug ge- 
bracht wird. 


6600 + D W, die mit lOO/o, 7 1/2 %, 
50/0 der Besoldung in Abzug ge- 
bracht wird. 


ff 


an Realschulen: 
5200 + DW (wie oben) 


6200 + DW (wie oben). 


18. Saehsen- 
Weimar 


an Vollanstalten: 
4800 


6600 




an Bealschulen: 
8000 


5800 


19. Sachsen- 
Cobiirg-€h>tha 


in Coburg: 
Oberlehrergehalt -f 600 Dir. -Zu- 
lage = 8200 


Oberlehrergehalt -f 600 Dir.- Zu- 
lage — 5800. 




in Gotha: 
4000 


6600 


20* Sehwanburg- 


an Vollanstalten: 
5500 + D W im Werte v. 1050 JC 
== 6550 




Radolstadt 


Es bestehen gegen- 




an Nichtvollanstalten: 
8600 


4800 


21. Schaambiirg- 
Llppe 


an Vollanstalten: 
4500 


6800 


22. Wflrttemberg 


an Vollanstalten: 
8400 -|- 500 pensionsberechtigte 
Zulage + DW oder Wg (s. Be- 
merkung) = 8900 + DW. 


5800 + 500 -h DW = 5800 + 
DW. 




an Progymnasien, Real- 
progjmnasien: 

8400 -|~ ^^ pensionsberechtigte 
Zulage -f 400 Wg (s. Bemer- 
kung) = 4100 


5800 -f 800 + 400 D W =6000 


28. Sachseu- 
Melningen 


an Vollanstalten: 
4900 4- DW. 


6100 -1- DW 
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Zahl der 

Diensigahre 

bis zum 

Höchstgehalt 


Aufruckungs- 
zulage 


Aufrückungs- 
frist 


Pflicht- 
stundenzahl 


Bemerkungen 


8 


200 


alle 2 Jahre. 


nicht über 
14—16. 


DW wird, abgesehen von den in 
d. Besoldungsordnung bestimmten 
Ausnahmen, nicht mehr gewährt. 
(Vergl. Art. 17 des Gesetzes vom 
9. Juni 1898). — 

Die Leiter der Vollanstalten und 
Nichtvollanstalten haben verschie- 
dene Gehälter, nicht die Ober- 
lehrer, vergl. unter B. 2. 


9 


2X400 
1X200 


alle 8 Jahre. 


■ 


15 


3X400 
2X300 


alle 3 Jahre. 


nicht 
festgesetzt. 


Kein Wg. 


24 


4X300 
4X400 


alle 3 Jahre. 


fi 




30 


2X500 
4X400 


alle 5 Jahre. 


nicht 
festgesetzt. 


Kein Wg. 

DW mit 700 JC auf das pensions- 
fähige Gehalt angerechnet. 


24 


6X300 
2X400 


alle 3 Jahre. 


8 10 















wärtig keine Bestimmungen darüber. 




20 


300 


alle 5 Jahre. 


nicht 
festgesetzt. 




12 


450 


3 


14-16 ' 


Keine DW, kein Wg. 


24 


bis zum 12. 
Diensi^ahre 

200, 
dann 3 mal 

300, 
letzte Stufe 

400. 


Imal nach 

6 Jahren, 

dann alle 

3 Jahre. 


In 
Stuttgart 

am Gymna- 
sium 6 — 8, 

sonst 12—14. 

In Stuttgart 

am Rg u. 

OR. 8 10, 

sonst 12—20. 


Wg — «Mietszinsentschädigung", 
worunter eine den jeweiligen ört- 
lichen Mietspreisen entspr. Ent- 
schädigung rar eine der Dienst- 
wohnung an Größe und Einrich- 
tung gleichkommende Wohnung 
zu verstehen ist. 

1 


24 


» 


• 


20 


Wg 400, 300, 250 nach 3 Ortsklassen. 




1 




nicht g 


eregelt. 
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V. B. Geh&ltet. 2. Prof«uoien und Oberlehier. 



^ — . — 1 

Name des Staates 


Anfangsgehalt 
(Mindestgehalt) 


Rndgehalt 
(Höchstgehalt) 


24. Seh warsburg- 
Sondershausen 


an Yollanstalten: 
nicht festgesetzt. 


6000 

1 




an Nichtvollanstalten: 
5100 


5700 


25« Lippe 


an Yollanstalten: 
unbestimmt. 


5700 + DW 



Einen besonderen Platz muß Bayern erhalten, da hier das Höchstgehalt, wie gesagt, 



26. Bayern 



Rektoren: 
4920 
-\- 540 Gehaltszulage 
-{- 270 außerord. Zulage in Orts- 
klasse I. 



= 5730 in Ortsklasse I, in Orts< 
klasse U 5685. 



läßt sich nicht berechnen, s. Be- 
merkung. — Nach 20 Dienst- 
jahren z. B. 6810 in I, 6765 in IL 



In ähnlicher Weise wie Bayern muß Osterreich wegen seiner verwickelten, eigen- 



27. Osterreieh 



2800 Er. (bez. = dem jeweiligen Ge- 
halt, das er als Professor 
bezog). 
700 Er. (1/2 Aktivitätszulage der 
VU. Rgkl.) 

1000 Er. FZ (§ 3 des Ges. v. 19. 
Sept. 1898). 



5400 Er. (wie der Prof. nach der 

5. Quinq.-Zulage). 
800 Er. (^^2 Aktivitötszulage der 
VI. Rgklasse). 

1000 Er. FZ. 



4500 + 1200 Er. Quartierg;eld in 
Wien (oder Naturalquartier) = 
5700 Er. = 4845 JC. 



7200 + 1200 Er. Quartiergeld in 
Wien (oder Naturalquai&ef) = 
8400 Er. = 7140 JC. 

Nimmt man auf diese eigenartigen Verhältnisse beider Staaten keine Rücksicht, bo 

Schwerin und -Strelitz; Bayern aber, falls man das Gehalt nach 20 Diens^ahren in Be- 

2. Professoren 

Reihenfolge der Staaten nach dem Höchstgehalt in absteigender Linie; es 

DW = Dienstwohnung; Wg = Wohnungs- 



Name des Staates 



Anfangsgehalt 
(Mindestgehalt) 



Eudgehalt 
(Höchstgehalt) 



1. Hamburg 



an Yollanstalten: 
8600 



9000 



Bichter imd juristische VerwaUungs- 
heamU: 5000. 



10000 
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Zahl der 

Dienslgahre 

bis zum 

Höchstgehalt 


Aufrückungs- 
Zulage 


Aufruckungs- 
frist 


Pflicht- 
Stundenzahl 


Bemerkungen 




meist 12, aber 

nicht 

festgesetzt. 




unbestimmt. 


1 
1 

I 




■ 




unbestimmt. 






alle 3 Jahre. 


12, doch 

nicht 

festgesetzt. 




unbest 


immt. 





nicht festgesetzt ist. 



bis zum 21. Dienstjahre 
Quinquennalzulagen von je 
360 J(^, nach dem 21. Dienst- 
jahre 180 JL 



bis 
12 Stunden. 



Wie hoch das Höchstgehalt ist, 
nach welchem Dienstalter es er- 
reicht wird, läßt sich in Bayern 
nicht berechnen, da die Zahlung 
der Quinquennalzulagen v. 180 «/^ 
bis zur Pensionierung fortgesetzt 
wird. — Seit 1904 existiert die 
außerordentliche Zidage v. 270 t4i 
in Ortsklasse I, von 225 in H; 
dieselbe ist nicht pensionsfähig. 



artigen Gehaltsyerhaltnisse eine gesonderte Stelle erhalten. 



25 1. u. 2. alle 5 Jahre. an den | Aufirücken im Gehalte wie bei den 

Professoren; die Aktivitätszulage 
richtet sich nach der Bangklasse. 
Aktivitötszulage übrigens außer- 
halb Wiens geringer für die VII. 
Bangklasse nach 3 Klassen, 840, 
700, 560. Für die VI. Bangklasse 
960, 800, 640. 

kommt Osterreich in der obigen Tabelle an die neunte Stelle zwischen Mecklenburg- 
tracht zieht, erst an die sechzehnte Stelle zwischen Baden und Oldenburg. 

und Oberlehrer. 

gelten dieselben Einschinnkungen wie bei der Tabelle der Direktorengehälter, 
geldzuschuß; FZ = Funktionszulage. 



1. u. 2. 


alle 5 Jahre. 


an den 


Quinquennal- 




8 klassigen 


zulage zu 




Gymnasien 


400 Er., 




5—8. 


3., 4., 5. zu 






600 







Zahl der 
Diensijahre 

bis zum 
Höchstgehalt 


Aufrückungs- 
zulage 


Aufrückungs- 
frist 


Pflicht- 
stuudenzahl 


Bemerkungen 


27 


600 


9 mal nach 
je 3 Jahren. 


20—24 

1 

1 


Bei der festen Anstellung ist ein ein- 
maliger Beitrag von ^^g des Amts- 
einkommens und bei einer Gehalts- 
erhöhng Vi2 des Mehrbetrages des 
künftigen jährlichen Amtsgehaltes 
an das Reliktenversorgungskonto 
zu entrichten. Kein Wg. 
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y. B. Geh&lter. 2. FrofeBsoien and Oberlehrer. 



Name des Staates 


Anfangsgehalt 
(Mindestgehalt) 


Kndgehalt 
(Höchstgehalt) 


2. Lübeck 


an Vollanstalten: 
4000 


7600 




Bichter: 5000 


8300 


8. Bremen 


an Yollanstalten: 
4000 


7000 




BtchUr: 5500 


9500 


4« Prenfien 


2700 + 900 Wg in Berlin = 3600. 
Wg sonst 660, 540, 480, 420. 


6000 + 900 Wg in Berlin = 6900 




Bichter: 3000 + Wg — 3900 


6600 + Wg = 7500 


5« Braunschweig 


an Vollanstalten: 
2700 + 320 Wg in SUdt Braun- 
schweig » 3020; Wg sonst 260. 


6300 + 600 Wg in Stadt Braun- 
schweig » 6900; Wg sonst Z^. 




Bichter: 2700 -\- Wg ^ 3020 


6600 + Wg ^ 7200 


6. Anhalt 


an Yollanstalten: 
3000 


6500 




, Bichter: 5000 


7200 


7. Waldeck 
u. Pyrmont 


an Yollanstalten: 
2700 + 420 Wg = 3120 


5100+900 FZ +420 Wg— 6420 




BicMer: 3000 + Wg — 3420 


6600 + TfV/ = 7020 




an Nichtvollanstalten: 




wie* in Preußen 


8. Oldenburg j 

1 


an Yollanstalten: 
3000 


6300 


i 


Bichter: 3300 


6800 
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Zahl der 

Dienstjahre 

bis zum 

Höchstgehalt 


Aufruckungs- 
Zulage 


Aufrückungs- 
Mst 


Pflicht- 
stundenzahl 


Bemerkungen 


20 


1X600 
5X580 


5 mal nach 
3 Jahren, 
Imal nach 
5 Jahren. 


20-24 


Kein Wg. 


20 


2X750 

1X1000 

1X500 


alle 5 Jahre. 

• 


in d. Regel 

24 die ersten 
10 Jahre, 

dann 22 bis 
zum 20. 

Diensijahre, 
nach dem 
20 Dienst- 
jahre 20. 


Kein Wg. 


21 




21 


1X500 
1X400 
5X300 


alle 3 Jahre. 


24 bis zum 
12. Dienslg., 
22 bis zum 
24., 20 nach 

dem 24. 
Dienstjahre. 


An einigen städt. Anstalten, wie 
z. B. in Gharlottenburg, erhöht 
sich das Gehalt durch 100 JC 
Ortszulage (jetzt in Berlin 200 J^) ; 
in Gharlottenburg soll y. 1./4. 05 
Wg auf 1000 JC erhöht werden, 
wovon nur 900 pensionsfahig; in 
Gharlottenburg ist auch eine etwas 
andere Aufrückungsfrist und -^eu- 
läge, vergl. Kunze-Kal. 1904 S.IX, 
wo auch andere Sätze f&r^ W^ in 
einzelnen Städten angegeben smd. 




dazu nach 9 Jahren 300 
FZ, welche nach 12, 15 
Jahren um den gleichen 
Betrag steigt, an Nicht- 
Vollanstalten nach 12, 15, 
18 Jahren. 


22 


2X300 
4X600 
2X800 


2 mal nach 

2 Jahren, 
6 mal nach 

3 Jahren. 


22-24 


Ist ein Oberlehrer vor YoUendang des 
28. LebenfliJahreB angestellt, eo kommt 
die Zeit von seiner Anstellung bis zu 
seinem 28. Geburtstage nicht fUr sein 
Besoldungsdienstalter in Betracht. 
Diese ungünstige Klausel ist mit ittck- 
wirkender Eralt 1901 eingeführt. 


22 


%1 


8X400 
1X300 


alle 3 Jahre. 


24, nach 

dem 14. 

Diensln. '^ 


Kein Wg. 


21 


1X500 

1X400 

5X300 

dazu 

3 Zulagen 

V. 300, 600, 

900 FZ. 


alle 3 Jahre. 

1 


18—24 


Die Gehälter nebst FZ wie in 
Preußen, nur Wg niedriger. 












(abgesehen vom Wg). 






22 


300 


alle 2 Jahre. 


22 24, 

ältere mit 
Korr. 

belastete 
Oberlehrer 

20-22. 


Kein Wg. 


21 


800 


alle 2 Jahre. 
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V. B. Qeh&lter. 2. Profesaoien vind Oberlehrer. 



Name des Staates 


Anfangsgehalt 
(Mindestgehalt) 


Kndgehalt 
(Höchstgehalt) 


9. Elsaß- 
Lothringren 


an Vollanstalten: 
3000 


6300 




Bichter: 3300 


6900 


10* Königreich 
Sachgen 


an Yollanstalten: 
2800 + 180 Wg = 2980, Wg auch 
150, 120. 

1 


6000 + 240 Wg = 6240, Wg auch 
180, 150. — Bei 67 „heraue- 
gehohenen Stellen" ist das 
Höchstgehalt 6600, so daß es mit 
Wg hier kommt auf 6840. 




BicfUer: 3600 + ^4Ö (120) Wg 
= 3840. 


6600 + 240 {120 Wg) = 6840 


11. Baden 


an Yollanstalten: 
2000 + 900 Wg — 2900 


5000 + 1050 Wg — 6050 




BichUr: 2000 -\- 900 Wg == 2900 


5000 + 1050 Wg — 6050 


12. Mecklenborg- 
Schwerin 


1 an Vollanstalten: 

2500 


6000 




Bichter: 3500 


7500 {davon 500 FZ, die ntc^ 
pensumsbereMigt). 


18. Meoklenbnrgr 
StrelitK 


an Vollanstalten: 
2500 


6000 




BicfUer: 3000 


6000 


14. Hessen 


an Vollanstalten und 

Realschulen: 

2800 


6000 




Bichter: 2800 


6000 


15. Benß ä. L. 


an Vollanstalten: 
3200 


6000 


1 

1 


Bichter: 3000 


5200 


16. Benß j. L. 


An den fOrstl. Gymnasien zu 

Schleiz und Gera: 

3000 


An den farstl. Gymnasien zu 

Schleiz und Gera: 

6000 


1 


Am städt. Rg zu Gera: 
3000 


5400 


i 


Bichter: 3000 


6000 


17. Sachsen- 
Weimar 


an Vollanstalten: 
3000 


5800 




Bichter: 3000 


5800 


18. Saebsen- 
Altenbnrg 


an Yollanstalten: 
3000 


5800 




Bichter: 3000 


6000 
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Zahl der 

Dienstgahre 

bis zum 

Höchstgehalt 


* 

Aufrüokongs- 
Zulage 


Ä.ufrüokungB- 
frist 


Pflicht- 
Stundenzahl 


Bemerkungen 


21 


3X400 
3X600 
1X300 


alle 3 Jahre. 


nicht 

festgesetzt, 

im ailg. wie 

in Preußen. 


Kein Wg. 


24 


400 


alle 3 Jahre. 


bis 24; bei 
den Fürsten- 
schulen 
oft 18. 

1 


Wg erst seit dem Gesetz y. 16. Juli 
1902. — Die Höhe des Wg richtet 
sich nach der Höhe des Gehal- 
tes. — Unverheiratete erhalten 
nur die Hälfte des Wg, im Falle 
des Bedürfnisses kann es ihnen 
bis zum vollen Satz gewährt 
werden. — Die Gehälter an städt. 
höheren Schulen mit Staatszu- 
Bchuß sind niedriger, vergl, die 
Tabelle bei Eretzschmar, S. 593. 


17 


500 


Imal nach 

2 Jahren, 

dann nach 

je 3 Jahren. 


18-22; 

in Wirklich- 
keit oft viel 
niedriger. 


Wg nach Ortsklassen: 900, 650, 540, 
450, 350; dann nach 10 Dienst- 
Jahren: 1050, 750, 600, 500, 400. 


25 


500 


3 mal alle 

3 Jahre, 

4 mal aUe 

4 Jahre. 


1 

nicht 
festgesetzt. 


Kein Wg. — Der angegebene Satz 
nur för die grofiherzoglichen 
Anstalten gültig; sonst viel ge- 
ringer, am geringsten Höchst- 
gehalt wohl in Grabow: 4800. 


25 


500 


3 mal alle 

3 Jahre, 
4 mal alle 

4 Jahre. 


18 22, 
aber nicht 
gesetzlich 

geregelt. 


Kein Wg. Die angegebenen Sätze, 
nur rar die grofiherzoglichen 
Ansialten gültig, sind erst ganz 
kürzlich geregelt; auch gelten 
sie nur für philologisch vorge- 
bildete Oberlehrev. 


21 


3X400 
4X500 


alle 3 Jahre. 


für Lehrer 

der Ja, Jb, 

IIa 20—22; 

für die 

übrigen 

22—24. 


Kein Wg. — Die Oberlehrer an 
YoUanstalten und an den Real- 
schulen beziehen in Hessen das- 
selbe Gehalt, s. unter A. — Die 
20 dienstältesten Richter erhalten 
nach 25 Dienstjähren noch 500 JC 


21 


24 


4X400 
4X300 


alle 3 Jahre. 


22 




24 




24 


500 


alle 4 Jahre. 


Oberl. 24, 
Prof. bis 22. 


Kein Wg. Kein FZ. — Für das 
städt. Rg steht eine neue Ge- 
haltsregelung bevor. — Beiträge 
zur Witwenkasse teils l^/o, teils 
11/2 jährlich. 


24 


400 


alle 4 Jahre. 


24 


500 


aUe 4 Jahre 


1 
1 


24 


4X300 
4X400 


alle 3 Jahre. 


nicht 
festgesetzt, ' 

in der 
Regel 20. 


Kein Wg. 


21 

18 


400 


alle 3 Jahre. 


24 


30/0 für Reliktenbeiträge gehen ab. 



H. Morsch, Das höhere Lehramt. 



21 
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V. B. Geh&ltei. 2. ProfeBBoren und Oberlehrer. 



Name des Staates 



AnfangBgehalt 
(Mindestgehalt) 



Endgehalt 
(Höchstgehalt) 



19. Württemberg 



Lehrer an der Oberabteilung der 
höheren Schulen: 8400 + 400 
Wg = 3800. 



5300 + 400 Wg = 5700 



Lehrer an den mittleren Klassen: 
2400 + 800 Wg = 2700. 



4300 + 300 Wg = 4600 



Lehrer an der Unterabteilung 
(Präzeptoren, Beallehrer): 2100 
+ 250 = Wg 2850. 



3600 + 250 = 3850 



Oberprässeptoren und OberreaUehrer 
an den Land- und Bealschulen: 
2200 + 250 Wg = 2450. 



4300 + 250 = 4550 



Rickter: 2700 + 250 {150) Wg 
= 2950 bis 3500 + 250=^3750. 



Landrichter: 3400 + 300 = 3700 bis 
4400 + 300 (250, 200] Wg = 4700. 

LandgeridUsräte: 5000 + 400 = 5400 
bis6000 + 400(300,250) Wg=6400. 



20« Sehaambnrg- 
Lippe 



an Vollanstalten: 
2700 



5700 



Richter: 3000 




21. Saohsen- 
CobargUotha !; 



in Coburg: 2600 



in Gotha: 3000 



Richter in Coburg und Gotha: 

3000 



22. Sehwarzbnrg- |i 
8onder8haa8en l! 



an Vollanstalten: 
2600 



an Nichtvolianstalten: 
2400 



4200 



Richter: 2800 



eooo 



28. Lippe 



an Vollanstalten: 
2400 + 600 Wg = 3000 



4800 + 600 Wg = 5400 



Richter: 2400 + 600 Wg = 3000 



4800 + 600 Wg = 5400 



24. Sachsen« 
Meiningen 



an Vollanstalten: 
2600 



5100 



Richter: 2800 



5500 



25« Sehwanbnrg* 
Badolstadt 



an Vollanstalten: 
2500 



5000 



Riditer: 2500 



5000 



an Nichtvolianstalten: 
2400 



3300 



Bayern mufi aus dem oben erwähnten Grunde einen gesonderten Platz erhalten: 
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Zahl der 

Dienslgahre 

bis zum 

Höchstgehalt 


Aufrückungs- 
Zulage 


Aufrückungs- 
frist 


Pflicht- 
stundenzahl 


Bemerkungen 


24 


bis z. 12. 
Diensljahre 
200 JC, dann 

3X300, 
zuletzt 400. 


das I.Mal nach 

6Jahren, sonst 

alle 8 Jahre. 


20; 
18—20 in 
Stuttgart. 


Wg auch 300 und 250. Wg übrigens 
überall nicht pensionsföhig. 


24 i 200 JL^ 
die letzten 
3 Stufen 300 


alle 3 Jahre. 


26—30; 
24 28 in 
Stuttgart. 


Wg auch 250 und 200. 


24 


2X100 
5X200 
1X300 


alle 3 Jahre. 


bis 30. 


Wg auch 200 und 150. 


24 


5X200 
1X300 
2X400 


alle 3 Jahre. 


bis 30. 


Wg auch 200 und 150. — Prazep- 
toren una Reallehrer an den 
Land-, Latein- und Realschulen 
2000 + 200 Wg bis 3600 + 200 
Wg (auch 150, 100). 












20 


5X600 


alle 4 Jahre. 




T:ein Wg. 


30 


2X500 
4X400 


alle 5 Jahre. 


nicht 
festgesetzt. 


Kein Wg. 


24 


6X300 
2X400 


alle 3 Jahre. 


20 22 


• 


SO Jahren 




28 


7X400 


aUe 4 Jahre. 


nicht 

festgesetzt, 

meist 19— 24. 


Kein Wg. 


24 


6X300 


alle 4 Jahre. 


19-24 




28 


3X400 
4X500 


alle 4 Jahre. 






18 


6X400 


alle 3 Jahre. 


20 24 


Wg nur in Detmold 600, sonst 
480. — In Lemgo haben die 4 
ältesten Oberlelurer DW gegen 
Abzug von 400 JC 


25 


5X500 


alle 5 Jahre. 


nicht 
bestimmt. 


Kein Wg. 


25 


5X500 


alle 5 Jahre. 


nicht 
festgesetzt. 


Kein Wg. 










Die Aufsüßt führenden Bichter 
haben 5500 ah Höchstgehalt. 


20 


225 


aUe 5 Jahre. 


nicht 1 
festgesetzt. | 
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V. B. Oehalter. 2. ProfeMoren nnd Obvrlehrei. 





(MindMtgehalt) 


Endg«b»lt 

(H5obrtgeh»lt) 


26. Btr«ni 


Q jmnuikIpiofMSOren : 

+ 420 Wg 

-1- 270 K. o. Zolkge in I 


nach 20 DieDStjahren; 

4980 
+ 420 Wg 
-1- 270 «. 0. Znlage in I 




4410 in I, 4305 in II. 


5070 in I, 5625 in n. 




GymnaBiallehrer; 
228U 
+ 180 Wg 
+ 180 *. 0. ZnWe in I 


3540 
+ 180 Wg 
+ 180 ». 0. Zulage in I 




2640 in I, 259J> in n. 


3900 in 1, 3855 in U. 




4il0 in J, 4365 m IL 











: eigentämlichen OetwltsverbältniaBe aach hin nicht 



Gehaltxstnf. dei IX. lUngaUatBe: 

2800 Kr. 
+ 1000 St. AktivitatBBnl. in Wien 


2800 Kr. 
+ 1400 AktivitStazulage für di« 


3800 Kr. = 3230 JC. 


+ 2600 Kr. (5 QmnquennabniIag.J 


6800 Kl-. = 5780 JC 


IX.Itangsklaa»eJ.-3800Kr.=3S30M 


Sangiklasse) .- 6000 Kr. + 1400 Ak- 
tivÜäUmäage=7400 Kr. ^S90X 



Nähme man keine Rückpicht aaf diaae Eigenart beider Staaten, ao käme B 
üb an die 19. Stelle zwiichen Württemberg nnd Sachsen-Altenbnrg. 



Allgemeine Betrachtungen. 
Die Tabellen zeigen folgende Reaaltate: 

1. Tnbeznganf die Höchstgehälter: In den Hanaeitädten iat das EOchatgehalt der 
Direktoren am giOBten, ebenso das der Oberlehrer, Hamburg ateht hier mit 9000, dort mit 
10000 Ji, allen voran. Den geringsten Sats zeigt bei dem Gehalt der Direktoren Schwan- 
bnrg-Budolstadt mit 5100, bei den Oberlehrern dasselbe Füratentnm mit 5O0O Ji, wahrend 
Sachsen-Qobnrg-Gotha in Coborg 5100 JC aufweist. — Prenfien kommt in dei Reihenfolge 
gleich nach den Honaeatädten ; die hoben Qebaltssätse in den letiteren entsprechen übrigens 
den dortigen teuren Lebenaverhältnissen. 

2. Die Zahl der Diensiiiahre bis zur Erreichung des HOchetgehaltei ist bei den Direk- 
toren am geiingaten: in Mecklenburg-Schwerin (nicht 6beraIl)6oder 8 Jahre, bei den Ober- 
lehrem am geringsten in Badeiv 17 Jahre, in FSrstentnm Lippe 18, in Lübeck 20- 
— Die langete Zeit brauchen inr Erreichung desselben die Direktoren in Coburg; 30 
Jahre, in Württemberg 24, in Osterreich 25. Die Oberlehrer ebenfalls in Coburg: 30 
Jahre, aber ancbin Sehwarxburg-SondershauBen 28, in Anhalt, Würtlemberg24 nnd 
Hamburg 27 Dienitiiahre. ~ In Bayern l&Bt aich dieae Zahl nicht feafetellen, da Gehallf 
znlagen bis zvx Fenaionierong weiter gezahlt werden. — Qeaetilicb nicht bestimmt ist diese 
2abl in Schwarxburg-Rudolatadt, Schwarzbnrg-Sondersbansen, Sachsen^Meiningen. 
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Zahl der 

Diensljahre 

bis zum 

Höchstgehalt 



Aufrückungs- 
zulage 



Aufrückungs- 
frist 



Pflicht- 
Stundenzahl 



Bemerkungen 



3X360 
1X180 



alle 5 Jahre. 



^y 



nach dem 21. Dienstjahre 

Quinquennalzulagen, bis zur 

Pensionierung 180 J^ 



an den 

4 oberen 

Klassen 20, 

an den 
5 untersten 
22; an den 

Progym- 
nasien und 

Latein- 
schulen 24. 



Über das Höchstgehalt s. Bemer- 
kung bei den Rektoren, ebenso 
über die a. o. Zulage v. 1904 

In Bayern werden Beamte, welche 
bis zum 70. Lebensjahre gedient 
haben, stets mit vollem Gehalt 
pensioniert. 



2X360 
3X180, 
nach dem 
20. Dienst- 
jahre bis 
z. Pensio- 
nierung 1804^ 



Imal nach 
3 Jahren, 
Imal nach 
2 Jahren, 
dann alle 
5 Jahre. 



8. oben. 



DcLS Aufrücken dieser Beamten- 
läoMen wie das der Gymnasial- 
professoren und Gymnasiailehrer. 



unter die andern Staaten eingereiht werden und wird zuletzt gestellt. 



25 



2X400 
3X600 



alle 5 Jahre, die Lehrer 

der alten u. 

neueren 

Sprachen 

höchstens 

17, 

die Lehrer 

der übrigen 

Gegenstande 

hOehstens 

20. 



Die Aktivitötszulage für die IX. 
Rangsklasse außerhalb Wiens : 
600, 500, 400 Kr., für die VIII. 
Ruigsklasse außerhalb Wiens : 
720, 600, 480, für die VE. Rangs- 
klasse außerhalb Wiens 840, 700, 
560. — Die Aktivitätszulage wird 
gezahlt, so lange man .aktiv** 
ist, d. h. im Dienst steht; sie ist 
mit 2^/0 pensionsberechtigt. — 



an die 21. Stelle zwischen Schanmburg-Lippe und Sachsen-Coburg-Gotha, Oster- 



3. Die Pflichtstundenzahl für die Direktoren ist am niedrigsten in Österreich mit 
5—8 und in Württemberg fßr Stuttgart mit 6—8 St., am höchsten in Baden 10—18. Dabei 
ist das Höchstgehalt der österr. Direktoren 8400 Kr. in Wien = 7140 od höher als das der 
Badischen 5800 + DW = 6850; auch in Lübeck, Schaumburg-Lippe mit 16 Stunden ist sie 
hoch genug. — Die Pflichtstundenzahl fßr die Oberlehrer ist am niedrigsten in Osterreich, 
höchstens 20 (in Wirklichkeit viel geringer, oft 14), am höchsten in Württemberg, bis 30, 
allerdings dort für die Lehrer der mittleren und unteren Klassen. Leider ist die Pflicht- 
stundenzahl oft nicht durch die Behörde fixiert, so in Mecklenburg-Schwerin und -Strelitz, 
in Sachsen- Weimar, in Elsaß-Lothringen, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Coburg-Gotha, in 
Schwarzburg-Sondershausen und Schwarzburg- Rudolstadt. 

4. Was die Gleichstellung der Oberlehrer und Richter erster Instanz in bezug auf die 
Gehälter anbelangt, so sind beide Beamtenklassen im Anfangs- und Höchstgehalt völlig 
gleichgestellt: in Bayern, Baden, Sachsen-Weimar, Hessen (ausgenommen die 20 dienstältesten 
Richter), Mecklenburg^Strelitz, Schwarzburg-Rudolstadt, Fürstentum Lippe, Reuß j. Linie. 

Im Anfangsgehalt, nicht im Endgehalt stehen sie gleich in Braimschweig und Österreich. 

Viel höher ist das richterliche Gehalt in Hamburg, Bremen, Lübeck, Mecklenburg- 
Schwerin, Schwarzburg-Sondershausen. 

Niedriger ist das Gehalt der Richter als dasjenige der Oberlehrer nur im Fürstentum 
Reuß ä. L. und in Gotha. 
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Trotz des höheren Anfangs- und Endgehalts bei den Richtern findet zeitweise eine 
Ann§Jierung, bezw. Gleichstellnng beider Beamtenklassen dadnrch statt, daß bei nns durch- 
weg nach dem Dienstalter des einzelnen, dort oft bei Beibehaltung des Stellenetats nach 
der Zahl des Ansscheidens aller Amtsinhaber ein Aufrücken stattfindet; freilich bei dem 
Stellenetat kann sich dies Aufrücken der Richter auch jederzeit sehr zu ihren Gunsten ändern, 
bei uns nicht. So kann also der Zufall beide Beamtenkategorien manchmal gleichstellen; 
aber es handelt sich hier um Durchfahrung und Anerkennung eines Prinzips, und hier 
ist, wie die Zusammenstellung zeigt, dasselbe im Süden sehr oft bereits als richtig anerkannt« 
in Norddeutschland nur vereinzelt. 

Aber nicht nur diese Frage ist wichtig, wie unser Stand zu gleichen Ständen gestellt 
ist, sondern auch eine zweite, die eigentlich alle Stände angeht: Wie verhalten sich Rang- 
und Gehaltsklassen zueinander? Eine ganz klare Antwort läßt sich hierauf, ausgenommen vielleicht 
in bezug auf die Yerhältnisse von Hessen und den Hansestädten, zunächst wenigstens, 
nicht geben. In den Hansestädten gibt es keine Rangordnung, ebensowenig wie bekanntlich 
im Großherzogtum Hessen, die Beamten rangieren nach ihrer Besoldung. Es ist dies eigent- 
lich das Vernünftigste, denn was hilft; einem Beamten ein höherer Rang, wenn sein Ein- 
kommen dem nicht entsprechend ist? Die Welt reiht ihn doch nur nach seiner äußeron 
Lebensführung, welche sich nach dem Gehalt richtet, zwischen die andern Beamten ein! 
Daher bleibt die Aufstellung von Gehalts klassen immer sehr zweckmäßig; in Bayern sind 
sämtliche Beamte in XH Gehaltsklassen geordnet, welche häufig noch Unterabteilungen 
haben, einige, wie die XI. von a — k; die Rektoren von höheren Schulen gehören, wie die 
Räte der bayerischen Oberlandesgerichte, die Direktoren der Landesgerichte, die Bibliothekare 
der Hof- und Staatsbibliothek, in die Klasse V^ und beziehen alle dasselbe Gehalt, 
ebenso kommen dort die Räte der Landgerichte, die Oberamtsrichter mit den Professoren und 
den Rektoren der Progymnasien in die Gehaltsklasse YIc, alle mit demselben Gehalt, ebenso 
die Amtsrichter zusammen mit den Gymnasiallehrern in dieselbe Gehaltsklasse XI o. Freilich 
heißt es auch hier: die Klasseneinrichtung der Gehaltsregulative präjudiziert in keiner Weise 
dem Dienstrange der Beamten ; derselbe ist lediglich für die Gehaltsnormierung maßgebend, 
wie z. B. bayerische Rektoren mit dem Titel „Oberstudienrat'' den ' dortigen Ober- 
regierungsräten gleichstehen, wohl dem Range, aber nicht dem Gehalte nach, sonst müßten 
sie nach Gehaltsklasse III kommen. Aber solche Ausnahmen beziehen sich nur auf sehr 
wenige, einzelne Beamte. Während es in vielen Staaten, so auch in Preußen, solche feste 
Gehaltsklassen nicht gibt, sondern häufig genug Beamte desselben Gehaltes verschiedenen 
Rangklassen zugehören, wie Beamte desselben Ranges verschiedenes Gehalt beziehen, so ist 
beides in Österreich längst durch Gesetz vom 15. April 1873 festgelegt, das in § 2 lautet: 
„Der Rang des Staatsbeamten bestimmt mit der in § 15 dieses Gesetzes gemachten Aus- 
nahme das Ausmaß seiner Bezüge." § 15 lautete nun freilich 1873 (R. G. Bl. Nr. 47): „Auf 
das gesamte Lehrpersonal und auf die Bibliotheksbeamten, sowie auf jene Beamten, deren 
Bezüge auf einem vertragsmäßigen Übereinkommen beruhen, finden die Bestimmungen dieses 
Gesetzes keine Anwendung.* Aber durch das Gesetz vom 19. September 1898 (R. G, Bl. 17i. 58), 
womit einige Bestimmungen des Gesetzes vom 15. April 1873 betr. die Regelung der Bezüge 
der aktiven Staatsbeamten abgeändert wurden, d. h. womit Gehälter für die einzelnen Bang- 
klassen erhöht worden sind, und durch das Gesetz „betr. die Regelung der Bezüge des Lehr- 
personals an dem vom Staate unterhaltenen Mittel schul on'^ ist nun auch für die in § 15 des 
Gesetzes von 1873 ausgenommeneu Mittelschullehrer die Gehaltsskala so, wie die obige Tabelle 
es zeigt, gesetzmäßig festgelegt worden, i) 

Bei uns in Preußen ist bekanntlich die Regulierung der Oberlehrergehälter nicht durch 
Gesetz erfolgt, sondern durch den Kormaletat vom 4. Mai 1892,^) mit verschiedenen Nach- 
trägen; der Etat gilt in Preußen natürlich nur für die laufende Legislaturperiode. Daß er 
abgeändert werde, ist kaum anzunehmen, aber immerhin ist dies leichter als in Osterreich, 
wo durch Gesetz alles festgelegt ist, so leicht lassen sich Gesetze nicht ändern, wie Normal- 
etats; trotz der gegenteiligen Ansicht des preußischen Abgeordnetenhauses lehnte es die 
Regierung damals ab, den Normaletat bei ims zum Gesetz zu erheben, freilich auch eine 



') Übrigens auch schon früher (Gesetz v. 15. April 1873, R. G. Bl. Nr. 48), waren, wie 
der Rang auch die Gehälter der Mittelscbullehrer gesetzlich festgelegt. — 

2) Daß der Normaletat kein Gesetz, sondern nur eine Yerwaltungsnorm sei, weist 
überzeugend nach Irmer in Wiese-Irmer, S. 829. 
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Aufbesserung der Gehälter läßt sich bei dem nicht stabilen Charakter eines Normaletate 
vielleicht eher machen. — 

Einen Vorzug aber hat das österreichische und bayerische System vor dem preußischen: 
das fortgesetzte Ausspielen einer Beamtenklasse gegen die andere, die Bevorzugung einer vor 
der andern, ist dort fast unmöglich. Was hat es für einen Zweck, daß bei uns die Beamten 
der IV. Bangklasse in Abstufungen der Höchstgehälter sich durch 600 JC unterscheiden? Die 
Begierungsräte haben 600 M mehr als die Amts- und Landgerichtsrftte, die letzteren 600 JC 
mehr als die Professoren der höheren Lehranstalten (was dadurch, daß dort der Stellen-Etat, 
hier das System der Dienstalterszulagen maßgebend ist, wieder etwas ausgeglichen wird). 
Die Oberbibliothekare stehen hinter uns wieder zurück, da sie das dem imsem gleiche Höchst- 
gehalt erst nach 24 Diensljahren erreichen, usw.l Das erregt doch nur fortgesetzte Unzu- 
friedenheit und Neid einzelner Beamtenklassen gegeneinander. Für die „Beamtendisziplin'' 
mag es allerdings vorteilhafter sein. Man sieht keinen Grund für die obigen Gehalts-Unter- 
Bchiede zwischen Beamten gleicher Vorbildung; was in der preußischen „Denkschrift, betr. die 
Fortführung der Besoldimgsaufbesserung für die mittleren und höheren etatsmäßigen Be- 
amten" gesagt ist, daß nämlich der Landrat, der Bichter, der Oberlehrer, der Oberförster 
eine so verschiedene historische und aktuelle Stellung hätten, daß eine mechanische 
Gleichstellung derselben nichts weiter hieße, als das Ungleichartige gleich zu behandeln, 
und daß dabei auch auf die allgemeine Anschauung zu achten sei, wird durch die 
faktische Gleichstellung in den oben genannten Ländern, die z. Teil seit langem besteht, in 
seiner Gültigkeit durchaus entwertet. Besonders bedenklich ist die Hervorhebung der „öffent- 
lichen Anschauung*^. Die öffentliche Anschauung muß eben durch den Staat und seine Ein- 
schätzung der Beamten geleitet und korrigiert werden, und der Staat hat die Pflicht dort, 
*wo einer Beamtenklasse durch die historische Entwickelung bisher Unrecht geschehen ist 
oder Unrecht geschieht, ausgleichend einzutreten und nicht geschichtlich gewordene Benach- 
teiligung sich anzueignen oder gar zum Grundsatz zu erheben. — 

Noch zwei weitere Vergleichspunkte werden allgemeines Interesse erregen. Bei uns in 
Preußen ist die Versagung der Dienstalterszulagen bezw. der den Dienstalterszulagen jetzt 
gleich zu behandelnden Funktionszulagen (von 900 JC) nur bei unbefriedigender Dienstführung^) 
möglich und bedarf der Genehmigung der Provinzialbehörde. 

So in der „Ausführung des Normaletats v. 4. Mai 1892" unter Nr. 5; vorher aber unter 
Nr. 4 eine Art Bedingung für die Bewilligung: „Die Bewilligung von Alterszulagen hat bei 
befriedigendem dienstlichen imd außerdienstlichen Verhalten'' stets vom ersten Tage an zu 
erfolgen. Femer ist in Nr. 5 bestimmt, daß die Gründe für die einstweilige Nichtbewilligung 
dem Lehrer auf seinen Antrag mitzuteilen sind,^ und daß, wenn die bezüglichen Anstände 
in Wegfall gekommen sind, die Alterszulage wieder zu gewähren ist. — Was nun unter 
.befriedigendem dienstlichen und außerdienstlichen Verhalten", unter „unbefriedigender 
Dienstführung*^ zu verstehen sei, ist bei uns nicht definiert; auch nicht, ob und welche 
Disziplinarstrafe der Bewilligung hinderlich wäre; vielleicht braucht es noch gar nicht einmal 
zu einer Disziplinarstrafe zu kommen und doch kann bei uns die Alterszulage versagt werden. 
Die Dehnbarkeit dieser Begriffe kann in vielen Fällen far den Beamten ja vorteilhaft, in 
vielen Fällen aber auch sehr nachteilig sein. Wieder ist in Osterreich durch das Gesetz 
auch in dieser Beziehung Klarheit und dadurch Sicherheit geschaffen worden, § 2 des 
österreichischen Gesetzes 1898 lautet: „Nach erfolgter schriftlicher Verwarnung oder nach 
einem erteilten Verweise kann der Unterrichtsminister die Zuerkennung einer Quinquennal- 
ztdage bis zur Dauer von höchstens drei Jahren sistieren". 

Im übrigen geschieht das Aufrücken überall mehr oder weniger automatisch, der Di- 
rektor hat nur prohibitiven Einfluß, kann nur die Versagung der Gehaltszulage bean- 
tragen, die Instanz, welche schließlich darüber entscheidet, ist oft schon die nächst höhere 
Schulbehörde, bei uns das betr. ProvinzialschulkoUegium, in Österreich erst das Unterrichts- 
ministerium nach dem obigen § 2, in kleineren Staaten der Landesfürst, wie schon in Bayern; 
je höher die Instanz ist, je mehr Instanzen ein solcher Antrag auf Versagung zu durchlaufen 
^t, je günstiger ist es natürlich für den Beamten. 

Freilich, meist sind diese Disziplinarbestimmungen unbestimmt gehalten, so auch in 



1) Vergl. Centralblatt 1892, Sept.-Oktoberheft S. 638/39. 

*^) An Preußen schließt sich dem Wortlaute nach hierJQ Br(^nnschweig an in der 
Gehaltsordnung v. 14. April 1901. 



328 V. B. Gehalt. 

Bayern, wo § 4 der Allerh. Verordnung betr. die Gehaltsbezüge der pragmatischen Staats- 
diener y. 11. Juni 1892 lautet: ,,Jede Yorrückung in den Gehalt einer höheren Altersklaeae 
ist durch die Würdigkeit des Beteiligten bedingt und von Unserer (Königs bezw. Regenten) 
Genehmigung abhängig.* Auch dieser Begriff ;, Würdigkeit^ ist mancher Deutung fähig; 
ebenso in Hessen „die mangelhafte Dienstführung^ (Art. 5 des Besoldungsgesetzes 
V. 9. Juni 1898), bei der es „Uns und der von Uns hierzu ermächtigten Behörde vorbehalten 
bleibt, die Zulagen ganz oder teilweise zu versagen oder in längeren Fristen oder nur in 
widerruflicher Weise eintreten zu lassen^, ähnlich im Königreich Sachsen, Kretzschmar 
S. 584; auch in Württemberg nach der „Gehaltsregelung der ständigen und unständigen 
Lehrer v. 1. Oktober 1899^ unter II: „Voraussetzung der Gehaltsvorrückung und der Einsetzung 
in den Bezug der ergänzenden Dienstzulagen ist, wie bisher, Würdigkeit der beteiligten 
Lehrer nach Wandel und Beruf Btreue**, sind „Wandel (also außerdienstliches Verhalten) 
und Berufstreue" wenig fest umschriebene Begriffe, jedenfalls wie in Preußen, Hessen, Bayern 
nirgends genauer erklärt. 

Natürlich kommt es stets darauf an, wie solche Bestimmungen, mögen sie Gesetzeskrafb 
haben oder nur auf Verfügungen beruhen, dehnbar oder nicht dehnbar sein, von der Be- 
hörde gehandhabt werden. So ohne weiteres wird man also von der schematischen Gehalts- 
aufrückung einen Oberlehrer nicht ausschließen. Auch ein schnelleres Gehaltsavancement 
als nach dem Schema wird man nur selten gewähren können. Da, wo dies überhaupt mög- 
lich, wird immer ein Grund zu einer gewissen Auszeichnung vorliegen oder wenigstens an- 
genommen werden müssen, so nur in Sachsen und Österreich. 

Im Königreich Sachsen kann das Ministerium einem Oberlehrer dadurch das Gehalt 
beträchtlich erhöhen, daß es ihn in eine der „67 herausgehobenen Stellen* bringt, 
und in Österreich gibt es nach § 13 des Gesetzes vom 19. September 1898 zwar keine* 
„Verdienstzulagen* mehr, aber dennoch ist der Unterrichtsminister ermächtigt „Lehrpersonen 
der Mittelschulen, welche sich durch hervorragende Leistungen auf wissenschaftlichem oder 
pädagogisch-didaktischem Gebiete ausgezeichnet haben, einmalige Unterstützungen bis zum 
Betrage von 500 fl. zu gewähren*. Daß in Schwarzburg-Sondershausen, in Schwarzburg- 
Rudolstadt, in Sachsen-Meiningen, in Lippe bei den Gehältern der Direktoren weder die 
Aufrückungszulage noch die Aufrückungsfrist geregelt ist, geht aus der Tabelle hervor. 

Die Beamten in diesen Staaten haben also keinen Rechtsanspruch auf ihr Gehalt 
oder wenigstens auf ein bestimmtes Gehalt, und einen solchen Rechtsanspruch haben 
überhaupt die Inhaber des höheren Lehramts, ebensowenig wie die höheren Bau- und Forst- 
beamten, fast nirgends. Scharf verneint ist das bei ims in Preußen in § 6 des Noimal- 
etats: Den Lehrern steht ein Rechtsanspruch auf Bewilligung eines bestimmten Dienstein- 
kommens, insbesondere auf Feststellung eines bestimmten Dienstalters oder Aufrücken im 
Gehalt nicht zu, ebenso in Hessen in Art. 5: Der Rechtsweg ist, vorbehaltlich der Bestim- 
mungen in Artikel 16 (handelt von richterlichen Beamten) ausgeschlossen; nicht anden in 
Anhalt, wo es in der Verf. v. 18./5. 86 heißt: „...verleiht diese Gehaltsskala denLehxem 
keinen Anspruch auf Gewährung der Gehaltszulagen ; vielmehr hat diese Gehaltsregelung den 
Charakter einer Verwaltungsnorm **. Nicht anders ist es im Königreich Sachsen, denn 
hier werden die Gehalte der Lehrer durch den Staatshaushaltsetat bestimmt (Kretzschmar 
S. 588). Dagegen steht in Bayern allen pragmatischen Beamten, zu denen mit Ausnahme 
der Assistenten alle Lehrer der höheren Schulen gehören, ein klagbarer Rechtsansprach 
auf Gehalt und Pension zu; ebenso ist in Österreich aus § 2 des obigen Gresetzes: „Jeder 
wirkliche Lehrer hat nach je 5 Jahren, die derselbe, sei es vor, sei es nach dem Beginne der 
Wirksamkeit dieses Gesetzes in der Eigenschaft eines wirklichen Lehrers an einer Mittelschule 
des Staates zurückgelegt h^j;, bis einschließlich zum 25. Jahre dieser Dienstleistung, Anspruch 
auf Erhöhung des Gehaltes*, — ein Anspruch wenigstens auf die Quinquennalzulagen 
abzuleiten; wie weit dieser Anspruch geltend gemacht werden kann, bleibe dahingestellt. — 
Übrigens sind auch in Österreich die Richter mit allen andern Beamten darin dem 
Staatslehrpersonal voraus, daß sie ein Drittel ihres Gehaltes (in Preiißen nur die Richter 
das Ganze) einklagen dürfen; in Württemberg i) kommt keiner Beamtenkategorie wedei 
den Oberlehrern noch den Richtern noch den höheren Bau- oder Forstbeamten irgend ein 
Recht auf Gehaltsvorrückung zu, sondern alle müssen Würdigkeit im Wandel und Berufs- 
treue betätigen, um die höhere Gehaltsstufe zu ersteigen. 

1) Vergl. 0. Gerhardt, Gehaltsregulativ für die württembergischen Staatsbeamten. 1901. 
Seite 5/6. 



V. C. Schulgeld. 



329 



Man sieht, wie durch eine weiter ausgedehnte Vergleichung, welche übrigens bei oft 
mangelnden Grandbestimmungen sehr schwierig sem würde, das Verfahren in manchen 
Staaten doch in merkwürdiges Licht käme. Auch sonst aber tauchen hier eine Reihe von 
finanztechnischen Fragen auf, von denen ich einige wenigstens skizzieren möchte: 

1. Ist es richtig, daß nach einer längeren Reihe von Dienstjahren d. h. nach Erreichung 
des sogenannten Höchstgehaltes der Oberlehrer (Professor) dann für den Best seines Lebens 
auf derselben Stufe stehen bleibt? — Wenn jemand mit dem 24. Lebenq'ahre ins Amt kommt 
(was allerdings selten geschieht) kann es geschehen, daß er nach 21 Dienslgahren, also mit 
dem 45. Lebensjahre vielleicht noch ca. 20 Jahre fortgesetzt dasselbe Gehalt bezieht, obwohl 
manche persönliche Umstände, z. B. Erziehung erwachsener Kinder, gerade dann seine Aus- 
gaben vermehren. Hat nicht das Bayerische Prinzip, nach welchem nach dem 21. Dienst- 
jähre immer noch alle 5 Jahre eine Zulage von 180 <^ gezahlt wird, bis der Beamte, sei es 
durch Tod, sei es durch Pensionierung aus dem Dienste scheidet, viele Vorteile? 

2. Sind kürzere Aufrückungsfristen mit kleineren Zulagen, wie in Oldenburg, oder 
längere Fristen mit größeren Zulagen zweckmäßiger? 

3. Ist es zweckmäßig, daß die jüngeren Oberlehrer, wie augenblicklich in Preußen, 
durch ziemlich hohe Zulagen von z. B. 500 JC ausgezeichnet werden, während zuletzt die 
Zulage plötzlich von 600 JC auf 800 fällt? — Zweckmäßig könnte es nur deshalb sein, 
weil man durch hohes Anfangsgehalt reichlichen Zuwachs für die Laufbahn schaffen will. 

4. Ist es nicht zweckmäßig, daß, wie in Baden, nach einiger Zeit sich auch der 
Wohnungszuschuß erhöht? — Doch genug! Gewiegte Finanztechniker werden sich schon 
längst mit ihnen bekannten Gründen for die eine oder andere Antwort entschieden haben. 



C. Schulgeld. 

Die Reihenfolge der Staaten ist nach der zimehmenden Höhe des Schulgeldes geordnet. 
Es sind neben Österreich alle Staaten Deutschlands herangezogen; nicht alle Einzelheiten 

sind erwähnt. 



Staat 


Höhe des jährlichen 

Schulgeldes; meist sind 

nur die VoUanstalten in 

Betracht gezogen. 


Staat 


Höhe des jährlichen 

Schulgeldes; meist sind 

nur die Vollanstalten in 

Betracht gezogen. 


1« Bayern 


45 JC 


9. Brann- 
schweig 


120, dazu 3 JC Aufnahme- 
gebühr, an den nicht- 
staatlichen Schulen etwas 
weniger. 


2. Württemberg 


Unterklassen: 
40, in Stuttgart 50. 

Oberklassen : 
60, in Stuttgart 70. 




10. Anhalt 


120 


8. Baden 


84 


11. Sachsen- 
Meiningen 

! 


VoUanstalten: 
Klaflflfi VI V 80 


4. Österreich 


1) 50 fl. — 85 0^ in Wien, 

2) 40 fl. für Orte außer i 
Wien, die mehr als 25000 E., 
3) 80 fl. in allen übrigen Orten. ^ 


Klasse IV, III 100, 
Klasse U, I 120. 

Nichtyollanstalten: 
80-100 


5* Sachsen- 
Weimar 


100, Auswärtige 180. 

i 


12. Sachsen- 
Altenbnrg 


120 


O.Meeklenbnrg- 
StreUtz 


100 


18. Sachsen- 
Cobnrg-Gotha. 

* 


Coburg: 80—96. 
Gotha: 120. 
Ausländer 120—144 in Co- 
burg, in Gotha 180. 


7. Hessen 


Klasse VI IV 9(i, 
Klasse ÜI-I 108. 




14. Schwarz- 

bnrg- 
Bndolstadt 


Klasse VI, V 80, 
Klasse IV, m 100, 
Klasse U, I 120, 
am städt. Realgynmasium in 
Frankenhausen 60, 80,100. 


8« Königr. 
Sachsen 


120, auswärtige Schüler an 
den städtischen Anstalten 
meist mehr, z. B. in Leip- ' 
zig 150. 1 
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Staat 


Höhe des jährlichen 

Schulgeldes; meist sind 

nur die Vollanstalten in 

Betracht gezogen. 


Staat 


Höhe des jährlichen. 

Schulgeldes; meist sind 

nur die Vollanstalten in 

Betracht gezogen. 


15. Schwarz- 

burg- 
SondershanBen 


Vollanstalten: 
Klasse VI, V 80, 
Klasse IV, ÜI 100, 
Klasse U, I 120. 

Nichtvoll an stalten: 
60-120, 

Ausländer 20 JC mehr. 


28, Preußen 


Vollanstalten in Berlin : 140, 
sonst meist ISO (oft 120, 
130} Frogymnasien, Beal- 
progymnasien : 100, Real- 
schulen 80.1) 




24. Reufi ft. L. 


in' VT m 100, 

in 11 120 


16. Renfi J. L. 


120, Auswärtige \^ M- mehr. 


lU XI. M. Cnt 

in I 150 
Auswärtige 24 «.^ mehr. 


17* Schaum- 


Vollanstalten: 

Klasse VI, V 80, 

Klasse IV, TU 100, 

Klasse II, I 120. 

Nichtvollanstalten: 

80, 100 


bnrg-LIppe 


25. Bremen 


für Unterklassen: 120, 
für Oberklassen: 150. 
Auswärtige 150, 200; in 
Bremerhaven und Vege- 
sack niedriger. 


18. Lippe 


120 


26. Lübeck 


160 JCy an der Realschule 
120 


19. Elsaß- 


Vollanstalten: 

80—120 

Nichtvollanstalten: 

80—100 


Lotbringen 


27. Hamburg 


für alle Klassen der Gym- 
nasien, des Realgymna- 
siums, derOberrealschulen 


20. Waldeek 
n» Pyrmont 


130 


192 JC und für die Ober- 
klassen der Oberrealschule 
in Elmsbüttel; für die 
Unter- u. Mittelklassen der 
letztgenannten Oberreal- 
schule und für alle Klassen 
der Realschulen u. Pro- 
gymnasien 144 JC 


21. Oldenburg 


130 


22. Meoklen 
burg-Sehwerin 


130, dieser Satz nur an den 
großherzogl. Anstalten. 



Die Tabelle zeigt, daß im Süden, in Bayern, Württemberg, Österreich, Baden 
der Besuch der höheren Schulen erheblich billiger ist als im Norden, daß, je weiter man 
nach Norden kommt, die Sätze für das Schulgeld immer höher werden, in Reuß ä. h. IhO^fC 
für Prima, in Preußen mit 140 </^ in Berlin und 150 .^ für das Joachimsthalsche Gynmasium, 
160 €/^ in Lübeck, bis es dann in Hamburg mit 192 JC seinen Höhenpunkt erreicht. Befrem- 
dend muß dabei die Erscheinung wirken« daß eng benachbarte Staaten so weit auseinander- 
gehen: z. B. die beiden Schwesterstaaten Mecklenburg, yon denen man im größeren 130^, 
im kleineren nur 100 «.^ erhebt, aber auch in den thüringischen Staaten ist die Differenz 
groß genug: 100 JC in Sachsen-Weimar, 120 M in Reuß j. L., 150 JC sogar in Reuß ä. L. 

Ebenso befremdend wirkt die Tatsache, daß die Staaten mit niedrigem Schulgeldsatz 
Baden, Bayern, Österreich, Württemberg auch die niedrigsten Gehälter für die Oberlehrer 
zahlen; manche, wie z. B. Mecklenburg-Strelitz mit 100.^ Schulgeld und der Gehalts- 
skala von 3000 — 6000 JC^ machen allerdings eine rühmliche Ausnahme ; wie weit tatsächlich 
der zu zahlende Schulgeldsatz für die Normierung der Gehälter maßgebend ist, wie viel oder 
wie wenig ein jeder Staat nach seinen finanziellen Kräften überhaupt dazu beisteuert, werden 
nur diejenigen beurteilen können, welche die Finanzen verwalten. 

Ebenso lassen wir dahingestellt, ob es sich empfiehlt, für die verschiedenen Schul- 
klassen eine allmählich nach Prima aufsteigende Quote zu erheben, mich dünkt, der Unter- 



^) Am Königl. Joachimsthalschen Gymnasium 150. — Auswärtige oft mehr, so an den 
Berliner Realschulen 140. — Die Klassen VI — Uli der Oberrealschulen stehen oft im {Schul- 
geld gleich den betr. Klassen der Realschulen, erst in OU und I wird das Schulgeld der 
Vollanstalten erhoben. — Über das Schulgeld in und um Berlin sehe man Genaueres nach 
in „Spruths Berliner Schulkalender für 1905/6, Führer durch die höheren Schulen Berlins 
und seiner Vororte''. 5. Jahrgang. U Öhmigkes Verlag. Berlin SW. 12. 
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rieht der in den unteren Klassen unterrichtenden Oberlehrer wird dadurch herabgedrückt; 
ebenso bleibe es den Nationalökonomen überlassen zu untersuchen, ob es zweckmäßig sei, 
von auswärtigen Schülern, solchen, die nicht am Orte wohnen, mehr zu fordern ; für Eltern, 
die ihre Söhne schon in eine auswärtige teure Pension schicken, ist dann der höhere Schul- 
geldsatz noch empfindlicher. 

Die großen Unterschiede in den Schulgeldsätzen Deutschlands sind recht beklagenswert, 
auch für die höheren Schulen selbst von schwerwiegender Bedeutung. Wie groß der Übel- 
stand ist, sei an einem Beispiel erläutert: in welche Lage kommt ein Offizier oder deutscher 
Reichsbeamter, der mit drei deutschen jungen Staatsbürgern von München, wo er 8X45 JC 
Schulgeld bezahlte, z. B. nach Berlin, wo er 8X140 (150) i) JC bezahlen muß, versetzt wird^ 
oder gar, wenn er nach Hamburg zu ziehen gezwungen ist, wo er 3X192 «/^ zahlen soll? 
Man nehme dazu noch die Kosten für Neuanschaffung sämtlicher Schulbücher! 

Aber auch für die innere Gestaltung und Verfassung der höheren Schulen — es braucht 
ja dies kajim erwähnt zu werden — ist die Höhe des Schulgeldes von großem Einfluß. Die 
Staaten, die wie Bayern in der glücklichen Lage sind, nur 45 JC zu verlangen, können ihr 
höheres Schulwesen viel volkstümlicher ausgestalten, es braucht, da steter Zufluß ist, 
nicht soviel Rücksicht genommen zu werden als dort, wo der Besuch von einer gewissen 
Wohlhabenheit der Eltern abhängig ist. Gewiß haben im allgemeinen die mit Glücksgütem 
gesegneten Stände gleichmäßigere, bessere Bildung, die sich auch meist auf ihre Söhne 
überträgt, aber oft ist diese Bildung nur eine oberflächliche. Verstand aber und geistige 
Befähigung finden sich nicht immer mit dem Besitz zusammen, und so wird das Schüler- 
publikum an den Anstalten, wo niedrigeres Schulgeld zu entrichten ist, oft frischer, empföng- 
licher, bildungsfähiger sein als da, wo die infolge der „Plutokratie^ eingetretene Bildungs- 
tünche Knaben und Jünglinge frühzeitig blasiert, zerstreut, „nervös'' macht. Manche üblen 
Erscheinungen im höheren Schulwesen der norddeutschen Staaten lassen sich, so wenig man 
es zugeben will, einfach aus der Zusammensetzung des Schülerpublikums ableiten; die Mischung 
aber desselben ist vielfältig vom Schulgeld abhängig. 

Und hier sehen wir wieder ein weites Feld für eine zukünftige Schulreform, eine solche 
auf sozialem Gebiete, die selbst eine ausgedehnte Schulgeldbefreiung (in Österreich sind 
oft 60% frei!) nicht herbeiführen kann. Soweit wie manche, die eine völlige Abschaffung 
des Schulgeldes für die höheren Schulen verlangen, wie ja auch in den Jesuitenschulen jeder 
Zeit der Unterricht unentgeltlich war, möchten wir nicht gehen; es würde mit dieser Freiheit 
großer Mißbrauch getrieben werden. Diei Quote muß aber möglichst auf das bayerische 
Maß herabgesetzt, daneben mag die auch von Eulenburg (Beiträge zur Oberlehrerfrage, Leipzig 
1903, Teubner. S. 106) vorgeschlagene, von jedem Bürger zu entrichtende Schulsteuer erhoben 
werden. 

Jetzt nämlich scheint der Mißbrauch, den Wohlhabende und Reiche mit ihrer 
Zahlungsfähigkeit treiben dürfen, indem sie ihre Söhne fast ausschließlich auf höhere Schulen 
senden, auch sehr verhängnisvoll zu werden: dieser, oft nicht für höhere Schulen geeig- 
neten Elemente wegen kommt man allmählich zu einem Durchschnittsmaß, das leicht auch 
tiefer sinken wird, kommt man allmählich zu immer leichteren Prüfungen. „Und das hat zur 
Folge", sagt Paulsen, (Reins Enzyklopädisches Handbuch, 2. Aufl. I. S. 667) «daß die For- 
derungen der Natur nicht selten schwer gekränkt werden. Unfähige werdenmitunend- 
licher Mühe notdürftig abgerichtet und treten in die leitenden Stellen, wo sie 
nichts leisten und ihnen selber nicht wohl wird. Und andrerseits wird solchen, die zu großer 
Tätigkeit innere Begabung mitbringen, die Gelegenheit zur Ausbildung vor- 
enthalten, indem sie bei niederer Dienstleistung festgehalten werden, geht ihr Talent der 
Gesellschaft verloren und sie selber haben lebenslang den Druck der Verhältnisse zu tragen. 
Das also wäre ein mögliches Ziel sozial-reformatorischer Bestrebungen und ein 
wirkliches Ideal: den gesellschaftlichen Beruf in Einklang mit dem Naturberuf zu 
bringen. Freilich ein Ideal, dessen Verwirklichung nie ohne Rest gelingen wird, schon darum * 
nicht, weil es ein zuverlässiges Mittel der Erkenntnis der natürlichen Berufung nicht gibt.' 

Ja, welche Aufgabe im Leben geht denn überhaupt ohne Rest auf? Soll man deswegen 
mutlos, mit pessimistischem Lächeln nun zuschauen, wie das junge geistige Leben eines 
Volkes ohne eingreifende Hilfe, ganz von selbst sich weiter entwickelt, wie Weizen und 



1) Für den dritten Jungen allerdings braucht wohl in der Regel kein Schulgeld gezahlt 
zu werden. 
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Unkraut lustig nebeneinander emporkommen? Und soll man dies letztere etwa mit der 
Altweiberweisheit und der Gassenmoral verteidigen, die da ruft: .Das ist inuner so gewesen l 
Wer vermag das zu ändern?" 

Nein, die ärztliche Kunst soll nicht verzagen, weil sie oft Mißgriffe macht und des 
übel nicht Herr wird; das Rechtsprechen wird nicht aufhören, weil es hier und da Irrwege 
einschlägt; so soll auch das höhere Lehramt wegen der Möglichkeit vereinzelter, falscher 
Urteile immer jenes Ideal, den Naturberuf mit dem gesellschaftlichen auszngleichea, im 
Auge behalten. 

Wahrlich, es bleibt so uns Oberlehrern, den Tragem des höheren Lehramtes, stets ein 
hoher, idealer Beruf, und doch zugleich ein solcher, der in das wirtschaftliche, soziale Leben 
der Familie, der Gesellschaft tief eingreift oder doch eingreifen sollte: nämlich schließlich 
infolge der Ausstellung eines Schulzeugnisses zu entscheiden, ob jemand zu 
mechanischer oder subalterner Arbeit oder zu freier geistiger Tätigkeit 
übergehen soll. 

Zeichnet uns so das Ziel unseres Amtes aus, so sind wir auch durch das Objekt 
unserer Tätigkeit vor andern gleichen akademisch gebildeten Ständen ausgezeichnet. Für uns '' 
gilt ganz besonders das Goethische Wort, das wir aus Ottiliens Tagebuch in den WaMver^ 
wandtschaften (II, 7 Schluß) kennen: „Bas eigentliche Studium der Menschheit ist 
der Mensch'^, d. h. in unserm Sinne: nicht der körperlich oder geistig kranke Mensch, mit 
dem es der Arzt zu tun, nicht der moralisch anfechtbare, kranke oder verkommene Mensch, 
mit dem es der Richter vorzugsweise zu tun hat, sondern der freilich noch unfertige, aber 
in zarter Knospe und in vollerer Blüte des Geistes sich immer mehr entfaltende, jugendliche 
Mensch. 
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Berichtigungen und Nachträge. 

S. 1, 4. Zeile statt: .willens'' muß es heißen: ,wiUen*. 
S. 7, 7. Zeile von unten: statt „erhalten'' — „bekommen". 



S. 21, 5. Zeile von oben: statt .31. März* 



.21. März". 



S. 40, 4. Zeile von unten hätte noch auf .Neues Eorrespondenzblatt für Württemberg". 1897. 
S. 144 verwiesen werden müssen. 

S. 40: in der Anmerkung muß es statt „S. 36" heißen: „S. 50 ff". 

S. 50, 2. Zeile von unten ist die v. Wermbter zitierte Schrift dem Titel nach nicht richtig; 
gemeint ist die Schrift: Die höhere Schullaufbahn 1. Preußen. Schalke. Eannengießer. 1901. 

S. 51 : die während des Druckes hinzugekommene Anmerkung betr. das PhilosophiciUD iei 
nicht ganz richtig redigiert. — 

S. 100 ff. hätte bei dem Kapitel: „Privatunterricht, Pensionäre" noch auf Irmei (WiMO* . 
Irmer. S. 82), der einen äußeren Grund für das Halten von Pensionären angibt, vecwiMea 
werden müssen und auf Eulenburg, Beiträge S. 94/95, der diesen Nebenerweib wie 
das Erteilen von Privatunterricht an Schüler derselben Anstalt verwirft, weil ein »giQ&w 
Teil der sozialen Mißachtung des höheren Lehrstandes sich daher schreckt^ daß naa, 
sie auf diesem Wege fOr ,zugänglich* hält". 

S. 208, Zeile 18 muß das Wort „Anmerkung" fort. — 

S. 809: was die Titelfrage anbelangt, so ist Wermbter a. a. 0. S. 43 jetzt auch für Zusammen- 
setzung mit „Studien". 

S. 317: .Zahl der Diensijahre bis zum Höchstgehalt". Berechnet ist die Zahl der Dienst- 
jähre von der Anstellung als „Oberlehrer". Manche hätten gewünscht, daß hier die 
Frage ; wieviel Diensljjahre der Hilfslehrerzeit angerechnet würden, mit hineingezogen 
wäre. Indessen diese Frage, wie andere, z. B. die der Vereidigung der Kandidaten, der 
Schulgeldfreiheit für Oberlehrersöhne, der Pensionierung, Pensionsfähigkeit, des Wg und '^ 
ähnliche Dinge sind teils sehr verwickelt, teils nicht geregelt, teils hängen sie mit der 
allgemeinen Stellung der Beamten in den einzelnen Staaten zusammen und hätten 
so zu Untersuchungen geführt die über die gestellte Aufgabe des Buches weit hinaus- 
gegangen wären. Sie mögen vielleicht einer neuen Bearbeitung, wenn solche sich als J 
nötig erweisen sollte, vorbehalten bleiben ! 
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